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http://eurlex.europa.eu/LexUriServ/site/de/com/2005/com2005_0672de01.pdf 
GRUR Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht 
GRURInt Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht, Internationaler Teil 
hA herrschende Ansicht 
Handbuch Handbuch der Bundeswettbewerbsbehörde zur Anwendung des  
§ 11 Abs 3 WettbG („leniency program“) idF Dezember 2005, abrufbar unter 
http://www.bwb.gv.at/NR/rdonlyres/09178F06-0058-4F34-ACFE-
5DB38113D9A1/0/BWBleniency.pdf 
HBTLJ Houston Business and Tax Law Journal 
Hg Herausgeber 
hL herrschende Lehre 
ICN International Competition Network 
idF in der Fassung 
idR in der Regel 
idS in diesem Sinn 
idZ in diesem Zusammenhang 
iHv in Höhe von 
IJIO International Journal of Industrial Organization 
Individual Leniency 
Policy (1994) 
Kronzeugenprogramm der amerikanischen Antitrust Division für natürliche 
Personen aus dem Jahr 1994,  




iSd im Sinne des/der 
iSv im Sinne von 
iVm in Verbindung mit 
iZ/m im Zusammenhang/mit 
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JBl Juristische Blätter 
JEP The Journal of Economic Perspectives 
Jud Judikatur 
KartG Bundesgesetz gegen Kartelle und andere Wettbewerbsbeschränkungen 
(Kartellgesetz 2005) BGBl I 61/2005 
KartG 1988 Bundesgesetz vom 19. Oktober 1988 über Kartelle und andere 
Wettbewerbsbeschränkungen (Kartellgesetz 1988) idF BGBl 126/1999 und 
BGBl I 62/2002 
KG Kartellgericht 
KOG Kartellobergericht 
Komm Europäische Kommission 
krit kritisch 
LCP Law and Contemporary Problems 
Leitlinien aus 1998 Leitlinien für das Verfahren zur Festsetzung von Geldbußen, die gemäß Art 
15 Absatz 2 der Verordnung Nr 17 und gemäß Art 65 Absatz 5 EGKS-Vertrag 
festgesetzt werden, ABl 1998 C 9/3 
Leitlinien aus 2006 Leitlinien für das Verfahren zur Festsetzung von Geldbußen gemäß Artikel 23 
Absatz 2 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr 1/2003, ABl 2006 C 210/2 
Lfg Lieferung 
LG Landesgericht 
lit litera (Buchstabe/n) 
mA meiner Ansicht 
Mat Materialien 
mE meines Erachtens 
ME Ministerialentwurf 
Mitteilung aus 1996 Mitteilung der Kommission über die Nichtfestsetzung oder die niedrigere 
Festsetzung von Geldbußen in Kartellsachen, ABl 1996 C 207/4 
Mitteilung aus 2002 Mitteilung der Kommission über den Erlass und die Ermäßigung von 
Geldbußen in Kartellsachen, ABl 2002 C 45/3 
Mitteilung aus 2006 Mitteilung der Kommission über den Erlass und die Ermäßigung von 
Geldbußen in Kartellsachen, ABl 2006 C 298/17 
MR Medien und Recht 
MR-Int Medien und Recht International 
MünchKomm Münchener Kommentar zum Europäischen und Deutschen Wettbewerbsrecht 
(Kartellrecht) 
mwN mit weiteren Nachweisen 
NetV Nova & Varia 
Netzwerkbekannt-
machung 
Bekanntmachung der Kommission über die Zusammenarbeit innerhalb des 
Netzes der Wettbewerbsbehörden, ABl 2004 C 101/43 
Nr Nummer 
NZA Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht 
NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht 
ÖBl Österreichische Blätter für gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht 
ÖBl Österreichische Blätter für gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht 
OECD Organization for Economic Co-Operation and Development 
OGH Oberster Gerichtshof 
OLG Oberlandesgericht 
OLR Oregon Law Review 
ÖZW Österreichische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht 












Federal Sentencing Guidelines der US Sentencing Commission als allgemeine 
(nunmehr unverbindliche) Richtschnur für die Strafzumessung, abrufbar unter 
http://www.ussc.gov/2008guid/tabcon08_1.htm 
Sherman Act Sherman Antitrust Act, July 2, 1890, Chapter 647, 26 Statutes 209  
(15 U.S.C. § 1 et sequens) 
Slg Sammlung der Rechtsprechung des EuGH und des EuG 
sog sogenannt/e 
SpStr Spiegelstrich 
StGB Strafgesetzbuch BGBl 60/1974 
StPO Strafprozessordnung BGBl 631/1975 
stRsp ständinge/r Rechtsprechung 
Trade Commission 
Act 
Federal Trade Commission Act, Sept. 26, 1914, Chapter 311, 38 Statutes 717 
(15 U.S.C. § 41 et sequens) 
Tunney Act Antitrust Procedures and Penalties Act, Public Law Number 93-528, Dec. 21, 
1974, 88 Statutes 1706 (15 U.S.C. § 16) 
U.S. United States Supreme Court Reports 
U.S.C. United States Code 
U.S.C. United States Code 
ua unter anderem 
uä und ähnliches 
udgl und der gleichen 
US United States 
uU unter Umständen 
uvm und viele mehr 
UWG Bundesgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 1984 (UWG) idF 
BGBl 448/1984 und BGBl I 79/2007 
v vom, von 
va vor allem 
verb Rs verbundene Rechtsache 
Vergleichs-
Mitteilung 
Mitteilung der Kommission über die Durchführung von Vergleichsverfahren 
bei dem Erlass von Entscheidungen nach Artikel 7 und Artikel 23 der 
Verordnung (EG) Nr 1/2003 des Rates in Kartellfällen, ABl 2008 C 167/1 
VfGH Verfassungsgerichtshof 
VfSlg Sammlung der Erkenntnisse und wichtigsten Beschlüsse des VfGH 
vgl vergleiche 
VO Verordnung 
VO 1/2003 Verordnung (EG) Nr 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur 
Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niedergelegten 
Wettbewerbsregeln, ABl 2003 L 1/1 
VO 1049/2001 Verordnung (EG) Nr 1049/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten des 
Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission, ABl 2001 L 145/43 
VO 17/62 Verordnung (EWG) Nr 17/62 vom 6. Februar 1962 - Erste 
Durchführungsverordnung zu den Artikeln 85 und 86 des Vertrages, 
ABl 1962 P 13/204; mit Wirkung zum 20. 5. 2004 wurde diese Verordnung 
mit Ausnahme von § 8 Abs 3 durch die VO 1/2003 abgelöst 
VO 733/2004 Verordnung (EG) Nr 773/2004 der Kommission vom 7. April 2004 über die 
Durchführung von Verfahren auf der Grundlage der Artikel 81 und 82 EG-
Vertrag durch die Kommission, ABl 2004 L 123/18 
Vorbem Vorbemerkungen 
vs versus 
wbl wirschaftsrechtliche blätter 
Weißbuch der 
Kommission 
Weißbuch der Kommission vom 2. April 2008, Schadenersatzklagen wegen 




WettbG Bundesgesetz über die Einrichtung einer Bundeswettbewerbsbehörde 
(Wettbewerbsgesetz) idF BGBl 62/2005 
WettbG 2002 Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über die Einrichtung einer 
Bundeswettbewerbsbehörde (Wettbewerbsgesetz – WettbG) erlassen und das 
Kartellgesetz 1988, das Strafgesetzbuch und das Bundesfinanzgesetz 2002 
geändert werden, StF BGBl I 62/2002  
WiSt Wirtschaftswissenschaftliches Studium 
wobl wohnrechtliche blätter 
WRP Wettbewerb in Recht und Praxis 
WuW Wirtschaft und Wettbewerb  
Z Ziffer 
zB zum Beispiel 
ZPO Zivilprozessordnung RGBl 113/1985 
ZPR Zeitschrift für Rechtspolitik 




Der freie Wettbewerb bildet den Eckpfeiler marktwirtschaftlich orientierter 
Wirtschaftssysteme und sichert dem Verbraucher1 ein breites Angebot an qualitativ 
hochwertigen Waren und Dienstleistungen.2 Dieses System wird jedoch auf vielfältige Weise 
durch wettbewerbsbeschränkende Verhaltensweisen konterkariert. Indem sich Unternehmen – 
durch Bildung von Kartellen – nicht mehr der typischen Konkurrenzsituationen stellen 
müssen, entziehen sie sich zugleich dem Druck, der sie zu Produktinnovationen und 
effizienteren Produktionsverfahren drängen sollte.3 Damit geht eine Verteuerung von 
Rohstoffen und Produkten einher, die in weiterer Folge beim Verbraucher, als Endabnehmer, 
zu höheren Preisen und einer verminderten Auswahl führen.4  
 
Dass Kartelle in hohem Maße schädlich für die Volkswirtschaft sind, ist keine neue 
Erkenntnis, sondern vielmehr schon seit Jahrhunderten bekannt.5 Dennoch gibt es weltweit 
erst in jüngster Zeit nachhaltige Bestrebungen, Kartellverstöße aufzudecken und zu 
bekämpfen. Schwierigkeiten bereitet dabei insb, dass Kartelle typischerweise im Geheimen 
erfolgen und die beteiligten Unternehmen darum bemüht sind, keine Informationen über das 
Kartell nach außen durchdringen zu lassen. Um diese sprichwörtliche „Mauer des 
Schweigens“6 zu durchbrechen, setzen Kartellbehörden weltweit nunmehr verstärkt auf die 
Kooperation mit sog „Kartellinsidern“. Durch entsprechende Anreize in Form von 
Strafnachsicht bzw Reduktion der Strafe sollen diese dazu bewogen werden, ihre 
Kartellteilnahme zu beenden und mit den Behörden zu kooperieren. Dieses Zusammenspiel 
von Leistung und Gegenleistung erfolgt auf Grundlage sog „Kronzeugenprogramme“.  
 
Unabdingbar für den Erfolg derartiger Regelungen ist, dass Kartellverstöße in ausreichendem 
Maße sanktioniert werden. Nur dann wird Unternehmen – durch in Aussichtstellen eines 
Erlasses – auch tatsächlich ein Anreiz zur Kooperation geboten. Andernfalls könnte keine, 
den Kronzeugenregelungen immanente, Situation geschaffen werden, in der die 
                                                     
1
 Zugunsten der besseren Lesbarkeit wurde in der vorliegenden Arbeit die männliche Form eines Wortes verwendet, es wird jedoch 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass damit jeweils die männliche wie auch weibliche Form gemeint sind. 
2
 Henning in Mickel/Bergmann, Handlexikon der Europäischen Union zum Begriff „Wettbewerbspolitik“. 
3
 Mitteilung aus 1996 Abschnitt A Rn 1, ABl 1996 C 207/4. 
4
 Vgl Mitteilung aus 2006 Rn 2, ABl 2006 C 298/17; US Department of Justice, Antitrust Enforcement and the Consumer. 
5
 Smith, Wealth of Nations I Kap 10 Rz 82; Haucap, WuW 2008, 413. 
6
 Vgl zB Komm, Pressemitteilung 13.2.2002, Neue Kronzeugenregelung, IP/02/247. 
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wirtschaftlichen Interessen der Unternehmen an einer Kartellbeendigung die Interessen an 
einer weiteren Kartellteilnahme überwiegen.7  
 
II. Gegenstand der Untersuchung 
Den Gegenstand der nachstehenden Untersuchung bilden das amerikanische, das europäische 
und das österreichische Kronzeugenprogramm im Kartellverfahren. Trotz gewisser 
inhaltlicher Abweichungen, die sich schon allein aus der Verschiedenartigkeit der einzelnen 
Rechtsordnungen ergeben, weisen diese Kronzeugenmodelle starke Parallelen auf. So ist 
ihnen allesamt gemein, dass kartellbeteiligten Unternehmen – als Gegenleistung für eine 
umfassende Kooperation mit der jeweiligen Kartellbehörde – erhebliche Begünstigungen im 
Hinblick auf die Sanktionierung ihres kartellrechtswidrigen Verhaltens eingeräumt werden. 
Dieser Konnex zwischen Kronzeugenmodellen einerseits und entsprechender 
Sanktionsandrohungen andererseits gebietet es, auch die jeweiligen Sanktionssysteme einer 
näheren Betrachtung zuzuführen, soweit diese für das Verständnis der einzelnen 
Kronzeugenregelungen unerlässlich sind.  
 
III. Gang der Untersuchung 
Während das amerikanische und das europäische Kronzeugenmodell schon lange einen fixen 
Bestandteil der jeweiligen Rechtsordnung bilden, blickt die österreichische 
Kronzeugenregelung demgegenüber auf eine sehr kurze Entstehungsgeschichte zurück. Der 
erste Teil dieser Dissertation ist aus Gründen der Zweckmäßigkeit dem amerikanischen 
Kronzeugenprogramm gewidmet, das bereits vor über dreißig Jahren erstmals Einzug in das 
amerikanische Kartellverfahren fand und damit seit jeher eine globale Vorreiterstellung 
einnimmt. Der im Laufe der Jahre stetig gestiegene Erfolg dieses Kronzeugenprogramms bei 
der Kartellbekämpfung führte zu zahlreichen Adaptionen in anderen Rechtsordnungen und 
hat auch die europäische Kronzeugenregelung maßgeblich beeinflusst. In Anlehnung an das 
amerikanische Kronzeugenprogramm führte die Europäische Kommission im Jahr 1996 
erstmals auch im europäischen Rechtsraum eine Kronzeugenregelung in das europäische 
Wettbewerbsrecht ein, welche bislang zweimal überarbeitet wurde. Im zweiten Teil dieser 
Arbeit wird deshalb die europäische Kronzeugenregelung analysiert, bevor im dritten und 
letzten Teil die nationale Kronzeugenregelung näher beleuchtet wird. Diese wurde mit 
1. Jänner 2006 integraler Bestandteil des österreichischen Kartellverfahrensrechts und ist in 
                                                     
7
 Vgl Hammond, Detecting and deterring (2000). 
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hohem Maße der damals in Kraft gestandenen Kronzeugenmitteilung der Europäischen 
Kommission aus dem Jahr 2002 nachempfunden. 
 
Der Aufbau innerhalb der drei Teilbereiche dieser Dissertation folgt dabei einem 
Grundschema, das darauf abzielt, die einzelnen Ausführungen inhaltlich nach bestimmten 
Themenbereichen strukturiert aufzubereiten, um dadurch die Lesbarkeit zu fördern und eine 
bessere Vergleichbarkeit der einzelnen Kronzeugenmodelle zu bewirken. Dabei wird zunächst 
das jeweilige Sanktionssystem skizziert, mit dem Kartellverstöße, die in den 
Anwendungsbereich der jeweiligen Kronzeugenregelung fallen, geahndet werden. Im 
Anschluss daran werden die einzelnen Kronzeugenmodelle jeweils in ihren Grundzügen 
dargestellt. Den Blickpunkt der weiteren Untersuchung bilden die konkreten Vorgaben für 
eine Begünstigung iSd Kronzeugenregelung. 
 
IV. Forschungsziel 
Im Zuge einer umfassenden Bestandsaufnahme der einzelnen Kronzeugenregelungen sollen 
deren praktische Umsetzung und Wirkungsweise herausgearbeitet werden, um dadurch 
Rückschlüsse auf ihre Effektivität gewinnen zu können. Sofern dabei punktuelle Defizite bzw 
Schwachstellen auszumachen sind, sollen entsprechende Lösungsansätze bzw 
Verbesserungsvorschläge getroffen werden. Während die zuständigen Wettbewerbsbehörden 
auf amerikanischer bzw europäischer Ebene bereits über umfangreiche Erfahrungswerte bei 
Anwendung ihres Kronzeugenmodells verfügen, steckt die österreichische 
Kronzeugenregelung sprichwörtlich noch in den Kinderschuhen. Diese Arbeit verfolgt daher 
auch die Zielsetzung, aus dem Rechtsvergleich Möglichkeiten für eine allfällige Optimierung 





B. Die amerikanische Kronzeugenregelung 
Die USA implementierten als erstes Land weltweit ein Kronzeugenprogramm in das 
Kartellverfahren und legten damit den Grundstein für nachfolgende Kronzeugenregelungen. 
Die Originalfassung, welche häufig als „Amnesty Program“ bezeichnet wird, wurde 1978 
eingeführt und nach fast fünfzehnjähriger Anwendung im Jahr 1993 grundlegend überarbeitet 
und durch die Corporate Leniency Policy8 ersetzt. Die Corporate Leniency Policy 1993 bildet 
bis heute einen zentralen Bestandteil des amerikanischen Kronzeugenprogramms. Im Laufe 
der Jahre wurde der persönliche und sachliche Anwendungsbereich des 
Kronzeugenprogramms erweitert und der Corporate Leniency Policy weitere 
Kronzeugenregelungen zur Seite gestellt. In den nunmehr dreißig Jahren seiner Anwendung 
entwickelte sich das amerikanische Kronzeugenmodell zum mittlerweile erfolgreichsten 
Mittel der Kartellbekämpfung in den USA.9 Aufgrund seines durchschlagenden Erfolgs sahen 
sich zahlreiche Kartellbehörden weltweit dazu veranlasst, dieses Modell für die jeweilige 
Rechtsordnung zu adaptieren.10  
 
Bevor jedoch das amerikanische Kronzeugenprogramm näher behandelt wird, soll im 
Folgenden zunächst ein Überblick über die maßgeblichen Bestimmungen des amerikanischen 
Kartellrechts gegeben werden. Im Mittelpunkt steht dabei die Sanktionierung 
kartellrechtswidriger Verhaltensweisen. Den Gegenstand der weiteren Ausführungen bildet 
sodann das amerikanische Kronzeugenprogramm in seiner gesamten Entstehungsgeschichte. 
Dabei soll neben den konkreten Anspruchsvoraussetzungen für die Gewährung der 
Kronzeugenstellung auch die Wirkungsweise des amerikanischen Kronzeugenprogramms 
beleuchtet werden, die sich zT in sehr ähnlicher Ausformung nunmehr auch in anderen 
Rechtsordnungen wiederfindet. 
 
I. Ahndung von Kartellverstößen 
1. Grundlegende Bestimmungen des amerikanischen Kartellrechts 
In den USA erkannte man schon sehr früh, dass ein System der freien Marktwirtschaft nur 
dann funktionieren kann, wenn unter den Marktteilnehmern ausreichend Wettbewerb 
herrscht.11 Um dies gewährleisten zu können, wurden entsprechende Gesetze erlassen, die 
Beschränkungen des Wettbewerbs verhindern sollen. Die amerikanische Rechtsordnung 
                                                     
8
 U.S. Department of Justice, Pressemitteilung 10.8.1993. 
9
 Hammond, Detecting and deterring (2000). 
10
 Neben der EU und dem Großteil ihrer Mitgliedsstaaten verfügen zB auch Staaten wie Kanada, Korea und Brasilien über entsprechende 
Kronzeugenprogramme, deren Anzahl weltweit ständig zunimmt, vgl US Department of Justice, Status Report. 
11
 Shenefield/Stelzer, Antitrust Laws 7. 
 18 
verfügt mittlerweile über eine Vielzahl von Kartellgesetzen, deren Geltung sich zT auf die 
gesamten Vereinigten Staaten, zT aber nur auf einzelne Bundesstaaten erstreckt. Die 
grundlegenden Prinzipien des amerikanischen Kartellrechts sind jedoch im Wesentlichen in 
einem einzigen Gesetz kodifiziert, dem „Sherman Antitrust Act of 1890“12. Dieses wurde 
bereits im Jahre 1890 vom US Kongress erlassen und bildet das erste, für die gesamten 
Vereinigten Staaten geltende Kartellgesetz. Welch hoher Stellenwert den amerikanischen 
Kartellgesetzen, allen voran dem Sherman Act, für die Gesellschaft beigemessen wird, 
verdeutlicht ein Auszug aus einer Entscheidung des US Supreme Court, in der festgehalten 
wurde: “Antitrust laws in general, and the Sherman Act in particular, are the Magna Carta of 
free enterprise. They are as important to the preservation of economic freedom and our free 
enterprise system as the Bill of Rights is to the protection of our fundamental personal 
freedoms.”13  
 
2. Das Kartellverbot des Sherman Antitrust Act of 1890 
Die wichtigsten Wettbewerbsregeln der Vereinigten Staaten bilden §§ 1 und 2 Sherman Act. 
§ 1 Sherman Act normiert ein umfassendes Verbot wettbewerbsbeschränkender 
Verhaltensweisen, worunter in erster Linie Kartellverstöße fallen.14 Verboten sind nicht nur 
horizontale Beschränkungen, die auf Vereinbarungen zwischen Mitbewerbern derselben 
Absatzstufe beruhen, sondern auch vertikale Beschränkungen des Wettbewerbs durch 
Marktteilnehmer unterschiedlicher Absatzstufen.15 Diese Bestimmung wird durch § 2 
Sherman Act flankiert, der verschiedenste Formen rechtswidriger Monopolisierung unter 
Strafe stellt.16 Da sich der Anwendungsbereich des amerikanischen Kronzeugenprogramms 
ausschließlich auf bestimmte Kartellverstöße gegen § 1 Sherman Act oder diesem 
nachgebildete einzelstaatliche Gesetze erstreckt, bildet diese Bestimmung den zentralen 
Gegenstand der weiteren Untersuchung.17  
 
Die Generalklausel des § 1 Sherman Act ist äußerst weit gefasst und erklärt dem Wortlaut 
nach sämtliche wettbewerbsbeschränkenden Vereinbarungen, unabhängig von der 
Marktstellung der Beteiligten und unabhängig von den damit verfolgten Zwecken, für 
                                                     
12
 Sherman Antitrust Act, 15 U.S.C. §§ 1-7, im Folgenden kurz “Sherman Act” genannt. 
13
 United States vs Topco, 405 U.S. 596, 610 (1972). 
14
 “Any combination in the form of trust or otherwise that was in restraint of trade or commerce among the several States, or with foreign 
nations, is hereby declared to be illegal”, 15 U.S.C. § 1; Joelson, An International Antitrust Primer 12. 
15
 Jacobson, Antitrust Law Developments 2; Broder, US Antitrust Law 56. 
16
 Vgl 15 U.S.C. § 2. 
17
 Spratling, Making companies an offer (1999); OECD Competition Committee, Report on Leniency Programmes 25ff.  
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gesetzwidrig.18 Die amerikanischen Gerichte waren deshalb aufgerufen, diesen weiten 
Verbotstatbestand – seinem Zweck entsprechend – einzugrenzen und Maßstäbe für eine 
Auslegung zu finden, die die legitime Ausübung unternehmerischer Handlungs- und 
Vertragsfreiheit von wettbewerbsbeschränkenden Vereinbarungen abgrenzt.19 Der 
US Supreme Court determinierte daraufhin den Anwendungsbereich von § 1 Sherman Act, 
indem er nur solche Beschränkungen des Wettbewerbs für verboten erklärte, die als 
„unreasonable“20 anzusehen sind.  
 
Im Laufe der Zeit unterteilte der US Supreme Court diese „unreasonable restraints“ in zwei 
Kategorien. Die erste Kategorie erfasst Beschränkungen, die von den Gerichten per se als 
gesetzwidrig erachtet werden. Per se gesetzwidrig sind solche Praktiken, die von Natur aus 
offensichtlich wettbewerbsfeindlich sind und daher unter keinen Umständen gerechtfertigt 
werden können.21 Diese Praktiken beruhen klassischerweise auf geheimen Vereinbarungen 
vermeintlicher Wettbewerber, die dazu führen, dass der Wettbewerb ausgeschaltet wird und 
die Preise steigen. Zu dieser Kategorie zählen in erster Linie Preisabsprachen (und als 
Sonderform sog „bid-rigging agreements“22), Absprachen bei der Produktion zur Schaffung 
einer künstlichen Warenknappheit, Absprachen, mit denen Märkte bzw Kunden untereinander 
aufgeteilt werden sowie Absprachen, die den Handel mit bestimmten Zulieferern, Kunden 
und anderen Wettbewerbern verbieten.23 Bei diesen Praktiken handelt es sich somit um 
besonders schwerwiegende, horizontale Wettbewerbsbeschränkungen, die gemeinhin als 
„Hardcore-Kartelle“ bezeichnet werden. Auf die Aufdeckung und Bekämpfung derartiger 
Kartellverstöße legten die zuständige amerikanische Kartellbehörde einen Schwerpunkt ihrer 
Ermittlungstätigkeit und führten entsprechende Kronzeugenregelungen ein, die eine 
effektivere Kartellbekämpfung gewährleisten sollen.24 
 
Neben den Hardcore-Verstößen, die per se gesetzwidrig sind, haben die Gerichte noch eine 
zweite Kategorie rechtswidriger Beschränkungen geschaffen. Von dieser Kategorie sind 
Verstöße erfasst, deren Rechtswidrigkeit nicht unwiderleglich vermutet, sondern zunächst 
                                                     
18
 “Any combination in the form of trust or otherwise that was in restraint of trade or commerce among the several States, or with foreign 
nations, is hereby declared to be illegal”, 15 U.S.C § 1; Mestmäcker/Schweitzer, Europäisches Wettbewerbsrecht2, § 7 Rn 32; Joelson, An 
International Antitrust Primer 12.  
19
 Jacobsen, Antitrust Law Developments6 (2007) 46f; Mestmäcker/Schweitzer, Europäisches Wettbewerbsrecht2, § 7 Rn 32. 
20
 Vgl zB Standard Oil Co of New Jersey vs United States, 221 U.S. 1 (1910); Addyston Pipe & Steel Co vs United States, 175 U.S. 211 
(1899). 
21
 Broder, US Antitrust Law 55. 
22
 Unter „bid-rigging agreements“, auch „collusive tendering“ genannt, sind generell Angebotsabsprachen bei öffentlichen Ausschreibungen 
zu verstehen. Näher hiezu und zu den verschiedenen Formen des “bid-rigging” zB in Jacobson, Antitrust Law Developments 89. 
23
 Vgl Jacobsen, Antitrust Law Developments6 (2007) 55; Joelson, An International Antitrust Primer 15; Broder, US Antitrust Law 55. 
24
 Zum sachlichen Anwendungsbereich des amerikanischen Kronzeugenprogramms vgl Kap B.II.1. 
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dem sog „rule of reason“-Test unterzogen wird.25 Die „rule of reason“ erfordert vom 
Ankläger einen Nachweis darüber, dass die geänderten Praktiken tatsächlich den Wettbewerb 
in einem relevanten Markt negativ beeinträchtigt haben.26 Im Gegensatz zu per se Verstößen, 
kann der Angeklagte in derartigen Fällen sehr wohl den Nachweis erbringen, dass die 
Beschränkung aus wettbewerbsrechtlicher Sicht gerechtfertigt war. 
 
Unstrittig war seit Erlass des § 1 Sherman Act, dass diese Bestimmung jedenfalls dann 
Anwendung findet, wenn ein Kartellverstoß in den Vereinigten Staaten begangen wurde. 
Fraglich war jedoch lange Zeit, unter welchen Voraussetzungen Kartellverstöße, die 
außerhalb der Vereinigten Staaten begangen wurden, vom Sherman Act erfasst sind.27 Um die 
extraterritoriale Reichweite des Sherman Acts festzulegen, hat der US Kongress im Jahre 
1982 den „Foreign Trade Antitrust Improvements Act of 1982“28 erlassen und dem 
Sherman Act hinzugefügt. Dem FTAIA zufolge ist die Anwendung des Sherman Act auf 
ausländische Sachverhalte ausgeschlossen, es sei denn, die behauptete schädigende Handlung 
hat eine direkte, wesentliche und vernünftigerweise vorhersehbare Auswirkung auf den US-
Handel.29 Unbeachtlich ist demgegenüber, wo das zu verfolgende Verhalten stattfindet und 
welche Staatsangehörigkeit die daran beteiligten Parteien haben.30 Die Frage der 
internationalen Zuständigkeit amerikanischer Gerichte nach dem FTAIA ist besonders brisant, 
wenn mögliche Schadenersatz- und Unterlassungsansprüche wegen eines Kartellverstoßes im 
Raum stehen. Das amerikanische Zivilrecht sieht für Geschädigte derartiger Kartellverstöße 
grds Schadenersatzforderungen in dreifacher Schadenshöhe vor, weshalb ausländische Kläger 
vermehrt versuchen, ihren – im Ausland erlittenen – Schaden vor US-amerikanischen 
Gerichten geltend zu machen.31  
 
3. Sanktionsformen 
Das amerikanische Recht sieht zahlreiche Sanktionsformen für Kartellverstöße vor. Diese 
wurden im Laufe der Zeit zT erheblich verschärft, um den Schaden, der durch Kartellverstöße 
entsteht, auch in einer entsprechenden Sanktionshöhe reflektieren zu können.32 Zu 
unterscheiden sind dabei zwei Kategorien, nämlich zum einen strafrechtliche und zum 
anderen zivilrechtliche Sanktionen. Diese beiden Sanktionsformen werden im Folgenden 
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näher erörtert, wobei sich die Darstellung auf solche Sanktionen beschränkt, denen im 
gegebenen Zusammenhang ein besonderer Stellenwert zukommt. Damit soll veranschaulicht 
werden, mit welchen Konsequenzen sowohl juristische wie auch natürliche Personen rechnen 
müssen, wenn ihnen in den USA die Begehung eines Kartellverstoßes angelastet wird.  
 
3.1. Strafrechtliche Sanktionen 
Der Sherman Act von 1890 normiert nicht nur ein umfassendes Verbot 
wettbewerbsbeschränkender Verhaltensweisen, sondern legt zugleich strafrechtliche 
Sanktionen – für den Fall einer Zuwiderhandlung – fest. Diese Sanktionen fielen in den ersten 
Jahrzehnten noch sehr gering aus, was insb darauf zurückzuführen war, dass Verstöße gegen 
§ 1 Sherman Act bis 1974 lediglich als Vergehen angesehen wurden. Dementsprechend 
wurden Kartellverstöße zunächst lediglich mit Geldstrafen iHv maximal $ 5.000 und einem 
Jahr Freiheitsstrafe geahndet.33 In den 1950er Jahren wurde zwar die Geldbuße für 
Unternehmen auf $ 50.000 hinaufgesetzt, eine spürbare Sanktionsverschärfung erfolgte 
jedoch erst in den letzten drei Jahrzehnten, als Verstöße gegen §§ 1 bis 3 Sherman Act durch 
den „Antitrust Procedures and Penalties Act” von 1974 zu Verbrechen erklärt wurden.34 Im 
Zuge dessen kam es zu einer Anhebung der maximalen Geldbußenhöhe auf $ 1 Mio für 
Unternehmen und $ 100.000 für natürliche Personen.35 Ab 1990 konnten Unternehmen – nach 
einer erneuten Sanktionsanhebung – mit Geldstrafen bis zu $ 10 Mio, Einzelpersonen mit 
Geldstrafen bis zu $ 350.000 und einer maximalen Freiheitsstrafe von drei Jahren bestraft 
werden.36 Im Juni 2004 kam es neuerlich zu einer deutlichen Verschärfung dieser Sanktionen. 
Mit dem „Antitrust Criminal Penalty Enhancement and Reform Act of 2004”37 wurde nicht 
nur die maximale Geldstrafe für Unternehmen auf $ 100 Mio angehoben, sondern zudem auch 
für Einzelpersonen auf $ 1 Mio hinaufgesetzt und darüber hinaus die maximale Freiheitsstrafe 
auf 10 Jahre erstreckt.38  
 
§ 1 Sherman Act stellt jedoch nicht die einzige Grundlage dar, auf die eine strafrechtliche 
Anklage gestützt werden kann. Im Zuge eines Kartellverstoßes werden mitunter auch noch 
andere Strafgesetze verletzt, die dann zusätzlich zu § 1 Sherman Act angeklagt werden 
können.39 Besondere praktische Bedeutung erlangt idZ 18 U.S.C. § 3571 lit d. Diese 
Bestimmung ermöglicht eine Berechnung der Geldbußenhöhe, die sich nicht nach starren 
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Höchstsätzen richtet, sondern vielmehr vom wirtschaftlichen Gewinn des Rechtsverletzers 
bzw dem Vermögensschaden, den ein anderer durch sein rechtswidriges Handeln erleidet, 
abhängt. So sieht 18 U.S.C. § 3571 lit d eine maximale Geldbuße iH des doppelten durch 
einen Kartellverstoß erzielten Gewinnes bzw des dadurch verursachten Verlustes vor („twice 
the gain or twice the loss“).40 Die daraus resultierende Geldstrafe kann durchaus auch die 
maximale Geldbußenhöhe nach dem Sherman Act – von mittlerweile $ 100 Mio – deutlich 
übersteigen.41 Einen eindrucksvollen Beweis dafür liefert das sog Vitaminkartell. Dabei 
wurde dem Unternehmen Hoffman-La Roche im Jahr 1999 auf Grundlage des „twice the gain 
or twice the loss“-Prinzips nach § 3571 lit d eine Rekordgeldbuße in Höhe von $ 500 Mio 
auferlegt.42 Im Vergleich dazu hätte die maximale Geldbuße nach dem Sherman Act – zum 
damaligen Zeitpunkt – lediglich $ 10 Mio betragen dürfen.43 
 
3.1.1. Anklagebehörde in Strafverfahren 
Soweit Strafverfahren Verstöße gegen die Strafvorschriften des amerikanischen Antitrust-
Rechts zum Gegenstand haben, ist ausschließlich die Antitrust Division, eine eigens 
eingerichtete Abteilung des US Department of Justice, zur Anklageerhebung berechtigt.44 Die 
Einleitung eines Strafverfahrens steht in derartigen Fällen im alleinigen Ermessen der 
Antitrust Division, wobei diese in der Praxis nur bei eindeutigen und absichtlichen Verstößen, 
somit in erster Linie bei Hardcore-Kartellen ihre Ermittlungen aufnimmt und diese 
entsprechend verfolgt.45 Wenngleich die Ahndung von Kartellverstößen den Gerichten 
vorbehalten ist, obliegt es ausschließlich der Antitrust Division wegen eines mutmaßlichen 
Kartellverstoßes das zuständige Bundesgericht anzurufen.46 Im Gegensatz zur Europäischen 
Kommission ist die Antitrust Division somit nicht zugleich „Anklage“- und 
Entscheidungsbehörde erster Instanz, sondern auf die Rolle des Anklägers beschränkt. 
Unbeschadet dessen ist der Einfluss der Antitrust Division auf die Kartellpolitik der USA sehr 
groß, schon allein deshalb, weil sie entscheidet, ob wegen eines mutmaßlichen 
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3.1.2. Federal Sentencing Guidelines 
In den USA kam Richtern bei der Strafzumessung seit jeher ein großer Ermessensspielraum 
zu, was dazu führte, dass in den Bundesstaaten bei vergleichbaren Straftaten zT sehr 
unterschiedliche Strafen ausgesprochen wurden.47 Der US Kongress versuchte dem 
entgegenzuwirken, indem er auf Grundlage des „Comprehensive Crime Control Act of 
1984“48 eine Kommission einsetzte, die allgemeine Maßstäbe für die Bemessung von Strafen 
ausarbeiten sollte. Die US Sentencing Commission kam diesem Auftrag nach, indem sie 
entsprechende Richtlinien erließ, die am 1. November 1987 erstmalig in Kraft getreten sind. 
In den darauffolgenden Jahren wurden die US Sentencing Guidelines ständig 
weiterentwickelt. Die aktuelle Fassung ist seit 1. November 2008 in Kraft.49 
 
Die Sentencing Guidelines erleichtern seither den Bundesgerichten die Strafzumessung bei 
Verhängung von Geld- bzw Freiheitsstrafen, indem sie konkrete Berechnungsformeln für 
bestimmte Straftaten normieren.50 Davon erfasst sind insb auch Kartellverstöße in Form von 
Preis- und Marktaufteilungsabsprachen sowie „bid-rigging agreements“.51 Die Sentencing 
Guidelines legen keine generellen Strafobergrenzen für derartige Kartellverstöße fest, 
vielmehr stellen sie Richtlinien für die konkrete Berechnung des Strafausmaßes im Einzellfall 
auf, um eine gleichförmige, gerechte Spruchpraxis in den USA zu gewährleisten.52 
Ausschlaggebend für die konkrete Berechnung der Geldbußenhöhe ist dabei der Umsatz, der 
vom Kartell betroffen ist. Zur Berechnung der Geldbußenhöhe kann das Gericht 20 % des – 
durch das Kartell – beeinträchtigten Umsatzvolumens als Ausgangsbasis heranziehen, um 
diesen in weiterer Folge mit bestimmten Faktoren zu multiplizieren. Diese sogenannten 
„minimum and maximum multipliers” resultieren aus bestimmten Parametern, die den Unwert 
des jeweiligen unternehmerischen Handelns sowie der beteiligten natürlichen Personen ins 
Kalkül ziehen.53  
 
Erschwerend wirken dabei Faktoren wie die wiederholte Tatbegehung innerhalb weniger 
Jahre, Verstöße gegen Bewährungsauflagen oder sonstige Verfügungen sowie die (versuchte) 
Behinderung der Justiz.54 Zudem spielt auch die Identität der Tatausführenden eine 
bedeutende Rolle. Nahmen am Kartell hochrangige Einzelpersonen teil, denen eine 
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maßgebliche Kontrolle des Unternehmens zukommt oder die einen wesentlichen Einfluss auf 
die Unternehmenspolitik haben, wird dies ebenso straferhöhend gewertet, wie die Tolerierung 
des Kartellverstoßes durch Personen, die über ein hohes Maß an Entscheidungskompetenz 
verfügen.55 Strafmildernd wirkt demgegenüber etwa, wenn das Unternehmen über ein 
effektives „compliance and ethics program“ verfügt oder umfassend kooperierte, indem es 
sich insb zu einer Selbstanzeige entschlossen und die Verantwortung für sein kriminelles 
Verhalten übernommen hat.56  
 
Die Sentencing Guidelines wurden bis zur Entscheidung United States vs Booker57 als 
rechtsverbindlich angesehen. In dieser Rechtsache entschied der US Supreme Court jedoch, 
dass die verbindliche Natur der Sentencing Guidelines gegen den sechsten Zusatzartikel der 
Verfassung der Vereinigten Staaten verstößt, wonach jeder Angeklagte in einem 
Strafverfahren Anspruch auf einen unverzüglichen und öffentlichen Prozess vor einem 
unparteiischen Geschworenengericht hat.58 Die Verfassungswidrigkeit führte er darauf 
zurück, dass die Sentencing Guidelines Richtern mitunter eine nachträgliche Erhöhung des 
Strafausmaßes ermöglichen, welche allein auf Tatsachen beruht, die nicht von einem 
unparteiischen Geschworenengericht überprüft wurden.59 Abschließend hielt der 
Supreme Court deshalb fest, dass die Sentencing Guidelines künftig keine verbindliche 
Wirkung mehr erzeugen, ihnen jedoch weiterhin eine Beratungsfunktion zukomme.60  
 
Unbeschadet dessen sind die Sentencing Guidelines auch nach der Entscheidung United 
States vs Booker von großer praktischer Bedeutung. Die Guidelines werden nämlich weiterhin 
von den Bundesgerichten zur Berechnung des Strafausmaßes herangezogen, wobei die 
Festlegung der konkreten Strafhöhe nunmehr auch im Lichte anderer gesetzlicher 
Erwägungen zu erfolgen hat.61 Die Antitrust Division nahm zur geänderten Rechtslage bereits 
Stellung und ließ dabei anklingen, dass sie auch in Zukunft Strafen fordern wird, die sich im 
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3.2. Zivilrechtliche Sanktionen 
Neben strafrechtlichen Sanktionen sieht das amerikanische Recht auch zivilrechtliche 
Rechtsfolgen für Kartellverstöße vor. Besondere Beachtung verdient idZ das amerikanische 
Schadenersatzrecht, welches den zentralen Gegenstand der weiteren Ausführungen bildet. 
Wenngleich bei Schadenersatzansprüchen an sich weniger die Vergeltung rechtswidrigen 
Handelns als vielmehr die Abwehr und der Ausgleich des, durch Kartellverstöße 
verursachten, Schadens im Vordergrund steht, erscheint die Bezeichnung als „zivilrechtliche 
Sanktion“ durchaus treffend. Immerhin können Geschädigte eines Kartellverstoßes nach 
amerikanischen Recht nicht nur den Ersatz des tatsächlich erlittenen Schadens begehren, 
sondern vielmehr dessen dreifache Höhe. Zivilklagen können neben privaten Geschädigten, 
auch bestimmte öffentliche Stellen erheben. Die einschlägige Rechtsgrundlage für 
Schadenersatzforderungen wegen eines Kartellverstoßes bildet der „Clayton Act“ von 1914.  
 
3.2.1. Private Schadenersatzklagen 
§ 4 (a) Clayton Act ermächtigt Privatpersonen sowie Unternehmen, die wegen eines 
Verstoßes gegen ein Antitrust-Gesetz zu Schaden gekommen sind, zur Geltendmachung eines 
Schadenersatzes in dreifacher Höhe des erlittenen Schaden („treble damage“) zuzüglich 
Gerichts- und Anwaltskosten.63 Anspruchsgrundlage für diese Zivilklagen bilden sämtliche 
Verstöße gegen Antitrust-Gesetze, einschließlich § 1 Sherman Act. Die erfolgreiche 
Einbringung privater Schadenersatzklagen setzt jedoch voraus, dass der Kläger über eine 
entsprechende Klagebefugnis („standing“ bzw „locus standi“) verfügt.64 Die Klagebefugnis 
wird jedoch nur dann bejaht, wenn der Kläger von einem Kartell nicht nur mittelbar betroffen, 
sondern zudem sein erlittener Nachteil vom Schutzzweck der Antitrust-Normen umfasst ist.65 
 
Privaten Geschädigten wird ferner durch § 5 (a) Clayton Act66 die Beweisführung bei Klagen, 
denen ein behördliches Einschreiten vorangeht, sog „follow-on-actions“, deutlich erleichtert. 
Gem § 5 (a) Clayton Act stellen abschließende und unanfechtbare Gerichtsentscheidungen in 
einem Zivil- oder Strafverfahren nach den Antitrust-Gesetzen in Verfahren einer anderen 
Partei gegen den Prozessgegner der Behörde einen prima-facie-Beweis für den in der 
Entscheidung festgestellten Kartellrechtsverstoß dar. Davon ausdrücklich ausgenommen sind 
jedoch Verwaltungsverfahren der Federal Trade Commission. Ebenso sind sog „consent 
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decrees“, die vor der Beweiserhebung ergehen, nicht von der Beweiswirkung erfasst.67 Die 
prima-facie-Beweiswirkung setzt zudem eine Identität der Gegenstände des behördlichen 
Verfahrens und der „follow-on“-Klage in räumlicher und zeitlicher Hinsicht voraus.68 
Wenngleich dadurch privaten Geschädigten die Klagsführung erleichtert wird, liegt der Anteil 
sog „follow-on-actions“ dennoch nur bei rund 25 %.69 
 
Die überwiegende Mehrheit privater Schadenersatzklagen wird unabhängig von 
vorangegangenen, behördlichen Verfahren erhoben. Die Gründe dafür liegen in den speziellen 
Rahmenbedingungen des amerikanischen Schadenersatzrechts. Dieses erleichtert privaten 
Geschädigten eine allfällige Klagsführung. So erhält bspw ein privater Kläger im Wege sog 
„pretrial discovery procedure“ einen weit reichenden Zugang zu den Unterlagen der beklagten 
Partei.70 Bereits vor Beginn des eigentlichen Verfahrens können Zeugen, in Anwesenheit 
eines Gerichtsbeamten, unter Eid vernommen, schriftliche Anfragen gestellt und va die 
Vorlage aller relevanten Dokumente verlangt werden.71 Selbst unbeteiligte Dritte sind im 
Rahmen des „pretrial discovery procedure“ zur Auskunft verpflichtet, auch dann, wenn sie 
sich im Ausland aufhalten.72 Ferner ist es der beklagten Partei auf Bundesebene und in vielen 
Bundesstaaten Amerikas nach ständiger höchstgerichtlicher Rsp verwehrt, den Einwand der 
„passing-on-defense“ zu erheben, wenn der Kläger den in einer typischen kartellrechtlichen 
Schadensersatzklage geltend gemachten Schaden, nämlich den durch die Kartellabrede 
erhöhten Kaufpreis, an seine Kunden weitergegeben und seinen Schaden somit auf diese 
abgewälzt hat.73  
 
Eine weitere Erleichterung bei der Klagsführung ermöglichen schließlich Sammelklagen, sog 
„class actions“, als besondere Erscheinungsform des amerikanischen Zivilprozessrechtes. 
Sammelklagen sind va für Verbraucher, die Opfer eines Kartellverstoßes wurden, von großer 
Bedeutung. Der Einzelne erleidet hier oftmals nur einen relativ geringen Schaden, während 
der Gesamtschaden wegen der Vielzahl der Geschädigten sehr hoch ist (sog 
„Streuschäden“).74 Aus Sicht des einzelnen Geschädigten wäre eine Klagsführung 
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wirtschaftlich betrachtet oftmals sinnlos, weshalb „class actions“ es einzelnen Klägern 
ermöglichen, stellvertretend für eine Gruppe Betroffener zu klagen.75 
 
3.2.2. Zivilklagen durch die Antitrust Division  
Zur Erhebung von Zivilklagen sind nicht nur private Geschädigte, sondern auch die Antitrust 
Division ermächtigt, jedoch nur unter der Voraussetzung, dass die Vereinigten Staaten selbst 
durch den Kartellverstoß geschädigt wurden.76 Der Schadenersatz ist gem § 4A Clayton Act 
wiederum mit der dreifachen Schadenshöhe begrenzt. In derartigen Fällen können Zivilklagen 
gem § 4 Sherman Act und § 15 Clayton Act auch auf Erlass einer einstweiligen Verfügung 
(„injunction“) gerichtet sein. Zudem kann die Beendigung des Zivilprozesses auch durch eine 
Verfügung des Gerichts („consent decree“) erfolgen, die auf einer Vereinbarung zwischen der 
Antitrust Division und dem Beklagten beruht. Der Beklagte gesteht dabei den Verstoß nicht 
ein, bestreitet ihn aber auch nicht, sondern erkennt vielmehr Verpflichtungen an, die zuvor 
zwischen den Parteien ausgehandelt wurden.77 § 5 Clayton Act normiert für das „consent 
decree“ ein transparentes Verfahren mit speziellen Veröffentlichungspflichten.78 In Fällen, in 
denen einzelne Bundesstaaten durch einen Kartellverstoß geschädigt wurden, eröffnet § 4C 
Clayton Act zudem auch dem Attorney General des jeweiligen Bundesstaates das Recht, eine 
Zivilklage zu erheben.  
 
3.2.3. Begrenzung des Schadenersatzes für Kronzeugen 
Mit dem Antitrust Reform Act 200479 wurden nicht nur die strafrechtlichen Sanktionen für 
Verletzungen des Sherman Act deutlich angehoben80, sondern zugleich weitreichende 
Begünstigungen für Kronzeugen im Zivilverfahren vorgesehen. Vor Einführung des Antitrust 
Reform Acts 2004 galt es für kooperationswillige Unternehmen genau abzuwägen, ob die 
Vorteile des Kronzeugenprogramms tatsächlich den wirtschaftlichen Nachteil einer allfälligen 
Schadenersatzklage überwiegen.81 Wenngleich Kronzeugen zwar in den Genuss 
strafrechtlicher Immunität gelangen konnten, waren sie nicht davor gefeit, im Zivilverfahren 
mit Schadenersatzforderungen in dreifacher Schadenshöhe konfrontiert zu werden. Aufgrund 
der Höhe allfälliger Schadenersatzklagen wurden Unternehmen und auch natürliche Personen 
oftmals von einer umfassenden Kooperation iSd amerikanischen Kronzeugenprogramms 
abgeschreckt.  
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Nunmehr sieht § 213 (a) Antitrust Reform Act 2004 vor, dass Schadenersatzklagen gegenüber 
Kronzeugen der Höhe nach mit dem tatsächlichen Schaden – anstelle der dreifachen 
Schadenshöhe – begrenzt sind (sog „de-trebling provision“).82 Diese Begünstigung für 
Kronzeugen bezieht sich auf sämtliche Zivilklagen, die vermeintliche Verletzungen der §§ 1 
oder 3 Sherman Act oder diesen ähnlicher einzelstaatlicher Gesetze („State laws“) zum 
Gegenstand haben und durch das Kronzeugenprogramm aufgedeckt wurden.83 
Schadenersatzforderungen gegenüber Unternehmen sowie Einzelpersonen, die die 
Voraussetzungen des § 213 (b) Antitrust Reform Act 2004 erfüllen, dürfen dabei in Summe 
die tatsächliche Schadenshöhe nicht übersteigen.84 
 
Gem § 213 (b) Antitrust Reform Act 2004 muss das Zivilgericht – nach Anhörung des 
Klägers – zu dem Entschluss kommen, dass das antragstellende Unternehmen bzw 
kooperierende Einzelpersonen, mit dem Kläger im Schadenersatzverfahren ausreichend 
zusammengearbeitet haben. Dieses Kooperationsgebot beinhaltet eine vollständige 
Darstellung sämtlicher Fakten, die dem Antragsteller bzw kooperierenden Einzelpersonen 
bekannt sind und für das Schadenersatzverfahren relevant sein könnten. Gefordert wird 
zudem die Vorlage sämtlicher einschlägiger Dokumente und sonstiger Unterlagen, die im 
Besitz, der Gewahrsame oder unter der sonstigen Kontrolle des Antragstellers stehen, 
unabhängig davon wo sie sich befinden. Einzelpersonen müssen sich ferner für Befragungen, 
Erklärungen unter Eid und Zeugenaussagen iZm dem Zivilverfahren verfügbar halten und alle 
Fragen des Klägers wahrheitsgemäß und vollständig beantworten.85 Unternehmen, die einen 
Antrag auf Kronzeugenbehandlung gestellt haben, müssen alles in ihrer Macht stehende tun, 
um sicherzustellen, dass natürliche Personen, die von der Antragstellung des Unternehmens 
mitumfasst sind, ebenso zusammenarbeiten, wie Einzelpersonen, die von sich aus eine 
Kooperation anstreben.86  
 
In der amerikanischen Lehre ist die Begrenzung des Schadenersatzes bei Zivilklagen gegen 
Kronzeugen überwiegend positiv aufgenommen worden. So wird insb ins Treffen geführt, 
dass durch diese Begünstigung von Kronzeugen die Zahl kooperationsbereiter Unternehmen 
und natürlicher Personen vermutlich weiter zunehmen wird und damit einhergehend auch die 
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Zahl der Schadenersatzklagen.87 Mitunter stößt diese Bestimmung des Antitrust Reform Act 
aber auch auf harsche Kritik, die darauf gerichtet ist, dass mit der Begrenzung des 
Schadenersatzes gegenüber Kronzeugen, die Begünstigung einiger Weniger zu Lasten Vieler 
gehe, und zwar der Opfer von Kartellverstößen. So wird vereinzelt vorgebracht, dass durch 
die „de-trebling provision“ die Abschreckungswirkung vor einer Kartellbeteiligung verloren 
gehe und Opfer von Kartellverstößen in Zukunft – mangels Inanspruchnahme des 
Kronzeugenprogramms – keinen Schadensersatz geltend machen könnten, weil es gar nicht 
erst zur Feststellung des Kartells kommen würde.88 Diese Bedenken scheinen mE jedoch 
unbegründet zu sein, weil dabei verkannt wird, dass die Abschreckungswirkung trotz der 
zivilrechtlichen Begünstigungen für Kronzeugen auch weiterhin durch die bestehenden, 
massiven strafrechtlichen Sanktionsandrohungen ausreichend gewährleistet ist. 
 
3.2.4. Sanktionen der Federal Trade Commission 
Neben dem Clayton Act normiert insb auch der „Trade Commission Act“ zivilrechtliche 
Sanktionen für Kartellverstöße. Diese Sanktionen werden jedoch nicht von einem Gericht 
verhängt, sondern von der Federal Trade Commission. Die Federal Trade Commission wurde 
als unabhängiges Überwachungsorgan eingerichtet, das sich in erster Linie mit Problemen des 
unlauteren Wettbewerbs im internationalen Handelsverkehr befasst.89 Im Gegensatz zum 
deutschsprachigen Verständnis des Unlauterkeitsrechts, wird der Begriff „unfair competition“ 
in den USA weiter ausgelegt, sodass auch Verstöße gegen das Antitrust-Recht, insb in Form 
horizontaler Wettbewerbsbeschränkungen, darunter fallen.90 Die Antitrust Division des US 
Department of Justice und die Federal Trade Commission sind gemeinschaftlich dafür 
verantwortlich, den freien Wettbewerb innerhalb der amerikanischen Wirtschaft zu fördern 
und aufrechtzuerhalten.91 Die Federal Trade Commission ist insb dazu ermächtigt, den 
Clayton Act und die weit gefassten Bestimmungen des Trade Commission Act gegen „unfair 
methods of competition and unfair acts or practices“ mit verwaltungsrechtlichen 
Unterlassungsverfügungen durchzusetzen. Wenngleich die Federal Trade Commission keine 
strafrechtlichen Sanktionen verhängen darf, ist sie sehr wohl befugt, Verstöße gegen von ihr 
erlassene Verfügungen mit zivilen Strafen zu ahnden, wobei die Strafe für einen einzelnen 
Verstoß bis zu $ 10.000 betragen kann.92 
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4. Zusammenarbeit im ICN 
Die Globalisierung erfordert vermehrt Ermittlungen im Bereich des Wettbewerbsrechts, die 
über die territorialen Grenzen der einzelnen Rechtsordnungen hinausgehen.93 Dieses 
Phänomen zeigt sich insb bei international angelegten Hardcore-Kartellen, wo es einer 
verstärkten Zusammenarbeit zwischen den einzelnen nationalen bzw supranationalen 
Wettbewerbsbehörden bedarf, um diesen einen Riegel vorzuschieben. Vor diesem 
Hintergrund wurde im Oktober 2001 das International Competition Network, im Folgenden 
kurz „ICN“ genannt, ins Leben gerufen.94 Dieses globale Netzwerk verfügt über kein 
permanentes Sekretariat oder Hauptquartier, sondern bildet ein rein „virtuelles Forum“.95 Die 
Zusammenarbeit erfolgt dabei in projektorientierten „working groups“, in denen 
hauptsächlich via Email und Telefon kommuniziert wird.96 Zu den Mitgliedern des ICN 
gehören mittlerweile bereits mehr als 100 Wettbewerbsbehörden, darunter auch die Antitrust 
Division, die Europäische Kommission und die österreichische Bundeswettbewerbsbehörde.97 
Die Zielsetzung des ICN liegt neben der Förderung der Zusammenarbeit zwischen den 
einzelnen Wettbewerbsbehörden in einer stärkeren Annäherung im Bereich des 
Wettbewerbsrechts sowie dessen praktischer Umsetzung.98  
 
II. Grundzüge der amerikanischen Kronzeugenregelung 
1. Sachlicher Anwendungsbereich des amerikanischen Kronzeugenprogramms 
Der Anwendungsbereich des amerikanischen Kronzeugenprogramms erstreckt sich grds auf 
sämtliche Kartellverstöße, die zu einer Verletzung der §§ 1 bzw 3 Sherman Act99 oder diesen 
nachgebildeter einzelstaatlicher Gesetze („State laws“) geführt haben.100 Davon erfasst wären 
somit nicht nur horizontale, sondern auch vertikale Wettbewerbsbeschränkungen.101 Im 
Rahmen der Kartellbekämpfung konzentriert sich die Antitrust Division bei ihren 
Ermittlungen jedoch ausnahmslos auf die Aufdeckung von Hardcore-Kartellen als klassische 
per se Verstöße gegen § 1 Sherman Act.102 Derartige Zuwiderhandlungen zählen zu den 
schwerwiegendsten Kartellverstößen schlechthin. Somit wird der Anwendungsbereich der 
amerikanischen Kronzeugenregelungen von der Antitrust Division in der Praxis auf besonders 
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schwerwiegende Kartellverstöße, in Form von geheimen, horizontalen 
Wettbewerbsbeschränkungen begrenzt, deren Hauptanwendungsfall Preisabsprachen 
bilden.103 
 
2. Erkenntnisse der Spieltheorie 
Mangels praktischer Erfahrungswerte wurde das Grundkonzept des amerikanischen 
Kronzeugenprogramms in hohem Maße von den Erkenntnissen der 
wirtschaftsmathematischen „Spieltheorie“ beeinflusst, deren bekannteste und meist diskutierte 
Erscheinungsform das sog „Gefangenendilemma“ ist. Namensgebend für diesen Spieltyp ist 
das – bei der ursprünglichen analytischen Beschreibung verwendete – Beispiel zweier 
Gefangener, die einer gemeinsam begangenen Straftat angeklagt werden, welche ihnen aber 
nicht nachgewiesen werden kann.104 Der Staatsanwalt versucht deshalb, sie zu einem 
Geständnis zu bewegen, indem er die Gefangenen zuerst in zwei getrennte Zellen bringen 
lässt und ihnen unabhängig voneinander jeweils folgendes Angebot unterbreitet:105 „Gesteht 
einer von euch, wird der Geständige freigelassen, während der andere zu einer hohen 
Haftstrafe von 20 Jahren verurteilt wird. Gesteht ihr beide, werdet ihr gemeinschaftlich zu 
einer geringeren Haftstrafe iHv fünf Jahren verurteilt. Gesteht keiner von euch, werdet ihr 
wegen einer anderen, weniger schwerwiegenden, aber dafür jedenfalls nachweisbaren 
Straftat zu einer Haftstrafe von einem Jahr verurteilt.“106 
 
Beim „Gefangenendilemma“ werden strategische Entscheidungssituationen – iS von 
Spielsituationen – dargestellt, deren Ausgang von den Entscheidungen mehrerer autonomer 
Entscheidungsträger abhängt.107 Ein Entscheidungsträger allein kann den Ausgang des Spiels 
nicht bestimmen, sondern nur in einem gewissen Umfang beeinflussen. Wie das vorstehende 
Beispiel verdeutlicht, hat im Gefangenendilemma jeder Spieler nur die Wahl zwischen zwei 
Strategien, einer „kooperativen“ und einer „nicht-kooperativen“ Strategie.108 Die Begriffe 
„kooperativ“ und „nicht-kooperativ“ beziehen sich dabei auf das Verhalten der Spieler 
zueinander. „Kooperativ“ verhält sich ein Spieler dann, wenn er „schweigt“, während 
„Gestehen“ als „nicht-kooperatives“ Verhalten anzusehen ist. Wenngleich es im vorliegenden 
Beispiel für jeden der Spieler günstiger wäre, sich kooperativ zu verhalten, rät einem die 
                                                     
103
 Spratling, Making companies an offer (1999); Crandall/Winston, JEP 4/2003, 22. 
104
 Vgl Von Arnauld, Recht und Spielregeln 4; Davis, Spieltheorie 104f; Der Brockhaus Recht zum Begriff „Gefangenendilemma“; Motta, 
Competition Policy 544. 
105
 Das Gefangenendilemma gehört zu den sog „nicht-kooperativen-Spielen“, die sich dadurch charakterisieren, dass die Spieler nicht die 
Möglichkeit haben, untereinander verbindliche Absprachen zu treffen. Vgl Langerfeld, Wirtschaftswissenschaftliches Studium, 4/2003, 226. 
106
 Vgl Der Brockhaus Recht zum Begriff „Gefangenendilemma“. 
107
 Langerfeld, Wirtschaftswissenschaftliches Studium, 4/2003, 226; Wiese, Entscheidungs- und Spieltheorie 123; Davis, Spieltheorie 15; 
Wiesner, Zur Rechtmäßigkeit einer "Bonusregelung" im Kartellrecht, WUW – Wirtschaft und Wettbewerb 6/2005, 607.  
108
 Davis, Spieltheorie 106; Monti, EC Competition Law 333f. 
 32 
Spieltheorie im Gefangenendilemma – unabhängig davon, welche Strategie der andere Spieler 
verfolgt – paradoxer Weise immer dazu, sich nicht-kooperativ zu verhalten, sprich zu 
gestehen.109 Der Grund dafür liegt darin, dass sich keiner der Spieler auf ein kooperatives 
Verhalten des anderen Spielers verlassen kann und durch nicht-kooperatives Verhalten zum 
einen die maximale Haftdauer deutlich begrenzt wird, falls der andere Spieler ebenfalls 
gestehen sollte und darüber hinaus die Möglichkeit besteht, freizukommen, falls der andere 
Spieler sich kooperativ verhält und schweigt.  
 
Mit Einführung eines Kronzeugenprogramms wollte die Antitrust Division unter den 
kartellbeteiligten Unternehmen ein solches Gefangenendilemma herbeiführen. Die 
wirtschaftlich sinnvollste Strategie für die einzelnen Beteiligten sollte von nun an darin 
bestehen, sich geständig zu zeigen, um einer Bestrafung zu entgehen.110 Durch den Anreiz 
von Strafnachsicht sollte ferner eine Situation der Destabilisierung innerhalb des jeweiligen 
Kartells bewirkt werden, in der keiner mehr auf ein kartellkonformes Verhalten der anderen 
vertrauen können sollte, sondern vielmehr davon ausgehen muss, dass jederzeit einer von 
ihnen aus dem Kartell „ausbricht“ und mit den Behörden kooperiert. 
 
3. Das Prinzip „carrots and sticks“ 
Das amerikanische Kronzeugenprogramm ist maßgeblich vom Prinzip „carrots and sticks“111, 
zu Deutsch „Zuckerbrot und Peitsche“ geprägt. Dieses Prinzip steht in einem engen 
Zusammenhang mit den Erkenntnissen der Spieltheorie. Charakteristisch hierfür ist, dass 
kartellbeteiligte Unternehmen für ihre Kooperation mit der Antitrust Division mit „carrots“ 
belohnt, Kooperationsunwillige dagegen mit „sticks“ bestraft werden. Jeder Anreiz, der 
Unternehmen bzw Einzelpersonen als Gegenleistung für eine umfassende Kooperation 
geboten wird, findet sein entsprechendes Pendant in der Sanktionierung mangelnder 
Kooperation. Dieser Dualismus findet sich nicht nur im Amnesty Program von 1978 wieder, 
vielmehr sind auch die unterschiedlichen Ausformungen des aktuellen 
Kronzeugenprogramms von diesem Prinzip durchzogen.  
 
III. Amnesty Program von 1978 
Am 4. Oktober 1978 verkündete die Antitrust Division durch ihren damaligen Assistant 
Attorney General John H. Shenefield weltweit erstmalig ein sog „Amnesty Program“ für 
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bestimmte Kartellverstöße und legte damit den Grundstein für heutige 
Kronzeugenprogramme.112 Bei der amerikanischen Kronzeugenregelung handelt es sich seit 
Anbeginn an um ein rein administrative „Geschöpf“ der Antitrust Division, das nicht auf 
einem formellen Akt der Gesetzgebung beruht, sondern vielmehr in einer Reihe von 
Ansprachen führender Mitarbeiter der Antitrust Division geschaffen und näher definiert 
wurde.113 Mit dem Amnesty Program legte die Antitrust Division erstmals offen, unter 
welchen Voraussetzungen sie gegenüber Unternehmen, die eine kartellwidrige Absprache 
begangen haben, beabsichtigt, von einer Verfolgung Abstand zu nehmen. Als Gegenleistung 
für eine freiwillige Selbstanzeige stellte das „Amnesty Program“ Unternehmen gänzliche 
Nachsicht vor allfälliger Strafverfolgung in Aussicht, sofern die Antitrust Division zu diesem 
Zeitpunkt noch keine Ermittlungen wegen des betreffenden Verstoßes aufgenommen hatte.  
 
1. Voraussetzungen für die Anwendung des „Amnesty Programs“ 
Festzuhalten ist vorab, dass das Amnesty Program 1978 ausschließlich an Unternehmen und 
im Namen des Unternehmens handelnde Personen adressiert war. Einzelpersonen, die – 
unabhängig von der jeweiligen Unternehmensstrategie – aus Eigeninteresse heraus 
kooperieren wollten, wurden die Vorteile dieses Kronzeugenprogramms demgegenüber nicht 
gewährt.114 Um als Unternehmen für eine Strafnachsicht iSd Amnesty Programs 1978 in 
Betracht zu kommen, mussten nachstehende Voraussetzungen kumulativ erfüllt werden:  
 
 Erforderlich war zunächst, dass das Unternehmen als erstes Unternehmen eine 
Selbstanzeige bei der Antitrust Division erstattete.115 Dieses Erfordernis wurde von 
der Antitrust Division dahingehend konkretisiert, dass eine Amnestie bereits dann 
nicht mehr in Betracht kam, wenn die Antitrust Division auch ohne Selbstanzeige in 
naher Zukunft von den illegalen Machenschaften Kenntnis erlangt hätte oder bereits 
ihre Ermittlungen in dem betreffenden Kartell aufgenommen hat.116 Selbst wenn 
sich die laufenden Ermittlungen der Antitrust Division lediglich auf ein bestimmtes 
Tätigkeitsgebiet im geographischen Nahbereich des Amnestiesuchenden bewegten, 
der konkrete Kartellverstoß jedoch noch nicht entdeckt wurde und auch noch nicht 
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ins Blickfeld der Antitrust Division geraten war, wurde keine Amnestie mehr 
gewährt.117 
 Das Amnestie suchende Unternehmen war ferner dazu angehalten, wirksame 
Maßnahmen zu ergreifen, um seine Beteiligung an dem Kartell unverzüglich zu 
beenden.118 
 Darüber hinaus musste sich das Unternehmen dazu bereit erklären, den 
Geschädigten den eingetretenen Schaden – soweit möglich – zu ersetzen, falls dieser 
nicht bereits ersetzt wurde.119 
 Eine Amnestie kam zudem nur dann in Betracht, wenn das Unternehmen der 
Antitrust Division vollständig und aufrichtig von der Zuwiderhandlung berichtete 
und sie auch während der Ermittlungen umfassend unterstützte.120 
 Schließlich spielte die Rolle, die dem Unternehmen innerhalb des Kartells zukam, 
im Hinblick auf eine mögliche Amnestie eine große Bedeutung, weil diese 
keinesfalls gewährt wurde, wenn das Unternehmen eine führende Rolle im Kartell 
innehatte oder andere zur Kartellteilnahme gezwungen hat.121 
 
Die Gewährung der Amnestie trat jedoch – trotz Vorliegen sämtlicher, oben genannter 
Voraussetzungen – nicht automatisch ein, sondern lag vielmehr im Ermessen des Assistant 
Attorney General der Antitrust Division.122 
 
2. Beurteilung des Amnesty Program von 1978 
Mit dem Amnesty Program von 1978 unternahm die Antitrust Division einen bedeutenden 
Schritt gegen die organisierte Wirtschaftskriminalität. Um Kartellen einen Riegel 
vorzuschieben, griff sie dabei auf einen äußerst innovativen Grundgedanken zurück, indem 
sie das Institut des Kronzeugen in das Kartellstrafrecht transformierte und einem Kartellanten 
die Möglichkeit eröffnete trotz Kartellverstoßes straffrei auszugehen. Dem Prioritätsprinzip 
folgend konnte nur jenes Unternehmen in den Genuss gänzlicher Straffreiheit kommen, das 
als erstes Selbstanzeige bei der Antitrust Division erstattete, um von seinem 
kartellrechtswidrigen Verhalten zu berichten.  
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So überzeugend dieser Grundgedanke des ursprünglichen Amnesty Programs in der Theorie 
auch war, in der Praxis war der Erfolg bis zur Revision im Jahr 1993 äußerst gering. So ging 
bei der Antitrust Division jährlich im Schnitt lediglich ein Antrag auf Kronzeugenbehandlung 
ein. Während des 15-jährigen Bestehens des Amnesty Programs konnte ferner kein einziges 
internationales Kartell aufgedeckt werden.123 Die Gründe für den anfänglichen Misserfolg des 
Amnesty Programs lagen va in der fehlenden Transparenz und Vorhersehbarkeit, wie auch die 
Antitrust Division selbst eingestehen musste.124 Ein gewisses Maß an Transparenz und 
Vorhersehbarkeit ist jedoch unabdingbar, wenn behördliches Handeln zumindest den 
Anschein von Rechtssicherheit erwecken will. Darüber hinaus bot das Amnesty Program in 
seiner Originalfassung auch nicht die notwendigen Anreize für eine umfassende Kooperation 
mit der Antitrust Division.125 
 
Die fehlende Transparenz und Vorhersehbarkeit des Amnesty Programs machte sich insb 
dadurch bemerkbar, dass die Antitrust Division – bei Vorliegen sämtlicher Voraussetzungen – 
nicht automatisch die Vorteile des Amnesty Programs gewährte, sondern es vielmehr in ihrem 
Ermessen lag, ob ein Unternehmen trotz umfassender Kooperation und Selbstanzeige 
strafrechtlich verfolgt und bebußt wird oder nicht. Ferner wurden Unternehmen, die eine 
Selbstanzeige in Erwägung zogen, in keiner Weise darüber informiert, ob schon ein anderes 
Unternehmen mit der Antitrust Division kooperierte bzw ob diese von sich aus bereits 
Ermittlungen in dem gegenständlichen Kartell aufgenommen hat. Somit war oftmals das 
Risiko einer verspäteten Selbstanzeige für Unternehmen so schwer einschätzbar, dass diese – 
anstatt zu kooperieren – die Risiken einer weiteren Kartellteilnahme in Kauf nahmen. 
Schließlich sah das Amnesty Program 1978 unbeschadet der Begünstigungen, die 
Unternehmen zu Teil werden konnten, keinerlei individuelle Strafbefreiung für natürliche 
Personen vor, sodass die verantwortlichen Mitarbeiter – unbeschadet einer allfälligen 
Amnestie des jeweiligen Unternehmens – weiterhin mit strafrechtlichen Sanktionen rechnen 
mussten.126 
 
Neben diesen Defiziten, die das Amnesty Program aufwies, waren auch noch weitere 
Faktoren verantwortlich dafür, dass sich die amerikanische Kronzeugenregelung in seiner 
Originalfassung nicht bewähren konnte. Ein weiteres Manko bestand insb darin, dass die 
Strafandrohungen in den Jahren von 1978 bis 1993 noch keine Höhe erreicht hatten, um 
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Unternehmen vor einer Kartellbildung bzw weiteren Kartellteilnahme tatsächlich 
abzuschrecken. So betrug die höchste Geldbuße, die in diesem Zeitraum verhängt wurde, 
nicht einmal $ 3 Mio.127 Dafür musste das kooperationswillige Unternehmen zudem in Kauf 
nehmen, Zielscheibe nachfolgender Schadenersatzprozesse zu werden. Die wirtschaftlichen 
Vorteile, die das Amnesty Program bot, lagen somit im Regelfall weit hinter den Vorteilen 
einer weiteren Kartellteilnahme zurück. 
 
IV. Das aktuelle Kronzeugenprogramm 
1. Corporate Leniency Policy 1993 
Während noch zu Beginn der 90er Jahre der Schwerpunkt der Kartellbekämpfung in der 
Verfolgung nationaler Kartelle lag, kam es im Zuge der Präsidentschaft Bill Clintons zu einer 
grundlegenden Änderung der amerikanischen Kartellpolitik, mit dem Bestreben va 
internationale Kartelle ins Visier der Ermittlungen zu nehmen und aufzudecken.128 Das 
Amnesty Program 1978 konnte diesen Erwartungen jedoch nicht gerecht werden. In den fast 
15 Jahren seiner Anwendung wurde durch diese Kronzeugenregelung kein einziges 
internationales Kartell aufgedeckt, zudem war auch auf nationaler Ebene die Zahl 
kooperationswilliger Unternehmen äußerst gering.129 Die Antitrust Division zog daraus ihre 
Konsequenz und überarbeitete ihr Kronzeugenprogramm im Jahr 1993 grundlegend.  
 
Die überarbeitete Version des Amnesty Programs wurde am 10. August 1993 als „Corporate 
Leniency Policy“130 erlassen und tritt seither anstelle des ursprünglichen Amnesty 
Programs.131 Mit der Corporate Leniency Policy verfolgte die Antitrust Division primär das 
Ziel, die Kronzeugenregelung für Unternehmen wie auch Einzelpersonen einfacher und 
zugleich attraktiver zu gestalten, damit sich diese in weit stärkerem Maße als bisher zu einer 
Selbstanzeige und anschließenden Kooperation mit der Behörde entschließen.132 Im Zuge der 
Überarbeitung des Amnesty Programs wurden drei wesentliche Änderungen bzw 
Ergänzungen vorgenommen, die die Chancen auf vollständige Strafnachsicht für 
Unternehmen vergrößern und zugleich den Anreiz zu einer Kooperation mit der Antitrust 
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Division erhöhen sollten.133 So stellt die Corporate Leniency Policy 1993 die Gewährung 
einer allfälligen Amnestie nicht mehr in das Ermessen der Antitrust Division, konkret des 
Assistant Attorney General, sondern garantiert vielmehr Unternehmen vollständige 
Strafnachsicht, sofern zum Zeitpunkt der Selbstanzeige noch keine Ermittlungen seitens der 
Antitrust Division eingeleitet worden sind. Ferner kommen nunmehr auch solche 
Unternehmen für eine vollständige Strafnachsicht in Betracht, deren Selbstanzeige nach 
Aufnahme der Ermittlungen durch die Antitrust Division erfolgte. Schließlich wurde in der 
Corporate Leniency Policy ausdrücklich auch der Schutz natürlicher Personen vor 
strafrechtlicher Verfolgung verankert. 
 
Die Corporate Leniency Policy ist entsprechend ihrem Regelungsgehalt in vier Abschnitte 
unterteilt. Abschnitt A legt fest, unter welchen Voraussetzungen einem Unternehmen, dessen 
Selbstanzeige vor Aufnahme der Ermittlungen erfolgt, vollständige Strafnachsicht garantiert 
wird. Alternativ dazu kommt nach Abschnitt B der Corporate Leniency Policy eine 
vollständige Strafnachsicht selbst für Unternehmen in Betracht, die die Voraussetzungen in 
Abschnitt A nicht zur Gänze erfüllen können. Abschnitt C normiert zudem, unter welchen 
Voraussetzungen bestimmte Einzelpersonen in den Genuss gänzlicher Strafnachsicht 
gelangen können. Die Corporate Leniency Policy wird schließlich durch Abschnitt D 
vervollständigt, der das Verfahren bei Anwendung des Kronzeugenprogramms regelt. 
 
1.1. Vollständige Strafnachsicht für Unternehmen 
1.1.1. Selbstanzeige vor Aufnahme der Ermittlungen 
In Abschnitt A („Leniency Before an Investigation Has Begun“) der Corporate Leniency 
Policy 1993 hält die Antitrust Division einleitend fest, dass Unternehmen, die eine 
Selbstanzeige erstatten, bevor die Antitrust Division selbst Ermittlungen aufgenommen hat, 
nunmehr „Leniency“ garantiert wird. „Leniency“ iSd Corporate Leniency Policy bedeutet, 
dass ein Unternehmen für den von ihm angezeigten Kartellverstoß nicht strafrechtlich belangt 
wird.134 Um in den Genuss vollständiger Strafnachsicht zu kommen, muss ein Amnestie 
suchendes Unternehmen die nachstehenden sechs Voraussetzungen (Z 1 bis Z 6) des 
Abschnitt A der Corporate Leniency Policy erfüllen135: 
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 Zu dem Zeitpunkt, an dem das Unternehmen von seinem rechtswidrigen Verhalten 
berichtet – sprich eine Selbstanzeige erstattet – darf die Antitrust Division noch 
keine Informationen aus irgendwelchen anderen Quellen hinsichtlich des 
Kartellverstoßes erhalten haben (Z 1); 
 Nachdem das Unternehmen Selbstanzeige erstattet hat, muss es unverzüglich 
wirksame Maßnahmen zur Beendigung seiner Kartellteilnahme setzen (Z 2); 
 Ferner muss das Unternehmen die begangene Rechtsverletzung aufrichtig und 
vollständig schildern und der Antitrust Division während ihrer Ermittlungen seine 
volle, kontinuierliche und uneingeschränkte Kooperation anbieten (Z 3); 
 Das Geständnis, eine Rechtsverletzung begangen zu haben, muss dem Unternehmen 
als juristische Person zugerechnet werden können und nicht bestimmten 
Einzelpersonen136, die unabhängig vom Unternehmenswillen handeln (Z 4); 
 Das Unternehmen muss den Geschädigten, soweit möglich, Schadenersatz 
leisten (Z 5); 
 Schließlich darf das Unternehmen weder Andere zur Teilnahme an dem 
rechtswidrigen Verhalten gezwungen haben noch der Anführer bzw Urheber dieses 
Kartells gewesen sein (Z 6).137 
 
1.1.2. Zu den Voraussetzungen im Einzelnen 
Abschnitt A der Corporate Leniency Policy entspricht weitestgehend dem Regelungsgehalt 
des Amnesty Program von 1978, weist jedoch mehrere bedeutende Änderungen auf. So wird 
Unternehmen nach Abschnitt A nunmehr vollständige Strafnachsicht ausdrücklich garantiert, 
während die Entscheidung darüber bislang im Ermessen der Antitrust Division stand. 
Unternehmen, die einen Kartellverstoß anzeigen, bevor die Antitrust Division in dem 
betreffenden Fall ihre Ermittlungen aufgenommen hat, erhalten somit automatisch 
Strafnachsicht, falls zudem die Voraussetzungen in Z 1 bis Z 6 des Abschnitts A der 
Corporate Leniency Policy kumulativ vorliegen (arg “Leniency will be granted […] if the 
following six conditions are met“).  
 
Diese weiteren Voraussetzungen sind stark an die Formulierung des Amnesty Programs 1978 
angelehnt und großteils deckungsgleich. In Abschnitt A Z 1 weist die Corporate Leniency 
Policy eine wesentliche Abweichung auf. Während das Amnesty Program 1978 eine 
Strafnachsicht bereits dann verwehrte, wenn die Antitrust Division auch ohne Selbstanzeige 
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in naher Zukunft von den illegalen Machenschaften Kenntnis erlangt hätte, ist die 
überarbeitete Kronzeugenregelung – aus Unternehmenssicht – deutlich großzügiger gefasst.138 
Entscheidend ist nunmehr, dass die Antitrust Division – zum Zeitpunkt der Selbstanzeige – 
nicht bereits aus anderen Quellen Kenntnis vom Kartellverstoß erlangt hat. Ob sie in naher 
Zukunft davon erfahren hätte, ist demgegenüber bedeutungslos.139 
 
Wie schon bisher muss das Unternehmen zudem seine Teilnahme am Kartell unverzüglich 
einstellen.140 Für die Beendigung ist nicht erforderlich, dass der Ausstieg aus dem Kartell den 
anderen Kartellanten angekündigt wird, sondern vielmehr, dass der Kartellverstoß der 
Antitrust Division angezeigt wird. Das Unternehmen muss daraufhin jegliche weitere 
Kartellbeteiligung unterlassen, es sei denn, die Antitrust Division spricht sich – im Hinblick 
auf ihre Ermittlungen – für eine fortgesetzte Teilnahme am Kartell aus.141  
 
Vorausgesetzt wird ferner, dass das Unternehmen umfassend mit der Antitrust Division 
kooperiert und das Eingeständnis, eine Rechtsverletzung begangen zu haben, als „corporate 
act“ dem Unternehmen zuzurechnen ist. Um diese Voraussetzungen in Abschnitt A Z 3 und Z 
4 der Corporate Leniency Policy erfüllen zu können, muss das Unternehmen alle rechtlich 
zulässigen Schritte für eine Kooperation mit der Antitrust Division setzen.142 Sollte ein 
Unternehmen nicht dazu in der Lage sein, einen oder mehrere seiner Mitarbeiter zu einer 
Kooperation zu bewegen, führt dieser Umstand nicht notwendiger Weise zum Verlust 
vollständiger Strafnachsicht. Für die Beurteilung, ob die Kooperation eines Unternehmens 
tatsächlich als umfassend anzusehen ist, kommt es vielmehr darauf an, wie viele Mitarbeiter 
des Unternehmens nicht kooperierten, welche Position diese innehaben und welche Schritte 
das Unternehmen unternommen hat, um sie zu einer Kooperation zu bewegen.143 
 
Das Unternehmen muss zudem Schadenersatz leisten. Die Antitrust Division spricht zwar in 
Abschnitt A Z 5 ihrer Corporate Leniency Policy davon, dass dieser Ersatz nur dann zu leisten 
ist, wenn das Unternehmen dazu in der Lage ist („where possible“), die Antitrust Division 
geht jedoch von der Vermutung aus, dass Kartellanten im Regelfall dazu in der Lage sein 
werden. Ausnahmen bestehen lediglich dann, wenn ein Unternehmen nicht liquid ist und ihm 
gerichtlich untersagt wurde, zusätzliche finanzielle Verpflichtungen einzugehen oder wenn es 
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nur einen einzigen Geschädigten gab und dieser nicht mehr existiert. Von der Verpflichtung 
vollen Schadenersatz zu leisten kann die Antitrust Division auch dann absehen, wenn dadurch 
die wirtschaftliche Überlebensfähigkeit eines Unternehmens gefährdet wäre.144 
 
Wie schon bisher kommt eine Anwendung des Kronzeugenprogramms auch weiterhin für 
Unternehmen, die andere Unternehmen zur Kartellteilnahme gezwungen haben oder Anführer 
bzw Urheber des Kartells waren, nicht in Betracht.145 Dieser Ausschluss in Abschnitt A Z 6 
der Corporate Leniency Policy kann sich durchaus auch auf mehrere mitwirkende 
Unternehmen ein und desselben Kartells erstrecken, und zwar in Fällen, in denen diese 
einander ebenbürtig waren oder in denen mehrere Unternehmen als Anführer bzw Urheber 
anzusehen sind.146 
 
1.1.3. Alternative Bedingungen für eine Strafnachsicht 
Abschnitt B der Corporate Leniency Policy („Alternative Requirements for Leniency“) stellt 
Unternehmen, die eine Selbstanzeige erstatten, jedoch nicht alle sechs Voraussetzungen des 
Abschnitts A erfüllen können, dennoch vollständige Strafnachsicht in Aussicht. Unabhängig 
davon, ob die Selbstanzeige vor oder nach Aufnahme der Ermittlungen durch die Antitrust 
Division erfolgt ist, wird dem betreffenden Unternehmen eine vollständige Strafnachsicht 
auch dann „garantiert“, wenn die nachstehenden sieben Voraussetzungen des Abschnitts B 
erster Satz (Z 1 bis Z 7) der Corporate Leniency Policy vorliegen: 
 
 Das Unternehmen ist im Hinblick auf den Zeitpunkt der Selbstanzeige das erste 
Unternehmen, das sich meldet und für eine vollständige Strafnachsicht 
qualifiziert(Z 1); 
 Die Antitrust Division verfügt zum Zeitpunkt, an dem sich das Unternehmen meldet, 
noch nicht über entsprechende Beweise, um hinsichtlich dieses Unternehmens 
voraussichtlich eine tragfähige Verurteilung erwirken zu können (Z 2); 
 Nachdem das Unternehmen Selbstanzeige erstattet hat, muss es unverzüglich 
wirksame Maßnahmen zur Beendigung seiner Kartellteilnahme setzen (Z 3); 
 Ferner muss das Unternehmen die begangene Rechtsverletzung aufrichtig und 
vollständig schildern und der Antitrust Division seine volle, kontinuierliche und 
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uneingeschränkte Kooperation anbieten, durch die die Ermittlungen der Antitrust 
Division positiv beeinflusst werden (Z 4); 
 Das Geständnis muss dem Unternehmen als juristische Person zugerechnet werden 
können, im Gegensatz zu denen bestimmter Einzelpersonen147, die unabhängig vom 
Unternehmenswillen erfolgen (Z 5); 
 Darüber hinaus muss das Unternehmen den Geschädigten – soweit möglich – 
Schadenersatz leisten (Z 6); 
 Schließlich muss die Antitrust Division zu dem Ergebnis gelangen, dass andere 
Unternehmen durch die Gewährung einer vollständigen Strafnachsicht nicht 
ungerecht behandelt werden, wobei hierfür die Beschaffenheit des Kartells, die 
eingestandene Rolle des Unternehmens und der Zeitpunkt, an dem sich das 
Amnestie suchende Unternehmen gemeldet hat, entscheidend sind (Z 7).  
 
Ausschlaggebend für die Entscheidung ist nach Abschnitt B zweiter Satz der Corporate 
Leniency Policy va, wie früh sich das Amnestie suchende Unternehmen bei der Antitrust 
Division gemeldet hat und ob es andere zur Kartellteilnahme gezwungen hat oder ob es 
offensichtlich der Anführer bzw Urheber des Kartells war. Die Messlatte für eine positive 
Bescheinigung dieser siebenten und letzten Voraussetzung liegt in Fällen, in denen die 
Selbstanzeige vor der Aufnahme von Ermittlungen erfolgt ist, niedrig; sie wird jedoch stetig 
höher gelegt, je mehr Beweise die Antitrust Division für eine Verurteilung des Unternehmens 
hat.148 
 
1.1.4. Zu den Voraussetzungen im Einzelnen 
Abschnitt B der Corporate Leniency Policy hat den Anwendungsbereich des amerikanischen 
Kronzeugenprogramms auf den ersten Blick erheblich erweitert. Wenn man jedoch die 
Voraussetzungen des Abschnitts B mit denen von Abschnitt A der Corporate Leniency Policy 
vergleicht, stellt man fest, dass diese großteils übereinstimmen und die Voraussetzungen in 
Abschnitt B zT noch strenger sind. Dies führt im Ergebnis dazu, dass eine vollständige 
Strafnachsicht nach Abschnitt B nur dann in Betracht kommt, wenn ein Unternehmen die 
erste Voraussetzung des Abschnitts A nicht erfüllt, weil es die Selbstanzeige erst zu einem 
Zeitpunkt erstattet, an dem die Antitrust Division bereits ihre Ermittlungen aufgenommen hat. 
Hat das Unternehmen demgegenüber zB seine Kartellteilnahme nicht – wie in Abschnitt A 
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Z 2 gefordert – unverzüglich eingestellt, kommt auch nach Abschnitt B der Corporate 
Leniency Policy keine vollständige Strafnachsicht mehr in Betracht.  
 
Der Anwendungsbereich der Corporate Leniency Policy wurde somit lediglich dahingehend 
erweitert, als Abschnitt B nicht mehr darauf abstellt, ob die Antitrust Division bereits 
Ermittlungen aufgenommen hat, sondern vielmehr darauf, dass das Unternehmen als erstes 
eine Selbstanzeige erstattet hat und die Antitrust Division zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
über genügend Beweise für eine Verurteilung dieses Unternehmens verfügt.149 Eine 
vollständige Strafnachsicht kommt also auch dann noch in Betracht, wenn die Antitrust 
Division bereits aus anderen Quellen Kenntnis vom Kartellverstoß erlangt hat, sofern es sich 
bei diesen Quellen nicht um andere Mitwirkende am Kartell handelt. 
 
Abgesehen von den ersten beiden Voraussetzungen des Abschnitts B, sind die weiteren 
Voraussetzungen sehr stark an Abschnitt A angelehnt, zT gehen sie jedoch auch darüber 
hinaus. So verlangt die Antitrust Division in Abschnitt B erster Satz Z 4 nicht nur, dass das 
Unternehmen seine volle, kontinuierliche und uneingeschränkte Kooperation anbietet, 
sondern dass dessen Kooperationsbeitrag ihre Ermittlungen auch tatsächlich (positiv) 
beeinflusst.150 Im Gegensatz zu Abschnitt A der Corporate Leniency Policy ist eine 
vollständige Strafnachsicht für Unternehmen nach Abschnitt B demnach ausgeschlossen, 
wenn die Antitrust Division bei ihren Ermittlungen nicht auf die Informationen des 
Unternehmens zurückgreifen muss. 
 
Während die Antitrust Division in Abschnitt A Z 6 der Corporate Leniency Policy 
vollständige Strafnachsicht lediglich Drahtziehern und Initiatoren von Kartellen verwehrt, ist 
Abschnitt B erster Satz Z 7 viel weiter gefasst und stellt generell die Gewährung vollständiger 
Strafnachsicht nach Abschnitt B in das Ermessen der Antitrust Division.151 Vollständige 
Strafnachsicht wird – entgegen dem Wortlaut der Corporate Leniency Policy – diesfalls nicht 
garantiert, sondern vielmehr von einer Abwägung der Antitrust Division abhängig gemacht, 
in der insb die Beschaffenheit des Kartells, die Rolle des Unternehmens und der Zeitpunkt der 
Selbstanzeige ausschlaggebend sind.152 Diese Abwägung wird dabei umso eher zu Ungunsten 
des Amnestie suchenden Unternehmens ausfallen, je mehr Beweise die Antitrust Division 
bereits für eine Verurteilung dieses Unternehmens ermitteln konnte. Die Antitrust Division 
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hält idZ zudem fest, dass bei Unternehmen, die eine Selbstanzeige vor Aufnahme der 
Ermittlungen erstattet haben, ein niedriger Maßstab angelegt wird.153 Diese Formulierung ist 
jedoch äußerst widersprüchlich, weil Abschnitt B der Corporate Leniency Policy gerade nicht 
auf Unternehmen abstellt, deren Selbstanzeige vor Aufnahme der Ermittlungen erfolgt, 
sondern auf solche, die einen Kartellverstoß erst zu einem späteren Zeitpunkt melden. Folgt 
man diesen Erwägungen der Antitrust Division, ist es für Unternehmen, die erst nach 
Aufnahme der Ermittlungen eine Selbstanzeige erstatten und folglich nicht in den 
Anwendungsbereich des Abschnitts A fallen, eher unwahrscheinlich, dass die Beurteilung der 
Antitrust Division nach Abschnitt B der Corporate Leniency Policy zu ihren Gunsten ausfällt. 
 
1.1.5. Abschluss sog „Plea Agreements“ 
Festzuhalten ist ferner, dass die Corporate Leniency Policy sowohl nach Abschnitt A als auch 
B wiederum nur einem einzigen Unternehmen eine vollständige Strafnachsicht in Aussicht 
stellt. Das Unternehmen wird diesfalls für seinen Kartellverstoß weder strafrechtlich verfolgt 
noch mit einer Geldbuße sanktioniert. Nachfolgenden Unternehmen, die zu einem späteren 
Zeitpunkt eine Selbstanzeige erstatten, werden die Vorzüge dieser Kronzeugenregelung nicht 
zu Teil, eine Minderung des Geldbußenantrages ist bei der amerikanischen 
Kronzeugenregelung nicht vorgesehen. Dennoch besteht auch weiterhin – außerhalb des 
eigentlichen Kronzeugenprogramms – die Möglichkeit, strafrechtliche Begünstigungen, etwa 
in Form einer Geldbußenreduktion, zu erhalten, und zwar in Fällen, in denen sich Anklage, 
Verteidigung und Gericht auf ein sog „plea agreement“ einigen.154 Dabei wird ein 
ordentliches Gerichtsverfahren umgangen und an dessen Stelle ein Geständnis des 
Angeklagten – nach vorangehendem „Feilschen“ hinsichtlich des konkreten Strafausmaßes – 
mit geringeren Strafen belohnt.155  
 
Das Geständnis kommt dabei nicht nur dem Angeklagten zu Gute, auch die Vorteile für die 
beteiligten Behörden liegen auf der Hand. Die Antitrust Division kann dadurch weitaus mehr 
Verfahren führen, weil sie nicht dazu angehalten ist, die ansonsten notwendigen Beweismittel 
für eine Verurteilung beizuschaffen. Zudem werden auch die Ressourcen der Gerichte 
geschont. Es überrascht daher nicht, dass sich diese Möglichkeit der (vorzeitigen) 
Verfahrensbeendigung in den USA großer Beliebtheit erfreut: Mehr als 90 % aller 
Strafverfahren werden auf diesem Wege entschieden.156 
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1.2. Vollständige Strafnachsicht für natürliche Personen 
Die Bezeichnung „Corporate Leniency Policy“ mag zwar den Anschein erwecken, dass von 
dieser Kronzeugenregelung ausschließlich Unternehmen profitieren können, nichtsdestotrotz 
wird in Abschnitt C der Corporate Leniency Policy auch bestimmten Einzelpersonen 
Nachsicht vor strafrechtlicher Verfolgung in Aussicht gestellt. Falls sich ein Unternehmen für 
eine vollständige Strafnachsicht gem Abschnitt A qualifiziert, erhalten auch alle tatbeteiligten 
natürlichen Personen, die dem Unternehmen angehören – vom Vorstandsmitglied bis zum 
einfachen Angestellten157 – vollständige Strafnachsicht, sofern sie ihr Mitwirken am 
rechtswidrigen Kartell im Rahmen des Unternehmensgeständnisses einräumen. Diese 
Privilegierung wird natürlichen Personen gem Abschnitt C erster Satz der Corporate Leniency 
Policy jedoch nur dann zu Teil, wenn sie die von ihnen begangene Rechtsverletzung 
aufrichtig und vollständig zugeben und die Antitrust Division auch in der Folge bei ihren 
Ermittlungen unterstützen. 
 
Der Anwendungsbereich des Abschnitts C der Corporate Leniency Policy erstreckt sich auf 
alle Mitarbeiter eines Unternehmens, die gemeinsam mit dem Unternehmen zu einer 
umfassenden Kooperation mit der Antitrust Division bereit sind.158 Der Hauptzweck dieser 
Bestimmung liegt darin, so viele Mitarbeiter eines kooperierenden Unternehmens wie 
möglich zu ermutigen, gemeinsam mit dem Unternehmen Selbstanzeige zu erstatten und an 
der Aufklärung mitzuwirken.159 Mitarbeiter, die an dem Kartell in keiner Weise beteiligt 
waren und folglich auch kein Verbrechen begangen haben, sind von Abschnitt C der 
Corporate Leniency Policy nicht erfasst, weil sie ohnedies nicht zur Rechenschaft gezogen 
werden können und somit auch keiner Strafnachsicht bedürfen. Nicht erfasst von Abschnitt C 
sind überdies ehemalige Mitarbeiter, die während des Bestehens eines Kartells bei einem 
mitwirkenden Unternehmen beschäftigt waren. Aus diesem Grund sieht sich die Antitrust 
Division in der Praxis nicht verpflichtet, auch solchen ehemaligen Mitarbeitern vollständige 
Strafnachsicht zu garantieren. Dennoch steht es ihr frei, auch ehemaligen Mitarbeitern eines 
Unternehmens denselben Schutz vor strafrechtlicher Verfolgung einzuräumen wie 
gegenwärtigen Mitarbeitern.160  
 
Für die Anwendung des Abschnitts C der Corporate Leniency Policy ist entscheidend, dass 
sich natürliche Personen zusammen mit dem Unternehmen, dem sie angehören, zu einer 
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Selbstanzeige entschließen. Natürliche Personen, die von sich aus – und eben nicht 
gemeinsam mit dem Unternehmen – Selbstanzeige erstatten wollen, werden die Vorteile 
dieser Kronzeugenregelung nicht zu Teil.161 Sollte sich ein Unternehmen nicht für eine 
Nachsicht gem Abschnitt A qualifizieren, kann natürlichen Personen, die sich zusammen mit 
dem Unternehmen gemeldet haben, gem Abschnitt C zweiter Satz der Corporate Leniency 
Policy dennoch Immunität vor strafrechtlicher Verfolgung gewährt werden, und zwar auf der 
gleichen Basis, als wären sie unabhängig vom Unternehmen an die Antitrust Division 
herangetreten. Festzuhalten ist idZ, dass die Antitrust Division in ständiger Verwaltungspraxis 
auch natürlichen Personen – außerhalb des Amnesty Programs bzw der Corporate Leniency 
Policy – Schutz vor strafrechtlicher Verfolgung bot, wobei die konkreten Vorgaben hierfür 
erst im Rahmen der „Leniency Policy for Individuals“ aus 1994 erstmals ausdrücklich 
festgelegt wurden.162 
 
1.3. Verfahrensvorgaben bei Gewährung von Strafnachsicht 
In Abschnitt D der Corporate Leniency Policy legt die Antitrust Division die Vorgehensweise 
ihrer Mitarbeiter bei Gewährung von Strafnachsicht fest. Ursprünglich waren Mitarbeiter der 
Antitrust Division, die eine entsprechende Anfrage eines kooperationswilligen Unternehmens 
erhielten, und zum Schluss gekommen waren, dass sich dieses für eine vollständige 
Strafnachsicht qualifizieren konnte, zunächst dazu angehalten, eine günstige Empfehlung an 
das Office of Operations zu übermitteln und darin die Gründe für eine positive Erledigung 
darzulegen.163 Mit der Abgabe dieser Empfehlung durfte dabei nicht bis zu dem Zeitpunkt 
zugewartet werden, an dem für die anderen Kartellteilnehmer ein sog „fact memo“164 verfasst 
worden war, in dem deren strafrechtliche Verfolgung nahe gelegt wurde. Der jeweilige 
Einsatzleiter des Office of Operations musste daraufhin die Empfehlung nochmals prüfen, 
bevor er sie an den Assistant Attorney General zur abschließenden Entscheidung weiterleitete.  
 
Im Zuge der Reorganisation der Antitrust Division im Jahr 1997 wurden die 
Verfahrensvorgaben geringfügig modifiziert, weil das Office of Operations seitdem nicht 
mehr für strafrechtliche Angelegenheiten verantwortlich ist.165 Empfehlungen von 
Mitarbeitern der Antitrust Division sind nunmehr an den Deputy Assistant Attorney General 
                                                     
161
 Vgl Corporate Leniency Policy Abschnitt C erster Satz. 
162
 Ausführlicher hiezu unten in Kap B.IV.2. 
163
 Vgl Corporate Leniency Policy Abschnitt D erster Satz. 
164
 Vgl Corporate Leniency Policy Abschnitt D zweiter Satz. 
165
 Spratling, Cooperate Leniency Policy (1998). 
 46 
for Criminal Enforcement zwecks Nachprüfung zu übermitteln, bevor dieser sie an den 
Assistant Attorney General zur abschließenden Entscheidung weiterleitet.166 
 
In Fällen, in denen die Gewährung von Strafnachsicht nicht in Betracht kommt, wird dem 
Rechtsbeistand des betroffenen Unternehmens im Regelfall auch weiterhin Gelegenheit 
geboten, den Unternehmensstandpunkt kundzutun, wobei dieser – wie in Abschnitt D der 
Corporate Leniency Policy ausdrücklich festgehalten – keinen Rechtsanspruch auf ein 
derartiges Treffen mit der Antitrust Division hat.167 
 
1.4. Beurteilung der Corporate Leniency Policy 
Die praktischen Auswirkungen der Corporate Leniency Policy 1993 waren enorm. Die 
Anwendungsfälle der amerikanischen Kronzeugenregelung stiegen um das zwanzigfache an, 
zudem konnten dutzende internationale Kartelle zerschlagen werden.168 Bereits im ersten Jahr 
nach seiner Verkündung boten gleich zwölf Unternehmen ihre Bereitschaft zur Kooperation 
an, das entspricht im Schnitt einem Antrag pro Monat, während das Amnesty Program 1978 
lediglich zu einem Antrag pro Jahr führte.169 Nach Einschätzung der Antitrust Division bildet 
die Corporate Leniency Policy nunmehr das effektivste Mittel zur Aufdeckung internationaler 
Kartelle.170  
 
Mit der Corporate Leniency Policy ist es der Antitrust Division gelungen, die Transparenz 
und Vorhersehbarkeit ihres Kronzeugenprogramms zu erhöhen. Besondere Erwähnung 
verdient dabei der Umstand, dass die Antitrust Division nunmehr – bei Vorliegen der 
entsprechenden Voraussetzungen – vollständige Strafnachsicht garantiert und nicht mehr in 
ihr weites Ermessens stellt. So konsequent die Umsetzung in Fällen gelungen ist, die in den 
Anwendungsbereich des Abschnitts A der Corporate Leniency Policy fallen, so inkonsequent 
war die Antitrust Division jedoch in Fällen, in denen die Selbstanzeige erst nach Aufnahme 
der Ermittlungen erfolgte. Wenngleich auch Abschnitt B auf den ersten Blick den Anschein 
von Transparenz und Vorhersehbarkeit erweckt, zeigt sich schnell, dass dieser Schein trügt. 
Für Unternehmen, die aufgrund des Zeitpunktes ihrer Selbstanzeige nicht mehr in den 
Anwendungsbereich des Abschnitts A fallen, bedeutet dies, dass sie trotz umfassender 
Kooperation lediglich darauf hoffen dürfen, dass die Ermessensentscheidung der Antitrust 
Division zu ihren Gunsten ausfällt.  
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Positiv zu bewerten ist Abschnitt C der Corporate Leniency Policy, der erstmalig den Schutz 
natürlicher Personen vor strafrechtlicher Verfolgung ausdrücklich normiert. Diese 
Bestimmung war dringend erforderlich, um die Effektivität des amerikanischen 
Kronzeugenprogramms zu erhöhen. Zu bedenken ist, dass Unternehmensentscheidungen, 
selbst wenn sie ausschließlich dem Unternehmen als juristische Person zugerechnet werden, 
immer auf natürliche Personen zurückzuführen sind. Werden natürliche Personen nicht in den 
Schutzbereich eines Kronzeugenprogramms miteinbezogen, ist es nicht verwunderlich, wenn 
auch bei Unternehmen die Bereitschaft zur Kooperation gering ausfällt. Festzuhalten ist 
jedoch, dass der Schutz natürlicher Personen vor strafrechtlicher Verfolgung durch die 
Corporate Leniency Policy nur dann gewährleistet ist, wenn deren Kooperation im Rahmen 
der Selbstanzeige des jeweiligen Unternehmens erfolgt. Nicht geschützt werden 
Einzelpersonen, die von sich aus eine Selbstanzeige erstatten.  
 
2. Leniency Policy for Individuals 1994 
Am 10. August 1994, auf den Tag genau ein Jahr nach Erlass der Corporate Leniency Policy, 
verkündete die Antitrust Division die „Leniency Policy for Individuals“, mit der eine schon 
zuvor geübte Praxis der Antitrust Division nunmehr ausdrücklich festgeschrieben wurde. 
Während Abschnitt C der Corporate Leniency Policy nur bestimmten natürlichen Personen, 
die sich zusammen mit dem Unternehmen bei der Antitrust Division melden, eine individuelle 
Strafnachsicht in Aussicht stellt, geht die Individual Leniency Policy einen bedeutenden 
Schritt weiter.  
 
In den Anwendungsbereich der Individual Leniency Policy fallen nämlich sämtliche 
natürliche Person, die aus eigenem Antrieb – ohne damit notwendigerweise 
Unternehmensinteressen zu verfolgen – die Antitrust Division aufsuchen, um dieser eine 
illegale und ihr noch nicht bekannte Kartellaktivität anzuzeigen.171 „Leniency“ iSd Individual 
Leniency Policy bedeutet, dass natürliche Personen für die von ihnen selbst angezeigte 
Straftat nicht bestraft werden.172 Die Individual Leniency Policy berührt dabei die Geltung der 
Corporate Leniency Policy nicht, vielmehr regelt sie einen Bereich, der zuvor von der 
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2.1. Voraussetzungen für individuelle Strafnachsicht 
Einer natürlichen Person, die von ihrer rechtswidrigen Kartellaktivität berichtet bevor 
Ermittlungen in der Sache aufgenommen worden sind, wird vollständige Strafnachsicht 
garantiert, wenn die drei nachstehenden Voraussetzungen des Abschnitts A der Individual 
Leniency Policy vorliegen173: 
 
 Zu dem Zeitpunkt, an dem die Einzelperson eine Selbstanzeige erstattet, darf die 
Antitrust Division noch keine Informationen über den Kartellverstoß aus anderen 
Quellen erhalten haben (Z 1); 
 Ferner muss die Einzelperson die begangene Rechtsverletzung aufrichtig und 
vollständig schildern und der Antitrust Division während ihrer Ermittlungen ihre 
volle, kontinuierliche und uneingeschränkte Kooperation anbieten (Z 2); 
 Schließlich darf die Einzelperson weder andere zur Teilnahme an dem 
rechtswidrigen Verhalten gezwungen haben noch der Anführer bzw Urheber dieses 
Kartells gewesen sein (Z 3). 
 
Die Individual Leniency Policy orientiert sich vom Aufbau und Regelungsgehalt sehr stark an 
der Corporate Leniency Policy. So wurden sämtliche Voraussetzungen des Abschnitts A der 
Corporate Leniency Policy, die nicht rein unternehmensspezifisch sind, wortgleich 
übernommen, mit dem einzigen Unterschied, dass sich die obigen Voraussetzungen nunmehr 
nicht an Unternehmen, sondern ausschließlich an natürliche Personen richten.174  
 
2.2. Strafnachsicht für Einzelpersonen außerhalb der Individual Leniency Policy 
In Abschnitt B der Individual Leniency Policy legt die Antitrust Division fest, dass 
Einzelpersonen, die sich nicht für eine Strafnachsicht nach Abschnitt A dieser 
Kronzeugenregelung qualifizieren können, trotzdem Immunität vor strafrechtlicher 
Verfolgung – außerhalb der Kronzeugenregelung – gewährt werden kann. Diese Immunität 
kann sowohl rechtlicher als auch rein informeller Natur sein, wobei die Entscheidung darüber 
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2.3. Verfahrensvorgaben bei Gewährung von Strafnachsicht 
Abschnitt C der Individual Leniency Policy widmet sich schließlich dem Verfahren der 
Antitrust Division bei Gewährung einer vollständigen Strafnachsicht. Da diese Vorgaben 
denen in Abschnitt D der Corporate Leniency Policy entsprechen, wird insofern auf die 
Ausführungen in Kap B.IV.1.3. verwiesen. 
 
2.4. Beurteilung der Individual Leniency Policy 
Die Zielsetzung der Individual Leniency Policy liegt grds darin, natürliche Personen in noch 
stärkerem Maße als bisher zu ermutigen, der Antitrust Division Beweise für strafrechtlich 
relevante Kartellverstöße vorzulegen.176 Diese Kronzeugenregelung für natürliche Personen 
soll in erster Linie solchen Einzelpersonen Schutz vor strafrechtlicher Verfolgung bieten, die 
von sich aus mit der Antitrust Division kooperieren möchten. Um in den Anwendungsbereich 
des Kronzeugenprogramms zu fallen, sind Einzelpersonen deshalb nicht mehr darauf 
angewiesen, gemeinsam mit dem Unternehmen eine Selbstanzeige zu erstatten. Durch die 
Individual Leniency Policy wird zugleich denjenigen ein stärkerer Anreiz zur Kooperation 
geboten, deren rechtswidriges Verhalten nunmehr mit einer Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren 
bedroht ist und die folglich wohl am meisten zu verlieren haben.177  
 
Wenngleich die Individual Leniency Policy in der Praxis nicht in dem Maß in Anspruch 
genommen wird wie die Corporate Leniency Policy, ist dieser Kronzeugenregelung dennoch 
großer Erfolg zu konstatieren.178 Dieser zeigt sich va dadurch, dass die Individual Leniency 
Policy die Anzahl von Unternehmensanträgen erhöht, weil sie wie ein „Wachhund“179 
sicherstellt, dass Unternehmen den Kartellverstoß von sich aus anzeigen. Mitarbeiter können 
nunmehr in viel stärkerem Maße Einfluss auf das Verhalten ihres Unternehmens nehmen und 
diesem quasi „die Rute ins Fenster“ stellen, um so auf eine gemeinschaftliche Selbstanzeige 
hinzuwirken. IdS legt die Individual Leniency Policy ausdrücklich fest, dass Mitarbeiter, die 
sich zusammen mit dem Unternehmen für eine vollständige Strafnachsicht iSd Corporate 
Leniency Policy zu qualifizieren versuchen, nicht unter die Leniency Policy for Individuals 
fallen.180 Schutz vor strafrechtlicher Verfolgung wird diesen vielmehr ohnehin bereits auf 
Grundlage der Corporate Leniency Policy zu Teil.181 
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Die Individual Leniency Policy bewirkt zudem eine Destabilisierung innerhalb des 
betreffenden Unternehmens, weil es nicht mehr davor gefeit ist, dass einer seiner Mitarbeiter 
die Flucht nach vorne antritt und die Antitrust Division aus Eigeninteresse konktaktiert, um 
Schutz vor strafrechtlicher Verfolgung zu erhalten. Die Ungewissheit darüber, wie „loyal“ die 
einzelnen Mitarbeiter sind, führt folglich dazu, dass Unternehmen durch die Individual 
Leniency Policy vor weiteren Kartellteilnahmen abgeschreckt werden.  
 
3. Erweiterungen des amerikanischen Kronzeugenprogramms 
3.1. Einführung eines sog „Markers” 
Um kooperationswillige Unternehmen dazu zu bewegen, vermeintliche Kartellverstöße so 
rasch wie möglich der Antitrust Division anzuzeigen, wurde die Corporate Leniency Policy 
im Laufe der Zeit um ein sog „Markersystem“ erweitert. Kooperationswillige Unternehmen 
müssen mit ihrem Antrag auf Kronzeugenstellung nicht mehr zuwarten, bis sie alle 
verfügbaren Informationen und Unterlagen zu einem mutmaßlichen Kartellverstoß 
zusammengetragen haben, sondern können vielmehr umgehend – nach interner Feststellung 
eines vermeintlichen Kartellverstoßes – eine Selbstanzeige erstatten und ihren ersten Rang 
durch Setzen eines sog „Markers” wahren.182 Dem antragstellenden Unternehmen wird 
daraufhin von der Antitrust Division eine bestimmte Zeitspanne eingeräumt, innerhalb derer 
es seine internen Ermittlungen abschließen, die aufgefundenen Informationen der Antitrust 
Division melden und seinen Antrag auf Kronzeugenstellung entsprechend vervollständigen 
kann.183  
 
Dabei stellt die Antitrust Division bewusst auf keine generelle Frist ab, weil die tatsächliche 
Zeitspanne von den jeweiligen Begleitumständen abhängt und von Fall zu Fall variiert. Um 
kooperationswilligen Unternehmen eine gewisse Richtschnur zu geben, hält die Antitrust 
Division jedoch fest, dass die eingeräumte Zeitspanne in Fällen, in denen die Selbstanzeige 
und das Ersuchen um einen Marker bereits vor Aufnahme der Ermittlungen seitens der 
Antitrust Division erfolgt, durchaus mehrere Wochen betragen kann.184 Sollte demgegenüber 
die Selbstanzeige erst während der laufenden Ermittlungen erfolgen, kann der Marker – je 
nach Einzellfall – auch nur für ein paar Tage oder auch gar nicht gewährt werden.185  
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Solange einem Unternehmen für den Abschluss seiner internen Ermittlungen ein Marker 
gewährt wird, kann ihm kein anderes Unternehmen seinen ersten Rang streitig machen, selbst 
dann nicht, wenn ein nachfolgendes Unternehmen seinen Antrag auf Kronzeugenstellung 
bereits vollständig aufbereitet hat.186 Anderes gilt jedoch dann, wenn der Erstantragsteller 
seinen Antrag nicht innerhalb der eingeräumten Zeitspanne, für die ihm ein Marker gewährt 
wurde, vervollständigt. Nach Ablauf der Frist ist der Rang des Unternehmens nicht mehr 
geschützt. Somit kommen auch nachfolgende Unternehmen wieder für eine vollständige 
Strafnachsicht in Betracht, wobei darauf abgestellt wird, welches dieser Unternehmen als 
erstes eine Selbstanzeige erstattet und sich damit den – frei gewordenen – ersten Rang sichern 
kann.187  
 
Das Markersystem soll zudem sicherzustellen, dass Unternehmen nicht für eine frühzeitige 
Selbstanzeige, die vor Abschluss der internen Ermittlungen erfolgt, im Endeffekt bestraft 
werden. Aus diesem Grund schützt der Marker Antragsteller für ihre gutgläubigen 
Bemühungen auch dann, wenn im Zuge der internen Ermittlungen weitere Kartellverstöße, 
die vom ursprünglichen Antrag nicht umfasst waren, festgestellt werden.188 Sollten im Zuge 
der internen Ermittlung zB wettbewerbsbeschränkende Verhaltensweisen ans Licht treten, die 
über den ursprünglich angezeigten Kartellverstoß hinausgehen oder die außerhalb des 
Schutzbereiches der bedingten Strafnachsicht liegen, wird auch insoweit Schutz vor 
strafrechtlicher Verfolgung gewährt, solange das Unternehmen seinen Kooperationspflichten 
nachkommt und auch mit dem neu entdeckten Kartellverstoß die Voraussetzungen für eine 
vollständige Strafnachsicht iSd Corporate Leniency Policy erfüllen kann.189 
 
3.2. Bedingte Strafnachsicht für Unternehmen und natürliche Personen 
Um die Rechtssicherheit für Antragsteller, die sich um Kronzeugenstatus bemühen, zu 
erhöhen, wurden im Laufe der Zeit Musterbriefe (sog „model amnesty letters“) eingeführt, auf 
deren Grundlage die Antitrust Division eine – vorerst – bedingte Strafnachsicht gewährt. 
Derartige Musterschreiben bestehen zum einen für Unternehmen, die sich für eine bedingte 
Strafnachsicht iSd Corporate Leniency Policy zu qualifizieren versuchen, aber auch für 
natürliche Personen, die die Vorteile der Individual Leniency Policy für sich in Anspruch 
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nehmen möchten. Dementsprechend ist zwischen einem sog „model amnesty letter for 
corporations“ und einem sog „model amnesty letter for individuals“ zu unterscheiden.190  
 
Die Musterbriefe sind großteils vorformuliert und müssen nur mehr an bestimmten Stellen 
vom Antragsteller vervollständigt und am Ende unterschrieben werden. In den Musterbriefen 
werden zunächst die Bedingungen festgelegt, unter denen eine Vereinbarung der Antitrust 
Division mit dem jeweiligen Antragsteller hinsichtlich eines bestimmten Kartellverstoßes in 
Betracht kommt. Der Antragsteller muss an dieser Stelle angeben, welchen mutmaßlichen 
Kartellverstoß er begangen hat, indem er entsprechend den Vorgaben im Musterbrief einfügt, 
ob es sich dabei um Preisabsprachen, „bid-rigging“ Vereinbarungen, 
Marktaufteilungsabsprachen oder um eine andere Verletzung des § 1 Sherman Act handelt.191 
Darüber hinaus ist auch die Industriesparte, in dem das mutmaßliche Kartell operiert, 
gattungsmäßig zu bezeichnen und der geographische Wirkungsbereich anzugeben.192  
 
Beide Musterbriefe halten ausdrücklich fest, dass die nachstehende Vereinbarung zwischen 
der Antitrust Division und dem Antragsteller unter der Bedingung steht, dass der 
Antragsteller die darin angeführten Vorgaben erfüllen kann. Diese Vorgaben im „model 
amnesty letter for corporations“ sind dabei den Voraussetzungen der Corporate Leniency 
Policy nachgebildet, während die Bedingungen für natürliche Personen den Vorgaben der 
Individual Leniency Policy entsprechen. Sollte der Antragsteller in der Folge sämtliche 
Voraussetzungen erfüllen, wird er von der Antitrust Division schriftlich darüber in Kenntnis 
gesetzt, dass er nunmehr endgültig in das Corporate bzw Individual Leniency Program 
aufgenommen wurde.193 Dies setzt jedoch voraus, dass der Antragsteller zuvor stets seinen 
Verpflichtungen gem der Vereinbarung im jeweiligen „model amnesty letter“ nachgekommen 
ist. Sollte der Antragsteller diese Vereinbarung zu irgendeinem Zeitpunkt verletzt haben, ist 
diese Vereinbarung nichtig, mit der Folge, dass die Antitrust Division die bedingte 
Strafnachsicht widerrufen und strafrechtliche Verfolgungsmaßnahmen gegen den vormaligen 
Antragsteller einleiten kann.194 
 
3.3. Schutz des Anwaltsgeheimnisses und des sog „work-product privilege“ 
Die beiden „model amnesty letter“ legen nicht nur die Voraussetzungen für die Gewährung 
einer bedingten Strafnachsicht fest, sondern geben zudem Aufschluss darüber, wie die 
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Antitrust Division mit Informationen verfährt, die sie von einem Antragsteller erhalten hat. 
Demnach lässt die Antitrust Division insb Auskünfte, die ein Rechtsanwalt abgibt, um die 
Aufnahme seines Mandanten in das Kronzeugenprogramm zu forcieren, unberücksichtigt, 
wenn diese dem Anwaltsgeheimnis oder dem sog „work-product privilege“ zuwiderlaufen.195  
Unter dem „work-product privilege“ ist dabei generell der Schutz von Unterlagen zu 
verstehen, die von einem Rechtsbeistand bzw auf dessen Anweisung hin für ein 
Gerichtsverfahren vorbereitet werden.196 
 
3.4. Confidentiality Policy 
Die Antitrust Division sieht es ferner als einen ihrer Grundsätze an, die Identität eines 
Antragstellers, der um Kronzeugenbehandlung ansucht sowie jede Information, die die 
Antitrust Division von ihm erhält, vertraulich zu behandeln.197 Deshalb gibt die Antitrust 
Division die Identität des Antragstellers grds nicht der Öffentlichkeit bekannt, es sei denn, 
dass dieser sie bereits zuvor preisgegeben hat oder die Antitrust Division durch einen 
Gerichtsbeschluss dazu aufgefordert wird.198 Um die Integrität des amerikanischen 
Kronzeugenprogramms zu schützen, hält die Antitrust Division auch gegenüber ausländischen 
Behörden an dieser Vertraulichkeit fest. Daraus wird mE abzuleiten sein, dass sich die 
Preisgabe von Informationen durch die Antitrust Division wohl nur auf Gerichtsbeschlüsse 
bezieht, die von einem amerikanischen Gericht stammen. Den Kooperationsvereinbarungen 
entsprechend werden Informationen eines Antragstellers nur dann ausländischen Behörden 
weitergegeben, wenn der Antragsteller zuvor seine Zustimmung gegeben hat.199 Ungeachtet 
dessen, erhält die Antitrust Division häufig Verzichtserklärungen, die die Freigabe von 
Informationen an andere Kartellbehörden gestatten, und zwar in Fällen, in denen Antragsteller 
auch bei diesen um Kronzeugenbehandlung angesucht und diese in der Folge auch erhalten 
haben.200  
 
3.5. Amnesty Plus Program 
Die grundlegenden Überarbeitungen des Amnesty Programs durch die Corporate und 
Individual Leniency Policy führten schon nach kurzer Zeit zu einem starken Anstieg 
Amnestie suchender Unternehmen.201 Dabei zeigte sich, dass mehr als die Hälfte aller 
Ermittlungen der Antitrust Division zu internationalen Kartellen auf Hinweisen von 
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Unternehmen beruhten, die eigentlich zu einem ganz anderen Kartellverstoß Zeugnis 
ablegten.202 Mitte der 90-iger Jahre kamen daher Bestrebungen der Antitrust Division auf, 
ihre Verwaltungspraxis diesen Gegebenheiten anzupassen, um eine Kooperation mit der 
Antitrust Division für Unternehmen noch attraktiver zu machen.203  
 
Im Jahr 1999 verkündete die Antitrust Division daher, dass sie ihre Verwaltungspraxis in 
Bezug auf die Corporate Leniency Policy 1993 um ein sog „Amnesty Plus Program“ 
erweitert.204 Unternehmen, die im Zuge der laufenden Ermittlungen eines 
Ausgangsverfahrens von weiteren Kartellaktivitäten in anderen Märkten berichten, wird durch 
das Amnesty Plus Program eine doppelte Begünstigung in Aussicht gestellt: Zum einen wird 
Unternehmen, im Gegenzug für die Selbstanzeige weiterer, über den Ausgangsfall 
hinausgehender Kartellverstöße, vollständige Strafnachsicht garantiert. Diese Strafnachsicht 
erstreckt sich dabei auf alle angezeigten Verstöße, die nicht mit dem Ausgangsfall in 
Zusammenhang stehen, sofern die Voraussetzungen des Abschnitts A der Corporate Leniency 
Policy im jeweiligen Einzelfall vorliegen.205 Hinsichtlich dieser weiteren Kartellverstöße wird 
neben dem Unternehmen auch bestimmten Einzelpersonen, die sich zusammen mit dem 
Unternehmen melden und kooperieren, Schutz vor strafrechtlicher Verfolgung gewährt. Zum 
anderen wird aber auch im Ausgangsfall die Kooperation des Unternehmens und die seiner 
Mitarbeiter entsprechend honoriert, indem die Antitrust Division die zu verhängende 
Geldbuße – als Gegenleistung für die Anzeige weiterer Kartellverstöße – deutlich reduziert.206 
 
Das Amnesty Plus Program soll somit in erster Linie Unternehmen, die sich in einem 
laufenden Verfahren für keine vollständige Strafnachsicht mehr qualifizieren können, einen 
Anreiz bieten, über sämtliche weitere, der Antitrust Division noch nicht bekannte 
Kartellverstöße in anderen Märkten zu berichten. Entgegen dem eigentlichen Grundkonzept 
des amerikanischen Kronzeugenprogramms wird dadurch auch nachfolgenden Unternehmen, 
die sich nicht als erstes Unternehmen zur Selbstanzeige entschlossen haben, eine begünstigte 
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3.6. Penalty Plus Program 
Wie bereits in Kap B.II.3 näher erörtert, beruht das amerikanische Kronzeugenprogramm auf 
dem Prinzip „carrots and sticks“.207 Dieser Dualismus findet sich auch beim Amnesty Plus 
Program wieder, indem diesem als „Stick“ das sog „Penalty Plus Program“ zur Seite gestellt 
wurde.208 Unternehmen, die nicht von den Vorteilen des Amnesty Plus Programs Gebrauch 
machen, riskieren dadurch schwerwiegende Konsequenzen. Das Penalty Plus Program sieht 
nämlich vor, dass Unternehmen, die in weitere, über den Ausgangsfall hinausgehende, 
Kartellverstöße verwickelt sind, diese jedoch nicht anzeigen, im Falle einer späteren 
erfolgreichen Aufdeckung deutlich härter bestraft werden sollen. In solchen Fällen wird sich 
die Antitrust Division beim zuständigen Gericht dafür einsetzen, dass das schuldhafte 
Unterlassen der Selbstanzeige durch das Unternehmen bzw dessen verantwortliche 
Mitarbeiter bei der späteren Entscheidung des Gerichts straferhöhende Berücksichtigung 
findet.209 Zudem wird die Antitrust Division beim Gericht beantragen, dem Unternehmen 
Bewährungsauflagen zu stellen und die Geld- bzw Haftstrafen im oberen Strafausmaß der 
Sentencing Guidelines festzulegen.210  
 
Das Unterlassen der Anzeige weiterer Kartellverstöße kann dazu führen, dass Unternehmen 
Geldbußen im Ausmaß von 80 % und mehr des betroffenen Umsatzvolumens auferlegt 
werden, während bei Anwendung des Amnesty Plus Programs lediglich eine geminderte 
Geldbuße für den Ausgangsfall angefallen wäre.211 Für natürliche Personen kann das 
Unterlassen der Selbstanzeige zudem übermäßig lange Haftstrafen zur Folge haben, die ihnen 
ansonsten erspart geblieben wären.212 Das Penalty Plus Program sanktioniert somit 
unkooperatives Verhalten von Unternehmen und deren verantwortlichen Einzelpersonen, falls 
diese – entgegen den Vorgaben des Amnesty Plus Programs – nicht sämtliche weiteren 
Kartellverstöße zur Anzeige bringen.  
 
3.7. Affirmative Amnesty 
In Fällen, in denen die Antitrust Division wegen eines mutmaßlichen, internationalen Kartells 
in einem bestimmten Markt ermittelt, werden regelmäßig Ermittlungen wegen eines weiteren 
Kartellverstoßes in einem zweiten, nicht verwandten Markt in Gang gesetzt.213 Mitunter wird 
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der weitere Kartellverstoß von Unternehmen angezeigt, die sich als sog „second-in 
companies“ für das Amnesty Plus Program qualifizieren wollen, um dadurch im 
Ausgangsverfahren eine Strafminderung zu erhalten, in welchem sie nicht als erstes 
Unternehmen eine Selbstanzeige erstattet haben. Die Anwendung des Amnesty Plus Programs 
setzt jedoch voraus, dass dieser weitere, angezeigte Kartellverstoß der Antitrust Division noch 
nicht bekannt war.  
 
Um aber auch in Fällen, in denen die Antitrust Division bereits Kenntnis von einer 
Zuwiderhandlung erlangt hat, die Ermittlungen und Aufdeckung des Kartells zu vereinfachen, 
rief die Antitrust Division das sog „Affirmative Amnesty Program“ ins Leben.214 Diese sehr 
neue Ausformung des amerikanischen Kronzeugenprogramms zielt darauf ab, Unternehmen – 
unter bestimmten Voraussetzungen – auch dann vollständige Strafnachsicht zu gewähren, 
wenn die Antitrust Division bereits Kenntnis von dem weiteren Kartellverstoß erlangt hat und 
voraussichtlich selbst dazu in der Lage wäre, diesen aufzudecken.215 Dabei wird eines der 
verdächtigen Unternehmen, das über entsprechende Informationen hinsichtlich des 
mutmaßlichen Kartells verfügt, ausgewählt und diesem vollständige Strafnachsicht in 
Aussicht gestellt, wenn es sich im Gegenzug dazu bereit erklärt, während der verdeckten 
Ermittlungen mit der Antitrust Division zu kooperieren.216  
 
Das Affirmative Amnesty Program verschafft dem ausgewählten Unternehmen einen großen 
Vorsprung im Rennen um Strafnachsicht, während die Konkurrenz noch nicht einmal weiß, 
dass der Startschuss bereits gefallen ist.217 Um in den Genuss dieses Affirmative Amnesty 
Programs zu kommen, muss der Kartellinsider im Zuge der Kooperation die inneren 
Strukturen und Funktionsweisen des Kartells darlegen.218 Obwohl es sich beim Affirmative 
Amnesty Program um eine relativ neue Ausformung des amerikanischen 
Kronzeugenprogramms handelt, machte die Antitrust Division – laut eigenen Angaben – in 
der Praxis schon mehrfach von dieser Regelung Gebrauch.219 
 
3.8. Beurteilung dieser Erweiterungen 
Die weiteren Ausformungen des amerikanischen Kronzeugenprogramms, die im Laufe der 
Jahre der Corporate Leniency Policy bzw der Individual Leniency Policy zur Seite gestellt 
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wurden, sind mE weitgehend positiv zu bewerten. So wurde etwa mit Einführung des 
Markersystems eine zweckmäßige Ergänzung der Corporate Leniency Policy geschaffen, mit 
der der Wettlauf um den ersten Platz frühzeitig zugunsten des Unternehmens entschieden 
wird, das als erstes den Entschluss gefasst hat, mit der Antitrust Division zu kooperieren, 
ohne bereits alle verfügbaren Informationen und Unterlagen zu dem mutmaßlichen 
Kartellverstoß vorlegen zu müssen.  
 
Auch die Möglichkeit einer bedingten Strafnachsicht für juristische wie auch natürliche 
Personen erscheint sinnvoll, weil damit nicht nur die Transparenz behördlichen Handelns, 
sondern auch die Rechtssicherheit bei kooperationswilligen Unternehmen deutlich gesteigert 
wird. Antragsteller sind nun nicht mehr im Unklaren darüber, ob sie grds für das 
Kronzeugenprogramm in Betracht kommen, was sich idR auch auf die 
Kooperationsbereitschaft positiv auswirken wird.  
 
Mit Einführung des „Amnesty Plus Programs“ ist es der Antitrust Division zudem gelungen, 
die Anreize für Unternehmen an einer vollumfänglichen Kooperation, in der sämtliche 
Kartellverstöße angezeigt werden, deutlich zu erhöhen.220 Verantwortlich dafür ist wohl 
weniger der Umstand vollständiger Strafnachsicht für nachfolgende Verfahren, als vielmehr 
die Möglichkeit, als nachrangiges Unternehmen – durch Anzeige weiterer Kartellverstöße – 
auch im Ausgangsfall eine beträchtliche Reduktion der Strafe zu erhalten. Die erste 
Begünstigung in Form einer vollständigen Strafnachsicht für weitere Kartellverstöße hält an 
den bereits bekannten Prinzipien fest, indem es eine allfällige Strafnachsicht im jeweiligen 
Einzelfall wiederum dem Regime der Corporate Leniency Policy unterstellt. Die Neuerung 
besteht insoweit lediglich darin, dass Unternehmen durch das Amnesty Plus Program 
ausdrücklich dazu aufgerufen sind, alle Kartellverstöße, an denen sie mitwirkten, auf einmal 
anzuzeigen. 
 
Anders verhält es sich demgegenüber mit der zweiten Begünstigung des Amnesty Plus 
Programs, bei der die Antitrust Division Kooperationsbeiträge, die sich auf Umstände 
außerhalb der laufenden Ermittlungen beziehen, dennoch im konkreten Ausgangsfall 
strafmildernd berücksichtigt. Kritisch angemerkt wird idZ mitunter, dass das Amnesty Plus 
Program Strafnachsicht bzw Strafreduktion bereits dann in Aussicht stellt, wenn das 
Unternehmen lediglich vage Beweise für das Bestehen eines Kartells liefern kann.221 
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Unternehmen könnten deshalb geneigt sein, der Antitrust Division alle möglichen Funde ihrer 
unternehmensinternen Untersuchungen vorzulegen, unabhängig davon, ob es sich tatsächlich 
um aussagekräftige und eindeutige Beweise handelt oder nicht.222 Für die Antitrust Division 
liegen dabei die Vorteile auf der Hand. Die Feststellung eines Kartellverstoßes ermöglicht der 
Antitrust Division zugleich die Aufdeckung weiterer Kartellverstöße. Die Effektivität der 
Kartellbekämpfung wird dadurch deutlich erhöht, ohne die Ressourcen der Antitrust Division 
über Gebühr zu beanspruchen.  
 
Vor diesem Hintergrund stellt auch das Penalty Plus Program eine sinnvolle Erweiterung der 
Corporate Leniency dar, indem sie den Druck auf Unternehmen erhöht, sämtliche 
Kartellverstöße, an denen sie mitgewirkt haben, zur Anzeige zu bringen. Dadurch wird 
gewährleistet, dass Unternehmen nicht nur wegen der allfälligen Begünstigungen des 
Amnesty Plus Programs von dieser Regelung Gebrauch machen, sondern in erster Linie 
deshalb, um den negativen Folgen des Penalty Plus Programs zu entgehen.  
 
Die Gewährung vollständiger Strafnachsicht iSd Affirmative Amnesty Programs ist 
demgegenüber mE äußerst kritisch zu bewerten, schon allein deshalb, weil einem einzelnen 
Kartellmitglied – ohne jegliche sachliche Rechtfertigung – eine Sonderstellung eingeräumt 
wird. Die Auswahl des Kandidaten beruht dabei nicht auf nachvollziehbaren Parametern, 
sondern vielmehr auf dem Zufallsprinzip. Darüber kann auch der Umstand nicht 
hinwegtäuschen, dass die Antitrust Division bei der Verwendung dieses Programms – nach 
eigenen Angaben – sehr vorsichtig ist und diese Amnestie nur Unternehmen gewährt, die ihre 
umfassende Kooperationsbereitschaft gegenüber der Antitrust Division bereits in einem 
früheren Verfahren unter Beweis gestellt haben, in dem ihnen vollständige Strafnachsicht bzw 
Strafminderung gewährt wurde.223 Dieses Auswahlkriterium erscheint geradezu paradox: 
Unternehmen, die wiederholt Kartellverstöße begangen haben und denen in einem früheren 
Verfahren vollständige Strafnachsicht bzw Amnesty Plus gewährt wurde, obwohl diese – wie 
sich nun zeigt – nicht alle Kartellverstöße, an denen sie mitgewirkt haben, angezeigt haben, 
wird mehr Vertrauen entgegengebracht als solchen, die womöglich das erste Mal im Verdacht 
stehen, an einem Kartell beteiligt zu sein. Schon im Hinblick darauf sollte die Antitrust 
Division diese Form der Amnestiegewährung nochmals gründlich überdenken, um ihrer 
eigenen Proklamation nach Transparenz als Schlüssel zum Erfolg gerecht werden zu 
                                                     
222
 Klawiter, US Corporate Leniency (2006). 
223
 Vgl Hammond, Second-In Cooperation in Corporate Plea Negotiations (2006). 
 59 
können.224 Ferner schießt diese Regelung auch über eines der tragenden Grundprinzipien des 
amerikanischen Kronzeugenprogramms hinaus, wonach eine vollständige Strafnachsicht nur 
dann als gerechtfertigt erachtet wird, wenn das Unternehmen von sich aus die Initiative 
ergreift, um mit der Antitrust Division zu kooperieren. Das Affirmative Amnesty Programs 
führt somit im Ergebnis dazu, dass solche Unternehmen, die bereits mehrfach schwere 
Kartellverstöße begangen haben, dafür quasi auch noch belohnt werden. 
 
Dass sich die Antitrust Division mit ihrer Confidentiality Policy ausdrücklich dazu bekennt, 
die Identität von Kronzeugen und die durch sie zugänglich gemachten Informationen, als 
vertraulich zu behandeln, ist grds zu begrüßen. Problematisch erscheint jedoch, dass die 
Antitrust Division von dieser Vertraulichkeit Abstand nimmt, wenn sie durch Beschluss eines 
amerikanischen Gerichts zur Preisgabe dieser Informationen aufgefordert wird. Die Antitrust 
Division könnte damit Gefahr laufen, Kronzeugenanträge nicht in erforderlichem Maße vor 
deren Verwertung in amerikanischen Zivilverfahren zu schützen, wenngleich dieses Problem 
insb durch die „de-trebling provision“ des § 213 (a) Antitrust Reform Act 2004 deutlich 
entschärft wurde.225 
 
4. Abschließende Bemerkungen 
Die amerikanische Kronzeugenregelung in ihren bestehenden Ausformungen hat sich als 
äußerst effektives Mittel zur Kartellbekämpfung erwiesen. In wievielen Verfahren die 
amerikanische Kronzeugenregelung bislang tatsächlich von der Antitrust Division 
angewendet wurde, lässt sich nicht konkret bestimmen. Derartige Verfahren werden häufig im 
Wege sog „plea agreements“ erledigt, bei denen selten konkrete Informationen an die 
Öffentlichkeit durchsickern bzw bewusst von kartellbeteiligten Unternehmen preisgegeben 
werden. Unbeschadet der konkreten Ausgestaltung eines Kronzeugenprogramms, hängt deren 
Effektivität entscheidend davon ab, ob die jeweilige Kartellbehörde entsprechende finanzielle 
und personelle Kapazitäten aufweist, um Kartellverstöße überhaupt in entsprechend großer 
Anzahl aufgreifen und einer Ahndung zuführen zu können. Selbst die effektivste 
Kronzeugenregelung verliert nämlich ihre Durchschlagskraft, wenn die zuständige 
Ermittlungsbehörde über keine ausreichenden Ressourcen verfügt, um die angezeigten 
Kartellverstöße in absehbarer Zeit aufzudecken und einer Sanktionierung zuzuführen.  
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Es sei daher abschließend erwähnt, dass die Antitrust Division für das Jahr 2008 beim 
US Kongress um Finanzierungsmittel iHv über $ 155 Mio ansuchte226 und diese in der Folge 
auch erhielt.227 Ferner beschäftigt sie zurzeit 880 Mitarbeiter, davon ca 380 Juristen.228 Diese 
budgetären und personellen Ressourcen der Antitrust Division veranschaulichen 
eindrucksvoll, welch hoher Stellenwert der Kartellbekämpfung in den Vereinigten Staaten 
beigemessen wird. Ob diese jedoch ausreichen, um eine lückenlose Aufdeckung sämtlicher, 
mutmaßlicher Kartellverstöße zu ermöglichen, ist dennoch zweifelhaft. 
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C. Die Kronzeugenregelung im EG-Kartellrecht 
Vom nachhaltigen Erfolg des amerikanischen Kronzeugenprogramms inspiriert, erließ die 
Europäische Kommission am 18. Juli 1996 die erste Kronzeugenregelung auf europäischer 
Ebene, mit dem erklärten Ziel, die Kartellbekämpfung in Europa zu forcieren.229 Die 
Einführung dieses systemfremden „Gebildes“ in das europäische Wettbewerbsrecht 
rechtfertigte die Kommission insb damit, dass das Interesse von Verbrauchern und Bürgern an 
der Aufdeckung und Ahndung schwerwiegender Kartellverstöße größer sei, als das Interesse 
an der Auferlegung von Geldbußen gegenüber Unternehmen, die mit der Kommission 
umfassend kooperieren und die Feststellung eines Kartellverstoßes überhaupt erst möglich 
machen.230 Die europäische Kronzeugenregelung wurde bislang zweimal grundlegend 
überarbeitet. Anstelle der Mitteilung aus 1996 trat zunächst die Mitteilung der Kommission 
aus 2002, die wiederum mit 8. Dezember 2006 durch die aktuelle Mitteilung aus 2006 ersetzt 
wurde.231 
 
Die nachfolgenden Ausführungen sollen zunächst einen Überblick über die grundlegenden 
Bestimmungen des Europäischen Wettbewerbsrechts geben. Hauptaugenmerk wird dabei auf 
die gemeinschaftsrechtliche Ahndung von Kartellverstößen gelegt, weil es entsprechender 
Sanktionen bedarf, um Unternehmen von Zuwiderhandlungen gegen die 
gemeinschaftsrechtlichen Wettbewerbsregeln abzuschrecken und diese zudem für das 
Funktionieren eines Kronzeugenprogramms unerlässlich sind. Den Gegenstand der weiteren 
Untersuchung bilden sodann die einzelnen Kronzeugenmitteilungen der Europäischen 
Kommission, die – unter bestimmten Voraussetzungen – einen Erlass bzw eine Ermäßigung 
der Geldbuße gegenüber kooperierenden Unternehmen bzw Unternehmensvereinigungen 
vorsehen. 
 
I. Ahndung von Verstößen gegen das Europäische Wettbewerbsrecht 
1. Grundlegende Bestimmungen des Europäischen Wettbewerbsrechts 
Zu den erklärten Aufgaben der Europäischen Gemeinschaft zählt insb die Förderung einer 
harmonischen, ausgewogenen und nachhaltigen Entwicklung des Wirtschaftslebens durch 
Schaffung eines Systems, das den Wettbewerb innerhalb des Binnenmarktes vor 
Verfälschungen schützt.232 Dieser Schutz des unverfälschten Wettbewerbs nach Art 3 Abs 1 
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lit g EGV ist unerlässlich für die Erfüllung der Aufgaben der EG und somit rechtlich 
bindend.233 Nach Ansicht des EuGH setzt unverfälschter Wettbewerb voraus, dass auf dem 
Markt ein wirksamer Wettbewerb („workable competition“) herrscht.234 Demnach muss also 
so viel Wettbewerb bestehen, dass die grundlegenden Forderungen des Vertrags erfüllt und 
seine Ziele, insb die Bildung eines einzigen Marktes mit binnenmarktähnlichen Verhältnissen, 
erreicht werden.235 
 
Konkretisiert wird das Wettbewerbsrecht der Europäischen Gemeinschaft in Titel VI, Kap 1, 
Art 81 ff EGV, für deren Auslegung und Anwendung wiederum die Zielsetzung des Art 3 
Abs 1 lit g (zusammen mit Art 2 EGV) maßgeblich ist.236 Die zentralen Wettbewerbsregeln 
bilden dabei Art 81 und Art 82 EGV. Während Art 81 EGV ein umfassendes Kartellverbot 
normiert, legt Art 82 EGV ein Missbrauchsverbot durch Ausnutzung marktbeherrschender 
Stellung fest. Beiden Bestimmungen ist gemein, dass ihnen unmittelbare Wirkung zukommt 
und dass sie im Falle ihrer Verletzung Sanktionsfolgen nach sich ziehen.237 Da sich die 
Anwendung der Kronzeugenregelung im EG-Kartellverfahren ausschließlich auf Verstöße 
gegen das Kartellverbot erstreckt, bildet Art 81 EGV die maßgebliche Ausgangsnorm der 
weiteren Untersuchung. 
 
2. Das Kartellverbot nach Art 81 Abs 1 EGV 
Vergleichbar mit § 1 Sherman Act im amerikanischen Recht besteht der vorrangige Zweck 
von Art 81 Abs 1 EGV darin, unverfälschten Wettbewerb innerhalb der EG gegen künstliche 
oder willkürliche Eingriffe von Unternehmen zu schützen.238 Nach Art 81 Abs 1 EGV sind 
alle Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen 
und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, die geeignet sind, den Handel zwischen den 
Mitgliedstaaten zu beeinträchtigen und eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung 
des Wettbewerbs innerhalb des Gemeinsamen Marktes bezwecken oder bewirken, 
verboten.239 Erfasst wird somit jede Form der Koordinierung zwischen Unternehmen, die 
bewusst eine praktische Zusammenarbeit an die Stelle des mit Risiken verbundenen 
Wettbewerbs treten lässt und die zu nicht mehr wettbewerbsgerechten Marktbedingungen 
führt.240  
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Der Verbotstatbestand des Art 81 Abs 1 EGV erfordert zudem, dass die beschränkende 
Verhaltensweise geeignet ist, den Handel zwischen den Mitgliedsstaaten zu berühren.241 
Dieses Erfordernis wird allgemein mit den Begriffen „Zwischenstaatlichkeit“ und 
„Spürbarkeit“ umschrieben. Demnach muss von einer wettbewerbsbeschränkenden 
Verhaltensweise die potentielle Gefahr einer Beeinträchtigung des Handels zwischen den 
Mitgliedstaaten ausgehen. Anhand einer Gesamtheit objektiver rechtlicher und tatsächlicher 
Umstände muss sich mit hinreichender Wahrscheinlichkeit voraussehen lassen, dass diese 
Verhaltensweise den Waren- oder Dienstleistungsverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
unmittelbar oder mittelbar, tatsächlich oder potentiell in einer – der Erreichung der Ziele eines 
einheitlichen zwischenstaatlichen Marktes nachteiligen Weise – beeinflussen kann.242 Die 
Zwischenstaatlichkeitsklausel verlangt nicht notwendigerweise, dass Kartelle das 
Hoheitsgebiet mehrerer Mitgliedsstaaten erfassen. Vielmehr ist die Zwischenstaatlichkeit 
auch dann gegeben, wenn sich Kartelle über das gesamte Hoheitsgebiet eines Mitgliedsstaates 
erstrecken, sofern sie zu einer Abschottung des nationalen Marktes führen, welche den 
Marktzutritt und die angestrebte Verflechtung behindern.243 Darüber hinaus muss die 
Beeinträchtigung auch spürbar sein, weshalb reine Bagatellkartelle den Verbotstatbestand des 
Art 81 Abs 1 EGV nicht erfüllen. Aufschluss darüber, ob eine Beeinträchtigung die Schwelle 
der Spürbarkeit überschreitet, gibt insb die sog „De-minimis Bekanntmachung“ der 
Europäischen Kommission.244  
 
Art 81 Abs 1 lit a bis e EGV führt fünf Formen wettbewerbsbeschränkender 
Verhaltensweisen an, die im Regelfall gegen das Kartellverbot verstoßen, sofern auch die 
weiteren Tatbestandsvoraussetzungen, insb die Zwischenstaatlichkeit und die Spürbarkeit 
vorliegen. Diese Aufzählung in Art 81 Abs 1 lit a bis e EGV ist nicht taxativ (arg 
„insbesondere“). Dementsprechend können auch solche Vereinbarungen, Beschlüsse und 
abgestimmte Verhaltensweisen vom Kartellverbot des Art 81 Abs 1 EGV erfasst sein, die sich 
nicht in eine der genannten Kategorien einordnen lassen.245 Zu den, in der Praxis am 
häufigsten vorkommenden Wettbewerbsbeschränkungen zählen Preisabsprachen, 
Beschränkungen der Erzeugung, des Absatzes, der technischen Entwicklung bzw der 
Investitionen sowie die Aufteilung von Märkten.246 Diese Kernbeschränkungen werden 
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deshalb – neben weiteren Formen wettbewerbsbeschränkender Verhaltensweise – 
ausdrücklich in Art 81 Abs 1 EGV angeführt. 
 
Unter bestimmten, kumulativ vorliegenden Bedingungen247 können die Bestimmungen des 
Art 81 Abs 1 EGV für nicht anwendbar erklärt und dadurch an sich 
wettbewerbsbeschränkende Verhaltensweisen gem Art 81 Abs 3 EGV vom Kartellverbot 
freigestellt werden. Die Erteilung einer Freistellung setzt jedoch voraus, dass die 
wettbewerbsbeschränkende Verhaltensweise – unter angemessener Beteiligung der 
Verbraucher an dem entstehenden Gewinn – zur Verbesserung der Warenerzeugung bzw  
-verteilung oder zur Förderung des technischen oder wirtschaftlichen Fortschritts beiträgt, 
ohne dass den beteiligten Unternehmen für die Zielerreichung überflüssige Beschränkungen 
auferlegt oder Möglichkeiten eröffnet werden, für einen wesentlichen Teil der betroffenen 
Waren den Wettbewerb auszuschalten.248 Da Art 81 Abs 3 EGV durch die VO 1/2003 für 
unmittelbar anwendbar erklärt wurde, wirkt diese Freistellung nunmehr automatisch (Prinzip 
der Legalausnahme).249 Die Beurteilung darüber, ob die Voraussetzungen im Einzellfall 
gegeben sind, obliegt dabei den Unternehmen selbst, was eine gewisse Rechtsunsicherheit 
birgt. Daneben besteht auch weiterhin die Möglichkeit, bestimmte Gruppen an sich 
wettbewerbsbeschränkender Vereinbarungen durch Verordnung vom Kartellverbot 
freizustellen. Im europäischen Recht finden sich mehrere derartige 
Gruppenfreistellungsverordnungen.250 
 
3. Gemeinschaftsrechtliche Sanktionen in Form von Geldbußen 
Der EGV selbst enthält keine Androhung supranationaler Geldbußen oder Zwangsgelder für 
Verstöße des europäischen Wettbewerbsrechts.251 Art 87 EWGV ermächtigte und 
verpflichtete jedoch den Rat der Europäischen Gemeinschaft, binnen drei Jahren nach 
Inkrafttreten des EWGV, alle zweckdienlichen Verordnungen oder Richtlinien zur 
Verwirklichung der in Art 85 und 86 EWGV (nunmehr Art 81 und 82 EGV) niedergelegten 
Grundsätze zu erlassen. Art 87 Abs 2 lit a EWGV sah insb vor, dass die Beachtung der in 
Art 85 Abs 1 und 86 EWG-V (nunmehr Art 81 und 82 EGV) genannten Verbote durch die 
Einführung von Geldbußen und Zwangsgelder zu gewährleisten ist. Auf dieser 
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Ermächtigungsgrundlage, die sich nunmehr in Art 83 EGV findet, basieren alle 
Rechtsverordnungen zur Durchführung des europäischen Kartellrechts, so auch die VO 
1/2003.252 
 
3.1. Befugnisse der Kommission und der Gemeinschaftsgerichte 
Der direkte Vollzug des Kartellrechts sowie die Prüfung und Ahndung vertragswidriger 
Verhaltensweisen werden in besonderem Maße von der Europäischen Kommission 
bestimmt.253 Die Europäische Kommission leitete zunächst ihre Befugnisse insb aus Art 85 
EGV ab. Durch diese Bestimmung wurden ihr begrenzte Befugnisse bei der Anwendung von 
Art 81 und 82 EGV eingeräumt, solange und soweit Durchführungsverordnungen nichts 
anderes vorsehen.254 Die heutigen Befugnisse der Kommission sind weitestgehend in der 
VO 1/2003 geregelt, die mit Wirkung vom 1. Mai 2004 die frühere Kartellverordnung 
VO 17/62255 ersetzt hat. Für alle in der VO 1/2003 vorgesehenen Entscheidungsarten mit 
belastender Rechtswirkung gilt das Opportunitätsprinzip, welches der Kommission ein 
Entschließungs- bzw Auswahlermessen einräumt.256 Die Kommission muss also nicht 
zwingend tätig werden, sondern kann, etwa bei einem Kartellverstoß, von einem Einschreiten 
und somit auch von der Verhängung von Sanktionen absehen. 
 
Art 23 VO 1/2003 ermächtigt die Europäische Kommission – zwecks Einhaltung der in Art 
81 und 82 EGV festgelegten materiellen Verbote sowie bestimmter Verfahrensvorschriften – 
gegen Unternehmen sowie Unternehmensvereinigungen Geldbußen zu verhängen.257 Diese 
Geldbußenentscheidungen der Kommission können jedoch vor den Gemeinschaftsgerichten 
angefochten werden. Da kein Verbot der reformatio in peius besteht, können die 
Gemeinschaftsgerichte erster und zweiter Instanz, sprich das EuG und der EuGH, die von der 
Kommission verhängten Geldbußen unbeschränkt überprüfen, dh sie können diese nicht nur 
aufheben oder herabsetzen, sondern insb auch erhöhen.258 Bei der Überprüfung können auch 
solche Gesichtspunkte berücksichtigt werden, die bspw erst nach der Entscheidung der 
Kommission aufgetreten sind.259 Die Befugnisse der Gemeinschaftsgerichte erstrecken sich 
generell auf die Überprüfung der Kommissionsentscheidungen. Die Ahndung in einem 
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Ausgangsfall – insb durch Verhängung von Geldbußen – obliegt demgegenüber 
ausschließlich der Europäischen Kommission. 
 
Während mit der Verhängung von Geldbußen gem Art 23 VO 1/2003 Kartellverstöße 
geahndet werden, die auf einem Verhalten in der Vergangenheit beruhen, stellt die VO 1/2003 
noch ein weiteres Sanktionsmittel zur Verfügung, mit dem noch andauerndes oder künftiges 
Fehlverhalten pönalisiert wird. Gem Art 24 VO 1/2003 kann die Kommission Unternehmen 
sowie Unternehmensvereinigungen Zwangsgelder auferlegen, um damit ein bestimmtes 
Handeln oder Unterlassen zu erzwingen.260 Einen wichtigen Anwendungsbereich bilden dabei 
fortdauernde Zuwiderhandlung gegen Art 81 bzw 82 EGV, deren Abstellung durch die 
Verhängung von Zwangsgeldern erzwungen werden kann.261 Die Höhe der Zwangsgelder hat 
durch die VO 1/2003 eine deutliche Verschärfung erfahren. Die Kommission kann nunmehr 
gegen Unternehmen bzw Unternehmensvereinigungen Zwangsgelder bis zu einem 
Höchstbetrag von 5 % des im vorausgegangenen Geschäftsjahr erzielten durchschnittlichen 
Tagesumsatzes für jeden Tag des Verzugs festsetzen.262 Demgegenüber sah die VO 17/62 
lediglich einen Höchstbetrag von EUR 1.000 für jeden Tag des Verzugs vor.263 Die 
Gemeinschaftsgerichte sind auch insoweit ermächtigt, Kommissionsentscheidungen über die 
Verhängung von Zwangsgeldern unbeschränkt nachzuprüfen. Die Begünstigungen der 
Europäischen Kronzeugenregelung stellen jedoch ausschließlich auf einen allfälligen Erlass 
bzw eine Ermäßigung von Geldbußen für Verstöße ab, die bereits in der Vergangenheit 
vollendet wurden. Zwangsgelder liegen demgegenüber auf einer anderen zeitlichen Ebene und 
sind schon allein deshalb nicht Gegenstand der Kronzeugenregelung.  
 
3.2. Rechtsnatur der gemeinschaftsrechtlichen Geldbuße 
Art 23 Abs 5 VO 1/2003 hält ausdrücklich fest, dass Geldbußenentscheidungen der 
Kommission keinen strafrechtlichen Charakter haben.264 Der Hintergrund dieser Klarstellung 
liegt kompetenzrechtlich betrachtet darin, dass der Gemeinschaftsgesetzgeber nach dem 
geltenden Primärrecht nicht zum Erlass strafrechtlicher Normen befugt ist und die EG somit 
über keine unmittelbare Strafgewalt verfügt.265 Nach stRsp des EuGH handelt es sich bei 
Verfahren, in denen Geldbußen gem Art 23 VO 1/2003 verhängt werden, nicht um Gerichts-, 
                                                     
260
 Klees in Kilian/Heussen, Computerrechtshandbuch, Abschnitt 1 Teil 6 IV e Rn 53f. 
261
 Art 24 Abs 1 lit a VO 1/2003, ABl 2003 L 1/1. 
262
 Art 24 Abs 1 VO 1/2003, ABl 2003 L 1/1. 
263
 Vgl Art 16 VO 17/62, ABl 1962 P 13/204; Klees in Kilian/Heussen, Computerrechtshandbuch, Abschnitt 1 Teil 6 IV e Rn 54. 
264
 Art 23 Abs 5 VO 1/2003, ABl 2003 L 1/1. 
265
 Engelsing/Schneider in Hirsch/Montag/Säcker, MünchKomm, Art 23 VO 1/2003 Rn 12; Clarke/Roger, New Developments in UK and 
EU Competition Policy 132. 
 67 
sondern um Verwaltungsverfahren.266 Dem europäischen Gesetzgeber steht es zwar grds frei, 
die Rechtsnatur der von ihm vorgesehenen Maßnahmen verbindlich festzulegen, dennoch 
wird in der Praxis die Einordnung der gemeinschaftsrechtlichen Geldbußen als nicht 
abschließend angesehen.267 So vertritt auch der EuGH generell die Auffassung, dass die Wahl 
der Rechtsform nichts an der tatsächlichen Rechtsnatur einer Maßnahme ändern kann.268  
 
Vor diesem Hintergrund ist es unerheblich, wenn die VO 1/2003 – ebenso wie ihre 
Vorgängerbestimmung – ausdrücklich normiert, dass Geldbußenentscheidungen, mit denen 
Kartellverstöße geahndet werden, kein strafrechtlicher Charakter zukommt. Vielmehr ist auf 
den materiellen Gehalt einer Entscheidung abzustellen, dh ob sie Sanktionscharakter hat oder 
nicht.269 Die gemeinschaftsrechtlichen Geldbußen weisen durchaus strafrechtlichen 
Sanktionscharakter auf. So verfolgt die Europäische Kommission mit den Geldbußen 
erklärtermaßen sowohl repressive als auch präventive Ziele,270 typische Sanktionszwecke von 
(Kriminal-)Strafen im engeren Sinn. Die gemeinschaftsrechtlichen Geldbußen unterscheiden 
sich jedoch von klassischen Kriminalstrafen insoweit, als Normadressaten der Entscheidung 
nicht natürliche Personen sind, sondern Unternehmen bzw Unternehmensvereinigungen. Die 
heute hL leitet daraus ab, dass auch für strafähnliche Maßnahmen strafrechtliche Garantien 
anzuwenden sind, weshalb die gemeinschaftsrechtlichen Geldbußen heute überwiegend als 
Strafen im weiteren Sinne qualifiziert und etwa mit dem deutschen Ordnungswidrigkeitsrecht 
verglichen werden.271 
 
3.3. Das Geldbußensystem des Art 23 VO 1/2003 
Art 23 VO 1/2003 unterscheidet hinsichtlich der Sanktionshöhe zwischen leichteren und 
schweren Zuwiderhandlungen. So sieht Art 23 Abs 1 VO 1/2003 für bestimmte Verstöße 
gegen Verfahrensvorschriften eine Geldbußenobergrenze von 1 % des im vorausgegangenen 
Geschäftsjahr erzielten Gesamtumsatzes vor. Demgegenüber droht Abs 2 dieser Bestimmung 
für Verletzungen des materiellen Kartellrechts – insb Verstöße gegen Art 81 EGV –
Geldbußen bis zu einem Höchstbetrag von 10 % des von dem einzelnen an der 
Zuwiderhandlung beteiligten Unternehmen im letzten Geschäftsjahr erzielten 
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Gesamtumsatzes an. Da der Gesamtumsatz keiner räumlichen Grenze unterliegt, ist er nicht 
nur auf den EU-weiten Umsatz272 beschränkt, sondern erfasst den weltweiten Umsatz eines 
Unternehmens bzw einer Unternehmensvereinigung. Die Kommission verfügt seit jeher 
sowohl bei der Frage, ob Ermittlungen wegen einer Zuwiderhandlung aufgenommen werden 
als auch bei der Festlegung der Geldbußehöhe über einen weitreichenden 
Ermessensspielraum.273 Aus der Nichtausübung ihrer Sanktionsgewalt erwächst den 
Adressaten von Geldbußenentscheidungen jedoch kein – aus dem Gleichheitsgrundssatz 
ableitbarer – Anspruch auf Geldbußenfreiheit, wenn die Kommission in vergleichbaren Fällen 
keine Sanktionen verhängt hat.274 Macht die Kommission jedoch von ihrer Sanktionsbefugnis 
Gebrauch, muss sie gegenüber Unternehmen bzw Unternehmensvereinigungen in ein und 
demselben Verfahren sehr wohl das Gleichbehandlungsgebot beachten.275 
 
Die in Art 23 EGV normierten Geldbußentatbestände sind erfüllt, sobald eine 
Zuwiderhandlung vollendet ist, die Beendigung der kartellrechtswidrigen Handlung ist jedoch 
nicht erforderlich.276 Demgegenüber ist die Teilnahme an der Zuwiderhandlung Dritter – 
durch Anstiftung oder Beihilfe – ebenso wie der bloße Versuch einer Zuwiderhandlung nach 
hL nicht mit Geldbuße bedroht.277 Wie bereits zuvor in Kap C.I.3.1. festgehalten, sind 
ausschließlich Unternehmen bzw Unternehmensvereinigungen Adressaten einer allfälligen 
Sanktionierung. Die Kommission ist nicht dazu berechtigt, natürlichen Personen, die für ein 
Unternehmen handeln, Geldbußen aufzuerlegen.278 Zuwiderhandlungen einer 
Tochtergesellschaft, die auf Weisung der Muttergesellschaft erfolgten, werden der 
Muttergesellschaft zugerechnet.279 Sind die Beteilungsverhältnisse zwischen den 
Gesellschaften derart gelagert, dass das Gesellschaftskapital der Tochtergesellschaft zu 100 % 
im Eigentum der Muttergesellschaft steht, besteht eine widerlegbare Vermutung, dass die 
Tochtergesellschaft auf Weisung der Muttergesellschaft gehandelt hat.280 Steht die 
Zuwiderhandlung einer Unternehmensvereinigung mit der Tätigkeit ihrer Mitglieder im 
Zusammenhang, so darf die Geldbuße 10 % der Summe der Gesamtumsätze derjenigen 
Mitglieder, die auf dem Markt tätig waren, auf dem sich die Zuwiderhandlung der 
Vereinigung auswirkte, nicht übersteigen.281 
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3.4. Berechnung der Geldbußenhöhe 
Die gesetzliche Höchstgrenze für Verstöße gegen das Kartellverbot des Art 81 EGV von 10 % 
des im vorausgegangenen Geschäftsjahres erzielten Umsatzes ist kein Bußgeldrahmen im 
klassischen Sinn, vielmehr zieht Art 23 Abs 2 VO 1/2003 eine „Kappungsgrenze“ ein.282 
Nach der Rsp kann die 10 %-Grenze bei Ermittlung der konkreten Geldbußen durchaus auch 
überschritten werden, sollte jedoch der Endbetrag über die gesetzliche Höchstgrenze 
hinausgehen, muss er bei 10 % gekappt werden.283 Konkrete Vorgaben für die Berechnung 
der Geldbußenhöhe wegen eines Verstoßes gegen Art 81 EGV trifft die VO 1/2003 nicht. 
Vielmehr wurde Art 15 Abs 2 letzter Satz VO 17/62 in Art 23 Abs 3 VO 1/2003 wortgleich 
übernommen, wonach bei der Festsetzung der Geldbußenhöhe neben der Schwere der 
Zuwiderhandlung auch deren Dauer zu berücksichtigen ist.284  
 
Der Kommission kam dadurch bei der Festsetzung der konkreten Geldbußenhöhe seit jeher 
ein weiter Ermessensspielraum zu.285 Mangels näherer Konkretisierung der 
Berechnungsmethoden waren die Geldbußenentscheidungen der Kommission deshalb weder 
für die Adressaten der Entscheidung noch für die Gemeinschaftsgerichte überprüfbar und 
stießen deshalb insb auf rechtstaatliche Bedenken in puncto Transparenz. Das EuG hat im 
Jahre 1995 in mehreren Entscheidungen dieses Transparenzdefizit aufgegriffen und eine 
konkretere Darlegung der Geldbußenbemessung gefordert, damit Unternehmen bzw 
Unternehmensvereinigungen, denen eine Geldbuße auferlegt wird, aus der 
Kommissionsentscheidung Art und Weise der Berechnung entnehmen können.286 Die 
Adressaten von Geldbußenentscheidungen haben nämlich einen Anspruch darauf, von der 
Kommission in angemessener Art und Weise darüber informiert zu werden, aufgrund welcher 
Berechnungsmethode die Geldbuße berechnet worden ist.287 Um diesen Informationsanspruch 
zu erfüllen, hat die Kommission am 14. Jänner 1998 erstmalig Leitlinien für das Verfahren 
zur Festsetzung von Geldbußen erlassen.288 Diese Leitlinien wurden im Jahr 2006 durch neue 
Leitlinien ersetzt.289 
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3.5. Leitlinien der Europäischen Kommission 
Durch die Veröffentlichung von Leitlinien beabsichtigte die Kommission – durch Darlegung 
konkreter Berechnungsmethoden – die Transparenz und Objektivität ihrer 
Geldbußenentscheidungen sowohl gegenüber Unternehmen bzw Unternehmensvereinigungen 
als auch gegenüber den Gemeinschaftsgerichten zu erhöhen.290 Zur Rechtsnatur dieser 
Leitlinien hat der EuGH mittlerweile ausdrücklich Stellung genommen und verweist dabei 
insb auf die Rechtsnatur von internen Maßnahmen, die von der Verwaltung erlassen werden, 
ohne Außenwirkung zu entfalten. Nach stRsp sind solche – rein internen – Maßnahmen zwar 
nicht als Rechtsnormen zu qualifizieren, die von der Verwaltung in jedem Fall zu beachten 
wären, jedoch stellen sie Verhaltensnormen dar, die einen Hinweis auf die zu befolgende 
Verwaltungspraxis enthalten.291 Die Verwaltung kann somit im Einzellfall nicht ohne Angabe 
von Gründen, die zudem mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung im Einklang stehen 
müssen, von ihren Verhaltensnormen abweichen.292  
 
Diese Grundsätze müssen nach Auffassung des EuGH erst recht auf Verhaltensnormen 
übertragbar sein, die nicht rein interne Wirkung, sondern Außenwirkung entfalten, wie es bei 
den Leitlinien der Fall ist, welche unmittelbar die Wirtschaftsteilnehmer betreffen.293 Da sich 
die Kommission also grds an die selbst auferlegten Leitlinien halten muss, tritt dadurch eine 
Selbstbeschränkung ihres Ermessens ein.294 Den Gegenstand dieser Leitlinien der 
Kommission bilden dabei ausschließlich Verstöße gegen die materiellen 
Wettbewerbsbestimmungen, erfasst sind somit insb Verstöße gegen das Kartellverbot des 
Art 81 EGV.295 
 
3.5.1. Leitlinien aus 1998 
Die Kommission ging nach den Leitlinien aus 1998 bei der Geldbußenzumessung in einem 
zweistufigen Verfahren vor. Zunächst wurde auf Basis der Schwere und Dauer einer 
Zuwiderhandlung ein Grundbetrag berechnet, der in weiterer Folge durch die 
Berücksichtigung erschwerender bzw mildernder Umstände entsprechend erhöht bzw 
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verringert wurde. Zur Berechnung des Grundbetrages wurde zunächst die Schwere der 
Zuwiderhandlung anhand eines dreistufigen Tarifsystems festgesetzt und anschließend durch 
Zuschläge für die Dauer der Zuwiderhandlung erhöht.296 Bei der Ermittlung der Schwere 
eines Verstoßes wurde generell die Art und – soweit messbar – die konkreten Auswirkungen 
auf den Markt sowie der Umfang des betreffenden räumlichen Marktes berücksichtigt.297 
Hinsichtlich der Schwere des Verstoßes unterschieden die Leitlinien aus 1998 in Abschnitt 1 
A erster bis dritter SpStr zwischen minder schweren, schweren und besonders schweren 
Verstößen. 
 
Dementsprechend differenzierten auch die voraussichtlichen Geldbußenbeträge je nach 
Kategorie von EUR 1.000 bis 1 Mio für vertikale Beschränkungen des Handels mit 
begrenzten Auswirkungen auf dem Markt (minder schwere Verstöße), von EUR 1 Mio bis 20 
Mio für horizontale wie auch vertikale Beschränkungen, deren Auswirkungen auf den 
Gemeinsamen Markt im Vergleich zu ersten Kategorie umfassender waren und einen 
größeren Teil des Marktes betrafen (schwere Verstöße) und mit Geldbußen von mehr als 
EUR 20 Mio für besonders schwere Verstöße.298 In die dritte Kategorie der besonders 
schweren Verstöße fielen im Wesentlichen horizontale Beschränkungen wie zB Preiskartelle, 
Marktaufteilungsquoten und sonstige Beschränkungen der Funktionsweisen des 
Binnenmarktes, wie zB die Abschottung nationaler Märkte oder Missbräuche 
marktbeherrschender Stellung von Unternehmen in Quasi-Monopolstellung.299 Im jeweiligen 
Einzelfall konnten die voraussichtlichen Geldbußenbeträge sowohl über- als auch 
unterschritten werden, die Kommission war nämlich an die vorgegebenen Ober- und 
Untergrenzen nicht gebunden.300 Den Hauptanwendungsfall bildeten in der Praxis besonders 
schwere Verstöße iSd des Abschnitts 1 A dritter SpStr der Leitlinien aus 1998, was schon 
allein darauf zurückgeführt werden konnte, dass die Bekämpfung sog „Hardcore-Kartelle“ 
bereits seit geraumer Zeit einen Schwerpunkt der Kommissionstätigkeit bildete.301  
 
Zur Ermittlung des Grundbetrages wurde der Betrag, der der Schwere des Verstoßes 
entspricht, um einen prozentuellen Zuschlag erhöht, der die Dauer der Zuwiderhandlung 
berücksichtigte. Für Verstöße von kurzer Dauer, die im Regelfall unter einem Jahr gelegen 
sind, erfolgte kein zusätzlicher Aufschlag dh der Betrag für die Schwere des Verstoßes bildete 
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zugleich den Grundbetrag der Geldbuße.302 Demgegenüber erfolgte für Verstöße von mittlerer 
Dauer, die im Regelfall zwischen einem und fünf Jahren betrugen, ein Aufschlag von bis zu 
50 %, während für Verstöße von langer Dauer, die mehr als fünf Jahre anhielten, ein 
Aufschlag von bis zu 10 % für jedes Jahr des Verstoßes hinzugeschlagen wurde.303 
 
Die Summe aus dem Betrag für die Schwere des Verstoßes und dem für die Dauer des 
Verstoßes ergab sodann den Grundbetrag der Geldbuße. Zur Ermittlung der tatsächlichen 
Geldbußenhöhe wurden schließlich erschwerende und mildernde Umstände berücksichtigt, 
von denen einige in den Leitlinien aus 1998 demonstrativ angeführt waren. So wurde der 
Grundbetrag entsprechend erhöht, wenn Unternehmen zB zum wiederholten Male Verstöße 
begingen oder die Zusammenarbeit verweigerten bzw die Untersuchungen behinderten oder 
Anführer bzw Anstifter des Verstoßes waren.304 Zu einer Verringerung des Grundbetrages 
konnte es demgegenüber kommen, wenn Unternehmen zB ausschließlich passiv am Verstoß 
mitwirkten oder Vereinbarungen über Verstöße nicht anwendeten.305 
 
Die Kommission wies in Abschnitt 4 der Leitlinien aus 1998 ferner ausdrücklich auf die 
Anwendung der Kronzeugenmitteilung aus 1996 hin, welche zu einer Nichtfestsetzung oder 
geringeren Festsetzung der Geldbuße führen konnte. Ergänzend führte die Kommission aus, 
dass es im Einzelfall angezeigt sein kann, nach Ermittlung des Endbetrages bestimmte 
objektive Faktoren – wie die von den beteiligten Unternehmen eventuell erzielten 
wirtschaftlichen oder finanziellen Vorteile aus dem Verstoß – zu berücksichtigen und die 
Geldbuße entsprechend anzupassen.306 Darüber hinaus räumte die Kommission in Abschnitt 5 
lit d der Leitlinien aus 1998 ein, in bestimmten Fällen symbolische Geldbußen von 
EUR 1.000 zu verhängen.  
 
Das Vorgehen der Kommission anhand ihrer Leitlinien wurde von der Rsp bislang gebilligt, 
zudem erklärte der EuGH im Jahr 2005 die Leitlinien aus 1998 für rechtmäßig und mit dem 
Primärrecht vereinbar.307 Nach achtjähriger Anwendungspraxis zog die Kommission aus den 
gewonnen Erfahrungen und der geäußerten Kritik an den Leitlinien aus 1998 ihre Schlüsse 
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und erließ im Jahr 2006 neue Leitlinien für die Festsetzung von Geldbußen gem Art 23 Abs 2 
lit a VO 1/2003.308 
 
3.5.2. Leitlinien aus 2006 
Die aktuellen Leitlinien aus 2006 finden in sämtlichen Verfahren Anwendung, bei denen die 
Mitteilung der Beschwerdepunkte erst nach Veröffentlichung dieser Leitlinien im Amtsblatt 
erfolgte und zwar unabhängig davon, ob die Verhängung der Geldbuße auf Art 23 Abs 2 
VO 1/2003 oder ihre Vorgängerbestimmung gestützt wurde.309 Im Vergleich zu den Leitlinien 
aus 1998 weisen die aktuellen Leitlinien einige Neuerungen bzw Änderungen auf, die insb 
darauf abzielen, die abschreckende Wirkung der Geldbußen weiter zu erhöhen. 
Dementsprechend hält die Kommission in den Leitlinien aus 2006 ausdrücklich fest, dass 
Verstöße gegen Art 81 und 82 EGV mit Geldbußen geahndet werden müssen, deren Höhe 
nicht nur spezialpräventiv, sondern auch generalpräventiv wirkt, dh dass damit nicht nur die 
kartellbeteiligten Unternehmen sanktioniert werden, sondern zugleich auch andere 
Unternehmen von einer Zuwiderhandlung gegen Art 81 bzw 82 EGV abgehalten werden.310 
Die Kommission legt dabei auch den aktuellen Leitlinien eine zweistufige 
Berechnungsmethode zugrunde, bei der zunächst für jedes einzelne Unternehmen bzw jede 
Unternehmensvereinigung ein Grundbetrag ermittelt und im Anschluss daran nach oben oder 
unten angepasst wird.311 
 
Wie bisher richtet sich der Grundbetrag der Geldbuße insb nach der Schwere des Verstoßes, 
wobei anstelle des Tarifsystems nunmehr auf den tatbezogenen Umsatz abgestellt wird.312 Zur 
Festsetzung des Grundbetrages der Geldbuße zieht die Kommission grds den Wert der von 
dem betreffenden Unternehmen im relevanten räumlichen Markt innerhalb des EWR 
verkauften Waren oder Dienstleistungen heran, soweit diese mit dem Verstoß in einem 
unmittelbaren oder mittelbaren Zusammenhang stehen. Im Regelfall wird dabei der Umsatz 
des letzten vollständigen Geschäftsjahres zugrunde gelegt, in dem das Unternehmen an der 
Zuwiderhandlung beteiligt war.313 In Fällen, in denen die Auswirkungen einer 
Zuwiderhandlung über das Gebiet des EWR hinausreichen, treffen die Leitlinien aus 2006 
spezielle Vorgaben für die Umsatzermittlung, weil der Umsatz innerhalb des EWR uU das 
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Gewicht der einzelnen, an der Zuwiderhandlung beteiligten Unternehmen nur unzureichend 
wiedergeben würde.314 Für diese Fälle bestimmt Rn 18 der Leitlinien aus 2006, dass die 
Kommission den Gesamtwert des Umsatzes, der von dem Verstoß betroffenen Produkte auf 
dem gesamten (über den EWR hinausreichenden) Markt, auf den sich die Zuwiderhandlung 
ausgewirkt hat, schätzen, den jeweiligen Anteil der einzelnen beteiligten Unternehmen am 
Umsatz auf diesem Markt ermitteln und diesen Anteil auf den aggregierten Umsatz dieser 
Unternehmen innerhalb des EWR anwenden wird.  
 
Die Ermittlung des Grundbetrages erfolgt nach Rn 19 ff der Leitlinien aus 2006 nunmehr 
derart, dass ein bestimmter Anteil am Umsatz, der sich aus der Schwere des Verstoßes ergibt 
und einen „variablen Betrag“315 bildet, mit der Anzahl der Jahre einer Zuwiderhandlung 
multipliziert wird. Hinsichtlich der Schwere eines Verstoßes unterscheiden die aktuellen 
Leitlinien nicht mehr zwischen drei Kategorien von Verstößen, vielmehr wird die Schwere in 
jedem Einzellfall unter Berücksichtigung aller relevanten Umstände berechnet.316 Die 
Geldbußen werden nunmehr für jedes, an der Zuwiderhandlung beteiligte Unternehmen auf 
Grundlage eines bestimmten Prozentsatzes seines Jahresumsatzes in dem vom Kartell 
betroffenen Wirtschaftszweig festgesetzt.317 Der ermittelte Betrag kann grds bis zu 30 % des 
mit den betroffenen Produkten erzielten Jahresumsatzes betragen.318 Zu beachten ist jedoch 
weiterhin die gesetzlich vorgegebene Obergrenze von 10 % des im vorausgegangen 
Geschäftsjahres erzielten Jahresumsatzes, die als Kappungsgrenze bei der endgültigen 
Festsetzung der Geldbuße nicht überschritten werden darf.319 Für die Bestimmung der 
genauen Höhe spielen in der Praxis Umstände wie zB die Art der Zuwiderhandlung und deren 
Umsetzung eine maßgebliche Rolle.320 
 
Horizontale Vereinbarungen, mit denen Preise festgesetzt, Märkte aufgeteilt oder die 
Erzeugung eingeschränkt werden, gehören zu den schwerwiegendsten Verstößen gegen das 
europäische Wettbewerbsrecht, weshalb die Kommission in solchen Fällen grds einen Betrag 
annimmt, der am oberen Ende der 30 %-Markte liegt.321 Dieser Bestimmung liegt die 
Auffassung zugrunde, dass die Geldbußenhöhe bei Hardcore-Kartellen, um 
Abschreckungswirkung entfalten zu können, idealerweise zwei Faktoren berücksichtigen 
                                                     
314
 Vgl Leitlinien aus 2006 Rn 18, ABl 2006 C 210/2. 
315
 Komm 20.11.2007, ABl 2008 C 57/10 Rn 15 (Video-Magnetbänder für den Fachbedarf). 
316
 Vgl Leitlinien aus 2006 Rn 20, ABl 2006 C 210/2. 
317
 Klees in Kilian/Heussen, Computerrechtshandbuch, Abschn 1 Teil 6 IV e Rn 58. 
318
 Vgl Leitlinien aus 2006 Rn 21, ABl 2006 C 210/2; ferner Gruber, ecolex 2006, 669. 
319
 Vgl Art 23 Abs 2 VO (EG) Nr 1/2003; Rn 32 Leitlinien aus 2006, ABl 2006 C 210/2; Näher hiezu oben in Kap C.I.3.4. 
320
 Vgl Leitlinien aus 2006 Rn 22, ABl 2006 C 210/2. 
321
 Leitlinien aus 2006 Rn 23, ABl 2006 C 210/2. 
 75 
sollte, und zwar die durchschnittliche Höhe des Gewinns bzw Mehrerlöses durch Kartelle, 
aber auch die Wahrscheinlichkeit der Aufdeckung selbiger.322 
 
Für die Ermittlung des Grundbetrages bildet neben der Schwere des Verstoßes die Dauer 
einer Zuwiderhandlung die zweite maßgebliche Komponente. Die Dauer der 
Zuwiderhandlung schlägt sich nunmehr automatisch als Multiplikator zu Buche, indem der 
ermittelte Betrag, der der Schwere des Verstoßes entspricht, mit der Anzahl der Jahre, an 
denen das Unternehmen an der Zuwiderhandlung beteiligt war, multipliziert wird.323 Dabei 
werden gem Rn 24 der Leitlinien aus 2006 Zeiträume bis zu sechs Monaten mit einem halben 
Jahr, Zeiträume von mehr als sechs Monaten bis hin zu einem Jahr mit einem vollen Jahr 
veranschlagt. Als generalpräventive Maßnahme fügt die Kommission schließlich einen Betrag 
im Ausmaß zwischen 15 und 25 % des produktspezifischen Umsatzes hinzu, um 
Unternehmen im Vorhinein von schwerwiegenden Verstößen abzuhalten.324 Diese sog 
„Eintrittsgebühr“ („entry fee“) wird unabhängig davon hinzugeschlagen, wie lange die 
Zuwiderhandlung dauerte und welche Auswirkungen der Wettbewerbsverstoß auf den oder 
die betroffenen Märkte hatte.325 Inkonsequenterweise erstreckt sich dieser Zusatzbetrag nicht 
ausschließlich auf Hardcore-Verstöße, sondern kann vielmehr auch bei anderen, weniger 
schwerwiegenden, Zuwiderhandlungen eingehoben werden.  
 
Ebenso wie die Leitlinien aus 1998 sehen auch die Leitlinien aus 2006 eine Anpassung des 
ermittelten Grundbetrages unter Berücksichtigung erschwerender und mildernder Umstände 
vor. Hierbei nimmt die Kommission eine Gesamtbetrachtung sämtlicher 
berücksichtigungswürdiger Umstände vor. Die demonstrative Aufzählung in den Rn 28 und 
29 der Leitlinien aus 2006 entspricht dabei weitestgehend den Erschwerungs- bzw 
Minderungsgründen in den Leitlinien aus 1998.326 Für Wiederholungstäter sieht Rn 28 erster 
SpStr der Leitlinien aus 2006 nunmehr eine zusätzliche Sanktionsverschärfung vor, indem der 
Grundbetrag für jeden weiteren Verstoß um bis zu 100 % erhöht werden kann. Ferner wurden 
auch die Milderungsgründe teilweise verschärft. So bilden etwa berechtigte Zweifel eines 
Unternehmens an der Rechtswidrigkeit seines Verhaltens keinen Milderungsgrund mehr, es 
sei denn, das wettbewerbswidrige Verhalten des Unternehmens wurde durch innerstaatliche 
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Behörden oder geltenden Vorschriften genehmigt oder das Unternehmen zu derartigen 
Verhaltensweisen ermutigt.327 
 
Um zu gewährleisten, dass die Geldbußen eine ausreichend abschreckende Wirkung entfalten, 
sehen die Leitlinien aus 2006 nunmehr vor, dass die Kommission die Geldbuße über den 
berechneten Betrag hinaus erhöhen kann, wenn Unternehmen besonders hohe Umsätze mit 
Waren oder Dienstleistungen erzielt haben, obwohl diese nicht in Zusammenhang mit der 
Zuwiderhandlung stehen.328 Ferner kann die Kommission die Geldbuße gem Rn 31 der 
aktuellen Leitlinien auch dann erhöhen, wenn die aus einer Zuwiderhandlung widerrechtlich 
erzielten Gewinne den Geldbußenbetrag übersteigen würden, vorausgesetzt, dass eine 
Schätzung der Gewinne möglich ist. 
 
Die mangelnde Leistungsfähigkeit eines Unternehmens bildet per se jedenfalls kein Kriterium 
für eine allfällige Minderung der Geldbuße. Bei Vorliegen außergewöhnlicher Umstände 
kann die Kommission diesen Umstand berücksichtigen, wenn das Unternehmen einen darauf 
gerichteten Antrag stellt und zudem nachweisen kann, dass eine Geldbußenverhängung iSd 
Leitlinien aus 2006 die wirtschaftliche Überlebensfähigkeit des Unternehmens unwiderruflich 
gefährden und dessen Aktiva jeglichen Wertes berauben würde.329 Ein Anspruch darauf, dass 
die Kommission die mangelnde Leistungsfähigkeit bei der Festsetzung der Geldbuße 
mindernd zu berücksichtigen hat, erwächst dem jeweiligen Unternehmen daraus nicht (arg 
„kann“).330 
 
Die Kommission weist auch in den aktuellen Leitlinien auf ihr Kronzeugenprogramm hin, 
wodurch kooperationswillige Unternehmen in den Genuss eines Erlasses bzw einer 
Ermäßigung der Geldbuße kommen können.331 Anzumerken ist an dieser Stelle, dass die 
gesetzliche Kappungsgrenze von 10 % bei Ermittlung der Geldbuße einer allfälligen 
Ermäßigung der Geldbuße durch Anwendung der Kronzeugenregelung vorgelagert sein 
muss.332 Andernfalls würden die in Aussicht gestellten Rechtsvorteile der 
Kronzeugenregelung in Fällen, in denen kein vollständiger Geldbußenerlass gewährt wird, 
mitunter obsolet erscheinen.333 Diese Auffassung teilt auch die Kommission und gewährt in 
ihrer ständigen Verwaltungspraxis Kronzeugenrabatte, die von der gegebenenfalls bereits 
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gekappten Geldbuße in Abzug gebracht wurden.334 Dementsprechend legt die Kommission 
auch in der aktuellen Kronzeugenmitteilung aus 2006 ausdrücklich fest, dass sie Unternehmen 
eine Ermäßigung der Geldbuße gewährt, die „andernfalls verhängt worden wäre“.335 
 
3.6. Bewertung der Sanktionspolitik 
In den ersten Jahren nach Inkrafttreten der VO 17/62 ahndete die Kommission leichtere 
Wettbewerbsverstöße mit Geldbußen von ECU 20.000 bis 500.000.336 Erst Ende der 70-Jahre 
kam es zu einer merklichen Änderung der europäischen Wettbewerbspolitik, indem in 
zunehmendem Maße schwerwiegende Kartellverstöße und deren Ahndung in das Blickfeld 
der Europäischen Kommission traten. Mit der Entscheidung Pioneer Hi Fi-Geräte leitete die 
Kommission Ende 1979 schließlich eine neue Ära der Kartellbekämpfung ein und verhängte 
gegen vier Unternehmen wegen ihrer Beteiligung an einem Hardcore-Kartell Geldbußen iHv 
insgesamt fast ECU 7.000.000.337 Die strengere Ahndung von Kartellverstößen, insb von 
Hardcore-Kartellen, wurde in den darauf folgenden Jahren fortgesetzt und führte dazu, dass 
von nun an regelmäßig Sanktionen in Millionenhöhe festgesetzt wurden.338 Mit der 
Veröffentlichung der Leitlinien aus 1998 erfolgte eine weitere Sanktionsverschärfung, indem 
die durchschnittliche Geldbußenhöhe um mehr als das zehnfache angehoben und die 
gesetzliche Obergrenze der VO 1/2003, vormals VO 17/62, von 10 % in mehreren 
Entscheidungen voll ausgeschöpft wurde.339 Die Geldbuße fiel schlussendlich nur deshalb 
niedriger aus, weil die beteiligten Unternehmen in den Genuss der europäischen 
Kronzeugenregelung kamen. Die Kommission verhängte in den letzten zehn Jahren 
gegenüber kartellbeteiligten Unternehmen regelmäßig Geldbußen in dreistelliger 
Millionenhöhe.340 Den unrühmlichen Spitzenplatz nimmt aktuell das Marktaufteilungs-Kartell 
führender Autoglashersteller ein, bei dem die Kommission im November 2008 Geldbußen in 
einer Gesamthöhe von mehr als EUR 1,3 Mrd verhängte.341 
 
Die Kommission brachte mit den aktuellen Leitlinien aus 2006 ihr Bestreben zum Ausdruck, 
Geldbußen in derartiger Höhe auszusprechen, dass eine entsprechende 
Abschreckungswirkung eintritt. Diese Proklamation und die geänderten Vorgaben für die 
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Geldbußenbemessung in den aktuellen Leitlinien sprechen dafür, dass die Kommission 
schwere Kartellverstöße künftig mitunter noch strenger ahnden wird, als es schon bisher der 
Fall war.342 Während die Geldbußenpraxis der Kommission in frühren Jahren vielfach als zu 
niedrig empfunden wurde, werden nunmehr vereinzelt Stimmen laut, wonach die 
Kommission mit ihren Sanktionen über das Ziel hinausschieße, weil hohe Geldbußen die 
Wirtschaft, aber auch die Verbraucher negativ beeinträchtigen würden.343 Dabei wird insb ins 
Treffen geführt, dass Unternehmen durch derart hohe Geldbußen Gefahr laufen, insolvent zu 
werden, wodurch es zu einer Verringerung der Wettbewerber am Markt und damit 
einhergehend zu einer Erhöhung der Preise für die Verbraucher kommen würde. Ferner wird 
behauptet, dass Unternehmen, die – trotz Zahlung hoher Geldbußen – weiter am Markt 
bestehen können, versuchen werden, ihren finanziellen Schaden bei den Verbrauchern durch 
höhere Preise zu regressieren.344 
 
Die herrschende und mE zutreffende Auffassung hält diese Bedenken für unbegründet.345 
Kritikern der nunmehrigen Sanktionspolitik der Kommission ist insb entgegenzuhalten, dass 
eine allfällige Insolvenz nicht darauf zurückzuführen ist, dass Unternehmen wegen ihrer 
Teilnahme an einem Kartell hohe Geldbußen leisten mussten. Verantwortlich dafür ist 
vielmehr, dass diese ineffektiv gewirtschaftet haben und sich nur deshalb am Markt halten 
konnten, weil sie für eine geraume Zeit nicht dem freien Wettbewerb ausgesetzt waren.346 Zu 
bedenken ist idZ, dass sich die Kommission auch nach den Leitlinien aus 2006 bei der 
Festsetzung der Geldbuße an die gesetzlich vorgegebene Kappungsgrenze des Art 23 
VO 1/2003 halten muss und die Existenzgefährdung eines Unternehmens zudem bei der 
Festsetzung der Geldbuße berücksichtigen kann347 und dies bis zu einem gewissen Grad wohl 
auch tun wird, um massive Begleiterscheinungen einer Unternehmensinsolvenz – wie den 
Verlust zahlreicher Arbeitsplätze uä – abzuwehren. Auch die weiteren Bedenken, wonach 
Unternehmen die wirtschaftlichen Nachteile einer Geldbuße an die Verbraucher weitergeben 
würden, sind mE unbegründet. Vielmehr sprechen anerkannte ökonomische Expertisen dafür, 
dass Geldbußen als irreversible Kosten (sog „sunk costs“) die Entscheidung eines 
Unternehmens in Bezug auf die Festlegung seiner Preise nicht verändern, sondern die 
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Preisgestaltung vielmehr ausschließlich durch den Deckungsbeitrag und die Rentabilität 
bestimmt werden.348  
 
Abschließend kann somit festgehalten werden, dass die Sanktionen der Kommission nicht 
überschießend erscheinen, solange sie sich innerhalb der gesetzlichen Bandbreite des Art 23 
VO 1/2003 bewegen. Ferner sind entsprechend hohe Sanktionen für massive Beschränkungen 
des Wettbewerbs in einer Marktwirtschaft erforderlich, um Kartelle wirksam bekämpfen zu 
können und um freien Wettbewerb zu gewährleisten. Schließlich hängt auch die Effektivität 
eines Kronzeugenprogramms entscheidend davon ab, ob die Vorteile einer Kooperation und 
gleichzeitigen Kartellbeendigung die Vorteile einer weiteren Kartellteilnahme überwiegen. 
Wenn man bedenkt, dass Hardcore-Kartelle jährlich Schäden in Höhe von einigen Milliarden 
Euro weltweit anrichten,349 und dabei ein beträchtlicher Anteil auf den europäischen Raum 
entfallen dürfte, wird ersichtlich, wie profitabel die Teilnahme an derartigen Verstößen sein 
kann, selbst wenn der Schaden grds höher anzusetzen sein wird als der tatsächliche Gewinn 
der Unternehmen. Anzumerken ist dabei, dass Schätzungen zu Folge zurzeit nur etwa 10 % 
der bestehenden Kartellaktivitäten tatsächlich aufgedeckt werden können.350 Schon allein 
daraus folgt, dass es erheblicher Sanktionen bedarf, um die europäische Kronzeugenregelung 
nicht ihrer Durchschlagskraft zu berauben. 
 
3.7. Vergleichsverfahren in Kartellfällen 
Im Sommer 2008 führte die Kommission erstmals auf europäischer Ebene ein 
Vergleichsverfahren für Kartellsachen ein.351 Die grundlegenden Vorgaben für dieses 
Vergleichsverfahren wurden in den bestehenden Rechtsrahmen der VO 773/2004 
eingebunden und sind mit 1. Juli 2008 in Kraft getreten.352 Diese Vorgaben werden durch die 
Vergleichs-Mitteilung abgerundet, die Tags darauf, am 2. Juli 2007, veröffentlicht wurde und 
die konkreten Rahmenbedingungen für den Vergleich näher erläutert.353 Im Rahmen dieses 
Vergleichsverfahrens optieren die Parteien, gegen die die Festsetzung einer Geldbuße 
erwogen wird, nach Einsichtnahme in die Kommissionsakte dafür, ihre Beteiligung an einem 
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Kartell einzuräumen und die Verantwortung hierfür zu übernehmen.354 Die Kommission kann 
im Gegenzug die gegen die Parteien verhängte Geldbuße um 10% reduzieren.355 
 
Der sachliche Anwendungsbereich dieses Verfahrens erstreckt sich dabei nicht auf sämtliche 
Verfahren, die auf Art 81 bzw 82 EGV beruhen, sondern wird durch die Vergleichs-
Mitteilung ausdrücklich auf Zuwiderhandlungen gegen Art 81 EGV, und zwar nur solche in 
Form horizontaler Wettbewerbsbeschränkungen (arg „zwischen zwei oder mehr 
Wettbewerbern“) begrenzt.356 Derartige Verstöße zählen nicht nur zu den schwerwiegendsten 
Verstößen gegen das europäische Wettbewerbsrecht, sondern sind zudem besonders schwer 
aufzudecken bzw nachzuweisen und deshalb regelmäßig mit langwierigen Ermittlungen der 
Kommission verbunden. Die Mehrheit der betroffenen Unternehmen erhebt zudem gegen die 
Kommissionsentscheidung Klage vor den Gemeinschaftsgerichten,357 wodurch die 
Ressourcen der Kommission und der Gemeinschaftsgerichte zusätzlich strapaziert werden. 
Das Ziel von Vergleichsverfahren liegt somit auf der Hand: Verfahren sollen rascher zu einem 
Abschluss gebracht werden können, um die Ressourcen der Kommission sowie der 
Gemeinschaftsgerichte zu schonen. Die eingesparten Ressourcen sollen der Kommission 
künftig insb dazu verhelfen, mehr Kartellverstöße als bisher ahnden zu können, wodurch sich 
zugleich die Abschreckungswirkung erhöhen würde.358  
 
Die Kommission verfügt das gesamte Vergleichsverfahren hindurch über einen weiten 
Ermessenspielraum Vergleichsgespräche zu führen, diese zu beenden oder sich letzten Endes 
tatsächlich zu vergleichen.359 So kann die Kommission in jedem Verfahrensstadium die 
Vergleichsgespräche im Einzelfall zur Gänze oder mit einer oder mehrerer Parteien beenden, 
insb dann, wenn innerhalb einer vertretbaren Frist kein Einvernehmen über die möglichen 
Beschwerdepunkte zu erwarten ist oder die Aussichten auf eine Verfahrensbeschleunigung 
gering sind.360 Durch die VO 773/2004 wird aber auch gewährleistet, dass die Parteien, gegen 
die die Festsetzung einer Geldbuße erwogen wird, nicht dazu verpflichtet werden können, 
einem Vergleichsverfahren zuzustimmen, vielmehr steht es ihnen frei, Interesse an einem 
solchen Verfahren zu bekunden. So schreibt Art 10a Abs 1 VO 773/2004 ausdrücklich vor, 
dass die Kommission den Parteien eine Frist setzen kann, innerhalb derer diese schriftlich ihre 
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Bereitschaft zur Aufnahme von Vergleichsgesprächen signalisieren können. Diese 
Bestimmung wird durch die Rn 6 und 11 der Vergleichs-Mitteilung dahingehend 
konkretisiert, dass die Kommission in Fällen, in denen sie es für angezeigt hält, das Interesse 
der Parteien an der Aufnahme von Vergleichsgesprächen auszuloten – dem 
Gleichbehandlungsgebot entsprechend – allen Parteien des jeweiligen Verfahrens eine 
mindestens zweiwöchige Frist für die schriftliche Erklärung einer allfälligen 
Vergleichsbereitschaft einräumen muss.  
 
Sobald die Parteien die Aufnahme von Vergleichsgesprächen fristgerecht beantragt haben, 
kann die Kommission das Vergleichsverfahren durch bilaterale Kontakte zwischen der GD 
Wettbewerb und den an einem Vergleich interessierten Parteien betreiben. Zu diesem Zweck 
werden die vergleichswilligen Unternehmen vor einer förmlichen Mitteilung der 
Beschwerdepunkte über die gegen sie erwogenen Beschwerdepunkte der Kommission und die 
Beweislage unterrichtet und ihnen Einsicht in die Kommissionsakte gewährt.361 Die 
Kommission bestimmt dabei nach Maßgabe der in dem Vergleichsverfahren erzielten 
Fortschritte die Abfolge der bilateralen Vergleichsgespräche und den Zeitpunkt der 
Offenlegung von Informationen und Beweisen aus der Kommissionsakte, die zur Abfassung 
der vorgesehenen Beschwerdepunkte und Ermittlung einer möglichen Geldbuße 
herangezogen werden.362 Damit das rechtliche Gehör der Parteien gewahrt wird, erhalten 
diese daraufhin Gelegenheit, zu den gegen sie gerichteten potenziellen Beschwerdepunkten 
Stellung zu nehmen, indem sie ihre Auffassung zum Wahrheitsgehalt und zur Erheblichkeit 
der Tatsachen, der Beschwerdepunkte sowie der sonstigen Umstände, die von der 
Kommission in dem Verwaltungsverfahren angeführt werden, vorbringen können.363 Nicht 
verhandelbar ist jedoch die Frage des Vorliegens einer Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV 
oder deren angemessener Ahndung.364  
 
Kommt es im Zuge der Vergleichsgespräche zu einem Einvernehmen über den Umfang der 
potenziellen Beschwerdepunkte sowie über die Höhe der möglicherweise festzusetzenden 
Geldbußen und ist zudem nach vorläufiger Auffassung der Kommission mit einer 
Rationalisierung des Verfahrens zu rechnen, kann die Kommission eine Frist von mindestens 
15 Arbeitstagen einräumen, innerhalb derer die Unternehmen, die das Vergleichsverfahren 
wählen, ein förmliches Ersuchen in Form einer endgültigen Vergleichsausführung 
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unterbreiten müssen.365 In diesen Vergleichsausführungen müssen die Unternehmen gem 
Art 10a zweiter Satz VO 773/2004 jedenfalls die Ergebnisse der Vergleichsgespräche 
wiedergeben und ihre Teilnahme an einer Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV einschließlich 
ihrer Haftbarkeit anerkennen. Diese Bestimmung wird zudem durch Rn 20 der Vergleichs-
Mitteilung ergänzt, in der die Kommission zusätzliche Vorgaben zum geforderten Inhalt der 
Vergleichsausführung trifft und dabei insb auch darauf abstellt, dass die kooperationswilligen 
Unternehmen auf eine weitere Akteneinsicht verzichten.366 
 
Falls die Parteien bereit sind, Vergleichsausführungen einzureichen und die gegen sie 
erhobenen Beschwerdepunkte anzuerkennen, kann die Kommission diese Ausführungen in 
der Mitteilung der Beschwerdepunkte übernehmen; diese würde dann viel kürzer ausfallen, 
als eine entsprechende Mitteilung ohne vorherige Zusammenarbeit vergleichswilliger 
Unternehmen.367 Da die Unternehmen bereits vor Erhalt der Mitteilung der 
Beschwerdepunkte Gelegenheit hatten, zu den Beschwerdepunkten Stellung zu nehmen, 
können die weiteren Verfahrensschritte vereinfacht werden, sodass die Kommission nach 
einer ausdrücklichen Bestätigung der Beschwerdepunkte durch die Parteien und nach 
Konsultierung der mitgliedsstaatlichen Wettbewerbsbehörden im Rahmen des „Beratenden 
Ausschusses“ rasch eine endgültige Entscheidung erlassen kann.368 
 
Bis zur endgültigen Entscheidung liegt es jederzeit im Ermessen der Kommission, anstelle 
des Vergleichsverfahrens das „normale“ Verfahren anzuwenden.369 Ferner wird in Fällen, in 
denen kein Einvernehmen zustande kommt oder unbeschadet dessen mit keiner 
Verfahrensbeschleunigung zu rechnen ist, automatisch in das „normale“ Verfahren 
gewechselt, ebenso in Fällen, in denen die Parteien die Vergleichsausführungen nicht bzw 
nicht fristgerecht vorlegen. Sollte die Kommission am Ende des Vergleichsverfahrens 
beschließen, die Parteien für einen Vergleich zu belohnen, so ist die zu verhängende 
Geldbuße für alle Parteien einheitlich um 10 % zu ermäßigen, weil deren Kooperationsbeitrag 
zur Verfahrensbeschleunigung gleichbedeutend war.370 Im Gegensatz zu den USA, die bereits 
seit einigen Jahrzehnten über ein solches Vergleichsverfahren verfügen steht der Begriff 
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„Kooperation“ iSd europäischen Vergleichsverfahrens nicht für eine wesentliche Mithilfe der 
Unternehmen, sondern in erster Linie für den Verzicht auf bestimmte Verfahrensrechte.371 
 
Arbeitet ein Unternehmen mit der Kommission derart zusammen, dass es Beweismittel 
vorlegt, die zur Aufdeckung eines Kartells führen, wird diese Kooperation außerhalb des 
Vergleichsverfahrens, nämlich im Rahmen der Kronzeugenregelung, geldbußenmindernd 
berücksichtigt. Qualifiziert sich ein Unternehmen sowohl für eine Geldbußenreduktion auf 
Grundlage des Vergleichsverfahrens als auch auf Grundlage der Kronzeugenregelung, sind 
beide Ermäßigungen kumulativ anzuwenden, dh das Unternehmen wird doppelt begünstigt.372 
Unabhängig davon, ob das Vergleichsverfahren oder das normale Verfahren zur Anwendung 
gelangt, unterliegt die endgültige Geldbußenentscheidung der Kommission in beiden Fällen 
der unbeschränkten Nachprüfungsbefugnis der Gemeinschaftsgerichte.373 
 
Nicht abschließend geklärt ist jedoch, wie die Kommission bei sog „Hybridfällen“ verfährt, 
bei denen nur ein Teil der an einem Kartell beteiligten Unternehmen tatsächlich ein 
Vergleichsverfahren beantragt.374 Da in diesen Fällen keine Verfahrensbeschleunigung 
eintreten kann, weil die Kommission ohnedies zumindest bei manchen Unternehmen das 
normale Verfahren zur Anwendung bringen muss, liegt der Schluss nahe, dass bereits die 
mangelnde oder im Laufe des Vergleichsverfahrens wegfallende Kooperationsbereitschaft 
eines der kartellbeteiligten Unternehmen die Vergleichsaussichten der anderen 
Kartellmitglieder zu Nichte macht. Die Kommission vertritt somit offensichtlich die 
Auffassung, dass im jeweiligen Einzelfall entweder alle oder keines der Kartellmitglieder für 
das Vergleichsverfahren in Betracht kommen.375 Dagegen wurde insb der Grundsatz des 
fairen Verfahrens ins Treffen geführt und darauf hingewiesen, dass sich ein Unternehmen – 
bevor es seine Beteiligung an einem Kartellverstoß eingesteht – sicher sein können müsse, 
dass dieses Geständnis angemessen honoriert wird.376 Kritik wurde auch insoweit geäußert, 
dass dieser Ansatz eines „everyone or no one“, den die Kommission offensichtlich mit dem 
Vergleichsverfahren verfolge, mit der typischen Wettlaufmentalität, die der europäischen 
Kronzeugenregelung zugrunde liege, konträr laufe, weil die einzelnen Unternehmen so nicht 
dazu angehalten würden, um die Gunst der Kommission zu ringen.377 Im Ergebnis käme es zu 
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einer fortlaufenden Koordinierung der Kartellmitglieder, die durch ein gemeinsames 
Vorgehen bei allfälligen Vergleichsgesprächen initiiert werde.378 
 
4. Zuständigkeitsverteilung bei Verstößen gegen das europäische Wettbewerbsrecht 
4.1. System paralleler Zuständigkeiten  
Die Sanktionierung von Verstößen gegen das europäische Wettbewerbsrecht obliegt in erster 
Linie der Europäischen Kommission, wobei diese dafür nicht ausschließlich zuständig ist. 
Vielmehr sind seit 1. Mai 2004 durch Art 3 Abs 1 erster Satz VO 1/2003 nunmehr 
ausdrücklich auch die nationalen Wettbewerbsbehörden dazu aufgerufen, Verstöße gegen das 
europäische Wettbewerbsrecht aufzugreifen und entsprechend zu ahnden. Man spricht idZ 
allgemein von einem „System paralleler Zuständigkeiten“ der Europäischen Kommission und 
nationaler Wettbewerbsbehörden.379 Diese parallele Zuständigkeit führt allerdings nicht 
gleichzeitig zu parallelen Verfahren. Sobald die Kommission wegen eines Verstoßes gegen 
das europäische Wettbewerbsrecht ein Verfahren gem Art 11 Abs 6 VO 1/2003 einleitet, 
kommt es zu einem Zuständigkeitsverlust der mitgliedsstaatlichen Wettbewerbsbehörde.380  
 
Für kooperationswillige Unternehmen, die ihre Kartellteilnahme einstellen wollen, um in den 
Genuss einer begünstigten Behandlung iSd Kronzeugenregelungen zu kommen, hat dieses 
System paralleler Zuständigkeiten weitreichende Konsequenzen. In Ermangelung eines 
gemeinschaftsweiten Systems vollständig harmonisierter Kronzeugenprogramme gilt ein bei 
einer bestimmten Wettbewerbsbehörde gestellter Antrag auf Kronzeugenbehandlung nicht 
zugleich auch als Antrag bei anderen Wettbewerbsbehörden.381 Zur Wahrung seiner 
Interessen ist ein antragstellendes Unternehmen deshalb dazu angehalten bei sämtlichen 
Wettbewerbsbehörden, die aufgrund der räumlichen Ausdehnung der Zuwiderhandlung für 
die Ahndung des Kartellverstoßes zuständig sind bzw sein könnten, eine 
Kronzeugenbehandlung zu beantragen. Dies setzt jedoch voraus, dass die jeweiligen 
mitgliedsstaatlichen Wettbewerbsbehörden über ein eigenes Kronzeugenprogramm verfügen, 
was mittlerweile – mit Ausnahme von Malta und Slowenien – in allen Mitgliedsstaaten der 
Fall ist.382  
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4.2. Zusammenarbeit im ECN  
Mit Einführung der VO 1/2003 und der damit einhergehenden verstärkten dezentralen 
Anwendung des europäischen Wettbewerbsrechts, konkret Art 81 und 82 EGV, wurde 
gleichzeitig das Netz der europäischen Wettbewerbsbehörden (European Competition 
Network) – kurz „ECN“ – ins Leben gerufen.383 So sehen Art 11 VO 1/2003 und die 
erläuternde Bekanntmachung der Kommission über die Zusammenarbeit innerhalb des Netzes 
der Wettbewerbsbehörden384 nunmehr eine enge und umfassende Zusammenarbeit zwischen 
der Europäischen Kommission und den Wettbewerbsbehörden der Mitgliedsstaaten vor, die 
bereits mit Aufnahme der ersten Ermittlungshandlungen einsetzt und sich über das gesamte 
Verfahren erstreckt. Diese Pflicht zur Zusammenarbeit besteht insb auch im Verhältnis der 
einzelnen mitgliedsstaatlichen Wettbewerbsbehörden zueinander.385  
 
Im ECN sind die Wettbewerbsbehörden insb dazu verpflichtet, Informationen über neue 
Kartellsachen und Entscheidungen auszutauschen, sich gegenseitig bei Untersuchungen zu 
unterstützen und Themenbereiche von gemeinsamem Interesse zu erörtern.386 Konsultationen 
und Informationsaustausch sind ausschließlich Angelegenheit der Wettbewerbsbehörden, die 
Rechte und Pflichten von Unternehmen werden dadurch nicht tangiert. Vielmehr ist jede 
Wettbewerbsbehörde weiterhin in vollem Umgang dafür verantwortlich, für einen 
ordnungsgemäßen Ablauf der eigenen Verfahren zu sorgen.387 Die nationalen 
Wettbewerbsbehörden haben sich zudem ausdrücklich zur Einhaltung der in der 
Netzwerkbekanntmachung niedergelegten Grundsätze verpflichtet.388 
 
Im Rahmen des Systems paralleler Zuständigkeiten erfolgt die Bearbeitung von Fällen gem 
Rn 5 der Netzwerkbekanntmachung entweder durch eine einzelne nationale 
Wettbewerbsbehörde, die dabei gegebenenfalls von anderen mitgliedsstaatlichen 
Wettbewerbsbehörden unterstützt wird, durch mehrere parallel handelnde nationale 
Wettbewerbsbehörden oder durch die Europäische Kommission. Dabei bleibt im Regelfall die 
Behörde, der eine Beschwerde zugegangen ist oder die von Amts wegen ein Verfahren 
eingeleitet hat, auch weiterhin mit dem Fall befasst. Anderes gilt jedoch dann, wenn entweder 
die betreffende Behörde zu dem Schluss gelangt, nicht gut geeignet zu sein, sich des Falls 
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anzunehmen oder andere Wettbewerbsbehörden sich ebenfalls als gut geeignet erachten.389 In 
derartigen Fällen kann zu Beginn des Verfahrens eine Umverteilung in Betracht gezogen 
werden.390 Sollte im Einzelfall eine Umverteilung für notwendig erachtet werden, müssen 
sich die Wettbewerbsbehörden des ECN gem Rn 7 der Netzwerkbekanntmachung darum 
bemühen, den Fall möglichst einer einzigen Wettbewerbsbehörde zuzuordnen und auf eine 
schnelle und effiziente Umverteilung hinwirken, um die laufenden Ermittlungen nicht zu 
verzögern. Über die Frage einer möglichen Umverteilung des Falles und gegebenenfalls über 
die Modalitäten paralleler Verfahren sollte deshalb im Regelfall innerhalb von zwei Monaten 
ab Unterrichtung des Netzwerks gem Art 11 VO 1/2003 eine Einigung erzielt werden391 
 
Aufschluss darüber, wann nationale Wettbewerbsbehörden bzw die Kommission als „gut 
geeignet“ anzusehen sind, sich eines Falls anzunehmen, gibt die Kommission in den Rn 8 bis 
15 der Netzwerkbekanntmachung. Ausschlaggebend für die Eignung nationaler 
Wettbewerbsbehörden ist dabei va, ob zwischen der Zuwiderhandlung und dem Hoheitsgebiet 
des jeweiligen Mitgliedsstaates eine wesentliche Verknüpfung besteht. Diese Verknüpfung ist 
grds gegeben, wenn eine wettbewerbswidrige Vereinbarung oder Verhaltensweise 
wesentliche, unmittelbare, tatsächliche oder absehbare Auswirkungen auf den Wettbewerb 
des Hoheitsgebietes hat, dort umgesetzt wurde oder in dem Hoheitsgebiet ihren Ursprung 
genommen hat.392 Eine derartige, wesentliche Beeinträchtigung des Wettbewerbs indiziert im 
Regelfall eine entsprechende Eignung der davon betroffenen nationalen 
Wettbewerbsbehörden, sofern diese die Zuwiderhandlung entweder durch alleiniges oder 
durch paralleles Vorgehen mit Wettbewerbsbehörden anderer Mitgliedsstaaten wirksam 
beenden kann und die Kommission „nicht besser geeignet“ ist, sich des Falls anzunehmen.393 
In Fällen, in denen das Territorium von mehr als drei Mitgliedsstaaten von einem Kartell 
betroffen ist, erachtet sich die Kommission jedenfalls als „besonders gut geeignet“, anstelle 
der einzelnen nationalen Wettbewerbsbehörden die Ermittlungen aufzunehmen und 





                                                     
389
 Netzwerkbekanntmachung Rn 6, ABl 2004 C 101/43. 
390
 Vgl Netzwerkbekanntmachung Rn 6, ABl 2004 C 101/43. 
391
 Netzwerkbekanntmachung Rn 18, ABl 2004 C 101/43. 
392
 Vgl Netzwerkbekanntmachung Rn 8 Z 1 und Rn 9 erster Satz, ABl 2004 C 101/43. 
393
 Vgl Netzwerkbekanntmachung Rn 8 Z 2 und 3 und Rn 9 zweiter Satz, ABl 2004 C 101/43. 
394
 Vgl Netzwerkbekanntmachung Rn 14, ABl 2004 C 101/43; Hummer, ecolex 2007, 449. 
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4.3. Der Grundsatz ne bis in idem und seine Reichweite bei Tätigwerden einer oder 
mehrerer Wettbewerbsbehörden  
Der Grundsatz „ne bis in idem“, der ein tragendes Prinzip des Gemeinschaftsrechts bildet und 
somit auch von der Kommission und den Gemeinschaftsgerichten zu beachten ist, verbietet 
im Bereich des Wettbewerbsrechts, dass ein und dasselbe Unternehmen mehr als einmal 
wegen desselben rechtswidrigen Verhaltens, zum Schutz desselben Rechtsguts, verfolgt und 
mit einer Sanktion belegt wird.395 Wenngleich dieser allgemeine Rechtsgrundsatz dem 
„klassischen“ Strafrecht entsprungen ist, erstreckt sich dessen Anwendungsbereich wegen der 
Rechtsnatur der Geldbuße – als nach hL Strafe im weiteren Sinn – auch auf das 
Kartellgeldbußenrecht.396 Die Anwendung von ne bis in idem hängt dabei nach der Rsp der 
Gemeinschaftsgerichte von einer dreifachen, kumulativ geltenden Voraussetzung ab, nämlich 
der Identität des Sachverhalts, des Zuwiderhandelnden und des geschützten Rechtsguts.397 Da 
sich Verstöße gegen das Wettbewerbsrecht, insb bei sog „Hardcore-Kartellen“, oftmals auf 
mehrere Staaten erstrecken, stellt sich dabei va die Frage, inwiefern ein mehrfaches 
Tätigwerden verschiedener Wettbewerbsbehörden dem Grundsatz ne bis in idem – als Verbot 
der Doppelbestrafung bzw Doppelverfolgung – zuwider laufen könnte. Die Lösung hängt 
dabei entscheidend davon ab, ob es sich bei den einschreitenden Behörden ausschließlich um 
europäische Wettbewerbsbehörden handelt oder ob etwa die Europäische Kommission und 
eine drittstaatliche Wettbewerbsbehörde wegen desselben Kartellverstoßes tätig werden.  
 
4.3.1. Ne bis in idem im Verhältnis zu Drittstaaten 
Weitgehend geklärt ist das Verhältnis gemeinschaftsrechtlicher Sanktionen zu 
(strafrechtlichen) Sanktionen von Drittstaaten, etwa wenn ein Kartellverstoß sowohl von der 
Europäischen Kommission als auch von der amerikanischen Antitrust Division aufgegriffen 
wird und entsprechende Sanktionen nach sich zieht. Nach Ansicht der Gemeinschaftsgerichte, 
die von der hL geteilt wird, findet der Grundsatz ne bis in idem im Verhältnis zu Drittstaaten 
keine Anwendung.398 Begründet wird dies insb mit der fehlenden Identität des geschützten 
Rechtsguts und dabei ins Treffen geführt, dass bei Kartellen mit internationalem Charakter 
                                                     
395
 Vgl zB EuGH 29.6.2006 Rs C-308/04 P Rn 26 (SGL Carbon/Kommission); EuGH 29.6.2006 Rs C-289/04 P Rn 50 (Showa 
Denko/Kommission); EuGH 5.5.1966 verb Rs 18/65, 35/65 Rn 178f (Max Gutmann) Slg 1966, 00154; EuGH 15.10.2002 verb Rs C-
238/99 P, C-244/99 P,C-245/99 P, C-247/99 P, C-250/99 P, C-252/99 P, C-254/99 P Rn 59 (Limburgse Vinyl Maatschappij 
[LVM]/Kommission); EuG 27.9.2006 Rs T-43/02 Rn 285 (Jungbunzlauer/Kommission). 
396
 Dannecker/Biermann in Immenga/Mestmäcker, EG-Wettbewerbsrecht4, Vorbem zu Art 23ff VO 1/2003 Rn 229ff. 
397
 EuGH 7.1.2004 verb Rs C-204/00 P ua, C-205/00 P, C-211/00 P, C-213/00 P, C-217/00 P, C-219/00 P Rn 14 (Aalborg 
Portland/Kommission); EuG 16.12.2004 Rs T-410/03 Rn 600 (Höchst/Kommission – Streithilfeantrag Chisso); EuG 3.12.2006 Rs T-217/03 
Rn 340 (FNCBV/Kommission). 
398
 Zuletzt EuGH 10.5.2007 Rs C-328/05 P Rn 28 (SGL Carbon/Kommission); EuGH 29.6.2006 Rs C-308/04 P Rn 32 (SGL 
Carbon/Kommission); EuGH 29.6.2006 Rs C-289/04 P Rn 56 (Showa Denko/Kommission); EuG 16.12.2004 Rs T-410/03 Rn 601 
(Höchst/Kommission – Streithilfeantrag Chisso); Klees, WuW 2006, 1222; Dannecker/Biermann in Immenga/Mestmäcker, EG-
Wettbewerbsrecht4, Vorbem zu Art 23ff VO 1/2003 Rn 245. 
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typischerweise auch die Rechtsordnungen von Drittstaaten in deren jeweiligem Hoheitsgebiet 
zur Anwendung kommen, diese jedoch andere Ziele verfolgen als die Europäische 
Kommission.399  
 
Aufgrund des Territorialitätsprinzips verfolgt die Kommission bei Ahndung von Verstößen 
gegen Art 81 EGV Wettbewerbseinschränkungen im Gemeinsamen Markt, so wie auch die 
Kartellbehörden in Drittstaaten ihre Zuständigkeit nur insoweit ausüben, als das Verhalten 
eine unmittelbare und beabsichtigte Auswirkung auf den Handel des jeweiligen Drittstaates 
hat.400 Als geschütztes Rechtsgut ist auf gemeinschaftsrechtlicher Ebene jedoch einzig und 
allein der unverfälschte Wettbewerb innerhalb des Gemeinsamen Marktes anzusehen, der 
Schutz des Marktes in Drittstaaten ist davon nicht umfasst. Dieser spezielle Charakter des auf 
Gemeinschaftsebene geschützten Rechtsguts führt dazu, dass die Beurteilungen, die die 
Kommission aufgrund ihrer einschlägigen Befugnisse vornimmt, erheblich von den 
Beurteilungen durch die Behörden von Drittstaaten abweichen können.401 Der EuGH leitet 
daraus generell ab, dass „der Grundsatz ne bis in idem nicht für Sachverhalte gilt, in denen 
die Rechtsordnungen und die Wettbewerbsbehörden von Drittstaaten im Rahmen ihrer 
eigenen Zuständigkeiten eine Rolle gespielt haben.“402 
 
Festzuhalten ist ferner, dass es ausschließlich im Ermessen der Kommission liegt, ob sie 
Sanktionen, die Unternehmen in Drittstaaten auferlegt wurden, im Einzelfall bei der 
Festsetzung der Geldbuße mindernd berücksichtigt. Wie der EuGH nunmehr in der 
Entscheidung SLG Carbon AG/Kommission403 ausdrücklich klargestellt hat, ist die 
Kommission weder nach völkerrechtlichen Grundsätzen noch nach den Grundsätzen der 
Verhältnismäßigkeit oder Billigkeit zu einer solchen Anrechnung verpflichtet. Dies gilt selbst 
dann, wenn bei der Sanktionierung in Drittstaaten ausdrücklich auf weltweite Marktanteile 
und den weltweiten Umsatz abgestellt wurde.404 
 
 
                                                     
399
 Vgl zB EuGH 10.5.2007 Rs C-328/05 P Rn 25 (SGL Carbon/Kommission); EuG 29.4.2004 verb Rs T-236/01, T-239/01, T-244/01, T-
246/01, T-251/01, T-252/01 Rn 6 (Tokai Carbon/Kommission). 
400
 Vgl Komm 22.11.2001, ABl 2003 L 6/1 Rn 772f (Vitamine); Komm, Bericht über die Wettbewerbspolitik (2005) Rn 250; Zur 
extraterritoriale Reichweite des Sherman Acts oben in Kap B.I.2. 
401
 EuGH 10.5.2007 Rs C-328/05 P Rn 25 (SGL Carbon/Kommission); EuGH 29.6.2006 Rs C-308/04 P Rn 28 (SGL Carbon/Kommission); 
EuGH 29.6.2006 Rs C-289/04 P Rn 52 (Showa Denko/Kommission). 
402
 EuGH 10.5.2007 Rs C-328/05 P Rn 25 (SGL Carbon/Kommission); EuGH 29.6.2006 Rs C-308/04 P Rn 28 (SGL Carbon/Kommission); 
EuGH 29.6.2006 Rs C-289/04 P Rn 52 (Showa Denko/Kommission). 
403
 EuGH 29.6.2006 Rs C-308/04 P Rn 33ff (SGL Carbon/Kommission); vgl hiezu Dannecker/Biermann in Immenga/Mestmäcker, -
Wettbewerbsrecht4, Vorbem zu Art 23ff VO 1/2003 Rn 246; Klees, WuW 2006, 1222. 
404
 EuGH 29.6.2006 Rs C-308/04 P Rn 37 (SGL Carbon/Kommission); EuG 29.4.2004 verb Rs T-236/01, T-239/01, T-244/01, T-246/01, T-
251/01, T-252/01 Rn 7 (Tokai Carbon/Kommission). 
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4.3.2. Ne bis in idem innerhalb der Europäischen Gemeinschaft 
Anders als im Verhältnis zu Drittstaaten stellt sich die Situation auf Gemeinschaftsebene dar, 
wo der Grundsatz ne bis in idem – in gewissen Fallkonstellationen – mE sehr wohl schlagend 
werden kann. Dabei ist insb auf die geänderte Rechtslage durch den Erlass der VO 1/2003 
hinzuweisen, wonach nunmehr auch die mitgliedsstaatlichen Wettbewerbsbehörden dazu 
berufen sind, Art 81 bzw 82 EGV mitanzuwenden, sofern die Zuwiderhandlung – iSd 
Zwischenstaatlichkeitsklausel – den Handel zwischen den Mitgliedsstaaten spürbar 
beeinträchtigt hat.405 Nach dem Konzept der Netzwerkbekanntmachung kann nunmehr ein 
Fall, der auf einer Zuwiderhandlung gegen Art 81 bzw 82 EGV beruht, durch die 
Kommission, durch eine einzelne nationale Wettbewerbsbehörde oder durch mehrere parallel 
handelnde nationale Wettbewerbsbehörden bearbeitet werden.406 Gerade die letztgenannte 
Fallkonstellation wirft durch das parallele Vorgehen mehrerer mitgliedsstaatlicher 
Wettbewerbsbehörden im Hinblick auf den „ne bis in idem“- Grundsatz Probleme auf. Aber 
auch in Fällen, in denen zunächst nur eine Wettbewerbsbehörde, sei es die Kommission oder 
eine mitgliedsstaatliche Behörde, gegen eine Zuwiderhandlung vorgeht, könnte dieses Verbot 
der Doppelbestrafung bzw –verfolgung schlagend werden. Zu denken ist dabei insb an Fälle, 
in denen weitere nationale Behörden des ECN oder die Kommission nach Abschluss dieses 
Verfahrens beschließen sollten, ihrerseits tätig zu werden oder die zuerst tätig gewordene 
Behörde wegen einer Zuwiderhandlung erneut gegen ein Unternehmen vorgehen will.  
 
Im Folgenden wird zunächst die Geltung des Grundsatzes ne bis in idem auf rein 
gemeinschaftsrechtlicher Ebene, bei ausschließlichem Tätigwerden der Kommission, 
untersucht. Im Anschluss daran wird die Reichweite dieses Grundsatzes bei Tätigwerden 
mehrerer Wettbewerbsbehörden des ECN analysiert. Geprüft wird dabei, inwiefern dieser 
Grundsatz zum Tragen kommt, wenn die Europäische Kommission und eine nationale 
Wettbewerbsbehörde bzw mehrere nationale Wettbewerbsbehörden wegen eines 
Kartellverstoßes tätig werden.  
 
4.3.2.1. Ne bis in idem auf rein gemeinschaftsrechtlicher Ebene 
Im Bereich des Wettbewerbsrechts der Gemeinschaft verbietet es der Grundsatz ne bis in 
idem, dass ein Unternehmen wegen eines wettbewerbswidrigen Verhaltens, für das es in einer 
früheren, nicht mehr anfechtbaren Entscheidung der Kommission mit einer Sanktion belegt 
oder für nicht verantwortlich erklärt wurde, von der Kommission erneut verurteilt oder 
                                                     
405
 Vgl Art 3 Abs 1 VO 1/2003; Näher hiezu oben in Kap C.I.2. 
406
 Netzwerkbekanntmachung Rn 5, ABl 2004 C 101/43; Ausführlicher zur Zusammenarbeit im ECN in Kap C.I.4.2. 
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verfolgt wird.407 Der Kommission ist dadurch grds eine neue sachliche Würdigung untersagt. 
Der Grundsatz kommt jedoch nur dann zum Tragen, wenn diese neue sachliche Würdigung 
entweder zu einer zweiten Sanktion der Kommission führen würde, die zur ersten, von ihr 
bereits verhängten Sanktion hinzutritt oder in Fällen, in denen die Kommission die 
Verantwortlichkeit eines Unternehmens in der ersten Entscheidung verneint hat, in der 
zweiten Entscheidung jedoch bejaht und daraufhin eine erste Sanktion verhängen würde.408 
Als Verstoß gegen ne bis in idem wäre es somit etwa anzusehen, wenn die Kommission – 
wegen derselben Zuwiderhandlung – erneut gegen Unternehmen vorgehen würde, obwohl sie 
diesen bereits Sanktionen auferlegt hat oder davon (teilweise) absah, weil sich Unternehmen 
für die Anwendung der europäischen Kronzeugenregelung qualifizieren konnten. 
 
Demgegenüber steht dieser tragende Grundsatz des Gemeinschaftsrechts einer 
Wiederaufnahme von Verfolgungsmaßnahmen samt allfälliger Sanktionsverhängung durch 
die Kommission nicht entgegen, wenn die erste Entscheidung aus rein „formalen Gründen“ – 
ohne materielle Beurteilung des Sachverhalts – für nichtig erklärt wurde.409 Die Kommission 
ist in diesen Fällen an einer erneuten Verfahrenseinleitung samt allfälliger 
Geldbußenverhängung nicht gehindert, sofern sich diese neuerlichen Verfahrensschritte 
ausschließlich auf den für nichtig erklärten Verfahrensteil beziehen. Der EuGH weist idZ 
darauf hin, dass eine Nichtigerklärung keinen Freispruch im strafrechtlichen Sinn darstellt, 
sondern vielmehr die nunmehrigen Sanktionen anstelle derer treten, die mit der für nichtig 
erklärten Entscheidung verhängt wurden.410  
 
4.3.2.2. Ne bis in idem bei Tätigwerden mehreren Wettbewerbsbehörden des ECN 
Im Folgenden wird die Reichweite des Doppelbestrafungsverbotes bei Tätigwerden mehrerer 
Wettbewerbsbehörden des ECN geprüft und dabei zunächst auf Konstellationen abgestellt, in 
denen die Kommission und mitgliedsstaatliche Wettbewerbsbehörden tätig werden. In Fällen, 
in denen die Kommission und nationale Behörden gleichzeitig tätig werden oder die 
Kommission ein Verfahren einleitet, nachdem eine oder mehrere Wettbewerbsbehörden 
bereits tätig geworden sind, jedoch noch keine Entscheidung wegen der Zuwiderhandlung 
                                                     
407
 EuGH 15.10.2002 verb Rs C-238/99 P, C-244/99 P,C-245/99 P, C-247/99 P, C-250/99 P, C-252/99 P, C-254/99 P Rn 59 (Limburgse 
Vinyl Maatschappij [LVM]/Kommission); EuG 3.12.2006 Rs T-217/03 Rn 340 (FNCBV/Kommission); EuG 25.10.2005 Rs T-38/02 Rn 185 
(Groupe Danone/Kommission); EuG 29.4.2004 verb Rs T-236/01, T-239/01, T-244/01, T-246/01, T-251/01, T-252/01 Rn 131 (Tokai 
Carbon/Kommission). 
408
 Vgl EuGH 15.10.2002 verb Rs C-238/99 P, C-244/99 P,C-245/99 P, C-247/99 P, C-250/99 P, C-252/99 P, C-254/99 P Rn 61 (Limburgse 
Vinyl Maatschappij [LVM]/Kommission). 
409
 EuGH 15.10.2002 verb Rs C-238/99 P, C-244/99 P,C-245/99 P, C-247/99 P, C-250/99 P, C-252/99 P, C-254/99 P Rn 62 (Limburgse 
Vinyl Maatschappij [LVM]/Kommission); Komm 20.12.2006, ABl 2007 L 182/31 Rn 1ff (Legierungszuschlag/Neuentscheidung). 
410
 Vgl EuGH 15.10.2002 verb Rs C-238/99 P, C-244/99 P,C-245/99 P, C-247/99 P, C-250/99 P, C-252/99 P, C-254/99 P Rn 62 (Limburgse 
Vinyl Maatschappij [LVM]/Kommission). 
 91 
ergangen ist, enthält die VO 1/2003 nunmehr klare Vorgaben für die 
Zuständigkeitsabgrenzung. So sieht Art 11 Abs 6 VO 1/2003 ausdrücklich vor, dass die 
Zuständigkeit mitgliedsstaatlicher Wettbewerbsbehörden gegen eine Zuwiderhandlung 
(weiter) vorzugehen automatisch entfällt, wenn die Kommission ein Verfahren in der Sache 
einleitet. Ein paralleles Vorgehen der Kommission und nationaler Behörden ist in diesem Fall 
ausgeschlossen. Liegt eine Zuwiderhandlung iSd Art 81 bzw 82 EGV vor, weil insb auch die 
Zwischenstaatlichkeitsklausel erfüllt ist, kann die Kommission das Verfahren an sich ziehen. 
Ist die Zuwiderhandlung demgegenüber nur auf einen eng begrenzten, räumlichen Bereich 
beschränkt und die Zwischenstaatlichkeitsklausel folglich nicht gegeben, kommt ein 
Tätigwerden der Kommission erst gar nicht in Betracht. Vielmehr obliegt es in diesem Fall 
ausschließlich der einzelstaatlichen Wettbewerbsbehörde, die Zuwiderhandlung aufzugreifen. 
Zu einer Doppelbestrafung kann es bei dieser Konstellation gar nicht kommen.  
 
Es stellt sich sodann weiters die Frage, inwiefern der Grundsatz ne bis in idem greift, wenn 
die Europäische Kommission Verfolgungsmaßnahmen wegen einer Zuwiderhandlung 
aufnimmt, wegen der bereits eine nationale Wettbewerbsbehörde tätig geworden ist und eine 
Entscheidung in der Sache erlassen hat. Über mehrere Jahrzehnte hinweg schien die 
Rechtslage insoweit eindeutig. So wurde in ständiger Rechtssprechung eine Doppelbestrafung 
infolge zweier Parallelverfahren als zulässig erachtet.411 Zur Begründung stellten die 
Gemeinschaftsgerichte darauf ab, dass die gemeinschaftsrechtlichen und nationalen 
Sanktionen bei Verstößen gegen das Wettbewerbsrecht verschiedenen Zielen dienen und sich 
zudem die Zulässigkeit von Parallelverfahren aus dem besonderen System der 
Zuständigkeitsverteilung zwischen der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten auf dem Gebiet 
des Kartellrechts ergibt.412 Im Gegensatz zu Kollisionsfällen gemeinschaftsrechtlicher 
Sanktionen mit denen in Drittstaaten, ließ man jedoch bei Festsetzung der Geldbuße den 
Grundsatz der Billigkeit einfließen, mit der Folge, dass bereits auferlegte Sanktionen eines 
Mitgliedsstaates wegen derselben Zuwiderhandlung von der Kommission anzurechnen 
waren.413  
 
                                                     
411
 Grundlegend hiezu EuGH 13.2.1969 Rs 14-68 Rn 11 (Walt Wilhelm) Slg 1969, 00001; vgl ferner EuG 27.9.2006 Rs T-43/02 Rn 290 
(Jungbunzlauer/Kommission); EuG 27.9.2006 Rs T-322/01 Rn 279 (Roquette Frères/Kommission); EuG 29.4.2004 verb Rs T-236/01, T-
239/01, T-244/01, T-246/01, T-251/01, T-252/01 Rn 7 (Tokai Carbon/Kommission). 
412
 Vgl zB EuG 27.9.2006 Rs T-43/02 Rn 290 (Jungbunzlauer/Kommission); EuG 27.9.2006 Rs T-322/01 Rn 279 (Roquette 
Frères/Kommission); EuG 29.4.2004 verb Rs T-236/01, T-239/01, T-244/01, T-246/01, T-251/01, T-252/01 Rn 6 (Tokai 
Carbon/Kommission). 
413
 EuG 27.9.2006 Rs T-43/02 Rn 290 (Jungbunzlauer/Kommission); EuG 27.9.2006 Rs T-322/01 Rn 279 (Roquette Frères/Kommission); 
EuG 29.4.2004 verb Rs T-236/01, T-239/01, T-244/01, T-246/01, T-251/01, T-252/01 Rn 6 (Tokai Carbon/Kommission). 
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Diese Rechtslage kann jedoch – spätestens seit Erlass der VO 1/2003 – nicht mehr 
aufrechterhalten werden. Bereits zuvor wurden dagegen teils massive Einwände erhoben, die 
darauf gerichtet waren, dass die vom EuGH in der Entscheidung Walt Wilhelm aufgestellten 
Grundsätze angesichts der zwischenzeitlich geänderten Rahmenbedingungen nicht mehr 
vertretbar waren.414 In diese Richtung scheint auch der EuGH in der Entscheidung SLG 
Carbon/Kommission415 zu tendieren, in dem er zwar die Anwendung des Grundsatzes ne bis 
in idem im Verhältnis zu Drittstaaten ausdrücklich verneinte, jedoch festhielt, dass die 
Rechtslage dagegen eine ganz andere ist, „wenn auf ein Unternehmen im Bereich des 
Wettbewerbs ausschließlich das Gemeinschaftsrecht und das Recht eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten zur Anwendung kommt, dh, wenn sich ein Kartell ausschließlich auf den 
örtlichen Anwendungsbereich der Rechtsordnung der Europäischen Gemeinschaft 
beschränkt.“ 
 
Mit Erlass der VO 1/2003 sind – wie bereits erwähnt – nunmehr ausdrücklich auch die 
nationalen Wettbewerbsbehörden dazu aufgerufen, Verstöße gegen das europäische 
Wettbewerbsrecht und somit insb Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV aufzugreifen und 
entsprechend zu ahnden.416 Daraus folgt, dass gemeinschaftsrechtliches und nationales 
Kartellrecht nicht mehr verschiedenen Zielen dienen, sondern beide den Schutz des 
unverfälschten Wettbewerbs innerhalb des Gemeinsamen Marktes verfolgen.417 Die damit 
einhergehende Identität des geschützten Rechtsguts wird auch nicht dadurch in Frage gestellt, 
dass nationale Wettbewerbsbehörden weiterhin befugt sind, auf ihrem Hoheitsgebiet 
innerstaatliche Rechtsvorschriften zu erlassen, die mitunter andere legitime Interessen 
schützen. So wies auch schon GA Ruiz-Jarabo Colomer zutreffend darauf hin, dass in einem 
System, das den freien Wettbewerb sicherstellen soll, „nicht mehr von unterschiedlichen 
Zielen, dem gemeinschaftlichen und den nationalen, die Rede sein“ kann, sondern dass sich 
vielmehr beide Bereiche am Schutz eines freien und offenen Wettbewerbs im Gemeinsamen 
Markt orientieren, einmal in seiner Gesamtheit, einmal aus Sicht seiner einzelnen 
Bestandteile, wobei der Kerngehalt derselbe ist.418  
 
Festzuhalten ist somit, dass der Grundsatz ne bis in idem einer neuerlichen 
Verfahrenseinleitung durch die Kommission entgegensteht, wenn eine mitgliedsstaatliche 
                                                     
414
 Vgl zB SA des GA 11.2.2003 Rs C 123/03 P Rn 96 (Italcementi/Kommission); SA des GA 19.9.2002 verb Rs C 187/01, C-385/01 Rn 54 
(Gözütok); Klees, WuW 2006, 1225. 
415
 EuGH 29.6.2006 Rs C-308/04 P Rn 32 (SGL Carbon/Kommission). 
416
 Vgl hiezu die Ausführungen zum System paralleler Zuständigkeiten oben in Kap C.I.4.1. 
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 SA des GA 11.2.2003 Rs C 123/03 P Rn 91 (Italcementi/Kommission). 
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Behörde wegen ein und derselben Zuwiderhandlung gegen das europäische Wettbewerbsrecht 
bereits eine Entscheidung erlassen hat. Dieses Ergebnis wird nicht zuletzt auch durch die 
VO 1/2003 nahe gelegt, wonach gerade durch die dezentrale Anwendung des europäischen 
Wettbewerbsrechts idealerweise eine einzige Behörde des ECN gegen die Zuwiderhandlung 
vorgehen soll.419 Mit dem ECN wurde eine Basis der Zusammenarbeit geschaffen, die auch 
nationalen Wettbewerbsbehörden eine umfassende Ahndung der gesamten Zuwiderhandlung 
innerhalb des EWR – mitunter unterstützt durch andere Wettbewerbsbehörden des ECN –
ermöglichen soll. 
 
Selbiges muss auch in umgekehrter Richtung gelten, dh das Verbot der Doppelbestrafung bzw 
-verfolgung steht einer neuerlichen Verfahrenseinleitung und Sanktionierung durch nationale 
Behörden entgegen, wenn die Kommission zuvor in der Sache entschieden hat. Liegt eine 
Erstentscheidung der Kommission vor, die ihrer Natur nach eine erneute sachliche Prüfung 
verhindern kann, was auch dann der Fall ist, wenn sie einzelnen Unternehmen Rechtsvorteile 
iSd Kronzeugenregelung gewährte, kommt es wiederum einzig und allein auf die dreifache 
Identität des Sachverhalts, des Zuwiderhandelnden und des geschützten Rechtsguts an.420 Die 
Identität des geschützten Rechtsguts wird durch die bloße Anwendung des nationalen Rechts 
nicht in Frage gestellt.421 Mitunter wird in der Lehre diese Identität des Sachverhaltes 
angezweifelt, und zwar dann, wenn eine nationale Wettbewerbsbehörde in seiner 
Entscheidung ausschließlich die Auswirkungen einer Zuwiderhandlung auf ihrem eigenen 
Hoheitsgebiet berücksichtigt hat.422 Dabei wird jedoch verkannt, dass sich die Identität des 
Sachverhalts einzig und allein auf die Zuwiderhandlung an sich beziehen muss und nicht 
darauf, inwiefern diese Zuwiderhandlung in räumlicher Hinsicht von der entscheidenden 
Behörde bei der Ahnung tatsächlich ins Kalkül gezogen wurde. Sieht sich eine nationale 
Wettbewerbsbehörde der umfassenden Ahndung einer Zuwiderhandlung nicht gewachsen, 
bestünde nach der Netzwerkbekanntmachung immer noch die Möglichkeit einer 
Umverteilung.423 
 
Die Netzwerkbekanntmachung sieht ausdrücklich das parallele Vorgehen mehrerer nationaler 
Wettbewerbsbehörden vor. Somit stellt sich schließlich auch im Verhältnis mehrerer 
nationaler Wettbewerbsbehörden die Frage, ob insoweit der Grundsatz ne bis in idem zum 
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 EuGH 7.1.2004 verb Rs C-204/00 P, C-205/00 P, C-211/00 P, C-213/00 P, C-217/00 P, C-219/00 P Rn 14 (Aalborg 
Portland/Kommission); EuG 16.12.2004 Rs T-410/03 Rn 600 (Höchst/Kommission – Streithilfeantrag Chisso); EuG 3.12.2006 Rs T-217/03 
Rn 340 (FNCBV/Kommission). 
421
 Vgl Klees, WuW 2006, 1228. 
422
 Vgl Klees, WuW 2006, 1226. 
423
 Netzwerkbekanntmachung Rn 6, ABl 2004 C 101/43; vgl ferner die Ausführungen oben in Kap C.I.4.2. 
 94 
Tragen kommt. Im Hinblick darauf, dass die nationalen Wettbewerbsbehörden nach der 
VO 1/2003 zur Durchsetzung der gemeinschaftsrechtlichen Wettbewerbsregeln berufen sind, 
ist auch in solchen Fällen wiederum davon auszugehen, dass der „ne bis in idem“-Grundsatz 
einer neuerlichen Entscheidung durch eine andere nationale Wettbewerbsbehörde 
entgegensteht.424 Selbst wenn die Wettbewerbsbehörde, die als erstes eine Entscheidung in 
der Sache erlassen hat, dabei lediglich die Auswirkungen der Zuwiderhandlung auf ihr 
eigenes Hoheitsgebiet berücksichtigte, steht einer zweiten Entscheidung durch eine andere 
Wettbewerbsbehörde des ECN das Verbot der Doppelbestrafung entgegen.425 So wird in der 
Lehre mE zutreffend ins Treffen geführt, dass der Tatbegriff, der dem „ne bis in idem“-
Grundsatz im Bereich des Wettbewerbsrechts zugrunde liegt, an die wettbewerbswidrige 
Handlung anknüpft und eben nicht an deren Auswirkungen.426 
 
4.3.3. Das ECN-Kronzeugenregelungsmodell 
Das ECN hat im September 2006 ein eigenes Kronzeugenregelungsmodell, im Folgenden 
kurz „ECN-Modell“ gennannt, vorgestellt.427 Erklärtes Ziel dieses Regelungsmodells ist es, 
potentielle Antragsteller nicht durch die Unterschiede zwischen den verschiedenen 
Kronzeugenregelungen im ECN davon abzuhalten, wegen einer Zuwiderhandlung gegen 
Art 81 EGV Anträge auf Kronzeugenbehandlung zu stellen.428 Da das Netzwerk der 
Wettbewerbsbehörden jedoch über keine Hoheitsgewalt verfügt, sind auch die Vorgaben des 
ECN-Modells für die einzelnen Wettbewerbsbehörden nicht verbindlich.429 Vielmehr haben 
sich die Wettbewerbsbehörden des ECN im Rahmen ihrer Möglichkeiten lediglich dazu 
verpflichtet, sich nach Kräften um die Angleichung ihrer Regelungen an das ECN-Modell zu 
bemühen.430 Inwiefern diese Vorgaben tatsächlich umgesetzt werden, hängt somit insb von 
den einzelnen Mitgliedsstaaten ab, wobei zu bedenken ist, dass in manchen Mitgliedsstaaten 
die zuständige Wettbewerbsbehörde gar nicht über die entsprechenden Kompetenzen zur 
Angleichung des nationalen Kronzeugenprogramms verfügt.431 So ist etwa in Österreich nicht 
die BWB dazu berufen, sondern vielmehr der österreichische Gesetzgeber. 
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Mit dem ECN-Modell versuchten die Mitglieder des ECN dem Ruf nach einem sog „one 
stopp leniency shop”432 zu folgen, konnten sich jedoch letztlich (noch) nicht dazu 
durchringen, ein solches System zu schaffen, in dem eine einzige Wettbewerbsbehörde – mit 
bindender Wirkung für die gesamte Gemeinschaft – über einen Kronzeugenantrag 
entscheidet. Vielmehr begnügte man sich (vorerst) damit, die Basis für eine „Soft-
Harmonisierung“433 der nationalen Kronzeugenprogramme zu schaffen, indem ein Modell 
entworfen wurde, dass die wesentlichsten verfahrensrechtlichen und materiellen Vorgaben 
darlegt, die jedes mitgliedsstaatliche Kronzeugenprogramm enthalten sollte. Für potentielle 
Antragsteller soll dadurch das Vorgehen der einzelnen Wettbewerbsbehörden vorhersehbarer 
werden. Die Europäische Kommission setzte die Vorgaben des ECN-Modells bereits wenige 
Wochen später mit Erlass der Kronzeugenmitteilung aus 2006 um.434 Demgegenüber wurde in 
manchen Mitgliedsstaaten der EU, so auch in Österreich, bislang noch keine Angleichung 
vorgenommen. 
 
Mit dem ECN-Modell wurde nicht nur der Versuch einer „Soft-Harmonisierung“ der 
einzelnen Kronzeugenprogramme unternommen, sondern darüber hinaus ein einheitliches 
System von Kurzanträgen eingeführt. In Fällen, in denen die Kommission gem Rn 14 der 
Netzwerkbekanntmachung „besonders gut geeignet“ ist, sich eines Falles anzunehmen, 
werden nunmehr vereinfachte Kurzanträgen an die nationalen Wettbewerbsbehörden grds als 
zulässig angesehen.435 Die durch die gleichzeitige Antragstellung bei mehreren Behörden des 
ECN bedingte Belastung für kooperationswillige Unternehmen wird dadurch deutlich 
gemindert. Einige mitgliedsstaatliche Wettbewerbsbehörden haben sich mittlerweile schon 
dazu bereit erklärt, diesen Kurzantrag auf Kronzeugenstellung zu akzeptieren und garantieren 
damit antragstellenden Unternehmen – bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen – einen 
Erlass bzw eine Ermäßigung der Geldbuße, wenn diese nationale Behörde in weiterer Folge – 
anstelle der Kommission – ein Verfahren einleiten sollte.436 Die österreichische BWB gehört 
zurzeit noch nicht dazu, was sich schon allein aus der Diskrepanz des nationalen 
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5. Exkurs: Entwicklungstendenzen im Bereich „Private Enforcement“ 
Die Bekämpfung von Zuwiderhandlungen gegen Art 81 bzw 82 EGV erfolgt bislang in erster 
Linie durch (verwaltungsrechtliche) Sanktionen der Kommission bzw Sanktionen nationaler 
Wettbewerbsbehörden. Demgegenüber fristet die private Kartellrechtsdurchsetzung, für die 
sich allgemein hin die Bezeichnung „private enforcement“ eingebürgert hat, im europäischen 
Rechtsraum seit jeher ein Schattendasein.438 Die Kommission versucht seit geraumer Zeit 
diesem Defizit entgegenzuwirken, indem sie die private Rechtsdurchsetzung als zusätzliches 
Mittel der Kartellbekämpfung innerhalb der EG zu etablieren versucht. Nach Ansicht der 
Kommission sind sowohl die staatliche Rechtsdurchsetzung, insb in Form von 
Geldbußenverhängungen, wie auch die private Rechtsdurchsetzung, in Form von 
Schadenersatzklagen, Teil desselben Systems, das darauf abzielt, wettbewerbswidrige 
Praktiken zu unterbinden und Unternehmen wie auch Verbraucher vor diesen Praktiken – 
samt den daraus resultierenden Schäden – zu schützen.439 Während jedoch die staatliche 
Rechtsdurchsetzung – bei Verstößen gegen die gemeinschaftsrechtlichen Wettbewerbsregeln 
– insb auch der Europäischen Kommission obliegt, fällt die private Rechtsdurchsetzung in 
den ausschließlichen Kompetenzbereich der Mitgliedsstaaten. Die Rechtssysteme der 
Mitgliedstaaten und somit der jeweilige Gesetzgeber sind demnach berufen, detaillierte 
Regelungen für die Erhebung von Schadenersatzklagen zu treffen. Nach stRsp des EuGH 
erzeugen nämlich Art 81 und 82 EGV in den Beziehungen zwischen Einzelnen unmittelbare 
Wirkungen und lassen unmittelbar in deren Person Rechte entstehen, die die Gerichte der 
Mitgliedsstaaten zu wahren haben.440  
 
Die Anspruchsgrundlage für private Schadenersatzklagen bei Zuwiderhandlungen gegen die 
gemeinschaftsrechtlichen Wettbewerbsregeln ist im Gemeinschaftsrecht verankert,441 und 
zwar unmittelbar in Art 81 bzw 82 EGV. IdS hielt der EuGH in seiner Grundsatzentscheidung 
Courage gegen Crehan aus dem Jahr 2001 erstmals fest, dass „jedermann“ Ersatz des 
Schadens verlangen kann, der ihm durch ein wettbewerbswidriges Verhalten entstanden ist. 
Zur Begründung verwies der EuGH darauf, dass die volle Wirksamkeit des Art 85 EWG-V 
(nunmehr Art 81 EGV) und insb die praktische Wirksamkeit des in Art 85 Abs 1 EWG-V 
(nunmehr Art 81 Abs 1 EGV) ausgesprochenen Kartellverbotes beeinträchtigt wären, wenn 
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nicht jedermann Ersatz des Schadens verlangen könnte, der ihm durch wettbewerbswidrige 
Verhaltensweisen entstanden ist.442  
 
Mit seinem Urteil in der Rechtssache Manfredi gegen Lloyd bekräftigte der EuGH diesen 
Grundsatz und sprach ergänzend aus, dass von der sog „Jedermann-Formel“ ausdrücklich 
auch Verbraucher, die durch das kartellrechtswidrige Verhalten eines bzw mehrerer 
Unternehmen einen Schaden erlitten haben, umfasst sind, sofern zwischen dem Schaden des 
Verbrauchers und dem Wettbewerbsverstoß ein ursächlicher Zusammenhang besteht.443 Der 
EuGH wies in dieser Entscheidung zudem darauf hin, dass in Ermangelung einer 
einschlägigen Gemeinschaftsregelung die Bestimmung der Einzelheiten für die Ausübung 
privater Schadenersatzansprüche und somit auch die nähere Auslegung des Begriffes 
„ursächlicher Zusammenhang“ Aufgabe des innerstaatlichen Rechts des einzelnen 
Mitgliedstaates ist, wobei der Äquivalenz- und der Effektivitätsgrundsatz zu beachten sind.444 
 
Wenngleich somit eine gemeinschaftsweite Verpflichtung besteht, für alle Bürger und 
Unternehmen, die aufgrund einer Zuwiderhandlung gegen Art 81 bzw 82 EGV einen Schaden 
erleiden, wirksame rechtliche Rahmenbedingungen zu schaffen, um Schadenersatzansprüche 
auch tatsächlich geltend machen zu können, erlangte Private Enforcement im europäischen 
Rechtsraum bislang noch keine große praktische Bedeutung. Dementsprechend weist auch die 
Kommission in ihrem aktuellen Weißbuch zum Thema „Schadenersatzklagen wegen 
Verletzung des EG-Wettbewerbsrechts“ darauf hin, dass Geschädigte bislang in der Praxis nur 
sehr selten einen Ersatz für erlittene Schäden erhalten und sich der nicht geltend gemachte 
oder nicht zugesprochene Schadenersatz in der Größenordnung von mehreren Milliarden Euro 
pro Jahr bewegt.445  
 
Die Kommission führt diesen – von ihr als „Missstand“ bezeichneten – Umstand auf diverse 
Hindernisse in den materiellen und verfahrensrechtlichen Vorschriften der einzelnen 
Mitgliedsstaaten zurück. So ließe sich ihrer Ansicht nach die Ineffektivität von 
wettbewerbsrechtlichen Schadenersatzklagen am besten dadurch beheben, wenn sowohl die 
Europäische Gemeinschaft als auch die einzelnen Mitgliedsstaaten tätig werden und einen 
EU-weiten Mindeststandard bei der Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen 
gewährleisten würden, um durch einheitlichere Rahmenbedingungen mehr Rechtssicherheit 
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zu schaffen.446 Nachdem die Kommission mit ihrem Grünbuch aus 2005 zunächst eine 
weitläufige Diskussion in Gang setzte, geht sie mit dem aktuellen Weißbuch aus 2008 noch 
einen Schritt weiter, indem sie rechtspolitische Entscheidungen und konkrete Maßnahmen 
vorschlägt. Diese sollen im Vergleich zum status quo besser gewährleisten, dass alle Opfer 
von Verstößen gegen das EG-Wettbewerbsrecht Zugang zu wirksamen 
Rechtsschutzinstrumenten haben, um ihren Schaden in vollem Umfang ersetzt zu erhalten.447 
 
Die von der Kommission in ihrem Weißbuch unterbreiteten Vorschläge stießen jedoch nicht 
nur bei den zuständigen österreichischen Ministerien sowie einschlägigen 
Interessensvertretungen, sondern auch in anderen Ländern auf erhebliche Bedenken.448 Im 
Zentrum der Kritik steht dabei der Umstand, dass es der Kommission möglicherweise an einer 
entsprechenden Rechtsgrundlage für den Erlass eines derartigen Gemeinschaftsrechtsaktes 
mangeln könnte.449 Zudem wird insb auch ins Treffen geführt, dass das Ziel einer 
vollständigen Entschädigung der Opfer nicht um jeden Preis verfolgt werden sollte, nicht 
zuletzt deshalb, weil die Förderung von Schadenersatzansprüchen – ohne entsprechenden 
Schutz der Kronzeugen vor Inanspruchnahme durch Geschädigte – den Erfolg der 
bestehenden Kronzeugenprogramme konterkarieren könnte.450  
 
Dieses offensichtliche Spannungsverhältnis zwischen privater Rechtsdurchsetzung und 
effektiven Kronzeugenprogrammen versucht die Kommission durch zwei Maßnahmen zu 
entschärfen. Zum einen sollen Unternehmenserklärungen, die im Rahmen von 
Kronzeugenanträgen abgegeben werden, im Hinblick auf zivilrechtliche Schadenersatzklagen 
angemessen geschützt werden.451 Zum anderen wird von Seiten der Kommission erwogen, die 
zivilrechtliche Haftung von Kronzeugen, denen ein vollständiger Erlass der Geldbuße 
zuerkannt wurde, auf Schadenersatzansprüche ihrer direkten und indirekten Vertragspartner 
zu beschränken.452 Ein angemessener Schutz von Unternehmenserklärungen, wie er etwa in 
der Kronzeugenmitteilung der Kommission aus 2006 vorgesehen ist, wird auch von 
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österreichischer Seite durchwegs begrüßt.453 Vereinzelt werden jedoch verfassungsrechtliche 
Bedenken zum Vorschlag einer derartigen Haftungsbegünstigung geltend gemacht: Es 
widerspreche dem Schutz des Rechts auf Unverletzlichkeit des Eigentums Geschädigter, 
würde man einzelne Kronzeugen zT aus dem zivilrechtlichen Haftungsfonds 
herauszunehmen.454 
 
Zu welchen Ergebnissen bzw Entwicklungen die laufenden Diskussionen tatsächlich führen, 
ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht absehbar. Im Interesse einer effektiven 
Kartellbekämpfung bleibt jedenfalls zu hoffen, dass die Anreizwirkung der bestehenden 
Kronzeugenprogramme weiter erhalten bleibt. Andernfalls stünden Geschädigte – trotz 
allfälliger Erleichterungen bei der Klagsführung – nämlich vor einem unüberwindbaren 
Problem: Um Schadenersatzansprüche wirksam geltend machen zu können, müssen 
Geschädigte überhaupt erst Kenntnis davon erlangen, dass sie durch einen Kartellverstoß zu 
Schaden gekommen sind.  
 
II. Grundzüge der europäischen Kronzeugenregelung 
1. Rechtsnatur der Kronzeugenregelungen im EG-Kartellverfahren 
Die Gemeinschaftsgerichte haben sich – soweit ersichtlich – zur Rechtsnatur der 
gemeinschaftsrechtlichen Kronzeugenregelungen bislang nicht dezediert geäußert. Art 249 
EGV stellt der Europäischen Kommission verschiedene Handlungsformen zur Verfügung, die 
allesamt sekundäres Gemeinschaftsrecht bilden, sich aber hinsichtlich ihrer Rechtswirkungen, 
Tragweite und dem angesprochenen Adressatenkreis voneinander unterscheiden. 
Ausdrücklich genannt sind Verordnungen, Richtlinien, Entscheidungen, Empfehlungen und 
Stellungnahmen. Die Aufzählung in Art 249 EGV ist jedoch nicht abschließend,455 weshalb 
sich die Kommission seit jeher nicht auf diese Rechtsformen beschränkt, sondern darüber 
hinaus auch noch andere Handlungsformen verwendet.456 
 
Die Kronzeugenregelungen der Kommission aus den Jahren 1996, 2002 und 2006 sind 
jeweils in Form von Mitteilungen ergangen. Bei diesen Mitteillungen handelt es sich nach der 
mE zutreffenden Ansicht um allgemeine Bekanntmachungen der Kommission, die nicht den 
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Charakter von Rechtsnormen haben und folglich bestehende Vorschriften allenfalls 
interpretieren, nicht aber abändern können.457 Unbeschadet dessen kommt derartigen 
Bekanntmachungen in der Praxis eine wichtige Funktion zu, indem sie Unternehmen über die 
Rechtsstandpunkte der Kommission zu bestimmten Fragen unterrichten.458 So legt die 
Kommission mit den Kronzeugenmitteilungen ihre generelle Vorgehensweise bei der 
Festsetzung von Geldbußen in Kartellsachen offen. Die Kronzeugenregelungen sind daher, 
ebenso wie andere Bekanntmachungen und Mitteilungen der Kommission, die auf dem Gebiet 
des Wettbewerbsrechts ergehen, als Wettbewerbsregel im weiteren Sinn zu qualifizieren.459 
 
Es stellt sich dabei die Frage, welche Rechtswirkungen diese Mitteilungen der Kommission – 
als Wettbewerbsregeln im weiteren Sinn – bei den Rechtsanwendern erzeugen. Aufschluss 
darüber gibt insb die Rsp zu den Leitlinien aus 1998. Bei diesen Leitlinien handelt es sich 
ebenfalls um eine allgemeine Bekanntmachung der Kommission,460 die generelle Hinweise 
auf die zu befolgende Verwaltungspraxis enthält. Die Vergleichbarkeit dieser Leitlinien aus 
1998 mit „Mitteilungen“ wird auch von den Gemeinschaftsgerichten indiziert, indem diese 
die Leitlinien regelmäßig als „Mitteilungen“ bezeichnen.461 Daraus ist mE abzuleiten, dass 
auch die Kronzeugenmitteilungen der Kommission als Verhaltensnormen mit allgemeiner 
Geltung anzusehen sind, die die Kommission grds anwenden muss und von denen sie im 
Einzellfall nicht ohne Angabe von Gründen, die mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung 
vereinbar sein müssen, abweichen kann.462 Der Grundsatz der Selbstbindung der Verwaltung 
kommt somit auch bei den Kronzeugenmitteilungen der Kommission zum Tragen.463 Die 
Gemeinschaftsgerichte sind demgegenüber nicht an die Kronzeugenmitteilungen gebunden, 
weil diese keine Rechtsnormen sind, sondern ausschließlich das Ermessen der Kommission 
beschränken. 
 
Der Grundsatz der Selbstbindung der Verwaltung kann wiederum auf zwei tragende 
Grundsätze des Gemeinschaftsrechts gestützt werden, denen im gesamten Gemeinschaftsrecht 
eine maßgebliche Bedeutung zukommt. Zum einen ist die Kommission aufgrund des 
allgemeinen Gleichheitsgrundsatzes (als Grundsatz der Chancengleichheit) zu einer 
gleichförmigen Rechtsanwendung verpflichtet. Dieser Grundsatz besagt, dass „vergleichbare 
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Sachverhalte nicht unterschiedlich und unterschiedliche Sachverhalte nicht gleich behandelt 
werden dürfen, es sei denn, dass eine solche Behandlung objektiv gerechtfertigt ist.“464 Zum 
anderen bildet aber auch der Vertrauensschutz nach stRsp einen Bestandteil des 
Gemeinschaftsrechts.465  
 
Auf den Vertrauensschutz kann sich jeder Einzelne berufen, dem durch die 
Gemeinschaftsverwaltung bestimmte Zusicherungen gegeben wurden, die bei ihm begründete 
Erwartungen geweckt haben.466 Diese begründeten Erwartungen Einzelner hat die 
Europäische Kommission durch die Veröffentlichung ihrer Kronzeugenmitteilungen 
zweifellos geweckt. Schließlich hält die Kommission in den einzelnen Mitteilungen 
ausdrücklich fest, dass sie sich der Tatsache bewusst ist, dass die Mitteilung berechtigte 
Erwartungen weckt, auf die sich Unternehmen, die der Kommission das Bestehen eines 
Kartells offenlegen, berufen können.467 Die Kommission hat folglich mit ihren 
Kronzeugenmitteilungen einen Vertrauenstatbestand für kooperationswillige Unternehmen 
geschaffen, der sie verpflichtet, die von ihr darin aufgestellten Prinzipien bei der Verhängung 
von Geldbußen entsprechend zu berücksichtigen.468 Dieser Vertrauensschutz erstreckt sich 
lediglich auf Unternehmen, die an einem Kartell beteiligt waren und in der Folge mit der 
Kommission zusammenarbeiten. Entscheidend dabei ist, dass das Unternehmen bzw die 
Unternehmensvereinigung die jeweiligen Voraussetzungen für einen Erlass bzw einer 
Ermäßigung iSd anzuwendenden Kronzeugenmitteilung erfüllt. Bei Unternehmen, die die 
Voraussetzungen der jeweiligen Mitteilung nicht bzw nicht vollständig erfüllen, besteht 
demgegenüber kein schützenwertes Vertrauen auf einen Erlass oder eine Ermäßigung der 
Geldbuße.  
 
2. Sachlicher Anwendungsbereich der Kronzeugenregelungen 
Der sachliche Anwendungsbereich der europäischen Kronzeugenregelung erstreckte sich seit 
jeher nicht auf sämtliche Zuwiderhandlungen gegen die gemeinschaftsrechtlichen 
Wettbewerbsregeln, vielmehr dient die Kronzeugenregelung der Kommission als zusätzliches 
Instrument im Kampf gegen besonders schädliche Kartelle.469 Dementsprechend hält die 
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Kommission ein Vorgehen iSd jeweiligen Kronzeugenmitteilungen nur bei besonders 
schweren Kartellverstößen gegen Art 81 EGV470 für angezeigt, weil derartige Verstöße für die 
Verbraucher als regelmäßige Endabnehmer, aber auch für die europäische Wirtschaft generell 
besonders schädlich sind. Die einzelnen Mitteilungen geben zudem Aufschluss darüber, 
welche kartellwidrigen Verhaltensweisen konkret in den Anwendungsbereich des 
europäischen Kronzeugenprogramms fallen. 
 
Während in den Mitteilungen aus 1996 und 2002 lediglich von „geheimen Absprachen“, mit 
denen Preise, Produktions- oder Absatzquoten festgesetzt, Märkte aufgeteilt, Ein- bzw 
Ausfuhren beschränkt471 oder Submissionskartelle472 vereinbart werden, die Rede ist, legt die 
aktuelle Mitteilung aus 2006 den Begriff „Kartell“ umfassender aus. Kartelle iSd Mitteilung 
aus 2006 sind geheime „Absprachen und/oder abgestimmte Verhaltensweisen zwischen zwei 
oder mehr Wettbewerbern zwecks Abstimmung ihres Wettbewerbsverhaltens auf dem Markt 
und/oder Beeinflussung der relevanten Wettbewerbsparameter durch Verhaltensweisen wie 
die Festsetzung der An- oder Verkaufspreise oder sonstiger Geschäftsbedingungen, die 
Aufteilung von Produktions- oder Absatzquoten, die Aufteilung von Märkten einschließlich 
Angebotsabsprachen, Ein- und Ausfuhrbeschränkungen und/oder gegen andere Wettbewerber 
gerichtete wettbewerbsschädigende Maßnahmen.“473 
 
Im Gegensatz zu ihren Vorgängerregelungen aus 1996 und 2002 hält die Mitteilung aus 2006 
nunmehr ausdrücklich fest, dass auch bestimmte, aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen 
von Wettbewerbern als Kartelle anzusehen sind, die in den Anwendungsbereich der 
Kronzeugenregelung fallen.474 Dieser Ergänzung kommt jedoch bloß klarstellende Funktion 
zu, weil auch schon die Vorgängermitteilungen aus 1996 und 2002 generell auf die 
Bekämpfung von Kernkartellen gerichtet waren, worunter – als sog „Todsünden“ – neben 
Vereinbarungen in Form geheimer Absprachen auch aufeinander abgestimmte 
Verhaltensweisen von Wettbewerbern gezählt wurden.475 IdS hielt auch die Kommission 
bereits in mehreren ihrer Entscheidungen, in denen die Kronzeugenmitteilung aus 1996 zur 
Anwendung gelangte, ausdrücklich fest, dass die Begriffe „Vereinbarung“ und „aufeinander 
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abgestimmte Verhaltensweise“ nicht fest umrissen sind, sondern vielmehr ineinander 
übergehen können.476 
 
Ferner ist auch die Aufzählung typischer Verhaltensweisen in der aktuellen Mitteilung aus 
2006 umfassender gefasst als bisher. Ausdrücklich angeführt sind nunmehr auch 
Festsetzungen sonstiger Geschäftsbedingungen und wettbewerbsschädigende Maßnahmen, 
die gegen andere Wettbewerber gerichtet sind. Diese Beifügungen in der Mitteilung aus 2006 
haben den Anwendungsbereich der Kronzeugenregelung inhaltlich nicht erweitert, sondern 
lediglich präzisiert. Somit kann festgehalten werden, dass sämtliche bislang erlassenen 
Kronzeugenmitteilungen im EG-Kartellverfahren ausschließlich nur geheime, horizontale, 
wettbewerbswidrige Verhaltensweisen477 erfassen, für die sich allgemein der Begriff 
„Hardcore-Kartelle“ eingebürgert hat.478 Die Kommission beschränkte den sachlichen 
Anwendungsbereich der europäischen Kronzeugenregelung bewusst auf geheime, horizontale 
Wettbewerbsbeschränkungen, nicht nur weil diese besonders schädlich sind, sondern va 
deshalb, weil sich die Ermittlungen und die Aufdeckung derartiger Verstöße gegen Art 81 
EGV – ohne entsprechende Insiderinformationen – besonders schwierig gestalten.479  
 
Vertikale Wettbewerbsbeschränkungen fallen somit ebenso wenig in den Anwendungsbereich 
des europäischen Kronzeugenprogramms wie Verstöße gegen Art 82 EGV.480 Während 
nämlich die Interessen bei horizontalen Vereinbarungen zwischen den beteiligten 
Unternehmen gleich gerichtet sind, sind die Interessen der Beteiligten an vertikalen 
Beschränkungen ebenso wie bei marktmissbräuchlichen Verhaltensweisen eines 
Monopolisten bzw Quasimonopolisten meist stark gegenläufig und somit tendenziell 
schwerer geheim zu halten,481 wodurch eine gewisse Selbstkontrolle des Marktes eintritt. 
Diese Selbstkontrolle ist bei geheimen, horizontalen Absprachen bzw abgestimmten 
Verhaltensweisen nicht gegeben, weshalb es insoweit die „Mauer des Schweigens“ zu 
durchbrechen und das gemeinsame Interesse der Kartellmitglieder an der Geheimhaltung zu 
untergraben gilt.482 Festzuhalten ist ferner, dass die Kronzeugenregelung der Kommission 
auch dann nicht zur Anwendung gelangt, wenn horizontale, wettbewerbswidrige 
Verhaltensweisen von vornherein von den beteiligten Unternehmen nicht als geheim 
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behandelt werden, indem diese Verstöße der Öffentlichkeit preisgegeben werden oder 
zumindest keine Maßnahmen ergriffen werden, um sie geheim zu halten.483 
 
3. Berücksichtigung der Kooperation vor dem Jahr 1996  
Wenngleich die Mitteilung aus 1996 erstmals generelle Vorgaben aufstellt, unter denen 
Unternehmen bzw Unternehmensvereinigungen, die an einem Kartell beteiligt waren, als 
Gegenleistung für eine Kooperation mit der Kommission in den Genuss eines Erlasses oder 
einer Ermäßigung der Geldbuße kommen können, wurde in der Verwaltungspraxis der 
Europäischen Kommission bereits zuvor kooperatives Verhalten kartellbeteiligter 
Unternehmen bei Festsetzung der Geldbußen mindernd berücksichtigt. Im Verfahren 
Reederausschüsse in der Frankreich-Westafrika-Fahrt sah die Kommission gegenüber vier 
Unternehmen von einer Geldbußenverhängung sogar gänzlich ab, weil sie durch deren 
Selbstanzeige überhaupt erst Kenntnis vom betreffenden Kartellverstoß erlangte.484  
 
Daneben wurden auch andere Formen kooperativen Verhaltens von der Kommission – schon 
vor Einführung der ersten Kronzeugenmitteilung – geldbußenmindernd berücksichtigt. So 
wurde die Geldbuße gegenüber Unternehmen, die sich in der Form kooperativ zeigten, dass 
sie ihre wettbewerbswidrigen Verhaltensweisen unmittelbar nach Einschreiten der 
Kommission freiwillig abstellten, deutlich reduziert.485 Von der Kommission berücksichtigt 
wurde ferner, falls Unternehmen während des Verwaltungsverfahrens mit der Kommission 
umfassend zusammenarbeiteten,486 insb indem sie Beweise für das Bestehen des Kartells 
lieferten oder ein Geständnis ablegten. Eine Herabsetzung wurde jedoch nur dann als 
gerechtfertigt angesehen, wenn das Verhalten des Unternehmens es der Kommission 
ermöglichte, eine Zuwiderhandlung leichter festzustellen oder gegebenenfalls zu beenden.487 
So wurde im Verfahren Sperry New Holland488 gegenüber einem der am Kartell beteiligten 
Unternehmen die Geldbuße beträchtlich reduziert, weil dieses aktiv und freiwillig 
Informationen zur Verfügung stellte, aufgrund derer sich die gegen dieses Unternehmen 
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gerichteten Vorwürfe erst erhärteten. In der Entscheidung Karton489 würdigte die 
Kommission das spontane Eingeständnis zweier Unternehmen und die der Kommission 
überlassenen detaillierten Beweismittel, welche wesentlich zur Wahrheitsfindung beitrugen, 
mit Festsetzung einer Geldbuße, die deutlich geringer ausfiel, als dies ansonsten der Fall 
gewesen wäre. 
 
Auch das Umsetzen entsprechender Vorkehrungen zur künftigen Einhaltung der 
gemeinschaftsrechtlichen Wettbewerbsregeln, wurde von der Kommission mitunter als 
Kooperationsbeitrag angesehen.490 So bewertete die Kommission im Verfahren 
VIHO/Toshiba491 den Umstand, dass ein Unternehmen für seine EG-Tochtergesellschaften ein 
umfangreiches Programm zur Befolgung des EWG-Wettbewerbsrechts aufgestellt und 
umgesetzt hatte, als sehr konstruktiv und setzte deshalb die Geldbuße entsprechend herab.  
 
Die Berücksichtigung kooperativen Verhaltens – als Ausfluss des Ermessens der Kommission 
– bei Festsetzung der Geldbuße wurde von den Gemeinschaftsgerichten im Rahmen ihrer 
unbeschränkten Nachprüfungsbefugnis weitestgehend bestätigt.492 Das EuG sah die 
Berücksichtigung dieser mildernden Umstände vereinzelt sogar als nicht hinreichend an. Im 
Polypropylen-Fall493 vertrat das EuG die Auffassung, dass die Kommission die Mitarbeit 
eines Unternehmens bei der Untersuchung mit einer Geldbußenreduktion um weniger als 
10 % nicht ausreichend berücksichtigt hatte. Mit der Begründung, dass es ohne die 
umfangreiche Mitarbeit dieses Unternehmens für die Kommission wesentlich schwerer 
gewesen wäre, die Zuwiderhandlung festzustellen und zu beenden, wurde die Geldbuße von 
ECU 10 Mio auf 9 Mio herabgesetzt.494 
 
Mitunter fanden auch solche Umstände in der Verwaltungspraxis der Kommission 
mildernde Berücksichtigung, die nicht auf einem Kooperationsbeitrag eines Unternehmens 
beruhten, sondern ausschließlich von wirtschaftlichen Faktoren bestimmt waren.495 Im 
Verfahren Flachglas-Benelux496 wies die Kommission darauf hin, dass die 
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Flachglasindustrie in dem betreffenden Zeitraum nicht nur eine sehr schwere Krise 
durchgemacht, sondern sich auch in einem tiefgreifenden technologischen Wandel befunden 
habe. Zudem hätten die beteiligten Unternehmen erhebliche Verluste verzeichnen müssen. 
Die Kommission kam schließlich zu dem Ergebnis, dass diese Argumente zwar die 
beanstandeten Vereinbarungen und aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen nicht 
rechtfertigen konnten, sie es dennoch für angezeigt hielt, diesen schwierigen 
wirtschaftlichen Verhältnissen bei der Festsetzung der Geldbußenhöhe Rechnung zu tragen. 
 
Dieser Überblick über die Verwaltungspraxis der Europäischen Kommission verdeutlicht, 
dass umfassende Kooperationsbereitschaft kartellbeteiligter Unternehmen schon vor 
Inkrafttreten der Mitteilung aus 1996 entsprechend honoriert wurde. So gesehen wurde die 
Entscheidungspraxis der Kommission durch die Kronzeugenregelungen in gewissen 
Bereichen nur noch „kodifiziert“497 und damit zugleich generelle Vorgaben für die 
Kronzeugenbehandlung aufgestellt, die über den jeweiligen Anlassfall hinaus von der 
Kommission zu beachten sind.498 
 
4. Berücksichtigung der Kooperation außerhalb der Kronzeugenregelungen 
So wie die Kommission schon vor Erlass der ersten Kronzeugenmitteilung in Ausübung des 
ihr zustehenden Ermessens insb kooperatives Verhalten geldbußenmindernd berücksichtigt 
hatte, steht es ihr auch weiterhin frei, eine aktive Mitwirkung von Unternehmen, die 
außerhalb des Anwendungsbereichs der jeweiligen Kronzeugenregelung erfolgt, mindernd zu 
berücksichtigen. Dementsprechend legt die Kommission auch ihren Leitlinien aus 1998 und 
2006 die aktive Zusammenarbeit eines Unternehmens mit der Kommission, außerhalb des 
Anwendungsbereichs der Kronzeugenmitteilung oder über die „rechtliche Verpflichtung“ zur 
Zusammenarbeit hinaus, ausdrücklich als mildernden Umstand fest.499  
 
Wenngleich in den meisten Fällen aktiver Mitwirkung kartellbeteiligter Unternehmen 
nunmehr ohnedies die Kronzeugenregelung zur Anwendung kommt, bestehen unbeschadet 
dessen weiterhin Fallkonstellationen, bei denen die Kommission eine Zusammenarbeit nur 
außerhalb der jeweiligen Kronzeugenmitteilung berücksichtigen kann.500 Zu denken ist insb 
an Fälle, in denen ein Antrag auf Erlass bzw Ermäßigung iSd jeweiligen Kronzeugenregelung 
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fehlschlägt. Die Kommission verwehrte zB im Verfahren „Rohtabak Italien“501 einem 
Unternehmen einen endgültigen Erlass bzw eine Ermäßigung der Geldbuße iSd 
Kronzeugenmitteilung aus 2002, weil dieses gegenüber anderen kartellbeteiligten 
Unternehmen seine Antragstellung auf Kronzeugenbehandlung preisgab. Unbeschadet dessen 
fand die umfassende Zusammenarbeit dieses Unternehmens während des gesamten 
Verwaltungsverfahrens insoweit Berücksichtigung, als die Geldbuße für dieses Unternehmen 
von der Kommission – außerhalb der Mitteilung aus 2002 – um 50 % reduziert wurde.  
 
In Fällen, in denen die Mitteilung aus 2002 noch nicht zur Anwendung gelangte, wurde einer 
Zusammenarbeit außerhalb der Kronzeugenmitteilung aus 1996 auch insofern Rechnung 
getragen, als bis dahin unbekannte Fakten über die tatsächliche Dauer oder Schwere einer 
Zuwiderhandlung geldbußenmindernd berücksichtigt wurden.502 Die Kronzeugenregelung aus 
1996 sah nämlich insoweit noch keine spezielle Belohnung für Unternehmen vor, die die 
Anwendung dieser Kronzeugenregelung beantragten.503 Das EuG entwickelte dazu den 
Grundsatz, dass die Bereitstellung von Informationen, die zwar nicht als Zusammenarbeit im 
Rahmen der Kronzeugenregelung angesehen werden kann, aber dennoch die Kommission in 
ihren Ermittlungen unterstützt, eine effektive Zusammenarbeit außerhalb des 
Anwendungsbereichs der Kronzeugenregelung darstellt und folglich einen Anspruch auf eine 
zusätzliche Herabsetzung der Geldbußen aufgrund mildernder Umstände begründet.504  
 
In den Mitteilungen aus 2002 und 2006 hält die Kommission nunmehr ausdrücklich fest, dass 
sie bei der Festsetzung der Geldbuße Beweismittel über die Dauer oder Schwere eines 
Verstoßes, von denen sie zuvor keine Kenntnis hatte, gegenüber dem Unternehmen 
unberücksichtigt lässt, das diese Beweismittel geliefert hat.505 Derartige Beweismittel wirken 
sich also nur noch für die anderen Unternehmen erschwerend aus, die sonst noch an dem 
Kartell beteiligt waren. Somit bedarf es auch keiner Herabsetzung der Geldbuße mehr 
gegenüber dem Unternehmen, das die selbstbelastenden Beweismittel über die Dauer und 
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 Komm 16.12.2003, ABl 2004 L 125/50 Rn 19 (Industrierohre); Komm 9.12.2004, ABl 2005 L 190/22 Rn 21 (Cholinchlorid); Komm 
3.9.2004, ABl 2006 L 192/21 Rn 36f (Kupferinstallationsrohre). 
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 Komm 3.9.2004, ABl 2006 L 192/21 Rn 35 (Kupferinstallationsrohre). 
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 EuG 9.7.2003 Rs T-224/00 Rn 308ff (Archer Daniels Midland und Archer Daniels Midland Ingredients/Kommission); Komm, Bericht 
über die Wettbewerbspolitik (2003) Rn 45. 
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 Mitteilung aus 2002 Rn 23, ABl 2002 C 45/3; ähnlich auch die Mitteilung aus 2006 Rn 26, ABl 2006 C 298/17. 
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III. Mitteilung der Europäischen Kommission vom 18. Juli 1996 
1. Inkrafttreten und Gliederung 
Mit der Mitteilung der Kommission über die Nichtfestsetzung oder die niedrigere Festsetzung 
von Geldbußen in Kartellsachen vom 18. Juli 1996506, im Folgenden kurz „Mitteilung aus 
1996“ genannt, führte die Kommission erstmals eine Kronzeugenregelung in das 
gemeinschaftsrechtliche Wettbewerbsrecht ein und betrat damit im europäischen Rechtsraum 
völlig neues Terrain. Zu einem Zeitpunkt, an dem noch kein einziger Mitgliedsstaat der EG 
über ein derartiges kartellrechtliches Kronzeugenmodell verfügte, legte die Kommission in 
ihrer Mitteilung aus 1996 generell fest,507 unter welchen Voraussetzungen sie am Ende des 
Verwaltungsverfahrens gegenüber Unternehmen, die an einem sog „Hardcore-Kartell“ 
beteiligt waren, als Gegenleistung für deren Zusammenarbeit keine Geldbuße bzw eine 
geringere Geldbuße festsetzen wird.  
 
Zeitlich fand diese Kronzeugenregelung nur in Fällen unmittelbare Anwendung, in denen die 
erstmalige Zusammenarbeit eines Unternehmens mit der Kommission nach dem 18. Juli 
1996, dem Tag der Veröffentlichung der Mitteilung, erfolgte.508 Wenngleich es schon zuvor 
der ständigen Verwaltungspraxis der Kommission entsprach, gegenüber kooperativen 
Kartellmitgliedern – bei Festsetzen der Geldbußenhöhe – nachsichtiger zu sein, so schuf die 
Kommission mit der Mitteilung aus 1996 dennoch spezielle Anreize, die über die vorherige 
Praxis hinausgingen.509 Aus diesem Grund wendete die Kommission die Kronzeugenregelung 
aus 1996 im Fall British Sugar auch an, obwohl Unternehmen bereits vor dem 18. Juli 1996 
mit ihr zusammenarbeiteten.510 Da die Anwendung der Mitteilung aus 1996 – in zeitlicher 
Hinsicht – ausschließlich davon abhing, wann die Kooperation mit der Kommission erstmalig 
einsetzte, kam in diesem Fall jedoch keine unmittelbare Anwendung in Betracht. Die 
Kommission behalf sich damit, die Kronzeugenregelung analog anzuwenden, indem sie 
darauf abstellte, ob sämtliche, in der Mitteilung angeführten sachlichen Voraussetzungen der 
geforderten Zusammenarbeit erfüllt wurden.511  
 
Die Kronzeugenregelung aus 1996 bildete auch noch Jahre nach Veröffentlichung der 
Mitteilung aus 2002 die Grundlage für Geldbußenentscheidungen der Kommission. Dies 
deshalb, weil die erstmalige Zusammenarbeit mit der Kommission bereits zu einem Zeitpunkt 
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 Vgl die Mitteilung aus 1996, ABl 1996 C 207/4. 
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 Die Verwaltungspraxis der Kommission beruhte zuvor auf Einzelfallentscheidungen, denen kein generelles System bei Ermäßigung der 
Geldbuße zugrunde lag; vgl hiezu die Ausführungen oben in Kap C.II.3. 
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 Komm 16.5.2000, ABl 2000 L 268/1 Rn 189 (FETTCSA). 
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 Vgl Komm 14.10.1998, ABl 1999 L 76/1 Rn 212 (British Sugar). 
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 Komm 14.10.1998, ABl 1999 L 76/1 Rn 212f (British Sugar). 
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 Vgl Komm 14.10.1998, ABl 1999 L 76/1 Rn 212f (British Sugar); Brokx, ECLR 2001, 35. 
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einsetzte, an dem noch die Mitteilung aus 1996 maßgeblich war, die endgültige Feststellung 
des Kartellverstoßes jedoch – aufgrund der teils erheblichen Verfahrensdauer – erst Jahre 
später erfolgte. So verwundert es nicht, dass eine Ausläuferentscheidung der Kommission, bei 
der noch die Kronzeugenregelung aus 1996 zur Anwendung kam, erst im Frühjahr 2007 
erging,512 mehr als fünf Jahre nach Erlass der Mitteilung aus 2002.513 
 
Die Mitteilung aus 1996 gliederte sich in fünf Abschnitte (A – E). In Abschnitt A legte die 
Kommission zunächst dar, welche Beweggründe sie dazu veranlasst hatten, eine 
Kronzeugenregelung für besonders schwere Verstöße gegen Art 81 EGV in das europäische 
Wettbewerbsrecht einzuführen. Die nachfolgenden drei Abschnitte B bis D enthielten die 
materiellen Vorgaben für einen Erlass bzw eine Ermäßigung der Geldbuße, wobei das 
Ausmaß einer allfälligen Geldbußenreduktion zwischen 10 bis 100 % lag, je nachdem für 
welchen Abschnitt sich das jeweilige Unternehmen qualifizieren konnte. So wurde 
Unternehmen nach Abschnitt B der Mitteilung aus 1996 die Geldbuße, die ohne 
entsprechende Kooperation mit der Kommission verhängt worden wäre, um 75 bis 100 % 
reduziert, während Abschnitt C eine Reduktion der Geldbuße im Ausmaß von 50 bis 75 % 
vorsah. Unternehmen, die sich demgegenüber lediglich für eine Anwendung des Abschnitts D 
qualifizieren konnten, wurde eine Ermäßigung um 10 bis 50 % gewährt. In Abschnitt E der 
Mitteilung aus 1996 legte die Kommission schließlich die verfahrensrechtlichen Vorgaben bei 
Anwendung der Kronzeugenregelung fest.  
 
Im Folgenden werden die konkreten Vorgaben für einen Erlass bzw eine Ermäßigung der 
Geldbuße iSd Mitteilung aus 1996 näher beleuchtet, wobei die nachstehenden Ausführungen 
strukturell weitestgehend dem Aufbau der Kronzeugenregelung nachempfunden sind. 
 
2. Abschnitt A „Einleitung“ 
Im ersten Abschnitt der Mitteilung aus 1996 legte die Kommission va ihre rechtspolitischen 
Beweggründe offen, die sie dazu veranlasst haben, eine Kronzeugenregelung – nach 
amerikanischem Vorbild – in das europäische Wettbewerbsrecht einzuführen. Demnach 
zählen Zuwiderhandlungen gegen Art 81 EGV, in Form geheimer, horizontaler 
Wettbewerbsbeschränkungen – nach Ansicht der Kommission – zu den schwerstwiegenden 
Verstößen, über die sie zu entscheiden hat.514 Die Kommission begründete dies damit, dass 
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 Komm 18.4.2007, ABl 2008 C 122/1 Rn 22ff (Niederländischer Biermarkt). 
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 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 28, ABl 2002 C 45/3. 
514
 Mitteilung aus 1996 Abschnitt A Rn 1, ABl 1996 C 207/4; vgl ferner die Ausführungen zum sachlichen Anwendungsbereich der 
europäischen Kronzeugenregelung oben in Kap C.II.2. 
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die nachteiligen wirtschaftlichen Folgen, die aus derartigen Kartellverstößen resultieren, nicht 
nur die Wirtschaft an sich betreffen, sondern auch Verbraucher nachhaltig schädigen und sich, 
langfristig gesehen, weltweit negativ auf die Beschäftigungssituation auswirken.515 
 
Zur effektiveren Bekämpfung derartiger Kartellverstöße hielt es die Kommission deshalb für 
angezeigt, Kartellinsidern einen Anreiz zur Kooperation zu bieten und wies zugleich darauf 
hin, dass Unternehmen, die an Hardcore-Kartellen beteiligt waren, auch schon in der 
Vergangenheit ihre Beteiligung daran einstellen und die Kommission über das Bestehen des 
Kartells in Kenntnis setzen wollten, davor jedoch wegen der Gefahr hoher Geldbußen 
zurückgeschreckt seien.516 Diesem Umstand versuchte die Kommission mit der 
Kronzeugenregelung aus 1996 Rechnung zu tragen, indem sie kooperationswilligen 
Unternehmen nunmehr generell – unter bestimmten Voraussetzungen – Rechtsvorteile in 
Form eines Geldbußenerlasses bzw einer Minderung in Aussicht stellte. Diese Besserstellung 
kooperierender Unternehmen rechtfertigte die Kommission damit, dass das Interesse der 
Verbraucher und Bürger an einer Feststellung und Untersagung schwerwiegender 
Kartellverstöße größer sei, als das Interesse an der Auferlegung von Geldbußen gegenüber 
kooperierenden Unternehmen, die die Kommission dabei unterstützen oder es ihr überhaupt 
erst ermöglichten, ein Kartell aufzudecken.517 
 
3. Abschnitt B „Nichtfestsetzung oder wesentlich niedrigere Festsetzung einer 
Geldbuße“ 
In Abschnitt B lit a bis e der Mitteilung aus 1996 legte die Kommission fest, unter welchen 
Voraussetzungen sie Unternehmen die Geldbuße, die ohne deren Zusammenarbeit festgesetzt 
worden wäre, um mindestens 75 % reduziert bzw gegebenenfalls zur Gänze erlässt. 
Unternehmen, die sich für Abschnitt B qualifizieren konnten, wurde somit die größtmögliche 
Begünstigung dieser Kronzeugenregelung zu Teil. Dementsprechend forderte die 
Kommission – als Gegenleistung – auch ein entsprechend hohes Maß an Kooperation. Die 
Anwendung des Abschnitts B der Mitteilung aus 1996 setzte voraus, dass die nachstehenden 
Voraussetzungen der lit a bis e kumulativ518 vorlagen: Das Unternehmen musste 
 
 der Kommission die geheime Absprache anzeigen, bevor diese aufgrund einer 
Entscheidung bei den am Kartell beteiligten Unternehmen eine Nachprüfung 
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 Vgl Mitteilung aus 1996 Abschnitt A Rn 1, ABl 1996 C 207/4. 
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 Vgl Mitteilung aus 1996 Abschnitt A Rn 2, ABl 1996 C 207/4. 
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 Mitteilung aus 1996 Abschnitt A Rn 4, ABl 1996 C 207/4. 
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 Vgl zB Komm 18.7.2001, ABl 2001 L 265/15 Rn 121 (SAS/Maersk Air); Brokx, ECLR 2001, 35. 
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vorgenommen hatte und bereits über ausreichende Informationen verfügte, um das 
Bestehen des angezeigten Kartells zu beweisen (lit a); 
 als erstes Angaben machen, die für den Beweis des Bestehens eines Kartells von 
entscheidender Bedeutung waren (lit b); 
 seine Teilnahme an der rechtswidrigen Handlung spätestens zu dem Zeitpunkt 
eingestellt haben, zu dem es das Kartell anzeigt hat (lit c); 
 der Kommission alle sachdienlichen Informationen sowie verfügbaren Unterlagen und 
Beweismittel über das Kartell bereitstellen und während der gesamten Dauer der 
Untersuchung zu einer ununterbrochenen und uneingeschränkten Zusammenarbeit 
bereit sein (lit d); 
 Schließlich durfte das kooperationswillige Unternehmen kein anderes Unternehmen 
zur Teilnahme am Kartell gezwungen, zur rechtswidrigen Handlung angestiftet oder 
bei ihrer Durchführung eine entscheidende Rolle gespielt haben (lit e). 
 
Diese materiellen Vorgaben für ein Vorgehen nach Abschnitt B der Mitteilung aus 1996 
waren sehr umfangreich und sollen deshalb im Einzelnen näher beleuchtet werden. 
 
3.1. Anzeige der geheimen Absprache vor Durchführung von Nachprüfungen 
Um in den Genuss einer um mindestens 75 % reduzierten Geldbuße iSd Abschnitts B der 
Mitteilung zu gelangen, musste das kartellbeteiligte Unternehmen die geheime Absprache 
anzeigen, „bevor“ die Kommission eine „Nachprüfung“ vorgenommen hatte.519 Erforderlich 
war somit, dass die Kommission zum Zeitpunkt der Selbstanzeige noch keine hinreichend 
konkreten Verdachtsmomente hinsichtlich eines bestimmten Kartellverstoßes hatte. Sobald 
die Kommission demgegenüber eine Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV vermutete, wurden 
ihr durch Art 14 VO 17/62520 umfassende Nachprüfungsbefugnisse eingeräumt. So waren die 
Bediensteten der Kommission insb befugt sämtliche Räumlichkeiten mutmaßlicher 
Kartellanten zu betreten, Bücher und sonstige Geschäftsunterlagen zu prüfen, entsprechende 
Abschriften anzufertigen sowie mündliche Erklärungen an Ort und Stelle anzufordern. 
Unternehmen und Unternehmensvereinigungen konnten sich derartigen Nachprüfungen nicht 
widersetzen, vielmehr waren sie bereits unter der VO 17/62 dazu verpflichtet, diese 
Nachprüfungen zu dulden, sofern diese von der Kommission mittels Entscheidung angeordnet 
worden waren.521  
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 Mitteilung aus 1996 Abschnitt B lit a, ABl 1996 C 207/4.  
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 Vgl nunmehr Art 20 VO 1/2003, ABl 2003 L 1/1.  
521
 Vgl Art 14 Abs 3 VO 17/62, ABl 1962 P 13/204. 
 112 
Nach dem – insoweit eindeutigen – Wortlaut wurde Unternehmen die Anwendung des 
Abschnitts B der Mitteilung aus 1996 nicht bereits dann verwehrt, wenn die Kommission die 
Vornahme von Nachprüfungen beabsichtigte, sondern erst, wenn die Selbstanzeige zu einem 
Zeitpunkt erfolgte, an dem die Kommission bereits „eine Nachprüfung vorgenommen hat“. 
Entscheidend war somit, ob die Kommission ihren konkreten Verdacht bereits durch 
tatsächliche Vornahme von Nachprüfungen zum Ausdruck brachte. Bloße Auskunftsersuchen, 
die an ein Unternehmen gerichtet wurden, bevor dieses eine Selbstanzeige erstattete, 
schlossen demgegenüber eine Anwendung des Abschnitts B nicht aus.522 
 
Für Unternehmen, die in den Genuss einer um mindestens 75 % reduzierten Geldbuße 
kommen wollten, galt es, die „Mauer des Schweigens“ – aus eigenem Antrieb heraus – zu 
durchbrechen, ehe die Kommission von sich aus tätig wurde. Die Initiative musste somit 
unmittelbar vom Unternehmen selbst ausgehen, wodurch augenscheinlich die 
„Bestandsfestigkeit“ von Hardcore-Kartellen untergraben werden sollte. Von nun an musste 
jedes Unternehmen, das an einem solchen Kartell beteiligt war, jederzeit damit rechnen, dass 
ein anderes Kartellmitglied – ohne Vorankündigung und ohne Druck von Außen – aus dem 
Kartell ausbricht und mit der Kommission kooperiert. 
 
Nähere Ausführungen dazu, in welchem Ausmaß die Reduktion der Geldbuße innerhalb der 
vorgegebenen Bandbreite des Abschnitts B zu erfolgen hatte, traf die Mitteilung aus 1996 
nicht. Aus der Entscheidungspraxis der Kommission war jedoch zu entnehmen, dass diese 
einen gänzlicher Erlass der Geldbuße nur dann für angebracht hielt, wenn sie zum Zeitpunkt 
der Selbstanzeige noch keine Untersuchungshandlungen vorgenommen hatte. So wurde in 
Fällen, in denen die Kommission bereits ein Auskunftsersuchen nach Art 11 VO 17/62 an die 
betreffenden Unternehmen gerichtet hatte, eine daraufhin erfolgte Anzeige der geheimen 
Absprache als nicht mehr spontan genug erachtet, um in den Genuss eines vollständigen 
Erlasses der Geldbuße zu kommen. Da jedoch noch keine formellen Nachprüfungen 
stattgefunden haben, kam unbeschadet dessen auch in diesen Fällen Abschnitt B der 
Mitteilung aus 1996 zur Anwendung. Die Geldbuße wurde zwar nicht zur Gänze erlassen, 
aber je nach Einzelfall um 80 %523 bis 90 %524 reduziert.  
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 Vgl zB Komm 5.12.2001, ABl 2002 L 239/18 Rn 309f (Zitronensäure). 
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 Komm 2.10.2001, COMP/36.756; IP/01/1355 v. 19.2.2002 (Natriumglukonat) – unveröffentlicht. 
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 Komm 5.12.2001, ABl 2002 L 239/18 Rn 309f (Zitronensäure). 
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3.2. Prioritätsprinzip und Angaben von entscheidender Bedeutung 
Die Anwendung des Abschnitts B der Mitteilung aus 1996 setzte nach lit b ferner voraus, dass 
das jeweilige Unternehmen „als erstes“ Angaben machte, die für das Bestehen des Kartells 
„von entscheidender Bedeutung“ waren.525 Mit dieser Bestimmung wurden zugleich zwei 
wesentliche Voraussetzungen festgeschrieben. Zum einen wurde damit ausdrücklich das 
Prioritätsprinzip verankert, zum anderen aber auch auf die Qualität der zu liefernden 
Informationen bzw Beweismittel abgestellt. Dem Prioritätsprinzip folgend konnte jeweils nur 
ein einziges Unternehmen eines Kartells in den exklusiven Anwendungsbereich des 
Abschnitts B kommen und zwar nur das Unternehmen, welches der Kommission als erstes 
entscheidende Hinweise lieferte. Damit sollte unter den kooperationswilligen Unternehmen 
ein „Wettlauf gegen die Zeit“ entfacht werden, bei dem jedes der Unternehmen naturgemäß 
bestrebt ist, als erstes die geforderten Informationen zu liefern, um in den Genuss 
größtmöglicher Geldbußenreduktion zu gelangen. In starker Anlehnung an das amerikanische 
Kronzeugenprogramm wurde mit der Verankerung des Prioritätsprinzips unter den 
kooperationswilligen Unternehmen ein Szenario geschaffen, das treffenderweise auch als 
„Windhundrennen“ bezeichnet wird.526  
 
Gerade die Kombination aus Gewissheit darüber, dass nur der „erste Platz“ zu einem 
allfälligen Geldbußenerlass führte, und Ungewissheit darüber, wie sich die anderen 
kartellbeteiligten Unternehmen verhalten würden, war geeignet das Vertrauen der 
Kartellbeteiligten zueinander zu untergraben und ein sog „Gefangenendilemma“ zu 
initiieren.527 Die wirtschaftlich sinnvollste Strategie für die einzelnen Beteiligten sollte 
nunmehr darin bestehen, sich – unabhängig vom Verhalten der anderen Unternehmen – 
geständig zu zeigen, um einer massiven Geldbuße zu entgehen. Hätte die Kommission die 
Rechtsvorteile des Abschnitts B nicht nur auf ein einziges Unternehmen beschränkt, wäre 
selbst die Bildung eines „Kartells der Kooperativen“528 denkbar gewesen, bei dem der 
Umfang der jeweiligen Zusammenarbeit zwischen den kartellbeteiligten Unternehmen 
abgesprochen wird, um dadurch mehreren Unternehmen einen größtmöglichen 
Geldbußenrabatt zu ermöglichen.  
 
Die Kommission stellte in Abschnitt B lit b der Mitteilung aus 1996 nicht nur darauf ab, dass 
das Unternehmen als erstes Angaben machte, sondern darüber hinaus, dass diese Angaben für 
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 Mitteilung aus 1996 Abschnitt B lit b, ABl 1996 C 207/4. 
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 Vgl zB Polley/Seeliger, EuZW 2002, 400; Kapp, Kartellrecht in der Unternehmenspraxis 223. 
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 Ausführlicher zum Gefangenendilemma oben in Kap B.II.2. 
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 Vgl zB OECD, Fighting Hard Core Cartels (2002). 
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den Beweis des Bestehens eines Kartells von „entscheidender Bedeutung“ waren.529 Es galt 
somit die „smoking gun“530 zu präsentieren, bevor ein anderes Unternehmen mit derartigen 
Informationen zuvorkam. In den Genuss einer 75 bis 100 %-igen Reduktion der Geldbuße 
konnte folglich nur das Unternehmen gelangen, welches als erstes umfassendes Informations- 
und Beweismaterial lieferte, mit dem das Bestehen eines Kartells belegt werden konnte.531 
Der Zeitpunkt, an dem ein kartellbeteiligtes Unternehmen seine grundsätzliche 
Kooperationsbereitschaft gegenüber der Kommission erstmalig signalisierte, war 
demgegenüber unerheblich. Damit kam insb dem raschen Zusammentragen relevanter 
Unterlagen und deren frühestmöglicher Vorlage bei der Kommission maßgebliche Bedeutung 
zu.  
 
Der Hintergrund dieser Voraussetzung lag darin, dass die vorgelegten Informationen und 
Beweismittel stichhaltig genug sein mussten, damit die Kommission den Vorwurf des 
Kartellverstoßes im Verfahren vor dem Gericht erster Instanz ausreichend beweisen konnte.532 
Weitergehende Angaben dazu, wie das Beweismaterial im Konkreten beschaffen sein musste, 
damit ihnen eine „entscheidende Bedeutung“ zukam, enthielt die Mitteilung aus 1996 nicht. 
Der Entwurf der Kommission für die Mitteilung aus 1996 stellte demgegenüber noch darauf 
ab, dass die Informationen „wesentlich“ zur Feststellung relevanter Fakten beitragen mussten 
und das Unternehmen zudem einen ausführlichen Bericht über das Kartell vorzulegen hatte.533 
 
Die Formulierung „Angaben […] von entscheidender Bedeutung“, welche letztlich in die 
Mitteilung aus 1996 Einzug gefunden hatte, war sehr unbestimmt und bot folglich der 
Kommission einen weiten Auslegungsspielraum. Nach Auffassung der Kommission kam 
Angaben jedenfalls dann entscheidende Bedeutung zu, wenn sie selbst ausreichten, um das 
Bestehen des Kartells zu beweisen.534 Ein vollständiger Erlass wurde mitunter auch 
Unternehmen zu Teil, die zwar entscheidende Beweismittel lieferten, welche jedoch nicht alle 
Aspekte der Zuwiderhandlung abdeckten.535 Wenngleich im Laufe der Zeit – aus der 
Entscheidungspraxis der Kommission – gewisse Rückschlüsse auf die geforderte Intensität 
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der Beweismittel gezogen werden konnten, stand die Beurteilung der Beweismittel dennoch 
weitestgehend im Ermessen der Kommission.  
 
3.3. Einstellen der Teilnahme an der rechtwidrigen Handlung 
Um in den Genuss einer mindestens 75 %-igen Reduktion der Geldbuße zu kommen, musste 
das Unternehmen zudem spätestens mit dem Zeitpunkt der Selbstanzeige seine 
Kartellteilnahme eingestellt haben.536 Die Kommission beschränkte sich insoweit darauf, dass 
das kooperationswillige Unternehmen nach Erstatten der Selbstanzeige nicht mehr am Kartell 
teilnehmen durfte. Weitergehende Anforderungen wurden damit nicht aufgestellt. Insb war es 
nicht erforderlich, die Beendigung des Kartells mit der Kommission zu akkordieren. 
 
3.4. Bereitstellung sachdienlicher Informationen sowie ununterbrochene und 
uneingeschränkte Zusammenarbeit 
Ein Erlass bzw eine wesentlich niedrigere Festsetzung der Geldbuße setzte zudem nach 
Abschnitt B lit d der Mitteilung aus 1996 voraus, dass das Unternehmen der Kommission alle 
sachdienlichen Informationen sowie verfügbaren Unterlagen und Beweismittel über das 
Kartell bereitstellte und während der gesamten Dauer der Untersuchung zu einer 
ununterbrochenen und uneingeschränkten Zusammenarbeit bereit war. Mit dieser 
Voraussetzung knüpfte die Kommission die Anwendung des Abschnitts B der Mitteilung aus 
1996 an eine ununterbrochene und uneingeschränkte Zusammenarbeit, die sich über den 
gesamten Zeitraum der Untersuchung erstrecken musste.537 Die Zielsetzung dieser 
Verpflichtung lag darin, eine möglichst lückenlose Aufdeckung des Kartells sowie seiner 
Tragweite zu erreichen. Wurde die Zusammenarbeit nicht während der gesamten Dauer der 
Untersuchung entsprechend fortgeführt, sah die Kommission ein Vorgehen nach Abschnitt B 
(bzw Abschnitt C) als nicht gerechtfertigt an und legte der Geldbußenfestsetzung lediglich 
Abschnitt D der Mitteilung aus 1996 zugrunde.538 
 
3.5. Keine Anwendbarkeit auf Anstifter und Haupttäter eines Kartells 
Die Anwendung des Abschnitts B war schließlich ausgeschlossen, wenn das Unternehmen 
andere Unternehmen „zur Teilnahme“ am Kartell „gezwungen“ bzw „angestiftet“ hatte oder 
bei der Durchführung des Kartells eine „entscheidende Rolle“ spielte.539 Die Formulierungen 
„zwingen bzw anstiften“ waren durchaus klar bestimmt und bereiteten in der praktischen 
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Anwendung keine Probleme. Demgegenüber war die Formulierung „eine entscheidende Rolle 
spielen“ sehr unbestimmt und nicht wirklich geeignet, den Kreis derer, die von der 
größtmöglichen Begünstigung – unabhängig vom Gehalt und dem Zeitpunkt ihrer 
Zusammenarbeit – ausgeschlossen waren, näher einzugrenzen. Nähere Ausführungen zu 
diesem Kriterium traf die Mitteilung aus 1996 nicht. Die Kommission stellte in ihrer 
Entscheidungspraxis insoweit lediglich darauf ab, ob dem Unternehmen eine 
ausschlaggebende Rolle im Kartell zugekommen war.540  
 
Sämtliche dieser Ausschlusskriterien des Abschnitts B lit e der Mitteilung aus 1996 waren 
nicht ausschließlich an ein Unternehmen des Kartells gerichtet, sondern konnten vielmehr 
auch von mehreren Unternehmen verwirklicht werden.541 Der Anwendungsbereich des 
Abschnitts B beschränkte sich somit in der Praxis auf Unternehmen, denen eine eher 
untergeordnete Rolle beim Kartell zukam. Diese Beschränkung beruhte offensichtlich auf der 
Erwägung, Unternehmen, die maßgeblich an der Bildung eines Kartells bzw dessen 
Fortführung beteiligt waren, nicht auch noch die Möglichkeit zu eröffnen, sich ohne 
Sanktionen aus dem Kartell zurückziehen zu können.542 
 
4. Abschnitt C „Erheblich niedrige Festsetzung der Geldbuße“ 
4.1. Anzeige der geheimen Absprache nach Durchführung von Nachprüfungen 
Die konkreten Vorgaben für ein Vorgehen nach Abschnitt C der Mitteilung aus 1996 waren 
weitestgehend denen des Abschnitts B nachempfunden. So wurden insb auch an das Ausmaß 
der geforderten Kooperation dieselben Ansprüche gestellt. Der einzige Unterschied – der sich 
jedoch in einer geringeren Bandbreite einer allfälligen Geldbußenreduktion niederschlug – 
bestand im Zeitpunkt, an dem die Anzeige des Kartells erfolgte. So wurde einem 
Unternehmen, dass sämtliche unter Abschnitt B lit b bis e der Mitteilung aus 1996 genannten 
Voraussetzungen erfüllte, die geheime, horizontale Wettbewerbsbeschränkung jedoch – 
entgegen Abschnitt B lit a – erst anzeigte, „nachdem“ die Kommission eine „Nachprüfung“ 
vorgenommen hatte, nur mehr um 50 bis 75 % reduziert.543 Ein Vorgehen nach Abschnitt C 
der Mitteilung aus 1996 setzte zudem voraus, dass die Kommission im Zuge der 
Nachprüfungen keine ausreichenden Gründe für die Eröffnung eines Verfahrens finden 
konnte, auf die eine Geldbußenentscheidung gestützt werden hätte können.544 
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 Komm 5.12.2001, ABl 2002 L 253/21 Rn 107 (Luxemburgische Brauereien).  
541
 Vgl zB Komm 22.11.2001, ABl 2003 L 6/1 Rn 744ff (Vitamine). 
542
 Vgl Hetzel, Kronzeugenregelungen 71. 
543
 Vgl Mitteilung aus 1996 Abschnitt C, ABl 1996 C 207/4. 
544
 Mitteilung aus 1996 Abschnitt C , ABl 1996 C 207/4. 
 117 
Lieferten die Nachprüfungen der Kommission demgegenüber bereits ausreichendes 
Beweismaterial für eine Geldbußenentscheidung, kam Abschnitt C der Mitteilung aus 1996 
unbeschadet dessen, ob das Unternehmen die weiteren Voraussetzungen nach Abschnitt B 
erfüllt hatte, nicht mehr zur Anwendung.545 Eine Anwendung dieses Abschnittes schied ferner 
dann aus, wenn die weiteren Voraussetzungen des Abschnitts B lit b bis e nicht bzw nicht 
vollständig erfüllt wurden.546 Hatte ein Unternehmen bspw andere zur Teilnahme am Kartell 
angestiftet, wurde diesem Unternehmen schon allein deshalb nicht nur eine Begünstigung iSd 
Abschnitts B, sondern auch eine solche nach Abschnitt C der Mitteilung aus 1996 
verwehrt.547 
 
4.2. Verhältnis zwischen Abschnitt B und C 
Die Anwendung des Abschnitts C der Mitteilung aus 1996 konnte nach dem eindeutigen 
Wortlaut (arg „einem Unternehmen“) wiederum nur einem einzelnen Unternehmen zu Teil 
werden, wobei die Abschnitte B und C einander ausschlossen.548 Somit konnte im Zuge eines 
Kartellverfahrens entweder nur Abschnitt B oder Abschnitt C der Mitteilung aus 1996 zur 
Anwendung gelangen, je nachdem, ob die Selbstanzeige erfolgte, bevor oder nachdem die 
Kommission Nachprüfungen gem Art 14 VO 17/62 vorgenommen hatte. Die Konkurrenz 
zwischen den beiden Abschnitten ergab sich schon allein daraus, dass sowohl Abschnitt B 
lit b wie auch Abschnitt C der Mitteilung aus 1996 verlangten, dass das Unternehmen „als 
erstes“ Angaben von entscheidender Bedeutung machen musste. Diese Voraussetzung konnte 
jedoch nur von einem einzigen der am Kartell beteiligten Unternehmen erfüllt werden. 
Konnte dieses Unternehmen auch den weiteren Anforderungen des Abschnitts B entsprechen, 
war ihm ohnedies eine Begünstigung um mindestens 75 % zu gewähren. Eines Rückgriffs auf 
Abschnitt C bedurfte es folglich nur dann, wenn das erste kooperierende Unternehmen die 
Selbstanzeige erst nach Vornahme von Nachprüfungen erstattete und die weiteren 
Voraussetzungen des Abschnitts B der Mitteilung aus 1996 erfüllte. Nachfolgende 
Unternehmen, die aufgrund des Prioritätsprinzips nicht in den Anwendungsbereich des 
Abschnitts B der Mitteilung aus 1996 fielen, konnten somit auch nicht in den Genuss einer 




                                                     
545
 Komm 16.12.2003, ABl 2004 L 125/50 Rn 20ff (Industrierohre). 
546
 Vgl hiezu die vorstehenden Ausführungen in Kap C.III.3.2. bis 3.5. 
547
 Komm 22.11.2001, ABl 2003 L 6/1 Rn 744 (Vitamine). 
548
 Vgl zB Komm 17.12.2002, ABl 2006 L 180/20 Rn 31 (Graphitspezialerzeugnisse). 
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5. Abschnitt D „Spürbar niedrigere Festsetzung der Geldbuße“ 
Unternehmen, die mit der Kommission zusammenarbeiteten, ohne sich für ein Vorgehen nach 
Abschnitt B bzw C der Mitteilung aus 1996 qualifizieren zu können, kamen unbeschadet 
dessen dennoch für eine Anwendung der Kronzeugenregelung in Betracht. Maßgeblich war 
für diese Unternehmen Abschnitt D der Mitteilung aus 1996, der eine Ermäßigung der 
Geldbußen, die ohne entsprechende Mitarbeit festgesetzt worden wäre, um 10 bis 50 % in 
Aussicht stellte.549 Im Gegensatz zu Abschnitt B und C konnten dabei durchaus auch mehrere 
Unternehmen desselben Kartells in den Genuss dieser Begünstigung gelangen.  
 
5.1. Anwendungsbereich des Abschnitts D 
Während Abschnitt B und C der Mitteilung aus 1996 darauf abzielten, der Kommission 
überhaupt erst Kenntnis von bestimmten Kartellverstößen zu verschaffen, von denen sie selbst 
nicht oder nur schwer erfahren hätte, bezweckte Abschnitt D demgegenüber eine 
Verfahrensvereinfachung für die Kommission, indem Unternehmen insb im Hinblick auf die 
Beweisführung, Anreize zur Zusammenarbeit in bereits laufenden Verfahren gegeben 
wurden.550 Der Anwendungsbereich des Abschnitts D der Mitteilung aus 1996 war derart weit 
gefasst, dass dieser grds in sämtlichen Fällen Anwendung finden konnte, in denen 
Unternehmen nicht in den Anwendungsbereich der Abschnitte B oder C fielen, unabhängig 
davon, ob eine oder mehrere Voraussetzungen dieser Bestimmungen nicht erfüllt wurden. 
Somit war Abschnitt D der Mitteilung aus 1996 insb für Unternehmen anwendbar, die nicht 
als erstes Hinweise von entscheidender Bedeutung lieferten. Abschnitt D eröffnet aber selbst 
Unternehmen, die als Drahtzieher am Kartell beteiligt waren, die Möglichkeit in den Genuss 
einer Geldbußenermäßigung zu kommen.551  
 
Die Kommission führte in Abschnitt D Rn 2 der Mitteilung aus 1996 demonstrativ zwei 
Fallkonstellationen an, in denen sie generell eine Ermäßigung innerhalb der Bandbreite des 
Abschnitts D gewährte. Daneben konnten zwar auch noch andere Formen der Kooperation zu 
einer Anwendung des Abschnitts D führen, die Kommission beschränkte sich jedoch in ihrer 
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 Vgl Mitteilung aus 1996 Abschnitt D Rn 1, ABl 1996 C 207/4. 
550
 Vgl Schneider, Kronzeugenregelung im EG-Kartellrecht 58. 
551
 Vgl zB Komm 22.11.2001, ABl 2003 L 6/1 Rn 745 (Vitamine). 
552
 Komm 16.5.2000, ABl 2000 L 268/1 Rn 190f (FETTCSA). 
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5.2. Ausdrücklich genannte Anwendungsfälle 
Abschnitt D der Mitteilung aus 1996 fand insb dann Anwendung, wenn Unternehmen der 
Kommission bereits vor Mitteilung der Beschwerdepunkte Informationen, Unterlagen und 
andere Beweismittel lieferten, die zur Feststellung des Kartellverstoßes beitrugen.553 Diese 
aktive Zusammenarbeit von Unternehmen mit der Kommission vor Mitteilung der 
Beschwerdepunkte, führte in der Entscheidungspraxis der Kommission zu einer Reduktion 
der Geldbuße im Ausmaß von 20 bis 50 %.554 Voraussetzung dafür war, dass das 
Unternehmen insb Informationen, Unterlagen und andere Beweismittel lieferte, mit denen 
eine Zuwiderhandlung leichter festgestellt werden konnte.555 Eine Ermäßigung im oberen 
Bereich des Abschnitts D Rn 2 erster SpStr der Mitteilung aus 1996 wurde insb gewährt, 
wenn die vorgelegten Informationen der Kommission eine präzise Interpretation bzw 
Gegenprüfung der bereits in ihrem Besitz befindlichen Unterlagen ermöglichten556 und von 
der Kommission bei ihren Untersuchung umfassend genutzt werden konnten.557 
 
Neben diesem Fall der aktiven Zusammenarbeit fand Abschnitt D ausdrücklich auch in Fällen 
Anwendung, in denen das Unternehmen nach Erhalt der Mitteilung der Beschwerdepunkte 
gegenüber der Kommission erklärte, den Sachverhalt, auf den die Kommission ihre Einwände 
stützte, nicht zu bestreiten.558 Als Gegenleistung für diese passive Form der Kooperation iSd 
Abschnitts D Rn 2 zweiter SpStr der Mitteilung aus 1996, die lediglich darin bestand, die Be- 
schwerdepunkte nicht zu bestreiten, gewährte die Kommission eine Reduktion der Geldbuße 
im Ausmaß von 10 bis 20 %.559 Die Praxis der Kommission war jedoch insofern sehr 
uneinheitlich. Der Grund dafür lag wohl insb darin, dass aus der Begründung der einzelnen 
Entscheidungen nicht eindeutig hervorging, weshalb manchen Unternehmen für das 
Bestreiten der Beschwerdepunkte eine Reduktion der Geldbuße um 20 % zu Teil wurde, 
während hingegen andere Unternehmen – ohne erkennbaren qualitativen Unterschied in ihrem 
Verhalten – lediglich eine Reduktion um 10 % erhielten.560  
 
Die vollständige und richtige Beantwortung eines Auskunftsverlangens nach Art 11 VO 17/62 
führte per se zu keiner Verringerung der Geldbuße. Die Kommission hielt mitunter fest, dass 
                                                     
553
 Mitteilung aus 1996 Abschnitt D Rn 2 erster SpStr, ABl 1996 C 207/4. 
554
 Vgl zB Komm 18.7.2001, ABl 2001 L 265/15 Rn 123ff (SAS/Maersk Air); Komm 5.12.2001, ABl 2002 L 239/18 Rn 319ff 
(Zitronensäure); Komm 18.7.2001, ABl 2002 L 100/1 Rn 231 (Graphitelektroden); Komm 11.12.2001, ABl 2003 L 153/1 Rn 356ff 
(Zinkphosphat); Komm 22.11.2001, ABl 2003 L 6/1 Rn 760ff (Vitamine). 
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 ZB Komm 11.6.2002, ABl 2004 L 56/1 Rn 547f (Österreichische Banken/Lombard-Club). 
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 Komm 11.12.2001, ABl 2003 L 153/1 Rn 356ff (Zinkphosphat). 
557
 Komm 11.12.2001, ABl 2003 L 153/1 Rn 313ff (Zinkphosphat). 
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 Mitteilung aus 1996 Abschnitt D Rn 2 zweiter SpStr, ABl 1996 C 207/4. 
559
 Vgl zB Komm 14.10.1998, ABl 1999 L 76/1 Rn 212 (British Sugar); Komm 9.12.1998, ABl 1999 L 109/24 Rn 168 (Griechische 
Fährschiffe); Komm 18.7.2001, ABl 2002 L 100/1 Rn 222 (Graphitelektroden). 
560
 Vgl Hetzel, Kronzeugenregelungen 73. 
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Unternehmen durch die VO 17/62 ohnedies zu einer aktiven Zusammenarbeit mit der 
Kommission verpflichtet seien, weshalb etwa die geforderte Vorlage sämtlicher 
Informationen mit Bezug zum Untersuchungsgegenstand keine (zusätzliche) Reduktion der 
Geldbuße rechtfertigten könne.561 Demgegenüber wies sie jedoch in anderen Entscheidungen 
sehr wohl darauf hin, dass eine Ermäßigung der Geldbuße insb dann zu erfolgen hatte, wenn 
die Feststellung einer Zuwiderhandlung durch die besondere „Ausführlichkeit der Antwort auf 
das Auskunftsverlangen“ erleichtert wurde.562 Eine Gesamtbetrachtung der 
Entscheidungspraxis der Kommission zur Mitteilung aus 1996 legt den Schluss nahe, dass die 
Kommission eine Reduktion der Geldbuße jedenfalls dann für angezeigt hielt, wenn die 
Informationen des Unternehmens über den nach Art 11 VO 17/62 geforderten Umfang 
hinausgingen.563 
 
Während Unternehmen nach Abschnitt D Rn 2 erster SpStr der Mitteilung aus 1996 mit 
einem aktiven Kooperationsbeitrag der Kommission die Sammlung erheblicher Beweise und 
Tatsachen erleichterten, vereinfachte das Nichtbestreiten der Beschwerdepunkte nach 
Abschnitt D Rn 2 zweiter SpStr der Kommission – als passiver Kooperationsbeitrag – die 
Fällung der endgültigen Entscheidung, was in erster Linie eine Verfahrensbeschleunigung 
nach sich zog.564 Die Differenzierung zwischen diesen Formen der Kooperation war jedoch 
nicht nur theoretischer Natur; vielmehr wurde eine aktive Kooperation in der 
Entscheidungspraxis der Kommission – wie soeben ausgeführt – deutlich höher bewertet, als 
das bloße Nichtbestreiten der Beschwerdepunkte. 
 
5.3. Weitere Anwendungsfälle 
Soweit ersichtlich unterstellte die Kommission nur in einem einzigen Verfahren andere 
Formen der Kooperation, die nicht ausdrücklich in Abschnitt D Rn 2 der Mitteilung aus 1996 
genannt waren, diesem Abschnitt mit der Folge, dass die Geldbuße entsprechend gemindert 
wurde. So würdigte die Kommission im Verfahren FETTCSA565 das Verhalten, der am Kartell 
beteiligten, Unternehmen insofern als Kooperationsbeitrag iSd Abschnitts D der Mitteilung 
aus 1996, als diese aus eigenem Antrieb heraus die Kommission vom Abschluss einer 
kartellrechtswidrigen Vereinbarung in Kenntnis setzten. In Erwiderung der Mitteilung der 
Beschwerdepunkte sicherten die betroffenen Unternehmen zu, keine weitere Vereinbarung 
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 ZB Komm 20.12.2001, ABl 2004 L 115/1 Rn 439f (Selbstdurchschreibepapier); Komm 11.12.2001, ABl 2003 L 153/1 Rn 358 
(Zinkphosphat). 
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 Komm 11.6.2002, ABl 2004 L 56/1 Rn 547 (Österreichische Banken/Lombard-Club). 
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 Vgl Komm 30.11.2005, ABl 2007 L 282/41 Rn 28ff (Industriesäcke); Komm 11.12.2001, ABl 2003 L 153/1 Rn 358f (Zinkphosphat); 
Komm 11.6.2002, ABl 2004 L 56/1 Rn 547 (Österreichische Banken/Lombard-Club). 
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 Komm 11.6.2002, ABl 2004 L 56/1 Rn 558 (Österreichische Banken/Lombard-Club). 
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 Komm 16.5.2000, ABl 2000 L 268/1 Rn 190f (FETTCSA). 
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dieser Art zu schließen bzw durchzuführen, ohne zunächst die Kommission förmlich davon 
zu unterrichten und gaben ferner nach Erhalt der Mitteilung der Beschwerdepunkte die 
kartellwidrige Vereinbarung freiwillig auf. Da die aktive Mitarbeit erst im Zuge der 
Erwiderung auf die Mitteilung der Beschwerdepunkte erfolgte, kam Abschnitt D Rn 2 erster 
SpStr der Mitteilung aus 1996 nicht zur Anwendung, die Geldbuße wurde deshalb für die 
Unternehmen einheitlich um jeweils 10 % verringert.566 
 
In sämtlichen Anwendungsfällen des Abschnitts D der Mitteilung aus 1996 stellte die 
Kommission darauf ab, inwieweit die aktive oder passive Kooperation zu einer 
Arbeitserleichterung im Verwaltungsverfahren führte und gewährte dabei jeweils eine 
Reduktion der Geldbuße, die proportional zum Grad der Arbeitserleichterung und der 
Ressourcenschonung stand.567 
 
6. Abschnitt E „Verfahren“ 
Abschnitt E der Mitteilung aus 1996 rundete die Kronzeugenregelung durch 
verfahrensrechtliche Vorgaben ab. Unternehmen, die sich auf die Rechtsvorteile der 
Kronzeugenregelung berufen wollten, mussten sich gem Abschnitt E Rn 1 der Mitteilung aus 
1996 zunächst mit der GD Wettbewerb in Verbindung setzen. Da der Antragsteller zudem für 
das Unternehmen vertretungsbefugt sein musste, zog das Vorgehen (irgend)eines 
Betriebsangehörigen – ohne entsprechende Vertretungsbefugnis zu haben – keine rechtlichen 
Wirkungen iSd Mitteilung aus 1996 nach sich.568 Festzuhalten ist idZ, dass der Begriff des 
„Antragstellers“ nicht im formellen Sinn zu verstehen war. Dies erhellt sich bereits aus dem 
Umstand, dass auch die Mitteilung aus 1996 auf keinen formellen Antrag für eine 
Kronzeugenbehandlung abstellte.569 Die Entscheidung darüber, ob ein Unternehmen die in 
den Abschnitten B, C und D der Mitteilung aus 1996 genannten Voraussetzungen für die 
Nichtfestsetzung bzw niedrigere Festsetzung der Geldbuße erfüllen konnte, traf die 
Kommission erst zusammen mit der endgültigen Entscheidung in dem betreffenden 
Kartellverfahren. Die Kommission begründete dies damit, dass die genannten 
Voraussetzungen während der gesamten Verfahrensdauer erfüllt werden konnten, weshalb 
eine frühzeitige Entscheidung darüber nicht angebracht gewesen wäre.570  
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 Komm 16.5.2000, ABl 2000 L 268/1 Rn 191 (FETTCSA). 
567
 Vgl zB Albrecht, WRP 2007, 417. 
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In Abschnitt E Rn 3 der Mitteilung aus 1996 stellte die Kommission zudem ausdrücklich klar, 
dass sie keine Geldbuße festsetzt oder deren Höhe niedriger festsetzt, wenn alle 
Voraussetzungen erfüllt werden. Generelle Vorgaben für die Minderung der Geldbuße 
innerhalb der Bandbreiten des jeweiligen Abschnitts wurden jedoch nicht aufgestellt. Die 
Kommission hielt weiters fest, dass die Gewährung von Rechtsvorteilen iSd 
Kronzeugenregelung zivilrechtliche Folgen für das Unternehmen – wegen seiner Beteiligung 
an einem unzulässigen Kartell – unberührt lässt.571  
 
Abschließend wies die Kommission in Abschnitt E Rn 4 der Mitteilung aus 1996 darauf hin, 
dass Unternehmen, gegenüber denen die Geldbuße nicht bzw niedriger festgesetzt wurde, 
nicht nur in der (endgültigen) Entscheidung ausdrücklich genannt werden und deren 
Beteiligung am Kartellverstoß genau beschrieben wird, sondern auch die Zusammenarbeit des 
jeweiligen Unternehmens Erwähnung findet, um dessen Begünstigung bei der 
Geldbußenverhängung nachvollziehbar zu machen. Die Bekanntgabe des genauen 
Kooperationsumfanges war keine neue Errungenschaft der Mitteilung aus 1996, vielmehr 
folgte die Kommission damit ihrer bisherigen Entscheidungspraxis.572 Die Kommission 
kündigte schließlich in Abschnitt E Rn 4 letzter Satz der Mitteilung aus 1996 an, eine 
„Heraufsetzung“ der Geldbuße beantragen zu werden, falls ein Unternehmen, dem eine 
niedrigere Geldbuße wegen Nichtbestreiten des Sachverhalts gewährt wurde, diesen 
Sachverhalt in einem Nichtigkeitsverfahren vor dem EuG erstmals bestreiten sollte. 
 
7. Praktische Anwendung der Kronzeugenregelung aus 1996 
Die Kronzeugenregelung aus 1996 wurde von der Kommission – soweit ersichtlich – in 40 
Geldbußenentscheidungen unmittelbar bzw analog573 angewendet, wodurch insgesamt 176 
Unternehmen in den Genuss eines Erlasses bzw einer Ermäßigung der Geldbuße gekommen 
sind.574 Im Schnitt konnte dabei nahezu in jedem zweiten Verfahren ein Unternehmen 
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 Mitteilung aus 1996 Abschnitt E Rn 4, ABl 1996 C 207/4. 
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 Vgl zB Kommission Komm 1.4.1992, ABl 1992 L 134/1 Rn 74 (Reedereiausschüsse); Komm 16.12.1985, ABl 1985 L 376/21 Rn 68 
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und medizinische Gase); Komm 30.10.2002, ABl 2005 L 299/92 Rn 26 (Kunstauktionshäuser); Komm 27.11.2002, ABl 2004 L 38/18 Rn 
282 (Methylglukamin); Komm 27.11.2002, ABl 2005 L 166/8 Rn 24 (Gipsplatten); Komm 17.12.2002, ABl 2004 L 75/1 Rn 295 
(Geschmacksverstärker); Komm 17.12.2002, ABl 2006 L 180/20 Rn 29ff (Graphitspezialerzeugnisse); Komm 17.12.2002, ABl 2004 L 353/1 
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sämtliche Voraussetzungen nach Abschnitt B der Mitteilung aus 1996 erfüllen und sich 
dadurch eine mindestens 75 %-ige Reduktion der Geldbuße sichern. Wenngleich die 
Mitteilung aus 1996 keine näheren Ausführungen dazu enthielt, wie die Geldbuße innerhalb 
der Bandbreite des Abschnitts B der Mitteilung aus 1996 im Einzelfall konkret festzusetzen 
war, gab dennoch die Entscheidungspraxis der Kommission Aufschluss darüber, die insoweit 
sehr einheitlich und geradlinig war. So würdigte die Kommission freiwillige und umfassende 
Kooperation, die bereits vor Einleitung von Nachprüfungen einsetzte, durch Ausschöpfen der 
maximalen Rechtsvorteile und gewährte in 16 von 18 Entscheidungen, bei denen Abschnitt B 
zur Anwendung gelangte, eine 100 %-ige Reduktion der Geldbuße.575 Lediglich in zwei 
Fällen wurde die Geldbuße nicht zur Gänze erlassen und dies damit begründet, dass die 
Kooperation der beiden Unternehmen nicht völlig spontan erfolgte, weil der Selbstanzeige ein 
Auskunftsersuchen der Kommission vorangegangen war.576 Gegenüber dem einen dieser 
beiden Unternehmen wurde die Geldbuße um 80 %577 reduziert, während das zweite 
Unternehmen – unter durchaus vergleichbaren Umständen – eine Ermäßigung um 90 % 
erhielt.578 
 
Abschnitt C der Mitteilung aus 1996 kam demgegenüber nur ein einziges Mal zur 
Anwendung. Die Kommission hatte in diesem Verfahren bereits Nachprüfungen 
vorgenommen, bevor das erste Unternehmen den Kartellverstoß anzeigte und entscheidendes 
Beweismaterial vorlegte, anhand dessen die Kommission schlussendlich die konkreten 
Tatumstände belegen konnte.579 Die Kommission gewährte auch in diesem Fall eine 
Ermäßigung im oberen Bereich der Bandbreite des Abschnitts C und reduzierte die Geldbuße 
gegenüber diesem Unternehmen um 70 %.  
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Der überwiegenden Mehrheit der Unternehmen, die in den Genuss der Kronzeugenregelung 
aus 1996 kamen, wurden die Rechtsvorteile des Abschnitts D der Mitteilung aus 1996 zu Teil. 
So gewährte die Kommission insgesamt 157 Unternehmen eine Geldbußenermäßigung im 
Ausmaß von 10 bis 50 %. Der Grund für die häufige Anwendung des Abschnitts D lag nicht 
nur darin, dass im Gegensatz zu den Abschnitten B und C mehrere Unternehmen desselben 
Kartells dafür in Frage kamen, sondern va auch darin, dass Abschnitt D der Mitteilung aus 
1996 bereits für geringe Kooperationsbeiträge, wie dem Nichtbestreiten der 
Beschwerdepunkte, entsprechende Reduktionen vorsah.  
 
Ein Blick auf die einzelnen Verfahren verdeutlicht, dass die Kommission mit der Mitteilung 
aus 1996 Kartelle in verschiedensten Wirtschaftsbereichen aufdecken konnte, die sich nicht 
nur auf die ohnedies kartellanfälligen Branchen (zB Zement, Chemie- und Papierindustrie) 
erstreckten.580 Im Jahr 2001 konzentrierte sich die Kommission bspw bei ihren Ermittlungen 
auf zehn verschiedene Kartelle, von denen manche – wie etwa das Vitamin-Kartell581 – 
international angelegt waren, während andere „lediglich“ den europäischen Markt 
berührten.582 Betroffen davon waren neben der Chemie- und der Papierindustrie auch der 
Bankensektor, die Bierindustrie sowie der Flugverkehr.583 Die Kommission verhängte allein 
im Jahr 2001 gegen die beteiligten Unternehmen derartiger Hardcore-Kartelle Geldbußen iHv 
über EUR 1,8 Mrd.584  
 
8. Beurteilung der Kronzeugenmitteilung aus 1996 
8.1. Kritik im Vorfeld ihrer Veröffentlichung 
Bereits im Vorfeld der Veröffentlichung wurde zT heftige Kritik an der geplanten 
„Nachsichtsregelung“585 der Kommission geübt. Diese Kritik war insb darauf 
zurückzuführen, dass sich die Kommission, in Anlehnung an das amerikanische 
Kronzeugenprogramm, ein Konzept zu Eigen machen wollte, dass dem europäischen 
Wettbewerbsrecht und dem seiner Mitgliedsstaaten bis dahin absolut unbekannt war. So 
wurde in diversen Stellungnahmen zum Mitteilungsentwurf bemängelt, dass das 
vorgeschlagene Kronzeugenmodell der europäische Rechtstradition widerspreche, indem 
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 Vgl Schneider, Kronzeugenregelung im EG-Kartellrecht 132. 
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 Komm 22.11.2001, ABl 2003 L 6/1 Rn 70ff (Vitamine). 
582
 Monti, The fight against Cartels, Pressemitteilung der Komm 12.9.2002, SPEECH/02/384. 
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Brauereien/Interbrew und Alken-Maes); Komm 5.12.2001, ABl 2002 L 253/21 Rn 102ff (Luxemburgische Brauereien); Komm 5.12.2001, 
ABl 2002 L 239/18 Rn 326 (Zitronensäure); Komm 11.12.2001, ABl 2003 L 153/1 Rn 366 (Zinkphosphat); Komm 20.12.2001, ABl 2004 
L 115/1 Rn 436f (Selbstdurchschreibepapier); Komm 11.6.2002, ABl 2004 L 56/1 Rn 559f (Österreichische Banken/Lombard-Club). 
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 Vgl Monti, The fight against Cartels, Pressemitteilung der Komm 12.9.2002, SPEECH/02/384; Azevedo, ECLR 2003, 400. 
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 Komm, Bericht über die Wettbewerbspolitik (1995) Rn 49f; Entwurf einer Mitteilung der Europäischen Kommission über ihre Politik im 
Bereich der Geldbußen für Zuwiderhandlungen gegen die Wettbewerbsregeln, ABl 1995 C 341/13 (unveröffentlicht); eingehend hiezu Joris, 
Competition Policy Newsletter 2/1996, 13. 
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Rechtsvorteile als Gegenleistung dafür gewährt werden, dass Unternehmen die Kommission 
bei der Kartellaufdeckung unterstützen und dabei ihre Komplizen verraten.586 Ferner wurden 
Stimmen laut, die die geplanten Maßnahmen als Verstoß gegen die Ethik ansahen und darauf 
hinwiesen, dass dadurch die Denunziation institutionalisiert würde.587  
 
Die Kommission trat diesen Argumenten vehement entgegen und führte ins Treffen, dass 
nicht die geplanten Maßnahmen, sondern vielmehr die Verschweigung der schädlichsten 
Kartelle kritisiert werden müsse.588 Zur Untermauerung ihres Standpunktes verwies die 
Kommission insb auf die Rsp der Gemeinschaftsgerichte. Der Behauptung, wonach mit der 
geplanten Kronzeugenregelung die Denunziation institutionalisiert würde, hielt die 
Kommission die stRsp des EuG entgegen, wonach Unternehmen, anstatt sich an 
wettbewerbswidrigen Aktivitäten selbst zu beteiligen, den auf sie ausgeübten Druck bei den 
zuständigen Behörden zur Anzeige bringen und bei der Kommission Beschwerde erheben 
sollen.589  
 
Der Kritik an der geplanten Kronzeugenregelung, die darauf abstellte, dass dieses System 
einen „Fremdkörper“ in der europäischen Rechtstradition bilden würde, hielt die Kommission 
insb entgegen: „Die Tatsache, dass derartige Vorschriften im Wettbewerbsrecht der 
Mitgliedstaaten fehlen, ist kein ausreichender Grund, um von Neuerungen abzusehen, durch 
die die Aktionsmittel der Kommission gegen die schwerwiegendsten Wettbewerbsverstöße 
verstärkt werden.“590 IdZ argumentierte die Kommission auch mit ihrer eigenen 
Entscheidungspraxis vor Erlass der Mitteilung aus 1996 und verwies darauf, dass 
kooperatives Verhalten von Unternehmen bei der Festsetzung der Geldbußenhöhe regelmäßig 
geldbußenmindernd berücksichtigt wurde.591 Schließlich hielt die Kommission fest, dass 
durch eine formelle Kronzeugenregelung lediglich eine von den Gemeinschaftsgerichten seit 
langem anerkannte, gut etablierte Praxis weitgehend durch Normen fixiert werde.592 
 
Obwohl va von Seiten des Europäischen Parlaments, aber auch aus einigen Mitgliedstaaten 
und der Industrie Stimmen zu vernehmen waren, die der Kronzeugenregelung der 
Kommission ablehnend gegenüberstanden, setzte sich die Kommission – von ihrem Vorhaben 
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überzeugt – letzten Endes durch und veröffentlichte schließlich ihre die Kronzeugenregelung 
aus 1996.593  
 
8.2. Kritikpunkte an der Mitteilung aus 1996 
Mit Veröffentlichung der Mitteilung aus 1996 verstummten die Kritiker nicht,594 vielmehr 
zeigte sich, dass die Kronzeugenregelung aus 1996 – trotz ihrer durchaus beachtlichen 
Anwendungsrate – zT erhebliche Defizite aufwies. Aus Sicht betroffener Unternehmen wurde 
va bemängelt, dass die Kronzeugenregelung nicht genügend Transparenz und 
Rechtssicherheit in puncto Erlass bzw Ermäßigung der Geldbuße geboten hätte.595 Wie die 
nachfolgenden Ausführungen zeigen, ist diese Kritik nicht unbegründet, insb wenn man 
bedenkt, dass ein entsprechendes Maß an Transparenz den Schlüssel zum Erfolg derartiger 
Kronzeugenregelung bildet.596 
 
Um in den Genuss eines Erlasses bzw einer wesentlichen Reduktion der Geldbuße zu 
gelangen, stellte die Kommission in Abschnitt B der Mitteilung aus 1996 darauf ab, dass das 
Unternehmen als erstes die geheime Absprache anzeigen und zudem Angaben machen 
musste, die für den Beweis des Kartells von entscheidender Bedeutung waren. In der Praxis 
bereitete diese Bestimmung in mehrfacher Hinsicht Probleme, die insb auf die fehlende 
Transparenz dieser Voraussetzung zurückzuführen waren. So wurden etwa 
kooperationswillige Unternehmen, die frühzeitig die Initiative ergriffen und vor Einleiten von 
Nachprüfungen eine Selbstanzeige erstatteten, von der Kommission bis zur abschließenden 
Geldbußenentscheidung darüber im Unklaren gelassen, ob sie tatsächlich als erstes 
Unternehmen den Kartellverstoß angezeigt hatten.597  
 
Vor allem in den Anfangsjahren der Kronzeugenregelung aus 1996 konnten 
kooperationswillige Unternehmen – mangels entsprechender Erfahrungswerte – zudem nur 
schwer einschätzen, ob die von ihnen vorgelegten Informationen bzw Beweismittel 
tatsächlich von entscheidender Bedeutung waren. Die mangelnde Transparenz dieser 
Voraussetzung führte auch zu einer erheblichen Rechtsunsicherheit bei kooperationswilligen 
Unternehmen. Ferner war dieses Erfordernis geeignet, Unternehmen, die nur am Rande am 
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Kartell beteiligt waren und deshalb nur über nützliche aber nicht unbedingt entscheidende 
Beweise verfügten, von der spontanen Selbstanzeige abzuhalten.598  
 
Da die Reihenfolge kooperierender Unternehmen, insb den „ersten Platz“ betreffend, anhand 
des Zeitpunktes festgelegt wurde, an dem das jeweilige Unternehmen entscheidende 
Informationen bzw Beweismittel lieferte, wurde im Einzelfall mitunter auch dem Zufall Tür 
und Tor geöffnet. So war es durchaus denkbar, dass ein Unternehmen zwar als erstes 
Unternehmen den internen Beschluss zur Kooperation fasste und sich auf die Suche nach 
entsprechenden Beweisen begab, diesem jedoch ein anderes Unternehmen bei der Vorlage 
entscheidender Beweismittel schlussendlich zuvorkam. Um solche Konstellationen 
hintanzuhalten, wäre es sinnvoller gewesen, nicht erst auf den Zeitpunkt abzustellen, an dem 
entsprechende Beweismittel vorgelegt werden, sondern an dem ein Unternehmen seine 
ernsthafte Kooperationsbereitschaft gegenüber der Kommission zum Ausdruck bringt. Sollte 
das Unternehmen in weiterer Folge seiner angekündigten Kooperationsbereitschaft nicht oder 
nicht in angemessenen Umfang nachkommen, könnte die Kommission darauf entsprechend 
reagieren und dem Unternehmen einen Erlass der Geldbuße verwehren. 
 
Unternehmen, die in den Anwendungsbereich des Abschnitts B der Mitteilung aus 1996 
gelangen wollten, befanden sich das gesamte Verfahren hindurch in einem Schwebezustand, 
indem sie zwar wussten, dass ein allfälliger Erlass bzw eine mindestens 75 %-ige Reduktion 
der Geldbuße an eine umfassende Kooperation während des gesamten Verfahrens geknüpft 
war, ohne jedoch zu wissen, ob ihre Bemühungen auch tatsächlich mit einer entsprechenden 
Begünstigung honoriert werden. Sollte nämlich ein anderes Unternehmen mit einer 
Selbstanzeige zuvorgekommen sein, kam nur noch eine Ermäßigung um maximal 50 % in 
Betracht, wovon das Unternehmen jedoch erst im Rahmen der endgültigen Entscheidung der 
Kommission in Kenntnis gesetzt wurde. Durch diese Defizite wurde der Anreiz zur 
Kooperation stark beschnitten und damit zugleich die Effizienz der europäischen 
Kronzeugenregelung geschwächt. Auch Unternehmen, die eine Selbstanzeige erstatteten, 
nachdem die Kommission eine Nachprüfung vorgenommen hatte, und die sich Hoffnungen 
auf eine Anwendung des Abschnitts C machen durften, waren ebenfalls von diesen 
Unzulänglichkeiten der Mitteilung aus 1996 betroffen. 
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Die Mitteilung aus 1996 wies auch noch andere Schwachstellen auf. Eine Anwendung des 
Abschnitts B bzw C setzte insb voraus, dass das Unternehmen bei der Durchführung des 
Kartells „keine entscheidende Rolle“ gespielt hatte. Dieses Erfordernis barg aufgrund seiner 
Unbestimmtheit wiederum eine erhebliche Unsicherheit für kooperationswillige Unternehmen 
in sich, weil diese – ohne nähere Anhaltspunkte – selbst beurteilen mussten, ob ihnen eine 
solche Rolle im Kartell tatsächlich zugekommen war. Festzuhalten ist insoweit, dass durch 
den generellen Ausschluss von Unternehmen, die maßgeblich am Kartell mitgewirkt oder 
andere zur Teilnahme daran angestiftet bzw gezwungen haben, zwar dem nachvollziehbaren 
Grundgedanken Rechnung getragen wurde, dass die Hauptakteure des Kartellverstoßes nicht 
auch noch von der Kommission erhebliche Rechtsvorteile eingeräumt bekommen sollten. Die 
Kommission verkannte jedoch, dass damit gerade jenen Unternehmen ein gewichtiger Anreiz 
zur Kooperation verwehrt wurde, die im Regelfall – aufgrund ihrer Stellung im Kartell – über 
die umfassendsten Informationen verfügen. Aus diesem Blickwinkel heraus wäre es im Sinne 
einer effektiven Kartellbekämpfung angebracht gewesen, kein Unternehmen per se von 
bestimmten Rechtsvorteilen auszuschließen.  
 
Einen weiteren Kritikpunkt bildete auch der Umstand, dass es selbst bei Vorliegen sämtlicher 
Voraussetzungen im Ermessen der Kommission lag, inwieweit sie die Geldbuße innerhalb der 
vorgegebenen Bandbreite des jeweiligen Abschnitts konkret minderte. In der 
Verwaltungspraxis ist dieser Aspekt jedoch in den Hintergrund getreten, weil die Kommission 
vergleichbare Formen der Kooperation – über den Einzelfall hinaus – sehr einheitlich 
bewertete.  
 
Neben diesen Kritikpunkten, die in erster Linie auf die mangelnde Transparenz und 
Bestimmtheit abzielen, schoss Abschnitt D Mitteilung aus 1996 zT über das Ziel hinaus und 
bot sogar dann Anreize, wenn keine honorierungswürdige Zusammenarbeit erfolgte. So 
bildete das Nichtbestreiten der Beschwerdepunkte einen Hauptanwendungsfall der 
Kronzeugenregelung, obwohl diese passive Form der Kooperation nicht geeignet war, die 
Kartellverfolgung bzw -feststellung an sich zu erleichtern. Vielmehr wurde die Begünstigung 
in erster Linie mit der damit verbundenen Verfahrensbeschleunigung gerechtfertigt. Da 
jedoch auch diese Form der passiven Kooperation zu einer nicht unbeträchtlichen Reduktion 
der Geldbuße von durchschnittlich 10 bis 20 % führte, wurde damit zugleich der Beitrag, den 
andere Unternehmen durch aktive Zusammenarbeit mit der Kommission leisteten, erheblich 
abgewertet. 
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8.3. Abschließende Bemerkungen 
Mit der Mitteilung aus 1996 wurde ein bedeutender Grundstein für die Kartellbekämpfung in 
Europa gelegt. Wenngleich diese Kronzeugenregelung noch nicht ausgereift war, so kann ihr 
dennoch ein gewisser Erfolg als Mittel zur Kartellbekämpfung nicht abgesprochen werden. 
Dies wird bereits durch die Tatsache belegt, dass die Kommission in den knapp sechs Jahren, 
in denen die Mitteilung aus 1996 zur Anwendung kam, in nicht weniger als 18 Fällen von 
Insidern über Hardcore-Kartelle in Kenntnis gesetzt wurde.599 Dementsprechend verwies auch 
der frühere EU-Wettbewerbskommissars, Mario Monti, rückblickend auf die hohe 
Anwendungsrate der Mitteilung aus 1996 und zog daraus den Schluss, dass die Botschaft der 
Kommission von der Wirtschaftswelt nicht nur gehört, sondern auch ernst genommen 
wurde.600 Dass sich die Mitteilung aus 1996 in der Praxis profilieren konnte, war wohl nicht 
nur ein Verdienst der Kronzeugenregelung an sich, sondern vielmehr auch auf bestimmte 
Begleitumstände zurückzuführen. Im Jahr 1998 wurde nämlich die gemeinschaftsweite 
Sanktionspolitik – durch Einführung Leitlinien aus 1998 – deutlich verschärft,601 wodurch 
auch die Attraktivität eines Geldbußenerlasses bzw einer Ermäßigung für Unternehmen 
erheblich zunahm. Ferner wurde im selben Jahr erstmals eine spezielle Kartellabteilung 
innerhalb der GD Wettbewerb ins Leben gerufen und gezielt Ressourcen für die 
Kartellbekämpfung eingesetzt.602  
 
Vergleicht man die Erfolge dieser Kronzeugenregelung etwa mit denen des amerikanischen 
Kronzeugenprogramms in seinen Anfangsjahren, kann keine Rede davon sein, dass sich die 
Mitteilung aus 1996 zu einem „Vehikel“ für bloße Geldbußenermäßigungen entwickelt 
habe.603 Dementsprechend zog auch die Kommission bereits im Jahr 2001 eine durchwegs 
positive Bilanz und hielt insb fest, dass der Kronzeugenregelung aus 1996 bei der 
Durchsetzung von Wettbewerbsregeln gegenüber Kartellen eine wichtige Rolle zukam.604 
Zugleich reagierte die Kommission aber auch auf die Kritik, die an dieser ersten europäischen 
Kronzeugenmitteilung geäußert wurde und nahm diese schließlich zum Anlass, die Mitteilung 
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IV. Mitteilung der Europäischen Kommission vom 19. Februar 2002 
1. Inkrafttreten und Gliederung 
Die Europäische Kommission kündigte bereits in ihrer Mitteilung aus 1996 an, diese 
entsprechend zu modifizieren, sobald sie über ausreichende Erfahrungswerte im Umgang mit 
der Kronzeugenregelung verfügt.605 Nach mehr als fünfeinhalbjähriger Anwendungspraxis 
veröffentlichte die Kommission schließlich am 19. Februar 2002 eine neue Mitteilung über 
den Erlass und die Ermäßigung von Geldbußen in Kartellsachen.606 Die Mitteilung aus 2002 
ersetzte ab dem 14. Februar 2002 die Mitteilung aus 1996 in sämtlichen Fällen, in denen sich 
bis zu diesem Stichtag noch kein Kartell beteiligtes Unternehmen mit der Kommission in 
Verbindung gesetzt hatte, um die Vorteile der Mitteilung aus 1996 in Anspruch zu nehmen.607  
 
Vom Aufbau her gesehen war die Mitteilung aus 2002 zwar ihrer Vorgängerbestimmung zT 
strukturell nachempfunden, wich jedoch in einigen Bereichen davon ab. Die Kommission 
legte zunächst in einem einleitenden Teil – in Anlehnung an die Mitteilung aus 1996 – ihre 
Beweggründe für die Einführung bzw Fortführung der Kronzeugenregelung offen. Ergänzend 
erläuterte sie ihre Motivation für die Überarbeitung der vormaligen Kronzeugenregelung. 
Ferner wurden die materiellen Bestimmungen der Mitteilung aus 2002 nicht mehr auf drei 
Abschnitte aufgeteilt, sondern vielmehr zwei Hauptabschnitten unterstellt. Während Abschnitt 
A der Mitteilung aus 2002 fortan die maßgeblichen Bestimmungen für den „Erlass der 
Geldbuße“ enthielt, widmete sich Abschnitt B der „Ermäßigung der Geldbuße“. Im 
Gegensatz zur Mitteilung aus 1996 wurden den materiellen Ausführungen in den beiden 
Abschnitten zugleich jeweils ein eigener verfahrensrechtlicher Teil angeschlossen. 
Dementsprechend traf Abschnitt A der Mitteilung aus 2002 sämtliche materiellen wie auch 
formellen Vorgaben für einen Geldbußenerlass, während Abschnitt B die Vorgaben für eine 
Ermäßigung der Geldbuße umfassend darlegte. Die Mitteilung aus 2002 wurde schließlich 
durch einen abschließenden Teil mit der Bezeichnung „Allgemeines“ abgerundet. Dieser Teil 
enthielt generelle Ausführungen zur Anwendung dieser Mitteilung, die sowohl bei einem 
Vorgehen nach Abschnitt A als auch nach Abschnitt B der Mitteilung aus 2002 zu beachten 
waren. Festzuhalten ist ferner, dass die Nummerierung innerhalb der Mitteilung aus 2002 – 
im Gegensatz zur Mitteilung aus 1996 – nunmehr fortlaufend war.  
 
 
                                                     
605
 Vgl Mitteilung aus 1996 Abschnitt A Rn 3, ABl 1996 C 207/4. 
606
. Mitteilung aus 2002, ABl 2002 C 45/3 
607
 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 28, ABl 2002 C 45/3; Komm 27.11.2002, ABl 2004 L 38/18 Rn 268 (Methylglukamin); Komm 1.10.2003, 
ABl 2005 L 182/20 Rn 38f (Sorbate); Polley/Seeliger, EuZW 2002, 398. 
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2. „Einleitung“ 
Im ersten Teil der Mitteilung aus 2002 stellte die Kommission zunächst klar, dass sie 
weiterhin an den Zielsetzungen und Prinzipien festhielt, die bereits der Kronzeugenregelung 
aus 1996 zugrunde lagen. Dementsprechend wies sie – nahezu wortgleich mit der Mitteilung 
aus 1996 – wiederum auf die Sozialschädlichkeit geheimer, horizontaler Kartellabsprachen 
hin und führte zugleich die Vorteile der Kronzeugenregelung als Mittel der 
Kartellbekämpfung ins Treffen.608 Wenngleich die Kommission auch noch im Vorfeld der 
Veröffentlichung der Mitteilung aus 2002 stets betonte, dass der Mitteilung aus 1996 
mittlerweile eine entscheidende Rolle bei der Kartellbekämpfung zugekommen sei,609 so war 
diese Kronzeugenregelung wohl – selbst aus Sicht der Kommission – nicht in der Lage, die in 
sie gesetzten Erwartungen in vollem Umfang zu erfüllen.  
 
IdS hielt die Kommission in der Mitteilung aus 2002 ausdrücklich fest, dass sich zwar die 
Prinzipien, die der Mitteilung aus 1996 zugrunde lagen, bewährt hätten, die Erfahrungen 
jedoch zeigten, dass sich eine bessere Wirkung erzielen ließe, wenn die Bedingungen für 
einen Erlass bzw eine Ermäßigung der Geldbuße „transparenter und berechenbarer wären“ 
und die Höhe der Ermäßigung stärker davon abhängig gemacht würde, welchen Beitrag das 
jeweilige Unternehmen zum Nachweis des Kartells geleistet hat.610 Um den 
Kooperationsbeitrag einzelner Unternehmen noch stärker aufzuwerten, als es bisher der Fall 
war, wurde die Mithilfe eines Unternehmens bei der Aufdeckung eines Kartells in der 
Mitteilung aus 2002 als Wert an sich angesehen, weshalb ein entscheidender Beitrag zur 
Einleitung von Ermittlungen oder zum Nachweis eines Kartells – unter bestimmten 
Voraussetzungen – nunmehr automatisch einen vollständigen Erlass der Geldbuße für das 
betreffende Unternehmen rechtfertigen konnte.611 Ausschlaggebend für das Ausmaß einer 
allfälligen Ermäßigung waren generell zwei Faktoren, nämlich die Qualität und der Zeitpunkt 
des Kooperationsbeitrages, wobei eine Ermäßigung, unabhängig von deren Ausmaß, nunmehr 
ausschließlich dann gewährt werden sollte, wenn die gelieferten Beweismittel einen 




                                                     
608
 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 1ff, ABl 2002 C 45/3 und Mitteilung aus 1996 Abschnitt A Rn 1ff, ABl 1996 C 207/4. 
609
 Vgl zB Komm, Bericht über die Wettbewerbspolitik (2001) Rn 37. Vgl Komm, Bericht über die Wettbewerbspolitik (2002) Rn 33. 
610
 Mitteilung aus 2002 Rn 5, ABl 2002 C 45/3. 
611
 Mitteilung aus 2002 Rn 6, ABl 2002 C 45/3. 
612
 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 7, ABl 2002 C 45/3; Weitergehende Ausführungen zum Begriff des „erheblichen Mehrwerts“ unten in 
Kap C.IV.5.1. 
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3. Abschnitt A „Erlass der Geldbuße“ 
In Abschnitt A der Mitteilung aus 2002 legte die Kommission fest, unter welchen 
Voraussetzungen einem kartellbeteiligten Unternehmen die Geldbuße, die andernfalls 
verhängt worden wäre, vollständig zu erlassen war. Während nach der Mitteilung aus 1996 
ein vollständiger Erlass der Geldbuße nur dann in Betracht kam, wenn die Selbstanzeige zu 
einem Zeitpunkt erfolgte, an dem die Kommission noch keine Nachprüfungen durchgeführt 
hatte, war die Mitteilung aus 2002 erheblich weiter gefasst. Die zentrale Bestimmung bildete 
dabei Rn 8 der Mitteilung aus 2002, die in lit a und b zwei Varianten für einen 
Geldbußenerlass aufstellte. Ein Geldbußenerlass war zudem an weitere Voraussetzungen 
geknüpft. Diese zusätzlichen Voraussetzungen waren zT genereller Natur und somit in beiden 
Varianten zu beachten, zT bestanden jedoch auch spezifische Voraussetzungen, die jeweils 
nur auf eine der beiden Varianten abstellten. Diese spezifischen Voraussetzungen bildeten 
zusammen mit den konkreten Vorgaben der jeweiligen Variante des Geldbußenerlasses eine 
inhaltliche Einheit und werden deshalb im Folgenden zusammen mit den einzelnen Varianten 
der Rn 8 angeführt: 
 
 Ein Erlass der Geldbuße gem Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2002 setzte demnach 
voraus, dass das Unternehmen als erstes Beweismittel vorlegte, die es der 
Kommission ihrer Ansicht nach ermöglichten, „in einer Entscheidung eine 
Nachprüfung gemäss Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung Nr 17 anzuordnen“, um 
gegen ein mutmaßliches, die Gemeinschaft betreffendes Kartell zu ermitteln. Ein 
Geldbußenerlass iSd Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2002 wurde jedoch nur dann 
gewährt, wenn die Kommission zum Zeitpunkt der Vorlage dieser Beweismittel nicht 
bereits über ausreichende Mittel verfügte, um von sich aus eine Nachprüfung iSd 
Art 14 Abs 3 VO 17/62 anzuordnen (vgl Rn 9). 
 Für einen Erlass der Geldbuße gem Rn 8 lit b der Mitteilung aus 2002 war 
demgegenüber erforderlich, dass das Unternehmen als erstes Beweismittel vorlegte, 
die es der Kommission – ihrer Ansicht nach – ermöglichten, „eine Zuwiderhandlung 
gegen Art 81 EG-Vertrag in Form eines mutmaßlichen, die Gemeinschaft 
betreffenden, Kartells festzustellen.“ Ein Geldbußenerlass im iSd Rn 8 lit b der 
Mitteilung aus 2002 wurde jedoch nur dann gewährt, wenn die Kommission zum 
Zeitpunkt der Vorlage dieser Beweismittel nicht bereits über ausreichende 
Beweismittel verfügte, um von sich aus eine Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV 
feststellen zu können und zudem keinem anderen Unternehmen in diesem Verfahren 
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ein bedingter Geldbußenerlass nach Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2002 gewährt wurde 
(vgl Rn 10). 
 
Neben diesen spezifischen Vorgaben für den Erlass der Geldbuße, die danach differenzierten, 
welcher Buchstabe der Rn 8 zur Anwendung gelangte, enthielt die Mitteilung aus 2002 zudem 
generelle Voraussetzungen, die für beide Varianten beachtlich waren. Zusätzlich zu den 
bereits genannten Voraussetzungen mussten sowohl nach Rn 8 lit a wie auch nach Rn 8 lit b 
der Mitteilung aus 2002 die nachstehenden Bedingungen der Rn 11 lit a bis c kumulativ 
vorliegen: 
 
 Das Unternehmen musste während des Verwaltungsverfahrens in vollem Umfang 
kontinuierlich und zügig mit der Kommission zusammenarbeiten und der Kommission 
alle in seinem Besitz befindlichen oder anderweitig verfügbaren Beweismittel über das 
mutmaßliche Kartell vorlegen. Darüber hinaus musste sich das Unternehmen der 
Kommission zur Verfügung halten, um jede Anfrage, die zur Feststellung des 
Sachverhaltes beitragen konnte, zügig zu beantworten. 
 Es musste seine Teilnahme an der mutmaßlichen rechtswidrigen Handlung spätestens 
zu dem Zeitpunkt einstellen, zu dem es die Beweismittel gem Rn 8 lit a bzw Rn 8 lit b 
der Mitteilung aus 2002 vorgelegt hat. 
 Das Unternehmen durfte schließlich keine anderen Unternehmen zur Teilnahme an der 
rechtswidrigen Handlung gezwungen haben. 
 
Die nachstehenden Ausführungen haben die materiellen Voraussetzungen für einen 
Geldbußenerlass iSd Mitteilung aus 2002 zum Gegenstand. Dabei werden zunächst die beiden 
Varianten der Rn 8 der Mitteilung aus 2002 in Zusammenhalt mit den jeweiligen spezifischen 
Vorgaben näher erörtert und daran anschließend das Verhältnis der beiden Bestimmungen 
zueinander dargestellt. Die weiteren Ausführungen befassen sich mit den generellen 
Voraussetzungen für einen Geldbußenerlass, die für beide Varianten gleichermaßen 
beachtlich waren. 
 
3.1. Varianten des Geldbußenerlasses  
Die Mitteilung aus 2002 räumte Unternehmen, die an einem Kartell beteiligt waren, zwei 
Varianten ein, um in den Genuss eines vollständigen Geldbußenerlasses zu kommen. 
Ausschlaggebend dafür, welche der beiden Varianten konkret zur Anwendung kam, war 
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dabei, inwieweit die Kommission zum Zeitpunkt der Beweisvorlage bereits „Kenntnis“ von 
dem betreffenden Kartellverstoß hatte. Je nachdem, welche der beiden Varianten in Betracht 
kam, wurde auch eine unterschiedliche Intensität der vorzulegenden Beweismittel gefordert. 
So wurden an eine frühzeitige Beweisvorlage iSd Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2002 geringere 
Anforderungen gestellt, als an die nach lit b. 
 
3.1.1. Erlass der Geldbuße gem Randnummer 8 Buchstabe a 
Um die Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2002 in Zusammenhalt mit Rn 9 zu erfüllen, musste das 
kooperationswillige Unternehmen der Kommission als erstes Beweismittel vorlegen, 
aufgrund derer die Kommission überhaupt erst in die Lage versetzt wurde, eine Nachprüfung 
gem Art 14 Abs 3 VO 17/62 anzuordnen. Erforderlich war somit, dass das Unternehmen – als 
erstes Kartellmitglied – der Kommission ausreichende Informationen über ein noch 
unentdecktes Kartell lieferte und ihr damit eine Handhabe für Ermittlungen einräumte.613 
Verfügte die Kommission demgegenüber bereits über entsprechende Informationen bzw 
Beweise, um von sich aus Nachprüfungen anzuordnen oder wurden bereits Nachprüfungen 
durchgeführt,614 kam diese Variante des Erlasses nicht mehr in Betracht. Die Mitteilung aus 
2002 bezog sich nach ihrem Wortlaut zwar nur auf Nachprüfungen iSd VO 17/62, unstreitig 
war jedoch, dass diese Grundsätze auch auf die neue VO 1/2003 zu übertragen waren.615 IdS 
sah die Kommission in Verfahren, denen bereits die VO 1/2003 zugrunde lag, auch dann von 
einer Geldbuße gänzlich ab, wenn es ihr ein Unternehmen ermöglichte, Nachprüfungen gem 
Art 20 Abs 4 bzw Art 21 Abs 1 VO 1/2003 anzuordnen.616  
 
Entscheidend war zudem der Zeitpunkt, an dem diese Beweismittel vorgelegt wurden und 
nicht der Zeitpunkt der Selbstanzeige. Die Mitteilung aus 1996 war insoweit in mehrfacher 
Hinsicht großzügiger gefasst. So stellte die Kommission in Abschnitt B lit a der Mitteilung 
aus 1996 lediglich darauf ab, dass die Selbstanzeige zu einem Zeitpunkt erfolgen musste, an 
dem sie noch keine Nachprüfung vorgenommen hatte. Ob die Kommission bereits über 
entsprechende Beweise verfügte, war demgegenüber unerheblich. Ebenso wenig musste das 
Unternehmen die Beweismittel vor Durchführung von Nachprüfungen vorgelegt haben, 
vielmehr reichte es aus, wenn das Unternehmen im weiteren Verlauf des Verfahrens als erstes 
Angaben von entscheidender Bedeutung machte.617 
                                                     
613
 Komm, Pressemitteilung 13.2.2002, Neue Kronzeugenregelung, IP/02/247. 
614
 Komm 28.11.2007, ABl 2008 C 127/11 Rn 25 (Flachglas). 
615
 Dannecker/Biermann in Immenga/Mestmäcker, EG-Wettbewerbsrecht4, Art 23VO 1/2003 Art 23 Rn 228. 
616
 Vgl zB Komm 3.5.2006, ABl 2006 L 353/54 Rn 28 (Wasserstoffperoxid und Perborat); Komm 13.9.2006, ABl 2007 L 196/40 Rn 21ff 
(Bitumen-Niederlande); ferner De Bronett, Europäischen Kartellverfahrensrecht, Art 23 Rn 61. 
617
 Vgl Mitteilung aus 1996 Abschnitt B lit b, ABl 1996 C 207/4. 
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Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2002 enthielt jedoch auch Bestimmungen, die Unternehmen eine 
Anwendung dieser Variante erleichterten. Zwar mussten Unternehmen, die in den Genuss 
eines vollständigen Geldbußenerlasses kommen wollten, noch früher als bislang Beweise 
vorlegen, dafür wurden an diese Beweismittel geringere Anforderungen gestellt. Anders als 
nach der Mitteilung aus 1996 musste das Unternehmen nämlich keine Beweise liefern, die die 
Zuwiderhandlung tatsächlich belegen konnten, sondern nur solche, die konkrete 
Anhaltspunkte für einen Kartellverstoß boten, um der Kommission die Anordnung von 
Nachprüfungen zu ermöglichen. Der Kommission war dabei bewusst, dass dieses Vorgehen 
in den meisten Fällen ergänzende Tatsachenermittlungen notwendig machen würde.618  
 
Für eine Nachprüfungsentscheidung iSd Art 14 Abs 3 VO 17/62 reichte nämlich die 
Vermutung einer Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV aus. Erforderlich war somit nur ein 
Anfangsverdacht, der sich auf einen konkreten Sachverhalt und hinreichende Informationen 
stützte.619 Um als Unternehmen die Anforderungen an das Beweismaterial gem Rn 8 lit a der 
Mitteilung aus 2002 zu erfüllen, mussten es somit lediglich Beweismittel vorgelegen, die 
einen hinreichenden Bezug zu einem bestimmten Sachverhalt herstellten, der es der 
Kommission ermöglichte, anhand konkreter Tatsachen, innerhalb einer bestimmten 
Unternehmensgruppe, weitergehende Untersuchungen vorzunehmen.620 Die Beurteilung, ob 
die Beweismittel geeignet waren eine Nachprüfung anzuordnen, oblag dabei der Kommission 
(arg „nach Ansicht der Kommission“).621  
 
3.1.2. Erlass der Geldbuße gem Randnummer 8 Buchstabe b 
Die zweite Variante der Rn 8 der Mitteilung aus 2002 stellte demgegenüber darauf ab, dass 
das Unternehmen als erstes Beweismittel vorlegte, die es der Kommission ermöglichten, 
einen Kartellverstoß gegen Art 81 EGV festzustellen. Das Kartellmitglied musste somit die 
Kommission als erstes Unternehmen in die Lage versetzen, einen Kartellverstoß 
nachzuweisen, von dem die Kommission bereits Kenntnis hatte und auch über ausreichende 
Informationen zur Einleitung von Nachprüfungen verfügte, ihr jedoch der Nachweis nicht 
gelang.622 Sofern die Kommission bereits über ausreichende Beweismittel verfügte, um einen 
Kartellverstoß festzustellen, kam auch nach Rn 8 lit b der Mitteilung aus 2002 kein 
Geldbußenerlass mehr in Betracht.623 Daraus folgt, dass ein Erlass der Geldbuße grds solange 
                                                     
618
 Komm, Bericht über die Wettbewerbspolitik (2005) Rn 176. 
619
 Vgl Hetzel, Kronzeugenregelungen 90. 
620
 Hetzel, Kronzeugenregelungen 89. 
621
 Mitteilung aus 2002 Rn 8 lit a, ABl 2002 C 45/3. 
622
 Komm, Pressemitteilung 13.2.2002, Neue Kronzeugenregelung, IP/02/247. 
623
 Mitteilung aus 2002 Rn 10, ABl 2002 C 45/3. 
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in Betracht kam, solange die Kommission von sich aus nicht in der Lage war, den konkreten 
Verstoß festzustellen. Diese Variante konnte somit auch dann noch zur Anwendung gelangen, 
wenn die Kommission bereits eine Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV vermutete und 
daraufhin Nachprüfungen vornahm.  
 
Im Gegenzug stellte die Kommission dafür strengere Anforderungen an die vorzulegenden 
Beweismittel. Um in den Genuss dieser Variante des Geldbußenerlasses zu kommen, reichte 
es nicht mehr aus, Beweismittel zu liefern, die einen Anfangsverdacht begründeten; vielmehr 
musste dadurch der bereits bestehende Verdacht der Kommission erhärtet werden. Um dieses 
Erfordernis zu erfüllen, mussten die vorgelegten Beweismittel bereits konkrete Informationen 
über die Art, Weise, Ausmaß sowie die Beteiligten an der Zuwiderhandlung beinhalten.624 
Die Anforderungen, die Rn 8 lit b der Mitteilung aus 2002 an die vorzulegenden Beweismittel 
stellte, sind vergleichbar mit denen der Abschnitte B bzw C der Mitteilung aus 1996. Es galt 
somit als erstes Unternehmen umfassendes Informations- und Beweismaterial zu liefern, mit 
dem das Bestehen eines Kartells tatsächlich belegt werden konnte.625 Auch insoweit oblag die 
Beurteilung, ob die Beweismittel geeignet waren eine Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV 
festzustellen, wiederum der Kommission (arg „nach Ansicht der Kommission“).626  
 
3.1.3. Verhältnis zwischen den beiden Varianten der Randnummer 8 
Sowohl nach Rn 8 lit a wie auch nach lit b der Mitteilung aus 2002 konnte jeweils nur ein 
einziges Unternehmen in den Genuss eines vollständigen Geldbußenerlasses kommen und 
zwar das, welches als erstes die geforderten Beweismittel vorlegte.627 Nach dem Wortlaut der 
Rn 8 lit a iVm lit b der Mitteilung aus 2002 wäre ein Erlass der Geldbuße sogar für zwei 
Unternehmen denkbar gewesen. Zum einen für das Unternehmen, das der Kommission als 
erstes die Anordnung von Nachprüfungen ermöglichte und zum anderen für das 
Unternehmen, das die Kommission als erstes in die Lage versetzte, den Kartellverstoß 
festzustellen. Diese Auslegung wäre jedoch – entgegen zahlreicher Stimmen in der Lehre628 – 
im Widerspruch zum uneingeschränkten Prioritätsprinzip gestanden.  
 
Dieses Prioritätsprinzip schlägt nämlich auch bei Zusammentreffen der beiden Varianten der 
Rn 8 durch, weshalb die erste Variante stets Vorrang vor der zweiten genießt, sofern die 
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 Vgl Hetzel, Kronzeugenregelungen 90. 
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 Vgl hiezu insb die Ausführungen in Kap C.III.3. 
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 Mitteilung aus 2002 Rn 8 lit b, ABl 2002 C 45/3. 
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 Mitteilung aus 2002 Rn 8 lit a und b, ABl 2002 C 45/3. 
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 Vgl zB Polley/Seeliger, EuZW 2002, 398; Schneider, Kronzeugenregelung im EG-Kartellrecht 50; Hetzel, Kronzeugenregelungen 90ff. 
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Voraussetzungen gem Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2002 zuerst erfüllt wurden.629 Die 
Kronzeugenregelung verfolgt unstreitig das Ziel, Unternehmen zu einer frühzeitigen und 
freiwilligen Kooperation zu bewegen. Würde man jedoch in Fällen, in denen die vorgelegten 
Beweise des ersten Unternehmens zwar Nachprüfungen, aber keine Feststellung des 
Kartellverstoßes ermöglichten, auch dem zweiten Unternehmen, dessen Beweise erst zur 
tatsächlichen Feststellung geführt haben, einen Erlass der Geldbuße in Aussicht stellen, würde 
die Kronzeugenregelung seine Durchschlagskraft einbüßen. Unternehmen wären nicht mehr 
notwendiger Weise dazu angehalten, möglichst frühzeitig zu kooperieren. Vielmehr würden 
damit regelmäßig Unternehmen profitieren, obwohl sie sich erst dann zu einer umfassenden 
Kooperation entschlossen hatten, als sie durch Nachprüfungen, die ein anderes 
kooperationswilliges Kartellmitglied angeregt hatte, hellhörig wurden. Ferner birgt ein 
derartiges System, bei dem grds zwei Unternehmen alternativ in den Genuss eines 
vollständigen Erlasses kommen könnten, die Gefahr einer missbräuchlichen Anwendung in 
sich. Denn es könnte dazu führen, dass sich zwei kartellbeteiligte Unternehmen absprechen, 
welches von ihnen Beweismittel iSd Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2002 und welches 
Beweismittel nach lit b vorlegt, um gemeinschaftlich einer Geldbuße zu entgehen. 
 
Um eine derartige, ungewünschte Auslegung zu vermeiden, legte die Kommission in Rn 10 
der Mitteilung aus 2002 ausdrücklich fest, dass die Rn 8 lit b gegenüber einem Erlass nach Rn 
8 lit a subsidiär war und somit nur dann zur Anwendung gelangen konnte, wenn nicht bereits 
einem anderen Unternehmen wegen des betreffenden Kartellverstoßes ein bedingter Erlass630 
gem Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2002 gewährt worden war.631 Somit kam dem bedingten 
Geldbußenerlass der ersten Variante ein Anwendungsvorrang zu. Der Grund dafür lag 
offensichtlich darin, den „Wettlauf gegen die Zeit“ frühzeitig zugunsten des Unternehmens zu 
entscheiden, das – dem Prioritätsprinzip folgend – als erstes seiner Kooperationsbereitschaft 
Nachdruck verlieh und damit sprichwörtlich „den Stein überhaupt erst ins Rollen brachte“.  
 
Da das Unternehmen gem Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2002 lediglich als erstes Beweismittel 
vorlegen musste, aufgrund derer die Kommission Nachprüfungen anordnen konnte, war es für 
einen Geldbußenerlass insoweit unerheblich, ob die Kommission mit den vorgelegten 
Beweisen in der Folge auch den Kartellverstoß nachweisen konnte. Führten erst die 
Beweismittel eines anderen Unternehmens zur Feststellung des Kartellverstoßes, wurde 
                                                     
629
 Klees, Europäisches Kartellverfahrensrecht § 10 Rz 76. 
630
 Weitergehende Ausführungen zum bedingten Erlass der Geldbuße in Kap C.IV.4.3. 
631
 Mitteilung aus 2002 Rn 10, ABl 2002 C 45/3. 
 138 
diesem Unternehmen dennoch kein Erlass der Geldbuße mehr gewährt, sofern dem ersten 
Unternehmen die Geldbuße bereits bedingt erlassen worden war. Selbst wenn sich das 
Unternehmen, dem die Geldbuße zunächst bedingt erlassen worden war, in der Folge für 
keinen endgültigen Geldbußenerlass qualifizieren konnte, kam für das zweite Unternehmen, 
obgleich es als erstes die Feststellung der Zuwiderhandlung ermöglichte, nur mehr eine 
Anwendung des Abschnitts B der Mitteilung aus 2002 in Betracht, wodurch die Geldbuße 
lediglich um maximal 50 % reduziert werden konnte.632  
 
Somit kam nur ein Unternehmen für einen Geldbußenerlass nach Abschnitt A der Mitteilung 
aus 2002 in Betracht.633 Anders verhielt es sich demgegenüber, wenn die vorgelegten 
Beweismittel unterschiedliche Zuwiderhandlungen in verschiedenen räumlichen Märkten zum 
Gegenstand hatten. So gewährte die Kommission in der Entscheidung Aufzüge und 
Fahrtreppen634 einem Unternehmen einen Geldbußenerlass nach Rn 8 lit a der Mitteilung aus 
2002 für das Kartell in den Niederlanden, weil die vorgelegten Beweismittel die Kommission 
in die Lage versetzten, in den Niederlanden Nachprüfungen vorzunehmen. Darüber hinaus 
wurde jedoch auch noch einem anderen Unternehmen ein Erlass der Geldbuße zu Teil, weil 
dieses es der Kommission ermöglichte, Zuwiderhandlungen in Belgien und Luxemburg 
festzustellen. Die Kommission hat diesem Unternehmen die Geldbuße für die 
Zuwiderhandlungen in Belgien und Luxemburg gem Rn 8 lit b der Mitteilung aus 2002 
erlassen.  
 
In der Lehre wurden die beiden Varianten der Rn 8 der Mitteilung aus 2002 oftmals als 
„Alternativen“ bezeichnet.635 Dies wird der Regelung jedoch in Wirklichkeit nicht gerecht. 
Nicht nur, dass sich die beiden Varianten im Hinblick auf den maßgeblichen Zeitpunkt der 
Beweisvorlage und die Qualität der vorzulegenden Beweismittel deutlich unterschieden, 
wurde zudem durch Rn 10 der Mitteilung aus 2002 ausdrücklich festgelegt, dass die beiden 
Varianten nicht alternativ zur Anwendung gelangen konnten, sondern ein 
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 Komm 20.10.2005, ABl 2006 L 353/45 Punkt 9.3.1. (Rohtabak-Italien). 
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 ”There can only be one successful immunity applicant per cartel”, Arbault/Peiró, Competition Policy Newsletter 2/2002, 20; De Bronett, 
Europäischen Kartellverfahrensrecht, Art 23 Rn 64. 
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 Komm 21.2.2007, ABl 2008 C 75/1 Rn 17f (Aufzüge und Fahrtreppen). 
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 Vgl etwa Klees, Europäisches Kartellverfahrensrecht § 10 Rz 70; Dannecker/Biermann in Immenga/Mestmäcker, EG-Wettbewerbsrecht4, 
Art 23 VO 1/2003 Rn 238ff; Siragusa/Rizza, EU Competition Law 319f. 
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3.2. Vollständiger und automatischer Erlass der Geldbuße 
Die Mitteilung aus 2002 unterschied sich hinsichtlich der Vorgaben für einen Erlass der 
Geldbuße grundlegend von der Vorgängerbestimmung aus 1996. So wurde nicht nur der 
potentielle Anwendungsbereich des Abschnitts A der Mitteilung aus 2002 – gegenüber 
Abschnitt B der Mitteilung aus 1996 – deutlich erweitert, sondern insb auch der vollständige 
Geldbußenerlass stärker in den Vordergrund der Kronzeugenregelung gestellt. Nach dem 
Wortlaut des Abschnitts B der Mitteilung aus 1996 lag die Entscheidung darüber, die 
Geldbuße bei Vorliegen sämtlicher Voraussetzungen vollständig zu erlassen oder lediglich 
um mindestens 75 % zu reduzieren, im alleinigen Ermessen der Kommission.636 Wenngleich 
die Kommission in ihrer Verwaltungspraxis – bei Vorliegen sämtlicher Voraussetzungen des 
Abschnitts B – fast ausnahmslos einen vollständigen Erlass gewährte,637 wollte sie mit der 
Mitteilung aus 2002 den Anreiz zu einer frühzeitigen und umfassenden Kooperation 
nochmals erhöhen. Dementsprechend stellte die Kommission die Entscheidung über einen 
allfälligen Erlass der Geldbuße – anders als noch in der Mitteilung aus 1996 – nicht mehr in 
ihr Ermessen, sondern gewährte bei Vorliegen der jeweiligen Voraussetzungen in beiden 
Varianten der Rn 8 automatisch einen vollständigen Erlass.  
 
Mit diesem „automatischen“ Erlass der Geldbuße wurde die Rechtssicherheit für 
kooperationswillige Unternehmen deutlich erhöht und damit zugleich die 
Kronzeugenregelung insgesamt stärker in das wirtschaftliche Blickfeld der Unternehmen 
gerückt. Denn gerade durch den vollständigen Geldbußenerlass wird Unternehmen der 
größtmögliche Anreiz zur Kooperation geboten. Nicht nur, dass sich das Unternehmen – im 
Gegensatz zu seinen vormaligen Komplizen – die Zahlung einer beträchtlichen Geldbuße 
ersparte und dadurch einen Wettbewerbsvorteil erlangte, sondern war auch der Imageschaden 
eines kooperierenden Unternehmens, dem die Geldbuße in der Folge erlassen wurde, im 
Regelfall deutlich geringer, als bei seinen „abgestraften Mitstreitern“.  
 
Unbeschadet dessen kam der Kommission auch weiterhin bei der Frage, ob die Geldbuße 
gegenüber einem kooperierenden Unternehmen tatsächlich zur Gänze erlassen wird, ein 
gewisses Ermessen zu. Dieses bezog sich zwar nicht mehr auf den Umfang der Ermäßigung, 
jedoch darauf, ob das jeweilige Unternehmen die geforderten Beweismittel vorlegen konnte, 
die der Kommission die Anordnung von Nachprüfungen bzw die Feststellung eines 
Kartellverstoßes – „ihrer Ansicht nach“ – ermöglichten. Die bisherigen Entscheidungen der 
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 Vgl hiezu die Ausführungen oben in Kap C.III.3. 
637
 Zur Spruchpraxis der Kommission iZm der Mitteilung aus 1996 siehe Kap C.III.7. 
 140 
Kommission, bei denen die Mitteilung aus 2002 zur Anwendung gelangte, legen den Schluss 
nahe, dass die Kommission bei der Beurteilung dieses Kriteriums bislang sehr geradlinig und 
konsequent vorgegangen ist. So verwehrte die Kommission einen Geldbußenerlass nur in den 
seltenen Fällen, in denen Unternehmen die Beweise erst zu einem Zeitpunkt vorlegten, an 
dem die Kommission bereits über sehr umfangreiches Beweismaterial verfügte, um die 
Zuwiderhandlung von sich aus feststellen zu können.638 
 
3.3. Generelle Voraussetzungen für einen Geldbußenerlass 
Um in den Genuss eines vollständigen Geldbußenerlasses iSd Mitteilung aus 2002 gelangen 
zu können, musste das Unternehmen unabhängig davon, ob Rn 8 lit a oder Rn 8 lit b der 
Mitteilung aus 2002 zur Anwendung kam, zudem weitere Voraussetzungen erfüllen. Diese 
Voraussetzungen in Rn 11 lit a bis c der Mitteilung aus 2002 mussten kumulativ vorliegen.639 
Konnte das Unternehmen eine dieser Anforderungen nicht erfüllen, war ein Erlass der 
Geldbuße gem Abschnitt A der Mitteilung aus 2002 ausgeschlossen.640 
 
3.3.1. Kontinuierliche und zügige Zusammenarbeit mit der Kommission 
Um sich für einen Geldbußenerlass iSd Abschnitts A der Mitteilung aus 2002 zu qualifizieren, 
musste das Unternehmen gem Rn 11 lit a während des gesamten Verwaltungsverfahrens mit 
der Kommission in vollem Umfang kontinuierlich und zügig zusammenarbeiten und ihr alle 
in seinem Besitz befindlichen oder anderweitig verfügbaren Beweismittel über das 
mutmaßliche Kartell vorlegen. Diese umfassende Kooperationspflicht setzte auch voraus, 
dass sich das Unternehmen der Kommission jederzeit zur Verfügung stellte, um Anfragen, die 
zur Feststellung des Sachverhaltes beitragen konnten, zügig zu beantworten.641 Ähnlich wie 
Abschnitt B lit d der Mitteilung aus 1996 stellte diese Voraussetzung generell auf eine 
ununterbrochene und uneingeschränkte Zusammenarbeit mit der Kommission während des 
gesamten Verwaltungsverfahrens ab.642  
 
Diese Kooperationspflicht sah die Kommission in der Entscheidung Rohtabak Italien643 als 
verletzt an, weil das Unternehmen, dem zunächst ein bedingter Erlass der Geldbuße nach Rn 
8 lit a der Mitteilung aus 2002 gewährt worden war, bei einer Zusammenkunft des 
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 Komm 28.11.2007, ABl 2008 C 127/11 Rn 26ff (Flachglas); Komm 20.11.2007, ABl 2008 C 57/10 Rn 2, 22 (Video-Magnetbänder für 
den Fachbedarf). 
639
 „Zusätzlich […] muss das Unternehmen, um einen Geldbußenerlass zu erhalten, die nachstehenden Bedingungen erfüllen“, vgl 
Mitteilung aus 2002 Rn 11, ABl 2002 C 45/3. 
640
 Vgl Komm 20.10.2005, ABl 2006 L 353/45 Punkt 9.3.1. (Rohtabak-Italien)“. 
641
 Mitteilung aus 2002 Rn 11 lit a letzter Satz, ABl 2002 C 45/3. 
642
 Vgl ferner die Ausführungen in Kap C.III.3.4. 
643
 Komm 20.10.2005, ABl 2006 L 353/45 Punkt 9.3.1. (Rohtabak-Italien). 
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Verwaltungsausschusses in Anwesenheit anderer kartellbeteiligter Unternehmen verkündete, 
einen Antrag auf Anwendung der Kronzeugenregelung gestellt zu haben. Dieses 
Unternehmen hatte doppeltes Pech: Ein Erlass der Geldbuße nach Abschnitt A der Mitteilung 
aus 2002 blieb ihm wegen Verstoßes gegen Rn 11 lit a verwehrt, zudem kam auch eine 
Ermäßigung nach Abschnitt B der Mitteilung aus 2002 nicht in Betracht. Nach Auffassung 
der Kommission konnte nämlich ein – hilfsweise gestellter – Antrag auf Ermäßigung der 
Geldbuße nur in Fällen bewilligt werden, in denen ein bedingter Erlass zum Zeitpunkt der 
Antragstellung ausgeschlossen war. Da dem Unternehmen jedoch zum Zeitpunkt der 
Antragstellung ein bedingter Erlass gewährt worden war, sei der Rechtsanspruch des 
Unternehmens auf Geldbußenermäßigung damit erloschen.644 Schlussendlich fand die 
umfassende Zusammenarbeit dieses Unternehmens während des gesamten 
Verwaltungsverfahrens außerhalb der Kronzeugenmitteilung aus 2002 Berücksichtigung, 
indem die Kommission die Geldbuße um 50 % reduzierte. 
 
Vor Inkrafttreten der Mitteilung aus 2002 verwehrte die Kommission in zwei Einzelfällen 
Unternehmen einen vollständigen Erlass der Geldbuße, bei denen der Selbstanzeige des 
Erstantragstellers ein formelles Auskunftsersuchen voranging.645 Da nach Ansicht der 
Kommission die Kooperation nicht völlig spontan erfolgte, wurde die Geldbuße nicht 
vollständig erlassen, sondern gem Abschnitt B der Mitteilung aus 1996 um 80 %646 bzw 
90 %647 reduziert. Diese Entscheidungspraxis der Kommission konnte jedoch für die 
Mitteilung aus 2002 nicht aufrechterhalten werden. Unternehmen konnten sich gem Rn 8 lit b 
der Mitteilung aus 2002 nunmehr auch dann noch für einen Geldbußerlass qualifizieren, wenn 
der Antragstellung – im Vergleich zu formellen Auskunftsersuchen – sogar einschlägigere 
Ermittlungsmaßnahmen, etwa in Form von Nachprüfungen, vorangegangen waren. Schon 
allein daraus musste der Schluss gezogen werden, dass auch die Beantwortung von formellen 
Auskunftsversuchen – nach erfolgter Antragstellung – und somit während des laufenden 
Verfahrens grds keinen Verstoß gegen die Kooperationspflicht der Rn 11 lit a der Mitteilung 
aus 2002 begründen konnte. Vor allem dann nicht, wenn das Auskunftsersuchen Fragen 
enthielt, deren Beantwortung die Verteidigungsrechte des Adressaten zu beeinträchtigen 
geeignet waren, dieser jedoch die Informationen dennoch erteilte, ohne dazu verpflichtet 
gewesen zu sein.648  
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 Komm 20.10.2005, ABl 2006 L 353/45 Punkt 9.3.2. (Rohtabak-Italien). 
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 Vgl Komm 2.10.2001, COMP/36.756; IP/01/1355 v. 19.2.2002 (Natriumglukonat) – unveröffentlicht; Komm 5.12.2001, ABl 2002 
L 239/18 Rn 309f (Zitronensäure). 
646
 Komm 2.10.2001, COMP/36.756; IP/01/1355 v. 19.2.2002 (Natriumglukonat) – unveröffentlicht. 
647
 Komm 5.12.2001, ABl 2002 L 239/18 Rn 309f (Zitronensäure). 
648
 Vgl EuGH 29.6.2006 Rs C-301/04 P Rn 42 (Kommission/SGL Carbon); De Bronett, Europäischen Kartellverfahrensrecht, Art 23 Rn 68. 
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3.3.2. Einstellung der Teilnahme an der rechtwidrigen Handlung 
Für einen Erlass der Geldbuße war ferner erforderlich, dass das Unternehmen seine 
Kartellteilnahme spätestens mit dem Zeitpunkt einstellte, an dem es die Beweismittel gem Rn 
8 lit a bzw lit b der Mitteilung aus 2002 vorlegte.649 Damit wollte die Kommission 
gewährleisten, dass ein kooperationswilliges Unternehmen ab dem Zeitpunkt, an dem es 
seinen ernsthaften Kooperationswillen Nachdruck verlieh, nur noch mit ihr zusammenarbeitet 
und nicht noch daneben am Kartell partizipiert. Aus dem Wortlaut der Mitteilung aus 2002 
war zu entnehmen, dass sich dieses Gebot zum Einstellen der Kartellteilnahme ausdrücklich 
nur auf die kartellrechtswidrigen Handlungen bezog, zu denen das Unternehmen 
entsprechende Beweise vorgelegt hatte. Ein Erlass iSd Mitteilung aus 2002 setzte somit nicht 
voraus, dass das antragstellende Unternehmen seine Teilnahme an anderen Kartellen ebenfalls 
einstellen musste. 
 
3.3.3. Kein Geldbußenerlass für Unternehmen, die andere zur Kartellteilnahme 
 gezwungen haben 
Ein Erlass der Geldbuße war ferner ausgeschlossen, wenn das Unternehmen Schritte 
unternommen hatte, um andere zur Teilnahme am Kartellverstoß zu nötigen.650 Dieses 
Ausschlusskriterium war erheblich enger gefasst als ihr Pendant der Mitteilung aus 1996. Im 
Gegensatz zu Abschnitt B lit e der Mitteilung aus 1996 kamen nunmehr insb auch solche 
Unternehmen für einen vollständigen Geldbußenerlass in Betracht, die andere zur 
Kartellteilnahme angestiftet oder durch andere Verhaltensweisen „eine entscheidende Rolle“ 
gespielt hatten. Die Kommission entledigte sich damit sehr vager 
Tatbestandsvoraussetzungen, die einen gewissen Interpretationsspielraum boten651 und denen 
es an der erforderlichen Bestimmtheit mangelte. Zudem erkannte die Kommission offenbar, 
dass gerade Unternehmen, denen eine übergeordnete Rolle im Kartell zugekommen war, 
regelmäßig über die weitreichendsten Informationen verfügten. Die Mitteilung aus 2002 
erweiterte deshalb den Anwendungsbereich des Abschnitts A, um auch diesen Unternehmen 
einen entsprechenden Anreiz zur Kooperation zu bieten. Der Umstand, dass ein Erlass 
weiterhin Unternehmen verwehrt blieb, die andere zur Teilnahme gezwungen haben, dürfte 
darauf zurückzuführen sein, dass die Kommission nicht gänzlich von ihrem Grundsatz 
abweichen wollte, bestimmte Hauptakteure des Kartells nicht in den Genuss eines Erlasses 
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 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 11 lit b, ABl 2002 C 45/3. 
650
 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 11 lit c, ABl 2002 C 45/3; Komm 29.11.2006, ABl 2008 C 7/11 Rn 21 (BR/ESBR). 
651
 Komm, Pressemitteilung 13.2.2002, Neue Kronzeugenregelung, IP/02/247. 
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kommen zu lassen. Dies wohl insb deshalb, weil gerade der Zwang zur Kartellteilnahme als 
besonders verwerfliches Verhalten angesehen wurde.652 
 
4. Das Verfahren bei Erlass der Geldbuße 
Die Kommission gab in Abschnitt A der Mitteilung aus 2002 auch Auskunft über die 
verfahrensrechtlichen Vorgaben bei Erlass der Geldbuße. Dieser verfahrensrechtliche Teil der 
Kronzeugenregelung aus 2002 war nicht nur in Bezug auf einen Erlass, sondern auch bei 
Ermäßigung der Geldbuße iSd Abschnitts B erheblich ausführlicher formuliert, als noch in 
der Mitteilung aus 1996. Die nachstehenden Ausführungen haben ausschließlich die 
formellen Vorgaben für den Geldbußenerlass zum Gegenstand. Das Verfahren bei 
Ermäßigung der Geldbuße wird – dem Aufbau der Mitteilung aus 2002 folgend – erst im 
Anschluss an die materiellen Voraussetzungen für eine Reduktion der Geldbuße näher 
erörtert. 
 
4.1. Erste Anfrage und tatsächliche Antragstellung 
Unternehmen, die in den Genuss eines vollständigen Geldbußenerlasses kommen wollten, 
mussten – wie schon zu Zeiten der Mitteilung aus 1996 – zuallererst bei der GD Wettbewerb 
einen Antrag auf Erlass der Geldbuße stellen. Der Begriff „Antrag“ war wiederum nicht im 
formellen Sinn zu verstehen, vielmehr stellte die Kommission darauf ab, von der Existenz 
eines Kartells bzw dessen konkretem Umfang in Kenntnis gesetzt zu werden.653 Vor der 
eigentlichen Antragstellung räumte die Kommission jedoch Unternehmen die Möglichkeit 
ein, zunächst – auf anonymer Basis – eine erste Anfrage zu stellen, um abklären zu können, 
ob eine Antragstellung grds noch Aussicht auf Erfolg haben konnte.654 Hierfür war jedenfalls 
erforderlich, dass das anfragende Unternehmen zumindest den weiteren Produktsektor nannte, 
auf den sich die Zuwiderhandlung, an der es beteiligt war, bezog.655 Gegebenenfalls war 
dieser Produktsektor näher einzugrenzen, um der Kommission eine seriöse Einschätzung zu 
ermöglichen. Durch diese notwendigerweise zu offenbarenden Informationen wurden 
Unternehmen zugleich davor abgeschreckt, missbräuchliche Anfragen zu stellen, mit denen 
bloß abgeklärt werden soll, ob andere Unternehmen bereits „übergelaufen“ sind, ohne die 
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 Vgl Van Barlingen, Competition Policy Newsletter 2/2003, 19. 
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 Vgl zB Komm 24.1.2007, ABl 2008 C 5/7 Rn 23ff (Gasisolierte Schaltanlagen); Kommission, Komm 29.11.2006, ABl 2008 C 7/11 
Rn 21 (BR/ESBR); Komm 13.9.2006, ABl 2007 L 196/40 Rn 22 (Bitumen-Niederlande); ferner De Bronett, Europäischen 
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 Van Barlingen, Competition Policy Newsletter 2/2003, 17. 
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 Van Barlingen, Competition Policy Newsletter 2/2003, 17. 
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Ernsthaftigkeit des Kooperationsentschlusses durch einen späteren Antrag unter Beweis zu 
stellen.656 
 
Unternehmen, die aufgrund des Zeitdrucks zunächst einen unvollständigen Antrag stellten, 
erhielten von der Kommission im Einzelfall mitunter eine Frist von ein bis zwei Wochen 
eingeräumt, um ihren Antrag durch weitere Informationen bzw Beweise entsprechend zu 
vervollständigen.657 Während dieser Frist war das antragstellende Unternehmen jedoch nicht 
davor gefeit, dass ihm ein anderes Unternehmen mit einem vollständigen Antrag zuvorkam. 
In derartigen Fällen erfolgte die Beurteilung seines Kronzeugenantrages, zunächst nur anhand 
der Beweismittel, die es bis zu diesem Zeitpunkt geliefert hatte.658 Festzuhalten ist, dass die 
Kommission nunmehr generell ein antragstellendes Unternehmen „umgehend“ davon in 
Kenntnis setzten musste, falls es die in den Rn 8 bis 10 der Mitteilung aus 2002 geforderten 
Voraussetzungen nicht erfüllte und folglich auch kein Erlass der Geldbuße in Betracht kam.659  
 
Nach dem System der Mitteilung aus 1996 wurde mit dieser Information demgegenüber bis 
zur endgültigen Entscheidung der Kommission in dem Verfahren zugewartet.660 Diese 
Modifikation der Mitteilung aus 2002 zielte offensichtlich darauf ab, durch die umgehende 
Information über das (Nicht)Vorliegen der relevanten Voraussetzungen die 
Rechtsunsicherheit des kooperationswilligen Unternehmens möglichst kurz zu halten. Für 
Unternehmen, die einen Antrag auf Geldbußenerlass iSd Abschnitts A der Mitteilung aus 
2002 stellten, wurde dadurch zweifellos die Rechtssicherheit erhöht und damit ein probates 
Mittel geschaffen, um die Anwendungsbereitschaft der europäischen Kronzeugenregelung 
weiter zu steigern. 
 
4.2. Möglichkeiten der Beweisvorlage 
Die Mitteilung aus 2002 wies in verfahrensrechtlicher Sicht eine weitere bedeutsame 
Neuerung auf: Unternehmen, die eine Anwendung des Abschnitts A anstrebten, hatten gem 
Rn 13 die Wahl, der Kommission sofort alle in ihrem Besitz befindlichen Beweismittel zur 
Verfügung zu stellen oder die in Rn 8 lit a bzw b der Mitteilung aus 2002 geforderten 
Beweismittel zunächst bloß in hypothetischer Form vorzulegen. Die hypothetische 
Beweisvorlage setzte, nach Rn 13 lit b der Mitteilung aus 2002, eine Aufstellung des 
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 Van Barlingen, Competition Policy Newsletter 2/2003, 17. 
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 Van Barlingen, Competition Policy Newsletter 2/2003, 18. 
658
 Vgl De Bronett, Europäischen Kartellverfahrensrecht, Art 23 Rn 57; Dannecker/Biermann in Immenga/Mestmäcker, EG-
Wettbewerbsrecht4, Art 23 VO 1/2003 Rn 250ff. 
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 Mitteilung aus 2002 Rn 12, ABl 2002 C 45/3. 
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 Vgl Mitteilung aus 1996 Abschnitt E Rn 2, ABl 1996 C 207/4. 
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Unternehmens über die Beweismittel voraus, die es zu einem späteren Zeitpunkt vorzulegen 
beabsichtigte. Diese Aufstellung sollte dabei sowohl die Art als auch den Inhalt der 
Beweismittel genau erkennen lassen, aber zugleich in ihrer Aussage hypothetisch bleiben.661 
Dieser Effekt konnte insb dadurch erreicht werden, indem das Unternehmen zunächst nur 
Kopien vorlegte, in denen sensible Informationen unkenntlich gemacht wurden.662  
 
Durch die hypothetische Beweisvorlage gem Rn 13 lit b der Mitteilung aus 2002 wurde 
Unternehmen die Möglichkeit eingeräumt zunächst auf anonymer Basis abzuklären, ob für sie 
überhaupt (noch) ein Erlass der Geldbuße in Betracht kam.663 Damit trug auch diese 
Maßnahme dem Transparenzgebot Rechnung, indem Unternehmen darüber informiert werden 
konnten, ob die vorgelegten Beweismittel grds für eine Anwendung des Abschnitts A der 
Mitteilung aus 2002 ausreichten, ohne dadurch zugleich konkrete Verdachtsmomente 
hinsichtlich einer bestimmten Zuwiderhandlung zu begründen.  
 
4.3. Schriftliche Bestätigung des Antrages und bedingter Erlass der Geldbuße 
Rn 14 der Mitteilung aus 2002 sah weiters vor, dass der Antrag des Unternehmens auf Erlass 
der Geldbuße nunmehr von der GD Wettbewerb schriftlich unter Angabe des Datums, an dem 
die Beweismittel vorgelegt wurden, zu bestätigen war. Diese schriftliche Bestätigung hatte 
auch dann zu erfolgen, wenn die Beweismittel zunächst bloß in hypothetischer Form durch 
Vorlage der Aufstellung an die GD Wettbewerb übermittelt wurden. Die Rechtssicherheit 
wurde damit für kooperationswillige Unternehmen deutlich erhöht. 
 
Wurden die Beweise nicht zuerst hypothetisch, sondern gleich direkt übermittelt, war die 
Kommission gem Rn 15 der Mitteilung aus 2002 verpflichtet umgehend zu prüfen, ob die 
vorgelegten Beweismittel die Voraussetzungen der Rn 8 lit a bzw b erfüllten. Bejahendenfalls 
wurde dem Unternehmen – in schriftlicher Form – ein bedingter Erlass der Geldbuße gewährt. 
Durch Einführung des bedingten Erlasses ist es der Kommission zweifellos gelungen, einen 
heftigen Kritikpunkt an der Mitteilung aus 1996 zu entschärfen. Anstatt bis zum Ende der 
Untersuchungen in Unsicherheit darüber zu sein, ob ein Erlass der Geldbuße überhaupt in 
Betracht kommt, erfuhren Unternehmen innerhalb weniger Wochen,664 im Normalfall binnen 
14 Tagen,665 ob sie grds für einen Geldbußenerlass in Frage kamen. Nach dem Wortlaut der 
Rn 15 der Mitteilung aus 2002 kam es für einen bedingten Erlass nicht darauf an, ob die 
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 Mitteilung aus 2002 Rn 13 lit b, ABl 2002 C 45/3. 
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 Mitteilung aus 2002 Rn 13 lit b, ABl 2002 C 45/3. 
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 Vgl Öhlberger, ÖBl 2006, 102.  
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 Vgl Komm, Bericht über die Wettbewerbspolitik (2002) Rn 33. 
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 Van Barlingen, Competition Policy Newsletter 2/2003, 21. 
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Kommission zum Zeitpunkt der Beweisvorlage bereits über hinreichende Beweise verfügte, 
um Nachprüfungen anordnen bzw eine Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV feststellen zu 
können.666 
 
Diese Auslegung stand jedoch in eklatantem Widerspruch zu Rn 12 der Mitteilung aus 2002, 
wonach Unternehmen insb auch darüber in Kenntnis gesetzt werden mussten, wenn die 
Voraussetzungen der Rn 9 bzw 10 nicht erfüllt wurden und folglich ein Erlass der Geldbuße 
ausgeschlossen war.667 Da ein bedingter Erlass jedoch nur dann Sinn machte, wenn das 
Unternehmen grds für einen (endgültigen) Geldbußenerlass in Betracht kam,668 musste der Rn 
15 der Mitteilung aus 2002 ein umfassenderes Verständnis zugrunde gelegt werden. Daraus 
folgt, dass ein bedingter Erlass nur dann zu gewähren war, wenn das Unternehmen nicht nur 
die Voraussetzungen der Rn 8 lit a bzw b der Mitteilung aus 2002, sondern darüber hinaus 
auch die Voraussetzungen der Rn 9 bzw 10 erfüllte.669 
 
Dieses Verständnis war auch Rn 16 der Mitteilung aus 2002 zugrunde zu legen. Somit musste 
die Kommission auch in solchen Fällen, in denen die Beweismittel zunächst bloß in 
hypothetischer Form vorgelegt wurden, umgehend prüfen, ob die in der Aufstellung 
beschriebenen Beweismittel ihrer Art und ihrem Inhalt nach die Voraussetzungen der Rn 8 lit 
a bzw b und zudem auch die Voraussetzungen der Rn 9 bzw 10 der Mitteilung aus 2002 
erfüllten, und das Unternehmen davon in Kenntnis setzen.670 Die Gewährung eines bedingten 
Geldbußenerlasses erfolgte im Falle der zunächst hypothetischen Beweisvorlage erst nach 
Vorlage der tatsächlichen – in der Aufstellung beschriebenen – Beweismittel und der 
Feststellung, dass diese Beweismittel den Angaben in der Aufstellung entsprachen.671 Der 
spätestmögliche Zeitpunkt, an dem die Beweismittel tatsächliche vorzulegen waren, musste 
dabei mit der Kommission vereinbart werden.672 Welche Konsequenzen eine verspätete 
Beweisvorlage für das Unternehmen zur Folge hatte, wurde in der Mitteilung aus 2002 nicht 
ausgeführt. Da die Kronzeugenregelung aus 2002 in Rn 11 lit a eine umfassende 
Kooperationspflicht für den gesamten Zeitraum der Verfahrensdauer statuierte, lag der 
Schluss nahe, dass eine verspätete Vorlage von der Kommission als Verstoß gegen das Gebot 
zur uneingeschränkten und ununterbrochenen Zusammenarbeit angesehen werden konnte, 
was die Nichtanwendung des Abschnitts A der Mitteilung aus 2002 zur Folge gehabt hätte.  
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 Mitteilung aus 2002 Rn 9 und 10, ABl 2002 C 45/3. 
667
 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 12, ABl 2002 C 45/3. 
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 Vgl hiezu Mitteilung aus 2002 Rn 19, ABl 2002 C 45/3. 
669
 IdS wohl auch Dannecker/Biermann in Immenga/Mestmäcker, EG-Wettbewerbsrecht4, Art 23 VO 1/2003 Rn 250. 
670
 Vgl demgegenüber Mitteilung aus 2002 Rn 16, ABl 2002 C 45/3. 
671
 Mitteilung aus 2002 Rn 16 letzter Satz, ABl 2002 C 45/3. 
672
 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 16 letzter Satz, ABl 2002 C 45/3.  
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4.4. Sonstige Verfahrensbestimmungen 
Unternehmen, die die spezifischen Vorgaben für einen Geldbußenerlass nicht erfüllten, 
konnten die Beweismittel, die sie im Zuge der Antragstellung vorgelegt hatten, zurückziehen 
oder die Kommission ersuchen, diese Beweismittel im Rahmen des Abschnitts B 
geldbußenmindernd zu berücksichtigen.673 Wenngleich Rn 17 der Mitteilung aus 2002 
wiederum nur auf die Voraussetzungen der Rn 8 lit a bzw b abstellte, waren davon gleichwohl 
auch solche Unternehmen erfasst, deren Beweisvorlage entgegen der Rn 9 bzw 10 erst 
erfolgte, als die Kommission bereits von sich aus über die entsprechenden Informationen bzw 
Beweise verfügte. Dementsprechend lehnte die Kommission in der Entscheidung Flachglas674 
die Anträge eines Unternehmen auf Erlass der Geldbußen gem Rn 8 lit a und b der 
Kronzeugenregelung aus 2002 ab, gewährte dem Unternehmen jedoch – als Gegenleistung für 
dessen umfassende Kooperation – eine 50 %-ige Ermäßigung iSd Abschnitts B Mitteilung aus 
2002. 
 
Unternehmen stand es somit grds frei, ihre Beweismittel zurückzuziehen, falls ihnen kein 
bedingter Erlass gewährt wurde. Soweit ersichtlich hat dennoch kein Unternehmen in einem 
Verfahren, bei dem die Mitteilung aus 2002 zur Anwendung gelangte, seine Beweismittel im 
Laufe des Verfahrens zurückgezogen. Der Grund hiefür liegt wohl insb darin, dass durch das 
Zurückziehen der Beweismittel kein praktischer Nutzen eingetreten wäre. Die Kommission 
konnte nämlich auch in diesem Fall von ihren umfassenden Ermittlungsbefugnissen Gebrauch 
machen, um eine Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV feststellen zu können. Für 
Unternehmen hätte somit ein Zurückziehen der Beweismittel regelmäßig zur Folge gehabt, 
dass sie sich selbst um eine allfällige Ermäßigung der Geldbuße, die ihnen andernfalls 
gewährt worden wäre, gebracht hätten.  
 
Anträge anderer am Kartell beteiligter Unternehmen, die erst nach dem Zeitpunkt der 
Erstantragsstellung eingegangen sind, wurden von der Kommission gem Rn 18 der Mitteilung 
aus 2002 erst im Anschluss an den ihr bereits vorliegenden Antrag geprüft. Ein unbedingter 
Erlass der Geldbuße wurde – wie schon bisher – am Ende des Verwaltungsverfahrens, im 
Zuge der endgültigen Entscheidung gewährt.675 Erst zu diesem Zeitpunkt stand nämlich 
definitiv fest, ob das Unternehmen auch die Bedingungen der Rn 11 der Mitteilung aus 2002 
und damit insb seine Pflicht zur umfassenden Kooperation, in vollem Umfang erfüllt hatte. 
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 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 17 erster Satz, ABl 2002 C 45/3. 
674
 Vgl Komm 28.11.2007, ABl 2008 C 127/11 Rn 25ff (Flachglas). 
675
 Mitteilung aus 2002 Rn 19, ABl 2002 C 45/3. 
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5. Abschnitt B „Ermäßigung der Geldbuße“ 
Während Abschnitt A der Mitteilung aus 2002 den Erlass der Geldbuße zum Gegenstand 
hatte, widmete sich Abschnitt B den materiellen Vorgaben und dem Verfahren bei 
Ermäßigung der Geldbuße. Abschnitt B der Mitteilung aus 2002 bildete einen 
Auffangtatbestand für Unternehmen, die sich nicht für einen (endgültigen) Geldbußenerlass 
nach Abschnitt A qualifizieren konnten.676 Eine Reduktion der Geldbuße war jedoch 
wiederum an die Erfüllung bestimmter Voraussetzungen geknüpft, über deren Inhalt und 
Umfang die Rn 20 bis 23 der Mitteilung aus 2002 nähere Auskunft gaben. Diese materiellen 
Voraussetzungen für eine Geldbußenermäßigung werden im Folgenden näher behandelt. 
 
Maßgebliche Bedeutung kam dabei Rn 21 der Mitteilung aus 2002 zu, in der die Kommission 
zwei Voraussetzungen festschrieb, deren Erfüllung ausschlaggebend dafür war, um für eine 
Ermäßigung der Geldbuße iSd Abschnitts B der Mitteilung aus 2002 in Betracht zu kommen: 
 
 Zum einen musste das Unternehmen der Kommission Beweismittel für die 
mutmaßliche Zuwiderhandlung vorlegen, die gegenüber den bereits im Besitz der 
Kommission befindlichen Beweismitteln einen „erheblichen Mehrwert“ aufwiesen.  
 Gefordert wurde zudem, dass das Unternehmen seine Beteiligung an der mutmaßlich 
rechtswidrigen Handlung spätestens zum Zeitpunkt der Beweisvorlage einstellte.  
 
5.1. Vorlage von Beweismitteln mit „erheblichen Mehrwert“ 
Im Gegensatz zur Mitteilung aus 1996 kam eine Ermäßigung der Geldbuße nur mehr dann in 
Betracht, wenn das Unternehmen mit der Kommission aktiv zusammenarbeitete und 
entscheidende Informationen liefern konnte. Dementsprechend stellte die Kommission in Rn 
21 der Mitteilung aus 2002 ausdrücklich auf den „erheblichen Mehrwert“ der vorgelegten 
Beweismittel ab. Unter dem Begriff „Mehrwert“ war das Ausmaß zu verstehen, in dem die 
vorgelegten Beweismittel aufgrund ihrer Eigenschaft und/oder Ausführlichkeit der 
Kommission dazu verhalfen, den betreffenden Sachverhalt nachzuweisen.677 Nähere Angaben 
dazu, wann Beweismitteln ein erheblicher Mehrwert zukam, traf die Kommission in der 
Mitteilung aus 2002 nicht. Im Laufe der Zeit wurden jedoch gewisse Fallkonstellationen 
herausgearbeitet, bei denen von einem erheblichen Mehrwert der Beweisvorlage auszugehen 
war.678 
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 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 20, ABl 2002 C 45/3. 
677
 Mitteilung aus 2002 Rn 20, ABl 2002 C 45/3. 
678
 Ausführlicher hiezu unten in Kap C.V.6.1.1. 
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Generell waren – als Vergleichsbasis – für die Beurteilung des erheblichen Mehrwerts iSd Rn 
21 der Mitteilung aus 2002 die Beweismittel heranzuziehen, die sich zum Zeitpunkt der 
Beweisvorlage bereits im Besitz der Kommission befanden. Damit kam nicht nur der Qualität 
der Beweismittel, sondern auch dem Zeitpunkt, an dem diese vorgelegt wurden, eine 
entscheidende Rolle zu.679 So konnte es durchaus vorkommen, dass die vorgelegten 
Beweismittel an sich einen Mehrwert aufwiesen, die Kommission jedoch insoweit bereits 
über entsprechende Informationen bzw Beweise verfügte.680  
 
Mit dem Erfordernis des erheblichen Mehrwerts stellte die Kommission deutlich höhere 
Anforderungen an eine Geldbußenreduktion, als noch in der Vorgängerbestimmung aus 1996. 
Vormalige Hauptanwendungsfälle einer Geldbußenreduktion, wie das Nichtbestreiten der 
Beschwerdepunkte, fielen damit gänzlich weg. Dadurch haben sich zwar die positiv 
beschiedenen Anträge auf Geldbußenermäßigungen im Rahmen der Mitteilung aus 2002 
zahlenmäßig verringert,681 zugleich wurde jedoch die Effektivität der Kartellbekämpfung 
gesteigert, indem nur noch die Vorlage wertvoller Informationen geldbußenmindernd 
berücksichtigt wurde.682  
 
Diesem Aspekt der qualitativ höherwertigen Zusammenarbeit wurde ferner durch die 
Ankündigung der Kommission in Rn 22 der Mitteilung aus 2002 Rechnung getragen, wonach 
sie bei der Würdigung der vorgelegten Beweismittel im Allgemeinen schriftlichen Beweisen 
aus der Zeit des nachzuweisenden Sachverhalts einen größeren „Wert“ beimessen wird, als 
solchen, die zeitlich später einzuordnen sind und zudem Beweismittel, die den fraglichen 
Sachverhalt unmittelbar beweisen, höher einzustufen sind, als solche, die bloß einen 
mittelbaren Bezug zum betreffenden Sachverhalt aufweisen. 
 
5.2. Einstellen der Kartellteilnahme 
Eine Geldbußenermäßigung nach Abschnitt B der Mitteilung aus 2002 setzte zudem voraus, 
dass das Unternehmen seine Kartellteilnahme spätestens mit dem Zeitpunkt einstellte, an dem 
es Beweise mit erheblichem Mehrwert vorgelegte.683 Die Mitteilung aus 1996 forderte die 
Einstellung der Kartellteilnahme nur in den Abschnitten B und C, für die Anwendung des 
Abschnitts D der Mitteilung aus 1996 und einer damit einhergehenden Reduktion zwischen 
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 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 7, ABl 2002 C 45/3. 
680
 Vgl zB Komm 24.1.2007, ABl 2008 C 5/7 Rn 25 (Gasisolierte Schaltanlagen); Komm 29.11.2006, ABl 2008 C 7/11 Rn 24 (BR/ESBR). 
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 Vgl hiezu die Ausführungen in Kap C.III.7. sowie Kap C.IV.8. 
682
 Vgl Hetzel, Kronzeugenregelungen 97. 
683
 Mitteilung aus 2002 Rn 22, ABl 2002 C 45/3. 
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10 und 50 % war diese Maßnahme demgegenüber nicht erforderlich.684 Die Mitteilung aus 
2002 war insoweit konsequenter, als die Gewährung von Rechtsvorteilen unabhängig davon, 
ob die Kooperation des Unternehmens zu einem Erlass oder zu einer Ermäßigung der 
Geldbuße führen konnte, jedenfalls daran geknüpft wurde, dass sich das Unternehmen nicht 
weiter an der rechtswidrigen Zuwiderhandlung bereichern durfte.  
 
5.3. Vorgaben für die konkrete Ermäßigung 
Festzuhalten ist vorab, dass die Kronzeugenmitteilung aus 2002 hinsichtlich der einzelnen 
Bandbreiten einer allfälligen Ermäßigung deutlich von ihrer Vorgängerregelung aus 1996 
abwich. Neben der Möglichkeit eines vollständigen Erlasses der Geldbuße gem Abschnitt A, 
konnte Unternehmen nach Abschnitt B der Mitteilung aus 2002 nur mehr eine maximale 
Ermäßigung im Ausmaß von 50 %, der ansonsten zu verhängenden Geldbuße zu Teil 
werden.685 Während nach Abschnitt A der Mitteilung aus 2002 nur ein einziges Unternehmen 
wegen eines bestimmten Kartellverstoßes in den Genuss eines Erlasses kommen konnte, war 
Abschnitt B weiter gefasst. Somit konnten durchaus auch mehrere Unternehmen, die an 
demselben Kartell beteiligt waren, für eine Geldbußenermäßigung in Betracht kommen, selbst 
wenn einem anderen Unternehmen ein vollständiger Erlass gewährt wurde. Entscheidend war 
nur, dass das Unternehmen die beiden Voraussetzungen der Rn 21 der Mitteilung aus 2002 
erfüllen konnte.  
 
Das Ausmaß der Ermäßigung richtete sich zunächst danach, welche der drei Bandbreiten der 
Rn 23 der Mitteilung aus 2002 zur Anwendung kam. Die einzelnen Bandbreiten sahen dabei 
jeweils unterschiedliche, prozentuelle Ermäßigungen vor. Entscheidend für das Heranziehen 
einer bestimmten Bandbreite war ausschließlich der Zeitpunkt, an dem die Beweismittel 
vorgelegt wurden.686 Das Prioritätsprinzip wurde somit auch in Abschnitt B der Mitteilung 
aus 2002 ausdrücklich verankert: 
 
 Das erste Unternehmen, das der Kommission Beweismittel mit einen erheblichen 
Mehrwert vorlegte und zudem seine Teilnahme am Kartell spätestens zum Zeitpunkt 
der Beweisvorlage einstellte (vgl Rn 21), erhielt eine Ermäßigung der Geldbuße im 
Ausmaß von 30 % bis 50 %. 
                                                     
684
 Vgl Mitteilung aus 1996 Abschnitt D, ABl 1996 C 207/4. 
685
 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 23 lit b erster SpStr, ABl 2002 C 45/3. 
686
 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 23 erster bis dritter SpStr, ABl 2002 C 45/3. 
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 Dem zweiten Unternehmen, welches die Voraussetzungen der Rn 21 erfüllte, wurde 
die Geldbuße um 20 % bis 30 % reduziert. 
 Jedem weiteren Unternehmen, welches die Voraussetzungen unter Rn 21 erfüllte, 
wurde eine Ermäßigung bis zu 20 % in Aussicht gestellt. 
 
Zur Bestimmung der konkreten Ermäßigung innerhalb der jeweiligen Bandbreite, stellte die 
Kommission neben dem Zeitpunkt der Beweisvorlage zudem auf den konkreten Umfang des 
mit dem Beweismittel verbundenen Mehrwerts ab.687 Ausschlaggebend waren somit in erster 
Linie der Zeitpunkt der Beweisvorlage und die Qualität der Beweismittel.688 Bei der 
Festsetzung der konkreten Geldbußenhöhe konnte die Kommission darüber hinaus auch den 
Umstand berücksichtigen, dass ein Unternehmen seit der Beweisvorlage kontinuierlich mit ihr 
zusammengearbeitet hat.689 Für eine Ermäßigung der Geldbuße war somit im Gegensatz zu 
Abschnitt A der Mitteilung aus 2002 grds kein andauerndes kooperatives Verhalten während 
des gesamten Verwaltungsverfahrens erforderlich.690  
 
5.4. Nichtberücksichtigung der vorgelegten Beweismittel bei Festsetzung des 
Grundbetrages 
Vor Inkrafttreten der Mitteilung aus 2002 hatte eine umfassende Kooperation aus 
Unternehmenssicht den nachteiligen Effekt, dass sich der Grundbetrag der Geldbuße selbst 
für das Unternehmen erhöhte, welches bedeutende Beweismittel hinsichtlich der Dauer und 
Schwere der Zuwiderhandlung vorgelegt hatte, ohne in den Genuss eines Geldbußenerlasses 
zu kommen. Im Ergebnis konnte sich daraus sogar ein „Nullsummenspiel“ ergeben, und zwar 
dann, wenn die Beweismittel zu einer derartigen Erhöhung des Grundbetrages führten, dass 
die anschließende Ermäßigung dieses Grundbetrages im Ergebnis für das Unternehmen 
keinen wirtschaftlichen Vorteil mehr einbrachte. In Fällen, in denen die Mitteilung aus 2002 
noch nicht zur Anwendung gelangte, wurde diesem Umstand außerhalb der 
Kronzeugenmitteilung aus 1996 insofern Rechnung getragen, als bis dahin unbekannte Fakten 
über die tatsächliche Dauer oder Schwere einer Zuwiderhandlung mindernd berücksichtigt 
wurden.691  
 
Mit der Mitteilung aus 2002 trat die Kommission diesem Umstand nunmehr entgegen und 
legte ausdrücklich fest, dass sie bei der Festsetzung der Geldbuße Beweismittel über die 
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 Mitteilung aus 2002 Rn 23, ABl 2002 C 45/3. 
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 Komm, Pressemitteilung 13.2.2002, Neue Kronzeugenregelung, IP/02/247. 
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 Mitteilung aus 2002 Rn 23, ABl 2002 C 45/3. 
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 Dannecker/Biermann in Immenga/Mestmäcker, EG-Wettbewerbsrecht4, Art 23 VO 1/2003 Rn 256. 
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 Vgl die Ausführungen oben in Kap C.II.4. 
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Dauer oder Schwere eines Verstoßes, von denen sie zuvor keine Kenntnis hatte, gegenüber 
dem Unternehmen unberücksichtigt lässt, dass diese Beweismittel geliefert hat.692 Bei 
Ermittlung des Grundbetrages wirkten sich derartige Beweismittel nur noch auf die übrigen 
Unternehmen erschwerend aus. IdS sprach die Kommission in der Entscheidung 
„Methacrylat“ aus, dass es ihr erst die vorgelegten Beweismittel eines Unternehmens 
ermöglichten, die Dauer des Kartells über den bislang angenommenen Zeitraum hinaus 
festzustellen. In Übereinstimmung mit Rn 23 der Mitteilung aus 2002 wurden die, für diesen 
längeren Zeitraum vorgelegten, Beweismittel bei der Festsetzung der Geldbuße gegenüber 
diesem Unternehmen nicht herangezogen.693 
 
5.5. Geldbußenermäßigung auch für Unternehmen, die andere zur Teilnahme an der 
Zuwiderhandlung gezwungen haben 
Eine Ermäßigung der Geldbuße nach Abschnitt B der Mitteilung aus 2002 kam nach dem – 
insoweit eindeutigen – Wortlaut für jedes kartellbeteiligte Unternehmen in Betracht, dass 
Beweismittel mit erheblichen Mehrwert vorlegte und seine Teilnahme am Kartell spätestens 
mit dem Zeitpunkt der Beweisvorlage einstellte. Damit konnten selbst Unternehmen, die 
andere zur Teilnahme am Kartell gezwungen hatten und denen schon allein deshalb kein 
Erlass der Geldbuße zu Teil werden konnte, in den Genuss einer Ermäßigung kommen.694 
 
6. Das Verfahren bei Ermäßigung der Geldbuße 
Ebenso wie Abschnitt A der Mitteilung aus 2002 war auch Abschnitt B ein eigener 
verfahrensrechtlicher Teil angeschlossenen, der spezielle Vorgaben die Ermäßigung der 
Geldbuße traf. Diese formellen Bestimmungen werden im Nachstehenden näher erörtert.  
 
6.1. Vorlage der Beweismittel und Erhalt einer Empfangsbestätigung 
Den Grundstein für die Ermäßigung der Geldbuße bildete die Vorlage von Beweismitteln, die 
in einem Zusammenhang mit dem mutmaßlichen Kartell standen. Nach Vorlage dieser 
Beweismittel erhielt das Unternehmen von der GD Wettbewerb eine Empfangsbestätigung, 
auf der das Datum vermerkt war, an dem diese Beweismittel vorgelegt worden sind.695 Durch 
das Ausstellen einer Empfangsbestätigung erhöhte die Kommission insb die Transparenz und 
Rechtssicherheit im Verfahren bei Ermäßigung der Geldbuße, weil auch insoweit dem 
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 Mitteilung aus 2002 Rn 23, ABl 2002 C 45/3. 
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 Komm 31.5.2006, ABl 2006 L 322/20 Rn 24 (Methacrylat); vgl ferner Komm 3.5.2006, ABl 2006 L 353/54 Rn 31 (Wasserstoffperoxid 
und Perborat). 
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 Mitteilung aus 2002 Rn 11 lit c, ABl 2002 C 45/3. 
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 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 24, ABl 2002 C 45/3. 
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Zeitpunkt der Beweisvorlage eine maßgebliche Bedeutung zukam.696 Berücksichtigt wurden 
die vorgelegten Beweismittel von der Kommission aber erst dann, wenn sie über einen – ihr 
zu diesem Zeitpunkt bereits vorliegenden – Antrag auf Gewährung eines bedingten 
Geldbußenerlasses entschieden hatte.697 
 
6.2. Information durch Kommission 
Nicht nur Unternehmen, die einen Antrag auf Erlass der Geldbuße gestellt hatten, wurden 
darüber in Kenntnis gesetzt, ob dieser grds Aussicht auf Erfolg hat, vielmehr sah Rn 26 der 
Mitteilung aus 2002 eine solche Information nunmehr auch für Unternehmen vor, die einen 
Antrag auf Ermäßigung gestellt hatten. Gelangte die Kommission zu dem vorläufigen 
Ergebnis, dass den vorgelegten Beweismitteln ein Mehrwert iSd Rn 22 der Mitteilung aus 
2002 zukam, wurde das Unternehmen in schriftlicher Form von der Kommission davon 
informiert und zudem darüber in Kenntnis gesetzt, innerhalb welcher Bandbreite die 
Kommission eine Ermäßigung der Geldbuße beabsichtigte.698 Im Gegensatz zu einem 
bedingten Geldbußenerlass nach Abschnitt A der Mitteilung aus 2002 musste diese 
Information nach Abschnitt B nicht umgehend erfolgen, vielmehr reichte es nach Rn 26 der 
Mitteilung aus 2002 aus, wenn die Kommission das Unternehmen spätestens zu dem 
Zeitpunkt davon in Kenntnis setzte, an dem die Mitteilung der Beschwerdepunkte zugestellt 
wurde. Der Grund dafür lag insb darin, dass die Prüfung von Anträgen auf 
Geldbußenermäßigung mehr Zeit in Anspruch nahm, als die Prüfung von Anträgen auf 
Geldbußenerlass. Bei Anträgen auf Ermäßigung der Geldbuße musste die Kommission die 
vorgelegten Beweismittel zuerst mit den bereits in ihrem Besitz befindlichen Beweismitteln 
vergleichen, um feststellen zu können, ob diesen tatsächlich ein Mehrwert iSd Rn 22 der 
Mitteilung aus 2002 zukam, der – entgegen der Formulierung in Rn 26 – mE zudem 
„erheblich“ sein musste.699  
 
Unternehmen wurden jedoch nur darüber informiert, innerhalb welcher Bandbreite die 
Kommission eine Ermäßigung der Geldbuße beabsichtigte,700 nicht aber auch über den 
konkreten Umfang der Ermäßigung innerhalb der jeweiligen Bandbreite der Rn 23 erster bis 
dritter SpStr der Mitteilung aus 2002. Der konkrete Umfang konnte schon allein deshalb nicht 
Gegenstand dieser Information sein, weil dieser insb auch von Faktoren abhängig war, über 
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 Vgl die Ausführungen oben in Kap C.IV.5.3. 
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 Mitteilung aus 2002 Rn 25, ABl 2002 C 45/3. 
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 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 26, ABl 2002 C 45/3. 
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 Vgl zB Komm 20.10.2005, ABl 2006 L 353/45 Punkt 9.3.3. (Rohtabak-Italien). 
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die die Kommission zu diesem Zeitpunkt noch gar nicht befinden konnte.701 Eine bedingte 
Ermäßigung der Geldbuße sah die Mitteilung aus 2002 demgegenüber nicht vor. 
Unternehmen, die einen Antrag auf Geldbußenermäßigung gestellt hatten, erhielten somit erst 
mit der endgültigen Entscheidung im Verwaltungsverfahren Gewissheit darüber, inwiefern 
ihre Kooperation von der Kommission entsprechend honoriert wurde. Nichtsdestotrotz war 
schon allein die Informationspflicht der Kommission geeignet, die Transparenz ihrer 
Entscheidung deutlich zu erhöhen.  
 
6.3. Entscheidung über die Geldbußenermäßigung 
Erst in der am Ende des Verwaltungsverfahrens ergangenen endgültigen Entscheidung der 
Kommission, gab diese Aufschluss darüber, ob die von einem Unternehmen vorgelegten 
Beweismittel einen erheblichen Mehrwert aufwiesen und in welchem Umfang die Geldbuße, 
die andernfalls verhängt worden wäre, tatsächlich ermäßigt wurde.702 
 
7. „Allgemeines“ 
In einem abschließenden Teil der Mitteilung aus 2002 hielt die Kommission insb fest, dass 
Unternehmen nur dann die Rechtsvorteile eines Erlasses bzw einer Ermäßigung der Geldbuße 
zu Teil werden konnten, wenn diese die dafür erforderlichen Voraussetzungen während der 
gesamten Verfahrensdauer erfüllen konnten.703 In Übereinstimmung mit der bisherigen 
Entscheidungspraxis der Kommission sah auch die Mitteilung aus 2002 vor, dass die 
Zusammenarbeit des Unternehmens während des Kartellverfahrens in der Entscheidung 
ausdrücklich zu erwähnen war.704 Damit wollte die Kommission wiederum die Transparenz 
ihrer Entscheidungen erhöhen, indem sie die konkreten Gründe für den Erlass bzw die 
Ermäßigung der Geldbuße anführte und ihr Vorgehen damit nachvollziehbar machte. Um den 
Vertraulichkeitsschutz zu gewährleisten, sah es die Kommission in der Kronzeugenregelung 
aus 2002 jedoch nicht mehr als erforderlich an, in der abschließenden Entscheidung genau 
auszuführen, welche Beteiligung dem kooperierenden Unternehmen am Kartell zugekommen 
war.705  
 
Die Mitteilung aus 2002 hielt wie schon ihre Vorgängerregelung aus 1996 zudem fest, dass 
die Gewährung von Rechtsvorteilen iSd Kronzeugenregelung etwaige zivilrechtliche Folgen 
wegen der Beteiligung an einer Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV unberührt lässt. Um 
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 Vgl hiezu insb die Ausführungen in Kap C.IV.5.3. 
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jedoch kooperationswillige Unternehmen im Hinblick auf allfällige Schadenersatzverfahren 
nicht schlechter zu stellen, als andere Kartellmitglieder, führte die Kommission – nach 
eigenen Angaben – in zahlreichen Fällen ein papierloses Verfahren ein, das sich insb auf 
aufgezeichnete mündliche „Unternehmenserklärungen“ stützte.706 
 
Ferner traf die Mitteilung aus 2002 erstmals Aussagen darüber, wie die Kommission mit 
Unterlagen verfährt, die ihr im Rahmen dieser Kronzeugenregelung zugegangen sind. Rn 32 
der Mitteilung aus 2002 hielt hiezu fest, dass die Offenlegung von Unterlagen, die der 
Kommission auf Grundlage der Mitteilung aus 2002 zugegangen sind, im Allgemeinen dem 
Schutzzweck von Inspektions- und Untersuchungstätigkeiten iS von Art 4 Abs 2 
VO 1049/2001707 entgegenstehen würden. Ferner wies die Kommission darauf hin, dass ein 
an sie gerichteter Schriftsatz im Zusammenhang mit der Kronzeugenregelung einen 
Bestandteil der bei ihr geführten Kommissionsakte bildete und dass dieses Dokument zu 
keinem anderen Zweck als zur Anwendung von Art 81 EGV verwendet bzw offengelegt 
werden durfte.708 
 
8. Praktische Anwendung der Kronzeugenregelung aus 2002 
Soweit ersichtlich sind bislang 13 Entscheidungen der Kommission ergangen, bei denen die 
Mitteilung aus 2002 zur Anwendung kam.709 In neun dieser Entscheidungen konnte sich 
jeweils ein Unternehmen für einen vollständigen Erlass der Geldbuße nach Rn 8 lit a der 
Mitteilung aus 2002 qualifizieren, weil es die Kommission von der Existenz des Kartells in 
Kenntnis setzte und dieser die Anordnung von Nachprüfungen ermöglichte.710 In der 
Entscheidung Aufzüge und Fahrtreppen711 gewährte die Kommission, die in diesem 
Verfahren wegen mehrerer Zuwiderhandlungen zu entscheiden hatte, sogar zwei 
Unternehmen einen Geldbußenerlass. Einem Unternehmen wurde die Geldbuße gem Rn 8 lit 
a für die Zuwiderhandlung in den Niederlanden und einem zweiten Unternehmen nach Rn 8 
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 Komm 21.2.2007, ABl 2008 C 75/1 Rn 17f (Aufzüge und Fahrtreppen); näher hiezu in Kap C.IV.3.1.3. 
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lit b der Mitteilung aus 2002 für die Zuwiderhandlungen in Belgien und Luxemburg erlassen. 
Diese Entscheidung war bislang die einzige, in der einem Unternehmen ein Erlass nach Rn 8 
lit b zu Teil wurde, weil es die Kommission in die Lage versetzte, eine Zuwiderhandlung 
gegen Art 81 EGV festzustellen. 
 
Daneben profitierten insgesamt 24 weitere Unternehmen von der Kronzeugenregelung aus 
2002, indem ihnen die Geldbuße gem Abschnitt B Rn 23 lit b erster bis dritter SpStr der 
Mitteilung aus 2002 um 10 bis 50 % reduziert wurde.712 Dabei zeigt sich, dass die 
Kommission die Reduktionsmöglichkeit innerhalb der jeweiligen Bandbreite nicht in allen 
Fällen voll ausschöpfte, va dann nicht, wenn der Mehrwert der vorgelegten Beweismittel nur 
begrenzt war713 oder die Beweisvorlage erst zu einem späten Zeitpunkt des Verfahrens 
erfolgte.714 Festzuhalten ist ferner, dass die Mitteilung aus 2002 bislang in der Praxis weniger 
Unternehmen eines Kartells zu Gute kam, als ihre Vorgängerregelung aus 1996. Während 
nach der Mitteilung aus 1996 durchschnittlich mehr als vier Unternehmen eines Kartells von 
der Kronzeugenregelung profitieren konnten, waren es nach der Mitteilung aus 2002 bislang 
durchschnittlich etwa zweieinhalb Unternehmen.715 Daraus dürfen jedoch keine falschen 
Rückschlüsse auf die Effektivität der Kronzeugenregelung aus 2002 gezogen werden. Dieser 
Umstand ist nämlich vielmehr darauf zurückzuführen, dass die Kronzeugenmitteilung aus 
2002 – insb in puncto Geldbußenermäßigung – deutlich strengere Anforderungen an die 
Kooperation der Unternehmen stellte. Unternehmen, die zu lange zuwarteten, konnten 
regelmäßig keine Beweismittel mit erheblichem Mehrwert mehr vorlegen.716  
 
Wenngleich die Kommission mit der Mitteilung aus 2002 deutlich höhere Anforderungen an 
kooperationswillige Unternehmen stellte, wurde dadurch die Effektivität der 
Kartellbekämpfung nicht gemindert, sondern weiter gesteigert. So verhängte die Kommission 
allein im Jahr 2007 gegenüber kartellbeteiligten Unternehmen Geldbußen iHv mehr als 
EUR 3,3 Mrd,717 wobei die Aufdeckung und Feststellung der einzelnen Kartellverstöße in den 
meisten Fällen durch die Kooperation von Insidern ermöglicht wurde, die sich im Gegenzug 
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für eine Begünstigung iSd Mitteilung aus 2002 qualifizieren konnten. Demgegenüber nahm 
die Kommission bislang lediglich in drei Verfahren ihre Ermittlungen von Amts wegen auf.718  
 
Die Kommission stellte der überarbeiteten Kronzeugenregelung aus 2002 ein durchwegs 
positives Zeugnis aus. IdS hielt sie im Jahr 2005 fest, dass der Erfolg der 
Kronzeugenregelung, die eine Zunahme der Untersuchungen bei Kartellen bewirkt hatte, ein 
ermutigendes Zeichen für die Effizienz der europäischen Wettbewerbspolitik ist.719 Ferner 
wies die Kommission darauf hin, dass gestützt auf die Mitteilung aus 2002 allein bis Ende 
2006 insgesamt 104 Anträge auf Erlass und 99 Anträge auf Ermäßigung der Geldbuße bei ihr 
eingegangen waren.720 Wenngleich die Mitteilung aus 2002 bereits im Jahr 2006 durch eine 
neue Kronzeugenregelung ersetzt wurde, ist – schon allein im Hinblick auf die teils 
beträchtliche Verfahrensdauer bei Verstößen gegen Art 81 EGV – davon auszugehen, dass sie 
auch künftig noch der einen oder anderen Geldbußenentscheidung der Kommission zu 
Grunde liegen wird.  
 
9. Beurteilung der Kronzeugenmitteilung aus 2002 
Die Europäische Kommission verfolgte mit der Mitteilung aus 2002 das erklärte Ziel, die 
Transparenz und Berechenbarkeit der europäischen Kronzeugenregelung zu erhöhen, um 
damit kooperationswilligen Unternehmen mehr Rechtssicherheit zu bieten.721 Inwiefern die 
Kommission dazu in der Lage war, wird in den nachstehenden Ausführungen näher erörtert. 
Dabei werden zunächst die Kritikpunkte an der Mitteilung aus 2002 aufgezeigt und daran 
anschließend eine abschließende Bewertung vorgenommen. 
 
9.1. Kritikpunkte 
Wenngleich Unternehmen, die die Voraussetzungen des Abschnitts A der Mitteilung aus 2002 
erfüllten, nunmehr automatisch einen vollständigen Erlass der Geldbuße erhielten, kam der 
Kommission bei der Beurteilung, ob die Geldbuße gegenüber einem kooperierenden 
Unternehmen tatsächlich zur Gänze erlassen wird, auch weiterhin ein Ermessen zu. Dieses 
Ermessen bezog sich zwar nicht mehr auf den Umfang der Ermäßigung, jedoch darauf, ob das 
jeweilige Unternehmen die geforderten Beweismittel vorlegen konnte, die der Kommission 
die Anordnung von Nachprüfungen bzw die Feststellung eines Kartellverstoßes – „ihrer 
Ansicht nach“ – ermöglichten. Um dem Gebot der Transparenz Rechnung zu tragen, wäre es 
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wünschenswert gewesen, wenn die Kommission nähere Angaben dazu gemacht hätte, welche 
Informationen bzw Beweise im Einzellfall konkret vorgelegt werden müssen. 
 
Ein weiterer Kritikpunkt bezieht sich auf das Verfahren bei Erlass der Geldbuße. Rn 13 der 
Mitteilung aus 2002 bot zwar Unternehmen nunmehr die Wahlmöglichkeit, der Kommission 
sofort alle in ihrem Besitz befindlichen Beweismittel zur Verfügung stellen oder die in Rn 8 
lit a bzw b der Mitteilung aus 2002 geforderten Beweismittel zunächst bloß in hypothetischer 
Form vorzulegen. Dieser Umstand änderte jedoch nichts daran, dass dem Zeitpunkt der 
Beweisvorlage – wie schon bisher – für die Wahrung des Ranges eine zentrale Bedeutung 
zukam.722 So wurde die Reihenfolge der Unternehmen und dabei insb der „erste Platz“, 
danach ermittelt, wann das jeweilige Unternehmen die geforderten Beweismittel lieferte, ohne 
dabei den tatsächlichen Entschluss zur Kooperation mitzuberücksichtigen.  
 
Wenn man bedenkt, dass zwischen den einzelnen Anträgen verschiedener, 
kooperationswilliger Unternehmen mitunter nur geringe zeitliche Abstände liegen, konnte es 
durchaus vorkommen, dass das Unternehmen, welches als erstes den internen Beschluss zur 
Kooperation fasste, nicht automatisch auch das Unternehmen sein musste, welches der 
Kommission als erstes die geforderten Beweise vorlegen konnte. Daran änderte auch die 
Möglichkeit der hypothetischen Beweisvorlage wenig, weil auch dieser regelmäßig – 
zeitaufwendige – interne Recherchen und Vorarbeiten vorangehen. Um derartige 
Konstellationen hintanzuhalten, wäre es sinnvoller gewesen, nicht erst auf den Zeitpunkt 
abzustellen, an dem entsprechende Beweismittel vorgelegt werden, sondern an dem ein 
Unternehmen seine ernsthafte Kooperationsbereitschaft gegenüber der Kommission zum 
Ausdruck bringt. Sollte das Unternehmen in weiterer Folge seiner angekündigten 
Kooperationsbereitschaft nicht oder nicht in angemessenem Umfang nachkommen, könnte die 
Kommission darauf entsprechend reagieren und dem Unternehmen als Konsequenz einen 
Erlass der Geldbuße verwehren.  
 
Die Mitteilung aus 2002 enthielt ebenso wenig wie ihre Vorgängerregelung Ausführungen 
dazu, wie mit Kronzeugenanträgen von Konzerngesellschaften zu verfahren ist, obgleich 
insoweit in der Praxis immer wieder Probleme auftraten.723 Da für Großkonzerne nicht immer 
vorhersehbar ist, an welchen Unternehmensteil die Kommission ihre abschließende 
Geldbußenentscheidung richtet, wurde in der Literatur mitunter vorgeschlagen, dass ein 
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Antrag einer Konzerngesellschaft zugleich für den gesamten Konzern begünstigend wirken 
sollte, unabhängig davon, ob der Antrag von einer Tochter-, Schwester- oder 
Muttergesellschaft gestellt wurde.724 Demgegenüber vertraten Andere die Ansicht, dass 
sämtliche Gesellschaften eines Konzerns, die für die Zuwiderhandlung haftbar sind, vom 
Kronzeugenantrag nur dann mitumfasst sein sollten, wenn der Antrag von der juristischen 
Person gestellt wird, die die anderen Gesellschaften leitet.725 Für diese Auffassung spricht mE 
der Umstand, dass die einzelnen Teilgesellschaften ohnedies unter der direkten oder 
indirekten Kontrolle der Muttergesellschaft stehen und vom Kronzeugenantrag der 
Muttergesellschaft ebenfalls erfasst wären.726 Ferner würde damit vermieden, dass mitunter 
mehrere Tochtergesellschaften unabhängig voneinander Anträge auf Kronzeugenbehandlung 
stellen und die Kommission in der Folge die wirtschaftliche Verflechtung der einzelnen 
Gesellschaften offen legen müsste, bevor sie über die einzelnen Anträge befinden könnte. 
 
Einen weiteren Kritikpunkt an der Mitteilung aus 2002 bildete der mangelhafte Schutz von 
Erklärungen, die von Unternehmen im Rahmen des Kronzeugenantrages abgegeben wurden. 
Nach den Vorschriften des US-amerikanischen Zivilrechts zur Offenlegung („open 
discovery“) können nämlich bei Schadenersatzklagen vor US-amerikanischen Gerichten 
Informationen, die Unternehmen freiwillig den Kartellbehörden zur Verfügung stellen, der 
Gegenseite zugänglich gemacht werden.727 Niederrangige US-amerikanische Gerichte haben 
bereits mehrfach Schriftsätze von Unternehmen, die im Rahmen von Kronzeugenanträgen an 
die Europäische Kommission gerichtet wurden, als vorlagepflichtig eingestuft.728 Vor dem 
Hintergrund dieser weit reichenden Verfahrensrechte, die Zivilklägern nach US-
amerikanischem Recht eingeräumt sind, sah die Mitteilung aus 2002 keinen ausreichenden 
Schutz für Kronzeugen vor. Die Bestimmungen in den Rn 31 und 32 der Mitteilung aus 2002 
waren nicht geeignet, kooperationswilligen Unternehmen den erforderlichen Schutz zu bieten, 
wodurch die Attraktivität und damit zugleich die Effektivität der Kronzeugenmitteilung aus 
2002 deutlich geschmälert wurden. Wenn man bedenkt, dass potentielle Antragsteller 
mitunter der Gefahr von Schadenersatzforderungen in dreifacher Höhe ausgesetzt waren, 
verwundert es nicht, dass diesen selbst durch einen allfälligen Erlass der Geldbuße seitens der 
Kommission kein entsprechender Anreiz zur Kooperation geboten werden konnte. 
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9.2. Abschließende Bemerkungen 
Die Zielsetzung der Mitteilung aus 2002 lag in erster Linie darin, die Rechtssicherheit für 
kooperationswillige Unternehmen zu erhöhen und die europäische Kronzeugenregelung 
transparenter und berechenbarer zu machen.729 Die Kommission erhoffte sich dadurch die 
Effektivität ihrer Kartellbekämpfung weiter steigern zu können. Dieser selbst auferlegten 
Postulation nach mehr Rechtssicherheit, Transparenz und Bestimmtheit versuchte die 
Kommission in mehrfacher Hinsicht Rechnung zu tragen: So wurden insb die materiellen 
Vorgaben für den Erlass bzw die Ermäßigung der Geldbuße grundlegend überarbeitet. 
Wenngleich diese Vorgaben mitunter strenger ausfielen als unter der Mitteilung aus 1996, 
fällt auf, dass die einzelnen Voraussetzungen in Abschnitt A bzw B der Mitteilung 2002 
klarer und eindeutiger gefasst waren. Positiv zu bewerten ist sicher auch der Umstand, dass 
die Kommission den Geldbußenerlass stärker in den Vordergrund der Kronzeugenregelung 
gestellt hat, weil dadurch nicht nur kooperationswillige Unternehmen, sondern auch die 
Kommission profitieren konnten. Diese „win-win-Situation“ erhellt sich schon allein daraus, 
dass die Kommission in fast allen, bislang auf Grundlage der Mitteilung aus 2002 ergangenen 
Entscheidungen, durch ein Kartellmitglied von der Existenz eines Kartells erfahren hatte und 
diesem daraufhin die Geldbuße – als Gegenleistung – gänzlich nachgesehen wurde.730 
 
Neben diesen materiellen Änderungen wies die Mitteilung aus 2002 zudem zahlreiche 
verfahrensrechtliche Neuerungen auf. Unternehmen, die einen Antrag auf Geldbußenerlass 
iSd Abschnitts A der Mitteilung aus 2002 stellten, konnten ihre Beweismittel zunächst in 
hypothetischer Form vorlegen. Zudem wurden kooperierende Unternehmen bereits während 
des Verfahrens darüber in Kenntnis gesetzt, ob ihr Antrag auf Erlass bzw Ermäßigung der 
Geldbuße Aussicht auf Erfolg hatte. Für Unternehmen, die frühzeitig kooperierten und 
dadurch die Voraussetzungen der Rn 8 lit a bzw b sowie die Rn 9 bzw 10 der Mitteilung aus 
2002 erfüllen konnten, sah die Kronzeugenregelung aus 2002 zudem die Gewährung eines 
bedingten Geldbußenerlasses vor. Darüber hinaus erhielt jedes Unternehmen, das der 
Kommission Beweismittel vorlegte, eine Empfangsbestätigung, auf der das Datum der 
Beweisvorlage vermerkt war.  
 
Schon allein durch diese Maßnahmen wurde die Rechtssicherheit für kooperationswillige 
Unternehmen deutlich erhöht. Insoweit ist der Kommission zuzubilligen, dass sie ihre 
Zielsetzung weitgehend verwirklichen konnte. Dies darf jedoch nicht darüber hinweg 
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täuschen, dass auch die Kronzeugenmitteilung aus 2002 in gewissen Punkten noch nicht 
ausgereift war, va wenn man an den Schutz der Kronzeugen vor etwaigen Folgeverfahren 
denkt. Der Kommission ist es insoweit nicht gänzlich gelungen, alle wesentlichen Aspekte 
hinreichend zu berücksichtigen: Dabei gilt es für Geschädigte von Kartellverstößen einen 
Ausgleich des erlittenen Schaden in Form des Schadenersatzes zu gewährleisten, aber 
zugleich zu vermeiden, dass Unternehmen, die während des Verwaltungsverfahrens sehr 
kooperativ waren, in nachfolgenden Zivilprozessen aufgrund der von ihnen vorgelegten 
Beweise schlechter gestellt sind als andere Kartellmitglieder.  
 
Abschließend kann somit festgehalten werden, dass der Kommission mit der Mitteilung aus 
2002 eine bedeutende Weiterentwicklung des europäischen Kronzeugenmodells gelungen ist. 
Es wäre jedoch wünschenswert gewesen, wenn die Kommission dabei auch gewisse 
Begleitumstände mitbedacht hätte, bei denen dringender Handlungsbedarf bestand. Diesen 
Handlungsbedarf erkannte schließlich auch die Kommission und veröffentlichte am 
8. Dezember 2006 eine neue Mitteilung über den Erlass und die Ermäßigung von Geldbußen 
in Kartellsachen.731  
 
V. Die aktuelle Kronzeugenmitteilung aus 2006 
1. Inkrafttreten und Gliederung 
Durch die aktuelle Kronzeugenmitteilung aus 2006 wurden die vormaligen Regelungen über 
den Erlass und die Ermäßigung von Geldbußen in Kartellsachen neu gefasst. Die Mitteilung 
weist in mehrfacher Hinsicht Änderungen auf, durch die Antragsteller besser angeleitet und 
das Verfahren noch transparenter werden soll als es bislang der Fall war.732 Das erklärte Ziel 
der Kommission liegt auch weiterhin darin, die Bekämpfung von Hardcore-Kartellen zu 
forcieren. Durch eine Optimierung der Kronzeugenregelung sollen an Kartellen beteiligte 
Unternehmen noch häufiger dazu veranlasst werden, der Kommission diese 
Zuwiderhandlungen anzuzeigen. Wenngleich die Kommission – nach eigenen Angaben – 
weiterhin großes Gewicht auf die amtswegige Untersuchungen von Kartellverstößen legt,733 
ist unbestritten, dass wohl auch in Zukunft das Gros der Kartellverfahren durch 
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Selbstanzeigen von Unternehmen, die für sich die Vorzüge der aktuellen Kronzeugenregelung 
in Anspruch nehmen möchten, angeregt werden wird.734  
 
Die aktuelle Mitteilung aus 2006 ersetzt ihre Vorgängerregelung aus 2002 nunmehr in 
sämtlichen Fällen, in denen sich bis zum Stichtag 8. Dezember 2006 – dem Tag der 
Veröffentlichung im Amtsblatt – noch kein Unternehmen mit der Kommission in Verbindung 
gesetzt hat, um die Rechtsvorteile der Kronzeugenregelung in Anspruch zu nehmen.735 Die 
Bestimmungen in Rn 31 bis 35 der Mitteilung aus 2006, die sog „Unternehmenserklärungen“ 
im Rahmen von Kronzeugenanträgen zum Gegenstand haben, waren jedoch schon ab dem 
8. Dezember 2006 auch für sämtliche anhängige und neue Kronzeugenanträge, die noch auf 
der Mitteilung aus 2002 beruhten, zu beachten.736 
 
Die Gliederung der Mitteilung aus 2006 ist weitestgehend der Mitteilung aus 2002 
nachempfunden. Die aktuelle Kronzeugenregelung weist fünf Abschnitte auf, die mit den 
römischen Ziffern I bis V gekennzeichnet sind. In Anlehnung an die beiden vorangegangenen 
Kronzeugenregelungen legt die Kommission im ersten Abschnitt der Mitteilung aus 2006 
(„I. Einleitung“) ihre Beweggründe offen, ein derartiges Kronzeugenmodell in das 
europäische Wettbewerbsrecht einzuführen. Besonderes Augenmerk schenkt die Kommission 
dabei insb dem Schutz von Unternehmenserklärungen, der nunmehr ausdrücklich Einzug in 
die europäische Kronzeugenregelung gefunden hat. Die Abschnitte II und III widmen sich 
den materiellen und formellen Vorgaben für den Erlass bzw die Ermäßigung der Geldbuße. In 
Anlehnung an die Mitteilung aus 2002 enthält Abschnitt II der Mitteilung aus 2006 die 
maßgeblichen Bestimmungen für den Erlass der Geldbuße, während Abschnitt III die 
Ermäßigung der Geldbuße zum Gegenstand hat. Die Abschnitte II und III sind zudem jeweils 
in zwei Unterabschnitte (A und B) unterteilt. In Unterabschnitt A legt die Kommission jeweils 
die konkreten Voraussetzungen für einen Erlass (II A) bzw eine Ermäßigung der Geldbuße 
(III A) fest. Die Unterabschnitte II B und III B der Mitteilung aus 2006 regeln demgegenüber 
das Verwaltungsverfahren der Kommission bei Erlass bzw Ermäßigung der Geldbuße. Nähere 
Ausführungen zu den sog „Unternehmenserklärungen“, die nunmehr im Rahmen von 
Kronzeugenanträgen abzugeben sind, finden sich in Abschnitt IV der aktuellen 
Kronzeugenregelung. In Abschnitt V trifft die Kommission weitere, allgemeine Vorgaben, die 
für die Anwendung dieser Kronzeugenregelung von Bedeutung sind. Die Mitteilung aus 2006 
                                                     
734
 So wurden auch schon unter der Mitteilung aus 2002 mehr als 75 % sämtlicher Geldbußenentscheidungen der Kommission durch 
Selbstanzeigen kooperationswilliger Unternehmen eingeleitet, vgl hiezu die Ausführungen in Kap C.IV.8.; ferner Urlesberger, wbl 2007, 
582. 
735
 Mitteilung aus 2006 Rn 37, ABl 2006 C 298/17. 
736
 Vgl Mitteilung aus 2006 Rn 37, ABl 2006 C 298/17. 
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ist zudem mit 40 Randnummern gekennzeichnet, die sich fortlaufend über die gesamte 
Kronzeugenregelung erstrecken.  
 
2. „Einleitung“ 
Der erste Abschnitt der aktuellen Kronzeugenmitteilung orientiert sich weitgehend an den 
bisherigen Mitteilungen, weist jedoch in manchen Punkten umfassende Neuerungen auf. Der 
bisherigen Systematik folgend, führt die Kommission zunächst die Sozialschädlichkeit von 
Hardcore-Kartellen ins Treffen und bekräftigt zugleich die Notwendigkeit einer 
Kronzeugenregelung, um derartigen Zuwiderhandlungen gegen Art 81 EGV Einhalt zu 
gebieten.737 Ferner gibt die Kommission in Rn 1 der Mitteilung aus 2006 umfassend 
Aufschluss darüber, welche Zuwiderhandlungen konkret in den sachlichen 
Anwendungsbereich der europäischen Kronzeugenregelung fallen.738 In Anlehnung an die 
Mitteilung aus 2002 hält die Kommission weiterhin daran fest, dass die Mithilfe eines 
Unternehmens bei der Aufdeckung eines Kartells „einen Wert an sich darstellt“, weshalb ein 
entscheidender Beitrag zur Einleitung von Ermittlungen oder zum Nachweis eines Kartells 
wie schon bisher einen vollständigen Geldbußenerlass rechtfertigen kann.739 Darüber hinaus 
kann auch die Mitarbeit eines oder mehrerer Unternehmen zu einer Ermäßigung der Geldbuße 
führen, wenn die vorgelegten Beweismittel einen erheblichen Mehrwert aufweisen, wobei 
wiederum neben der Qualität der Beweise, insb auch dem Zeitpunkt der Beweisvorlage eine 
maßgebliche Bedeutung zukommt. 
 
Der einleitende Abschnitt der aktuellen Mitteilung enthält auch Ausführungen, mit denen die 
Kommission den Umgang mit sog „Unternehmenserklärungen“ erläutert. So stellt etwa Rn 6 
der Mitteilung aus 2006 ausdrücklich klar, dass es Unternehmen im Rahmen dieses 
Kronzeugenprogramms freisteht, der Kommission – zusätzlich zu dem bereits vorhandenen 
Beweismaterial – freiwillig ihr Wissen über ein Kartell sowie ihre Beteiligung daran zu 
offenbaren. Diese freiwilligen Darlegungen haben sich schon zuvor in der Praxis als sehr 
nützlich erwiesen, weshalb sich die Kommission nunmehr ausdrücklich gegen zivilrechtliche 
Offenlegungsanordnungen (sog „discovery orders“) ausspricht.740 Damit kooperationswillige 
Unternehmen im Hinblick auf allfällige nachfolgende Zivilverfahren in Drittstaaten nicht 
mehr schlechter gestellt sind als andere Kartellmitglieder, die zu keiner Zusammenarbeit 
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 Vgl Mitteilung aus 2006 Rn 1ff, ABl 2006 C 298/17. 
738
 Ausführlich zum sachlichen Anwendungsbereich der europäischen Kronzeugenregelung oben in Kap C.II.2. 
739
 Mitteilung aus 2006 Rn 5, ABl 2006 C 298/17; ähnlich auch Mitteilung aus 2002 Rn 6, ABl 2002 C 45/3. 
740
 Mitteilung aus 2006 Rn 6, ABl 2006 C 298/17. 
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bereit waren, sieht die Kommission nunmehr einen Schutz derartiger 
Unternehmenserklärungen vor.741  
 
Schließlich weist die Kommission in Abschnitt I der Mitteilung aus 2006 auf das 
Spannungsverhältnis hin, welches zwischen dem öffentlichen Interesse am Schutz von 
Unternehmenserklärungen und dem Interesse der anderen Unternehmen besteht, die 
Adressaten der Mitteilung der Beschwerdepunkte sind und vom Inhalt dieser Erklärungen 
Kenntnis erlangen wollen. Dabei sieht die Kommission die Interessen beider Seiten jedenfalls 
dann als ausreichend gewahrt, wenn die Adressaten der Mitteilung der Beschwerdepunkte – 
zumindest einmal – eine Möglichkeit zur Einsichtnahme in die Unternehmenserklärungen 
erhalten.742 
 
3. Voraussetzungen für den Erlass der Geldbuße 
In Abschnitt II A Rn 8ff der Mitteilung aus 2006 legt die Kommission die Voraussetzungen 
fest, unter denen Unternehmen, die an einem Hardcore-Kartell beteiligt sind, in den Genuss 
eines vollständigen Geldbußenerlasses gelangen können. Dem System der Mitteilung aus 
2002 folgend, bietet auch die aktuelle Kronzeugenregelung aus 2006 zwei Varianten an, um 
als kooperationswilliges Unternehmen einen vollständigen Erlasses zu erhalten. Die zentrale 
Bestimmung bildet dabei Rn 8 der Mitteilung aus 2006. Wie schon bisher ist ein 
Geldbußenerlass zudem an weitere Voraussetzungen geknüpft. Diese zusätzlichen 
Voraussetzungen sind zT genereller Natur und somit bei beiden Varianten zu beachten, zT 
handelt es sich dabei um spezifische Voraussetzungen, die jeweils nur auf eine der beiden 
Varianten abzielen.  
 
Die nachstehenden Ausführungen haben die materiellen Voraussetzungen für einen 
Geldbußenerlass iSd Mitteilung aus 2006 zum Gegenstand. Zum besseren Verständnis 
werden die beiden Varianten der Rn 8 der Mitteilung aus 2006 zunächst überblicksartig 
wiedergegeben und daran anschließend in Zusammenhalt mit ihren spezifischen Vorgaben 
näher erörtert. Die weiteren Ausführungen befassen sich mit den generellen Voraussetzungen 
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 Mitteilung aus 2006 Rn 6, ABl 2006 C 298/17, ausführlicher hiezu unten in Kap C.V.7.5. 
742
 Vgl Mitteilung aus 2006 Rn 7, ABl 2006 C 298/17. 
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3.1. Varianten des Geldbußenerlasses 
Die Mitteilung aus 2006 räumt Unternehmen, die an einem Kartell beteiligt sind, zwei 
Varianten ein, um in den Genuss eines vollständigen Erlasses der Geldbuße zu kommen. Die 
Kommission hat sich dabei weitestgehend am Konzept der Mitteilung aus 2002 orientiert. 
Ausschlaggebend dafür, welche der beiden Varianten im jeweiligen Einzelfall in Betracht 
kommt, ist wiederum der Wissensstand der Kommission zum Zeitpunkt der Beweisvorlage: 
Je nachdem, ob die Kommission bereits Kenntnis von dem betreffenden Kartellverstoß hatte, 
werden an die vorzulegenden Beweismittel unterschiedliche Ansprüche gestellt, die bei einer 
frühzeitige Beweisvorlage iSd Rn 8 lit a geringer ausfallen, als nach Rn 8 lit b der Mitteilung 
aus 2006. 
 
Einem Unternehmen, dass seine Beteiligung an einem mutmaßlichen, 
gemeinschaftsrelevanten Kartell offenlegt, wird nunmehr von der Kommission die ansonsten 
zu verhängende Geldbuße gem Rn 8 der Mitteilung aus 2006 erlassen, sofern das 
Unternehmen als erstes Informationen und Beweismittel vorlegt, die es der Kommission ihrer 
Ansicht nach ermöglichen, 
 
 „gezielte Nachprüfungen im Zusammenhang mit dem mutmaßlichen Kartell 
durchzuführen“ (Rn 8 lit a) oder 
 „im Zusammenhang mit dem mutmaßlichen Kartell eine Zuwiderhandlung gegen 
Art 81 EG-Vertrag festzustellen“ (Rn 8 lit b). 
 
3.2. Erlass der Geldbuße gem Randnummer 8 Buchstabe a 
Die erste Variante der Rn 8 der Mitteilung aus 2006 stellt darauf ab, dass die vorgelegten 
Informationen bzw Beweismitteln einen hinreichenden Anfangsverdacht begründen und so 
der Kommission gezielte Nachprüfungen zu einem mutmaßlichen Kartellverstoß 
ermöglichen. Die Kommission muss dabei eine ex-ante-Bewertung vornehmen, bei der es 
nicht darauf ankommt, ob die entsprechende Nachprüfung erfolgreich war oder nicht bzw ob 
überhaupt eine Nachprüfung vorgenommen wurde oder nicht.743 Ausschlaggebend für diese 
Bewertung der Kommission sind einzig und allein die Art und Qualität der übermittelten 
Informationen.744  
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 Mitteilung aus 2006 Rn 8 lit a iVm Fn 3, ABl 2006 C 298/17.  
744
 Mitteilung aus 2006 Rn 8 lit a iVm Fn 3, ABl 2006 C 298/17; Komm, Pressemitteilung 7.12.2006, Frequently asked questions, 
MEMO/06/469. 
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Durch diese Variante des Geldbußenerlasses soll den Unternehmen ein Anreiz geboten 
werden, frühzeitig aus dem Kartell auszubrechen und die Kommission über die Existenz eines 
– ihr bis dahin unbekannten – Kartells in Kenntnis zu setzten. In Anlehnung an das System 
der Vorgängermitteilung aus 2002 muss ein Unternehmen, dass in den Genuss eines 
Geldbußenerlasses gem Rn 8 lit a der aktuellen Mitteilung aus 2006 kommen möchte, keine 
Beweise liefern, die die Zuwiderhandlung tatsächlich belegen können. Vielmehr reichen 
solche Beweismittel aus, die konkrete Anhaltspunkte für einen Kartellverstoß bieten, um der 
Kommission die Durchführung gezielter Nachprüfungen zu ermöglichen. Vorrangiges Ziel 
dieser Bestimmung ist somit die Aufdeckung von Kartellverstößen. Dieser Aufdeckung von 
Kartellen räumt die Kommission wettbewerbspolitisch einen sehr hohen Stellenwert ein, 
indem sie bewusst in Kauf nimmt, dass für den tatsächlichen Nachweis des Kartells in den 
meisten Fällen ergänzende Tatsachenermittlungen notwendig sein werden.745 
 
Im Gegensatz zur Mitteilung aus 2002 spricht Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2006 nunmehr 
generell von „Nachprüfungen“, ohne dass dabei auf die konkrete Rechtsgrundlage dieser 
Ermittlungsmaßnahmen abgestellt wird. Die Mitteilung aus 2002 bezog sich – ihrem Wortlaut 
nach – demgegenüber nur auf Nachprüfungen gem Art 14 Abs 3 VO 17/62, wenngleich 
unstreitig war, dass diese Grundsätze in der Folge auch auf die neue VO 1/2003 zu übertragen 
waren.746 Mit der allgemein gehaltenen Formulierung in Rn 8 lit a der aktuellen Mitteilung 
versucht die Kommission augenscheinlich bereits im Vorfeld Unklarheiten auszuräumen, die 
daraus entstehen könnten, dass anstelle explizit genannter Rechtsgrundlagen neue 
Rechtsgrundlagen treten. Wenngleich die Kommission nunmehr generell von der 
Durchführung gezielter Nachprüfungen spricht, sind damit wohl wiederum nur solche 
gemeint, die – nach geltender Rechtslage – auf einer Entscheidung der Kommission gem 
Art 20 Abs 4 bzw Art 21 Abs 1 VO 1/2003 beruhen.747 
 
3.2.1. Ermöglichung gezielter Nachprüfungen 
Nach dem Wortlaut der Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2006 stellt die Kommission an die 
vorzulegenden Beweismittel höhere Anforderungen, als in der Vorgängerbestimmung aus 
2002.748 Während die vorgelegten Beweismittel die Kommission bislang lediglich in die Lage 
versetzen mussten, „Nachprüfungen“ anzuordnen, legt Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2006 
nunmehr ausdrücklich fest, dass die vorgelegten Beweismittel der Kommission die 
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 Bericht der Kommission über die Wettbewerbspolitik (2005) Rn 176. 
746
 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 8 lit a, ABl 2002 C 45/3; Dannecker/Biermann in Immenga/Mestmäcker, EG-Wettbewerbsrecht4, Art 23 VO 
1/2003 Rn 228. 
747
 Vgl hiezu die Ausführungen in Kap C.III.3.1.1. 
748
 Vgl Kallaugher/Weitbrecht, Articles 81 and 82 EC in 2006, ECLR 2007, 318. 
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Durchführung „gezielter Nachprüfungen“ ermöglichen müssen. Schon allein der Umstand, 
dass die Kommission nunmehr ausdrücklich von „gezielten Nachprüfungen“ spricht, legt den 
Schluss nahe, dass die Kommission den Maßstab für die geforderten Beweise angehoben hat. 
Gefragt sind somit Insiderinformationen zu einem Kartellverstoß, die der Kommission dazu 
verhelfen, ihre Nachprüfungen zielgerichteter als bisher vornehmen zu können.749 Dafür 
bedarf es präziser Informationen bzw Beweise, aus denen genau hervorgeht, wo und nach 
welchen Beweismitteln die Kommission suchen soll.750 Diesem Bedürfnis kann insb durch 
umfassende Erläuterungen zu den beigebrachten Beweismitteln und durch detaillierte 
Angaben zum Kartell sowie dessen Mitgliedern Rechnung getragen werden.751  
 
Indem die Kommission die Anforderungen an die vorzulegenden Beweise noch weiter erhöht, 
versucht sie offensichtlich die Durchschlagskraft ihrer Nachprüfungen weiter zu steigern. 
Dies setzt voraus, dass die Kommission im Zuge ihrer unangemeldeten Nachprüfungen, 
„dawn raids“752 genannt, über ausreichende Informationen verfügt, um diese so zielgerichtet 
durchführen zu können, dass die betroffenen Unternehmen gar nicht erst in die Gelegenheit 
kommen, noch rasch Beweise verschwinden zu lassen oder die Ermittlungen anderweitig zu 
vereiteln. Erst die Entscheidungspraxis der Kommission wird letztlich zeigen, inwiefern die 
Anforderungen an die Beweise tatsächlich erhöht wurden und ob dadurch die Zahl negativ 
beschiedener Anträge, die auf Rn 8 lit a der aktuellen Mitteilung beruhen, zunimmt. 
 
Die Beurteilung darüber, ob die vorgelegten Beweismittel geeignet sind, (gezielte) 
Nachprüfung durchzuführen, obliegt – wie schon bisher – der Kommission (arg „ihrer 
Auffassung nach“).753 Da dieses Ermessen schon unter der Mitteilung aus 2002 auf Kritik 
gestoßen war,754 versucht die Kommission nunmehr dem Gebot nach Transparenz Rechnung 
zu tragen, indem sie in Rn 9 lit a und b der Mitteilung aus 2006 konkret festlegt, welche 
Informationen und Beweise ihr die Durchführung gezielter Nachprüfungen ermöglichen 
können. Der Vorlage dieser Beweismittel werden dabei regelmäßig interne Untersuchungen 
des antragstellenden Unternehmens vorangehen, die eine geraume Zeit in Anspruch nehmen 
können. Um jedoch den Erfolg anschließender Nachprüfungen nicht in Frage zu stellen, weist 
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 Komm, Pressemitteilung 7.12.2006, Frequently asked questions, MEMO/06/469. 
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752
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 Mitteilung aus 2006 Rn 8 lit a, ABl 2006 C 298/17. 
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 Vgl zB Polley/Seeliger, EuZW 2002, 299; Hetzel, Kronzeugenregelungen 90. 
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die Kommission ausdrücklich darauf hin, dass durch die Vorlage dieser Informationen ihre 
Nachprüfungen nicht gefährdet werden dürfen.755  
 
Falls das Unternehmen eine ernsthafte Gefährdung der Nachprüfungen befürchtet, weil sich 
seine internen Untersuchungen zur Vervollständigung der Beweise langwierig gestalten und 
andere Kartellmitglieder dadurch alarmiert werden könnten, sollte es diese Bedenken 
umgehend der Kommission mitteilen.756 Die Beurteilung darüber, ob und inwieweit eine 
Gefährdung der Nachprüfungen eintreten könnte, ist dabei der Kommission vorbehalten (arg 
„nach Auffassung der Kommission“).757 Teilt die Kommission diese Bedenken und wird 
ausschließlich auf Grundlage der bereits vorhandenen Beweise ein bedingter Geldbußenerlass 
gewährt und/oder Nachprüfungen durchgeführt, muss das Unternehmen direkt im Anschluss 
daran seine Untersuchungen vervollständigen und der Kommission sämtliche Beweise 
vorlegen.758 
 
3.2.2. Abgabe einer Unternehmenserklärung 
Rn 9 der aktuellen Kronzeugenregelung aus 2006 gibt nunmehr Auskunft darüber, welche 
Informationen und Beweismittel im Zuge einer Antragstellung gem Rn 8 lit a konkret 
vorzulegen sind. Zu den geforderten Beweismitteln zählt insb die sog 
„Unternehmenserklärung“, die sowohl schriftlich, wie auch mündlich, abgegeben werden 
kann.759 Mündliche Unternehmenserklärungen werden von der Kommission mittels 
Tonbandgerät aufgenommen und deren nachfolgende Abschrift als vertrauliches Dokument 
der Kommission zur Akte gelegt, um allfällige Zugriffe im Rahmen eines „discovery process“ 
hintanzuhalten.760 Bei schriftlichen Unternehmenserklärungen sind die vorzulegenden 
Dokumente jeweils vom Unternehmen oder im Namen des Unternehmens zu 
unterzeichnen.761 Sofern das kooperationswillige Unternehmen zum Zeitpunkt der Vorlage 
bereits über die entsprechenden Informationen verfügt, hat die Unternehmenserklärung gem 
Rn 9 lit a erster bis vierter SpStr der Mitteilung aus 2006 nachstehenden (Mindest-)Inhalt 
aufzuweisen:  
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 Mitteilung aus 2006 Rn 9, ABl 2006 C 298/17. 
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 Komm, Pressemitteilung 7.12.2006, Frequently asked questions, MEMO/06/469. 
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 Vgl Mitteilung aus 2006 Rn 9 iVm Fn 4, ABl 2006 C 298/17. 
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 Vgl Hummer, ecolex 2007, 447. 
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 Mitteilung aus 2006 Rn 9 iVm Fn 4, ABl 2006 C 298/17. 
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 Gefordert wird zunächst eine eingehende Beschreibung der Art des mutmaßlichen 
Kartells, einschließlich seiner Ziele, Aktivitäten und Funktionsweise. Die 
Unternehmenserklärung hat ferner Angaben zum betroffenen Produkt bzw die 
betroffene Dienstleistung, die räumliche Ausdehnung und die Dauer des Kartells zu 
enthalten. Zudem ist auch eine Schätzung des Marktvolumens, das von dem 
mutmaßlichen Kartell betroffen ist, vorzunehmen. Die Unternehmenserklärung muss 
weiters konkrete Angaben über mutmaßliche Kartellkontakte (Daten, Orte, Inhalte und 
Teilnehmer) sowie alle relevanten Erläuterungen zu den Beweismitteln enthalten, die 
im Zuge des Antrages auf Geldbußenerlass beigebracht werden.  
 
Wesentlich ist dabei, dass sich der Antragsteller auf einen bestimmten Sachverhalt 
festlegt. Sachverhaltsdarstellungen, denen lediglich vage Vermutungen zugrunde 
liegen und bspw mit Begriffen wie „könnte“, „dürfte“ und „es scheint als“ versehen 
sind, sind demgegenüber nicht hinreichend bestimmt, um die geforderte 
Belastungstendenz hinsichtlich der am Kartell beteiligten Unternehmen zu 
erreichen.762 
 
 Ferner sind der (Firmen-)Name und die (Geschäfts-)Anschrift der juristischen Person 
anzuführen, die den Antrag auf Erlass der Geldbuße stellt, sowie die (Firmen-)Namen 
und (Geschäfts-)Anschriften der Unternehmen, die an dem mutmaßlichen Kartell 
beteiligt waren oder sind. 
 
Art 20 VO 1/2003 räumt der Kommission umfassende Nachprüfungsbefugnisse 
gegenüber Unternehmen ein, die im Verdacht stehen, an einem Kartell beteiligt zu 
sein. Um bei diesen Ermittlungen zielgerichtet vorgehen zu können, benötigt die 
Kommission insb auch die genaue Anschrift der einzelnen Unternehmen. Festzuhalten 
ist dabei, dass sämtliche Unternehmen bzw Unternehmensvereinigungen dazu 
verpflichtet sind, diese Nachprüfungen zu dulden, sofern sie auf einer Entscheidung 
der Kommission beruhen.763 Sollte sich ein Unternehmen in irgendeiner Weise den 
angeordneten Maßnahmen widersetzen, kann die Europäische Kommission die Polizei 
oder eine andere vollziehende Behörde des jeweiligen Mitgliedsstaates, indem die 
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 Vgl Art 20 Abs 4 VO 1/2003, ABl 2003 L 1/1. 
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Nachprüfungen durchgeführt werden, anfordern, damit die Bediensteten der 
Kommission ihrem Nachprüfungsauftrag nachkommen können.764 
 
 Die Unternehmenserklärung hat darüber hinaus den Namen, die Funktion, die 
Büroanschrift und, soweit erforderlich und bekannt,765 die Privatanschrift aller 
Einzelpersonen zu enthalten, die nach Wissen des Antragstellers an dem 
mutmaßlichen Kartell beteiligt sind oder waren, einschließlich jener Einzelpersonen, 
die auf Seiten des Antragstellers daran teilgenommen haben. 
 
Dieses Erfordernis in Rn 9 lit a dritter SpStr der Mitteilung aus 2006 stellt darauf ab, 
dass die Kommission ihre Nachprüfungsbefugnisse nicht nur auf die Räumlichkeiten 
mutmaßlicher, an einem Kartell beteiligter, Unternehmen richten kann, sondern gem 
Art 21 Abs 1 VO 1/2003 auch auf andere Räumlichkeiten. Die Kommission ist insb 
dazu ermächtigt – bei begründetem Verdacht – auch in den Räumlichkeiten sämtlicher 
Mitarbeiter sowie für das Unternehmen verantwortlicher Einzelpersonen 
Nachprüfungen durchzuführen. Erforderlich ist jedoch, dass die Kommission diese 
Nachprüfungen mittels Entscheidung anordnet und zudem die Genehmigung des 
jeweiligen einzelstaatlichen Gerichts einholt.766 Die Genehmigung der beabsichtigten 
Zwangsmaßnahmen ist gem Art 21 Abs 3 VO 1/2003 dann zu versagen, wenn diese 
als willkürlich oder unverhältnismäßig anzusehen wären.  
 
 Erforderlich sind zudem Angaben darüber, mit welchen anderen 
Wettbewerbsbehörden sich der Antragsteller innerhalb und außerhalb der EU wegen 
des mutmaßlichen Kartells in Verbindung gesetzt hat oder zu setzen beabsichtigt. 
 
3.2.3. Vorlage weiterer Beweismittel 
Neben der Unternehmenserklärung hat das Unternehmen, das einen Antrag auf Erlass der 
Geldbuße nach Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2006 stellt, weitere Beweismittel für das 
Vorliegen des mutmaßlichen Kartells vorzulegen, insb solche, die aus dem Zeitraum der 
mutmaßlichen Zuwiderhandlung stammen, sofern sich diese in seinem Besitz befinden oder 
diesem zum Zeitpunkt der Vorlage zugänglich sind.767 Fraglich ist idZ, wann ein 
Unternehmen „Zugang“ zu den geforderten Beweismitteln hat. Legt man diesem Begriff ein 
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weites Verständnis zugrunde, müsste das Unternehmen insb auch sämtliche Beweismittel 
vorlegen, die sich bei irgendwelchen Mitarbeitern befinden. Dies hätte jedoch zur Folge, dass 
das kooperationswillige Unternehmen zunächst umfassende interne Recherchen anstrengen 
müsste, ehe es einen Antrag auf Erlass der Geldbuße nach Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2006 
einbringen könnte.  
 
Wenn man bedenkt, dass derartige Recherchen mitunter Wochen, wenn nicht sogar Monate768 
in Anspruch nehmen können, dann muss ein derart weites Verständnis als überschießend 
angesehen werden, weil dadurch Sinn und Zweck eines Kronzeugenantrages in Frage gestellt 
würde. Es muss daher wohl genügen, wenn das antragstellende Unternehmen all jene 
Beweismittel vorlegt, die es bei seinen ersten umfassenden Recherchen – mit vertretbarem 
Aufwand – finden konnte.769 Für eine solche Auslegung spricht nicht zuletzt auch die 
Bestimmung in Rn 9 der Mitteilung aus 2006, wonach durch die Vorlage der Beweismittel die 
Nachprüfungen der Kommission nicht gefährdet werden dürfen. Eine Gefährdung der 
Nachprüfungen wäre jedoch anzunehmen, wenn sehr viel Zeit zwischen dem eigentlichen 
Kooperationsentschluss und der tatsächlichen Beweisvorlage liegt. So könnten die anderen 
Kartellmitglieder hellhörig werden und die Beweise „verschwinden“ lassen, bevor die 
Kommission unangemeldete Nachprüfungen durchführt. 
 
3.2.4. Keine ausreichenden Beweismittel seitens der Kommission 
Nach Rn 10 der aktuellen Kronzeugenmitteilung scheidet ein Erlass der Geldbuße iSd Rn 8 lit 
a aus, wenn die Kommission zum Zeitpunkt der Beweisvorlage bereits über entsprechende 
Beweismittel verfügte, um von sich aus eine Nachprüfung hinsichtlich des angezeigten, 
mutmaßlichen Kartells anzuordnen oder eine solche Nachprüfung bereits durchgeführt hat.770 
Erforderlich ist somit weiterhin, dass das Unternehmen – als erstes Kartellmitglied – der 
Kommission ausreichende Informationen über ein noch unentdecktes Kartell liefert und ihr 
damit eine Handhabe für allfällige Ermittlungen gibt.771  
 
3.3. Erlass der Geldbuße gem Randnummer 8 Buchstabe b 
Während für einen Erlass gem Rn 8 lit a der aktuellen Mitteilung Informationen bzw 
Beweismittel gefordert werden, die der Kommission gezielte Nachprüfungen wegen eines 
mutmaßlichen Kartells ermöglichen, stellt Rn 8 lit b demgegenüber darauf ab, dass die 
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 Klose in Hirsch/Montag/Säcker, MünchKomm Leniency-Bekanntmachung Rn 12. 
769
 So auch Klose in Hirsch/Montag/Säcker, MünchKomm, Leniency-Bekanntmachung Rn 12. 
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vorgelegten Informationen bzw Beweismittel der Kommission den Nachweis einer 
Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV ermöglichen müssen. Die Zielsetzung der zweiten 
Variante der Rn 8 ist somit anders gelagert, als nach Rn 8 lit a. Vorrangiges Ziel dabei ist 
nicht die Aufdeckung von Kartellverstößen, sondern vielmehr der Nachweis bereits bekannter 
Kartellaktivitäten. Da die Kommission jedoch der Aufdeckung von Kartellen einen 
wettbewerbspolitisch höheren Stellenwert beimisst, als deren Nachweis,772 werden an den 
Erlass der Geldbuße nach Rn 8 lit b der Mitteilung aus 2006 höhere Anforderungen gestellt. 
Ein vollständiger Geldbußenerlass gem Rn 8 lit b setzt nicht nur voraus, dass das 
Unternehmen Beweismittel vorlegt, aufgrund derer die Kommission die Zuwiderhandlung 
gegen Art 81 EGV nachweisen kann, vielmehr müssen zudem die nachstehenden 
Voraussetzungen der Rn 11 der Mitteilung aus 2006 kumulativ773 vorliegen: 
 
 Erforderlich ist zunächst, dass die Kommission zum Zeitpunkt der Vorlage nicht 
bereits über ausreichende Beweismittel verfügt, um von sich aus eine 
Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV feststellen zu können;  
 Ferner darf keinem anderen Unternehmen ein bedingter Geldbußenerlass nach Rn 8 lit 
a gewährt worden sein;  
 Um für einen Erlass der Geldbuße nach Rn 8 lit b der Mitteilung aus 2006 in Betracht 
zu kommen, muss das Unternehmen zudem als erstes belastende Beweise für das 
Vorliegen des mutmaßlichen Kartells erbringen, die aus dem relevanten Zeitraum 
stammen und zudem eine Unternehmenserklärung vorlegen, welche die in Rn 9 lit a 
geforderten Angaben enthält, um der Kommission dadurch die Feststellung einer 
Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV zu ermöglichen. 
 
3.3.1. Nachweis einer Zuwiderhandlung 
Die zweite Variante des Geldbußenerlasses stellt auf solche Fälle ab, in denen die 
Kommission bereits Kenntnis von einem Kartellverstoß hat, sie jedoch weitere Beweise 
benötigt, um eine konkrete Zuwiderhandlung tatsächlich feststellen zu können. Den 
Anwendungsbereich der Rn 8 lit b der Mitteilung aus 2006 bilden somit Fälle, in denen die 
Kommission bereits von sich aus Nachprüfungen durchgeführt hat, diese jedoch keine 
entsprechenden Beweismittel für einen Verstoß gegen Art 81 EGV lieferten, oder in denen ihr 
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 Mitteilung aus 2006 Rn 11 erster Satz, ABl 2006 C 298/17. 
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das kooperationswillige Unternehmen mit seinen Antrag lediglich zuvorgekommen ist und sie 
bereits zu diesem Zeitpunkt Nachprüfungen anordnen hätte können.774  
 
3.3.2. Keine ausreichenden Beweismittel seitens der Kommission 
Verfügt die Kommission zum Zeitpunkt der Beweisvorlage bereits selbst über entsprechende 
Beweismittel, um eine Zuwiderhandlung feststellen zu können, kommt ein Erlass der 
Geldbuße auch nach Rn 8 lit b der Mitteilung aus 2006 nicht mehr in Betracht. Die 
Gewährung von Rechtsvorteilen iSd Kronzeugenregelung aus 2006 setzt nunmehr generell 
voraus, dass das jeweilige Unternehmen entsprechende Gegenleistungen erbringt. Hierfür 
reicht es nicht aus, lediglich die Beweislage zu bestätigen, vielmehr muss dass Unternehmen 
Beweise liefern, auf die die Kommission tatsächlich angewiesen ist, sei es um Nachprüfungen 
anzuordnen oder die Zuwiderhandlung nachzuweisen. So verwehrte die Kommission bereits 
unter der Mitteilung aus 2002, die insoweit deckungsgleich war, vereinzelt Unternehmen 
einen Geldbußenerlass iSd zweiten Variante, weil sie schon vor der ersten Antragsstellung 
von Amts wegen Untersuchungen eingeleitet hatte und im Zuge der Nachprüfungen 
einschlägige Beweise auffand, die zur Feststellung einer Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV 
ausreichten.775 
 
3.3.3. Subsidiarität des Geldbußenerlasses nach Randnummer 8 Buchstabe b 
Die Kommission hält weiterhin streng am Prioritätsprinzip fest und gewährt maximal einem 
Unternehmen für ein und dieselbe Zuwiderhandlung einen Erlass der Geldbuße nach Rn 8 der 
Mitteilung aus 2006.776 Dieses Verständnis lag auch der Mitteilung aus 2002 zugrunde, 
wenngleich die Formulierung in Rn 8 der Mitteilung aus 2002 nicht sehr glücklich gewählt 
war. Nach dem Wortlaut dieser Bestimmung hätten durchaus auch zwei Unternehmen in den 
Genuss eines Geldbußenerlasses kommen können.777 Um eine solche, ungewünschte 
Auslegung zu vermeiden, legte die Kommission in Rn 10 der Mitteilung aus 2002 deshalb 
ausdrücklich fest, dass die Rn 8 lit b gegenüber einem Erlass nach Rn 8 lit a der Mitteilung 
aus 2002 subsidiär war. Diesem System der Mitteilung aus 2002 folgt die Kommission auch 
in der aktuellen Kronzeugenmitteilung und räumt Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2006 einen 
Anwendungsvorrang gegenüber Rn 8 lit b ein. Dementsprechend kann sich ein Unternehmen 
nur dann für einen Erlass der Geldbuße gem Rn 8 lit b qualifizieren, wenn nicht bereits einem 
anderen Unternehmen ein (bedingter) Erlass nach Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2006 gewährt 
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wurde.778 Dies gilt selbst dann, wenn das andere Unternehmen keine konkreten Beweise für 
die Feststellung der Zuwiderhandlung vorgelegt hat und auch die Kommission im Rahmen 
ihrer Nachprüfungen keine Beweise für einen Kartellverstoß findet.  
 
Wenngleich die Subsidiarität der zweiten Variante des Geldbußenerlasses durch Rn 11 auch 
in der aktuellen Mitteilung verankert wurde, war die Kommission offensichtlich darum 
bemüht, die Rn 8 der Mitteilung aus 2006 präziser und eindeutiger zu formulieren. Ein Erlass 
der Geldbuße gem Rn 8 kommt nunmehr – selbst nach dem Wortlaut dieser Bestimmung – 
nur noch für ein einziges Unternehmen in Betracht und zwar für das Unternehmen, das – dem 
Prioritätsprinzip folgend – als erstes Informationen bzw Beweismittel vorlegt, die der 
Kommission die Durchführung gezielter Nachprüfungen oder die Feststellung einer 
Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV ermöglichen.779 Sobald ein Unternehmen eine der 
beiden Varianten der Rn 8 der Mitteilung aus 2006 erfüllt, schließt bereits der Wortlaut der 
Rn 8 einen alternativen Erlass der Geldbuße aus, weil ein nachfolgendes Unternehmen schon 
begrifflich nicht mehr „als erstes“ die geforderten Beweismittel liefern kann.  
 
Da das Prioritätsprinzip ebenso wie der Anwendungsvorrang gem Rn 11 ausschließlich auf 
Anträge verschiedener Unternehmen abstellen, ist dadurch keineswegs ausgeschlossen, dass 
ein Antragsteller im Zuge seiner Beweisvorlage beide Varianten der Rn 8 der Mitteilung aus 
2006 erfüllt. Zu denken ist dabei an Fälle, in denen der Erstantragssteller derart konkrete und 
unmittelbare Beweismittel vorlegt, dass diese der Kommission nicht nur gezielte 
Nachprüfungen, sondern zugleich die Feststellung eines Kartellverstoßes ermöglichen.780 
Wenngleich in derart gelagerten Fällen grds eine kumulative Anwendung beider Varianten in 
Betracht kommt, wird die Kommission ihre Entscheidung über den (bedingten) 
Geldbußenerlass im Regelfall auf Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2006 stützen. Andernfalls 
müsste die Kommission bereits zu einem frühen Zeitpunkt – wenn auch nur vorläufig – über 
die Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV selbst befinden.781 
 
Die bisherigen Entscheidungen der Kommission, bei denen allesamt noch die Mitteilung aus 
2002 zur Anwendung gelangte, verdeutlichen jedoch, dass die Kommission zum Zeitpunkt 
der ersten Antragstellung im Regelfall noch nicht über ausreichende Beweismittel verfügte, 
um von sich aus Nachprüfungen wegen des angezeigten, mutmaßlichen Kartells 
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anzuordnen.782 Die erste Variante des Geldbußenerlasses gem Rn 8 lit a der aktuellen 
Mitteilung wird nicht zuletzt aufgrund der Subsidiarität der Rn 8 lit b wohl auch künftig den 
Hauptanwendungsfall für einen (bedingten) Geldbußenerlass bilden.  
 
3.3.4. Vorlage belastender Beweise sowie einer Unternehmenserklärung 
Die Anforderungen an die vorzulegenden Informationen bzw Beweismittel sind bei der 
zweiten Variante des Geldbußenerlasses deutlich höher, als bei einem Antrag nach Rn 8 lit a 
der Mitteilung aus 2006.783 Während die erste Variante des Geldbußenerlasses lediglich die 
Vorlage von Informationen bzw Beweismittel zur Durchführung gezielter Nachprüfungen 
erfordert, setzt Rn 8 lit b der aktuellen Mitteilung aus 2006 die Vorlage von Beweisen voraus, 
die der Kommission den tatsächlichen Nachweis eines Kartells ermöglichen.784 Erforderlich 
ist darüber hinaus, dass das kooperationswillige Unternehmen im Zuge der Antragstellung als 
erstes Unternehmen belastende Beweise für das mutmaßliche Kartell beibringt, welche zudem 
aus dem relevanten Zeitraum stammen müssen.785 Die Vorlage derartiger Beweise ist 
zwingend vorgesehen; Unternehmen die dazu nicht in der Lage sind, können sich folglich 
auch nicht für einen Erlass gem Rn 8 lit b qualifizieren. Dieses Erfordernis findet bei der 
ersten Variante der Rn 8 der Mitteilung aus 2006 kein entsprechendes Pendant.786  
 
Der Grund für diese erhöhten Anforderungen an die vorzulegenden Beweismittel bei einem 
Erlass nach Rn 8 lit b der Mitteilung aus 2006 liegt offensichtlich darin, dass die Kommission 
bei dieser Variante bereits über gewisse Informationen bzw Beweismittel verfügt, sie jedoch 
noch weitere, besonders stichhaltiger Beweise benötigt, um ihren Verdacht zu erhärten und 
um eine konkrete Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV tatsächlich feststellen zu können. Die 
Kommission stellt bei dieser zweiten Variante des Geldbußenerlasses somit ausschließlich 
Unternehmen die Gewährung eines vollständigen Geldbußenerlasses in Aussicht, die ihr als 
Gegenleistung die „smoking gun“ präsentieren können.  
 
Unternehmen, die über keine derart stichhaltigen Informationen bzw Beweismittel verfügen, 
scheiden somit für eine Anwendung der Rn 8 lit b der Mitteilung aus 2006 aus. Betroffen sind 
davon in erster Linie Kartellanten, denen im Kartell lediglich eine untergeordnete Rolle 
zugekommen ist und die daher ein „Wissensdefizit“ gegenüber anderen Kartellanten, insb 
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„Rädelsführern“, aufweisen. Selbst für Unternehmen, die maßgeblich am Kartell beteiligt 
waren, ist es oftmals schwierig, die geforderten Anforderungen zu erfüllen. Gerade der 
Umstand, dass Kartelle typischerweise im Geheimen und „papierlos“ erfolgen, führt nämlich 
dazu, dass sich im Nachhinein schwer Beweismittel für die einzelnen Treffen uä finden.787 
Aus diesem Blickwinkel heraus wäre es für Kartellanten durchaus überlegenswert, genaue 
Aufzeichnungen über die Treffen zu führen, indem zB umfassende Aktenvermerke verfasst 
werden, denen einschlägige Belege, wie zB Hotelrechnungen udgl angeschlossen sind. 
Festzuhalten ist ferner, dass in Fällen, in denen keinem anderen Unternehmen ein bedingter 
Erlass nach Rn 8 lit a der Mitteilung aus 2006 gewährt wurde, ein Unternehmen grds solange 
für einen Erlass gem Rn 8 lit b in Betracht kommt, solange die Kommission nicht von sich 
aus den Kartellverstoß feststellen kann, vorausgesetzt jedoch, dass es als erstes 
Kartellmitglied die „smoking gun“ zu präsentieren vermag.  
 
Nach Angaben der Kommission hätten die Erfahrungen gezeigt, dass zusätzlich zu diesen 
belastenden, zeitnahen Beweismitteln auch noch eine Unternehmenserklärung erforderlich 
sei, in der die einzelnen Beweismittel erläutert werden und damit ein Einblick in das 
vermeintliche Kartell gegeben wird, den nur ein ehemaliges Kartellmitglied geben kann.788 
Für die Anwendung der Rn 8 lit b der Mitteilung aus 2006 ist deshalb wiederum die Vorlage 
einer Unternehmenserklärung, die den in Rn 9 lit a festgelegten (Mindest-)Inhalt aufweisen 
muss, unumgänglich.789 Im Gegensatz zu einem Erlass nach Rn 8 lit a der Mitteilung aus 
2006, muss die Unternehmenserklärung bei der zweiten Variante der Rn 8 sämtliche der 
geforderten Angaben beinhalten, sofern das Unternehmen zum Zeitpunkt der Beweisvorlage 
bereits über die entsprechenden Informationen verfügt. Eine Gefährdung der Nachprüfungen 
ist nämlich in diesem Fall ohnedies nicht mehr zu befürchten.790  
 
Das Unternehmen könnte jedoch durch langwierige interne Untersuchungen riskieren, dass 
ihm ein anderes Unternehmen mit der Antragstellung zuvorkommt. Es sollte daher darauf 
bedacht sein, neben einer vollständigen Unternehmenserklärung jedenfalls auch belastendes 
Beweismaterial vorzulegen, das aus dem Zeitraum der Zuwiderhandlung stammt. Weitere 
Informationen und Beweise, die weniger stichhaltig sind, aber ergänzender Recherchen 
bedürfen, können auch noch nach dem Zeitpunkt der Antragstellung nachgereicht werden. 
Diese weiteren Informationen bzw Beweismittel für den mutmaßlichen Kartellverstoß müssen 
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jedoch gem Rn 12 lit a erster SpStr der Mitteilung aus 2006 unverzüglich nach deren 
Auffinden übermittelt werden.791 
 
4. Generelle Voraussetzungen für einen Geldbußenerlass 
Um in den Genuss eines vollständigen Geldbußenerlasses iSd Mitteilung aus 2006 zu 
gelangen, muss das Unternehmen unabhängig davon, ob Rn 8 lit a oder Rn 8 lit b der 
Mitteilung aus 2006 zur Anwendung kommt, neben den spezifischen Vorgaben der jeweiligen 
Variante792 weitere Voraussetzungen erfüllen. Diese generellen Voraussetzungen entsprechen 
zwar weitestgehend der bisherigen Rechtslage, sind jedoch viel ausführlicher formuliert als 
noch in der Vorgängermitteilung aus 2002.793 So legt die Kommission nunmehr in Rn 12 lit a 
bis c sowie Rn 13 der Mitteilung aus 2006 genau fest, welche zusätzlichen Bedingungen das 
Unternehmen kumulativ794 erfüllen muss, um sich für einen endgültigen Geldbußenerlass 
qualifizieren zu können.  
 
4.1. Umfassende Kooperationspflicht nach Randnummer 12 Buchstabe a 
Rn 12 lit a der Mitteilung aus 2006 statuiert zunächst eine umfassende Kooperationspflicht in 
Form einer ernsthaften, vollumfänglichen, kontinuierlichen und zügigen Zusammenarbeit mit 
der Kommission, und zwar nicht erst ab Gewährung eines bedingten Geldbußenerlasses, 
sondern bereits ab dem Zeitpunkt der Antragstellung.795 Eine ernsthafte Kooperation setzt – 
im Einklang mit der neueren Rsp des EuGH – insb voraus, dass das Unternehmen genaue, 
vollständige und nicht irreführende Informationen liefert.796 Die Kommission beschränkt sich 
jedoch in der aktuellen Kronzeugenmitteilung nicht darauf, eine generelle Kooperationspflicht 
zu normieren, vielmehr führt sie in Rn 12 lit a erster bis fünfter SpStr der Mitteilung aus 2006 
nunmehr ausdrücklich an, welche Verhaltensweisen das Unternehmen jedenfalls setzen muss, 
um dem Gebot der Kooperation zu entsprechen. 
 
4.1.1. Unverzügliche Übermittlung aller relevanten Informationen bzw Beweismittel 
Das antragstellende Unternehmen muss der Kommission unverzüglich alle relevanten 
Informationen bzw Beweismittel für den mutmaßlichen Kartellverstoß übermitteln, soweit 
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sich diese in seinem Besitz befinden oder anderweitig zugänglich sind.797 Da das 
Unternehmen bereits im Zuge seiner Antragstellung nach Rn 9 lit b bzw Rn 11 zweiter Satz 
der Mitteilung aus 2006 zur Vorlage derartiger Informationen bzw Beweismittel verpflichtet 
ist, knüpft diese Bestimmung offensichtlich an die Übermittlung von Beweisen an, die ein 
Unternehmen erst nach Antragstellung findet. Im Regelfall wird das kooperationswillige 
Unternehmen nämlich zum Zeitpunkt der Antragstellung noch nicht über alle relevanten 
Informationen bzw Beweismittel verfügen, weil eine umfangreiche und penible Recherche 
mitunter sehr langwierig sein kann und das Unternehmen damit seinen Rang gefährden 
würde. Rn 12 lit a erster SpStr der Mitteilung aus 2006 stellt nunmehr klar, dass diese 
Recherche und Übermittlung relevanter Beweise unverzüglich nachzuholen ist.798 Darunter 
fallen neben weiteren Befragungen von Personen, die am Kartell unmittelbar beteiligt waren, 
auch die Übermittlung von Tagebüchern, Einzelverbindungsnachweisen, Reisekostenbelegen 
sowie eine forensische Suche auf den relevanten elektronischen Speichermedien.799  
 
4.1.2. Beantwortung jeglicher Anfragen der Kommission 
Ein weiterer Ausfluss der Kooperationspflicht besteht darin, dass sich das antragstellende 
Unternehmen der Kommission zur Verfügung halten muss, um unverzüglich jede Anfrage zu 
beantworten, die zur Feststellung des Sachverhaltes beitragen kann.800 Derartige Anfragen 
seitens der Kommission werden häufig via Telefon oder Email gestellt.801 Durch seine 
Auskünfte leistet der Antragsteller einen gewichtigen Beitrag bei den Ermittlungen. Die 
Kommission versendet mitunter auch sog „informelle Auskunftsersuchen“, in denen sie 
zunächst auf die Kooperationswilligkeit des Adressaten mit der Kommission hinweist und 
daran anschließend festhält, dass sie davon ausgehe, dass der Adressat die Fragen auch ohne 
formelles Auskunftsersuchen beantworten werde.802 Damit will die Kommission bereits im 
Vorfeld den Behauptungen anderer Kartellbeteiligter entgegentreten, wonach der 
Antragsteller die Fragen letztlich nicht freiwillig beantwortet habe und die Auskünfte folglich 
nicht als Kooperationsbeitrag anzusehen seien. Selbst in Fällen, in denen der Adressat in 
Beantwortung eines formellen Auskunftsersuchens Informationen preisgibt, mit denen er sich 
selbst belastet, ist von einer freiwilligen Beantwortung auszugehen, die sehr wohl einen 
Kooperationsbeitrag bilden kann.803 Der bloße Umstand, dass der Antragsteller ein formelles 
                                                     
797
 Mitteilung aus 2006 Rn 12 lit a erster SpStr, ABl 2006 C 298/17. 
798
 Komm, Pressemitteilung 7.12.2006, Frequently asked questions, MEMO/06/469. 
799
 Vgl Klose in Hirsch/Montag/Säcker, MünchKomm, Leniency-Bekanntmachung Rn 16. 
800
 Mitteilung aus 2006 Rn 12 lit a zweiter SpStr, ABl 2006 C 298/17. 
801
 Vgl Klose in Hirsch/Montag/Säcker, MünchKomm, Leniency-Bekanntmachung Rn 17. 
802
 Vgl Klose in Hirsch/Montag/Säcker, MünchKomm, Leniency-Bekanntmachung Rn 17. 
803
 Vgl ferner auch die Ausführungen in Kap C V.6.1.2. 
 179 
Auskunftsersuchen erhält, kann folglich nicht per se als Verstoß gegen seine 
Kooperationspflicht angesehen werden.804 
 
4.1.3. Ermöglichen von Mitarbeiterbefragungen 
Um dem Gebot einer umfassenden Kooperation nachzukommen, hat das antragstellende 
Unternehmen zudem dafür zu sorgen, dass seine Mitarbeiter und zwar soweit möglich auch 
frühere Mitarbeiter, einschließlich solcher in leitender Funktion, für Befragungen der 
Kommission zur Verfügung stehen.805 Dieses Kriterium gestaltet sich in der Praxis durchaus 
problematisch, wenngleich die Kommission idZ darauf verweist, dass es bereits unter der 
Mitteilung aus 2002 ihrer ständigen Praxis entsprochen habe, Mitarbeiter des antragstellenden 
Unternehmens zu befragen.806 Vereinzelte Stimmen in der Lehre treten dem entgegen und 
weisen darauf hin, dass es solche Interviews mit Mitarbeitern dem Vernehmen nach bislang 
nur in Ausnahmefällen gegeben hätte.807  
 
Art 19 VO 1/2003 setzt als maßgebliche Ermächtigungsnorm für solche Befragungen 
jedenfalls das Einverständnis des Betroffenen voraus. Das Unternehmen kann seine 
Mitarbeiter lediglich ersuchen, Fragen der Kommission zu beantworten, zwingen kann es 
seine Mitarbeiter dazu freilich nicht, schon gar nicht, wenn diese nicht mehr in diesem 
Unternehmen tätig sind. Gerade diesen Umstand lässt die Kommission aber außer Acht, wenn 
sie verlangt, dass ein kooperationswilliges Unternehmen dafür sorgen muss, dass seine 
(ehemaligen) Mitarbeiter für solche Befragungen zur Verfügung stehen. Diese Bestimmung 
würde in ihrer vollen Tragweite die Kooperationspflicht des Unternehmens in einem 
ungebührenden Maße strapazieren und dazu führen, dass ein allfälliger Erlass der Geldbuße 
vom Verhalten Dritter abhängt. Entscheidend sollte aber einzig und allein die umfassende 
Zusammenarbeit des Unternehmens mit der Kommission sein. Da vom Antragsteller nicht 
mehr verlangt werden kann, als er aus eigener Kraft zu leisten im Stande ist, sollte diese 
Bestimmung dahingehend verstanden werden, dass sich der Antragsteller ernsthaft darum 
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4.1.4. Keine Vernichtung, Verfälschung oder Unterdrückung relevanter Beweismittel 
Die Kooperationspflicht umfasst darüber hinaus die Verpflichtung des Antragstellers, weder 
relevante Informationen über, noch Beweise für das mutmaßliche Kartell zu vernichten, zu 
verfälschen oder zu unterdrücken.809 Diese Kooperationsverpflichtung trifft nach Ansicht der 
Kommission ausdrücklich das Unternehmen selbst. Erfasst werden sollen lediglich 
Handlungen, die vom Unternehmen veranlasst werden, nicht jedoch solche, die von 
Mitarbeitern in „Eigenregie“ gesetzt werden.810 Die Kommission bezweckt damit, jenen 
Unternehmen einen Geldbußenerlass zu verwehren, die die Ermittlungen der Kommission 
absichtlich behindern bzw zu behindern versuchen.811  
 
4.1.5. Keine Offenlegung der Antragstellung 
Das antragstellende Unternehmen ist – sofern nicht Abweichendes vereinbart wurde – zudem 
verpflichtet, solange nichts über die Stellung und den Inhalt seines Antrages auf 
Geldbußenerlass offen zu legen, bis die Kommission ihre Beschwerdepunkte in dieser 
Rechtssache mitgeteilt hat.812 Diese Pflicht zur Zusammenarbeit sah die Kommission in der 
ersten, auf der Mitteilung aus 2002 basierenden, Entscheidung Rohtabak Italien als verletzt 
an, weil das Unternehmen, dem zunächst ein bedingter Erlass gewährt wurde, seine 
Antragstellung bei einem Verwaltungsausschusses in Anwesenheit anderer kartellbeteiligter 
Unternehmen offenlegte.813 Als Konsequenz daraus wurde diesem Unternehmen wegen der 
Verletzung der Zusammenarbeitspflicht nach Rn 11 lit a der Mitteilung aus 2002 kein 
endgültiger Erlass der Geldbuße gewährt. In Rn 12 lit a fünfter SpStr der aktuellen Mitteilung 
weist die Kommission nunmehr ausdrücklich auf diese Verpflichtung hin, um dadurch zu 
verhindern, dass andere Kartellanten vorgewarnt werden und daraufhin Beweismittel 
vernichten. Der Überraschungseffekt wäre diesfalls nicht mehr gegeben, weshalb der Ertrag 
einer Nachprüfung empfindlich geschmälert werden könnte.814  
 
In der Lehre wird mitunter die Auffassung vertreten, dass die Verpflichtung zur 
Verschwiegenheit – jedenfalls was die Tatsache der Antragstellung angeht – nach einer 
allfälligen Nachprüfung der Kommission überschießend ist.815 Dabei wird jedoch mE 
verkannt, dass das Wissen um eine solche Antragstellung maßgeblichen Einfluss auf die 
weiteren Anträge auf Ermäßigung der Geldbuße haben kann. Fraglich ist jedoch, wie die 
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Kommission diese Verschwiegenheitspflicht handhabt, wenn Unternehmen, etwa weil sie 
börsenotiert sind, nach einzelstaatlichen Gesetzen zur Offenlegung verpflichtet sind. Rn 12 lit 
a fünfter SpStr der aktuellen Mitteilung aus 2006 sieht ausdrücklich vor, dass die 
Verschwiegenheitspflicht nur besteht, soweit nichts anderes mit der Kommission vereinbart 
wurde. In Fällen, in denen gesetzliche Offenlegungspflichten mit der 
Verschwiegenheitspflicht aufeinanderprallen, wird es deshalb angezeigt sein, das 
Unternehmen zuvor teilweise von seiner Verschwiegenheitspflicht zu entbinden, indem 
ausdrücklich eine abweichende Vereinbarung getroffen wird.816 
 
4.2. Einstellen der Kartellaktivität 
Neben einer umfassenden Kooperationspflicht muss das antragstellende Unternehmen gem 
Rn 12 lit b der Mitteilung aus 2006 seine Beteiligung an dem mutmaßlichen Kartell 
unmittelbar nach Antragstellung beenden, um für einen Erlass der Geldbuße in Betracht zu 
kommen. Von dieser Verpflichtung ausgenommen sind jedoch diejenigen Kartellaktivitäten, 
die nach Auffassung der Kommission im Interesse einer erfolgreichen Nachprüfung noch 
nicht beendet werden sollen.817 Die Kommission will durch eine Flexibilisierung des 
Beendigungszeitpunktes bestmögliche Ermittlungsergebnisse erreichen. Eine automatische 
Einstellung der Kartellteilnahme im Zuge der Antragstellung könnte mitunter die übrigen 
Kartellanten hellhörig machen und dazu führen, dass diese einen „Überläufer“ vermuten und 
Beweismittel verschwinden lassen, um das Bestehen eines Kartells zu verschleiern. Das 
antragstellende Unternehmen muss dabei Bedacht nehmen, den mit der Kommission genau 
festgelegten Umfang der fortgesetzten Kartellaktivitäten nicht zu über- oder unterschreiten. 
Ansonsten würde es Gefahr laufen mangels umfassender Kooperation keinen 
Geldbußenerlass zu erhalten.818  
 
In der Literatur wird idZ mitunter auf die Problematik hingewiesen, dass es für das 
antragstellende Unternehmen häufig schwierig sei, sämtliche Mitarbeiter über die Einstellung 
der Kartellteilnahme zu informieren.819 Eine unzureichende Information der Mitarbeiter mit 
der Folge weiterer Kartellteilnahmen einzelner Mitarbeiter ist jedoch auf eine unzureichende 
Unternehmensorganisation zurückzuführen. Nachteile, die sich daraus ergeben, hat mE einzig 
und allein das antragstellende Unternehmen zu tragen.  
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4.3. Keine Manipulation bzw Offenlegung ab Erwägung einer Antragstellung 
Das antragstellende Unternehmen ist bereits als Ausfluss der umfassenden 
Kooperationspflicht dazu angehalten, keine Beweise zu vernichten, zu verfälschen oder zu 
unterdrücken. Rn 12 lit c der Mitteilung aus 2006 legt ergänzend fest, dass diese 
Verpflichtung nicht erst ab dem Zeitpunkt der Antragstellung besteht, sondern schon dann, 
wenn das Unternehmen einen Antrag in Erwägung zieht.820 Nach Ansicht der Kommission 
bezieht sich diese Verpflichtung ausdrücklich auf das Unternehmen als solches und nicht auf 
das Verhalten seiner Mitarbeiter.821 Dadurch deutet die Kommission offensichtlich einen 
gewissen Beurteilungsspielraum in Fällen an, in denen das Handeln einzelner Mitarbeiter 
nicht mit dem Willen des Unternehmens konform läuft.822 Über die klarstellende Funktion 
hinaus, bereitet diese Bestimmung aufgrund ihrer Unbestimmtheit Probleme. Durch das 
Abstellen auf einen Zeitpunkt, der einzig und allein vom kooperationswilligen Unternehmen 
bestimmt werden kann, wird diese Verpflichtung in der Praxis kaum Relevanz entfalten. Es 
scheint schwer vorstellbar, dass die Kommission Anhaltspunkte dafür wird finden können, 
dass ein Unternehmen Beweismittel zu einem Zeitpunkt manipuliert hat, zu dem es eine 
Antragstellung bereits in Erwägung zog. 
 
Rn 12 lit c der Mitteilung aus 2006 weist ferner darauf hin, dass das antragstellende 
Unternehmen ab dem Zeitpunkt, an dem es einen Antrag in Erwägung zieht, nichts über die 
Stellung und den Inhalt seines Antrages gegenüber Dritten – mit Ausnahme anderer 
Wettbewerbsbehörden – offen legen darf. Diese Bestimmung weist keinen wirklichen 
Eigengehalt auf, sondern steht weitgehend in Einklang mit der Kooperationspflicht nach Rn 
12 lit a fünfter SpStr der Mitteilung aus 2006. Der einzige Unterschied liegt darin, dass das 
antragstellende Unternehmen bereits ab dem Zeitpunkt, an dem es eine Antragstellung in 
Erwägung zieht, zur Verschwiegenheit verpflichtet ist. 
 
Schließlich soll der Antragsteller zur Teilnahme an der mündlichen Anhörung verpflichtet 
sein, wobei diese Verpflichtung in der Mitteilung aus 2006 nicht genannt ist.823 Die 
Kommission will damit den teils heftigen Vorwürfen anderer Kartellanten entgegentreten, die 
ihre Beschwerdepunkte bestreiten und eine übertriebene Darstellung des Sachverhaltes 
behaupten. Durch die – nicht ausdrücklich genannte – Verpflichtung an der Anhörung 
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teilzunehmen, soll sich der Kronzeuge gemeinsam mit der Kommission den Vorwürfen 
stellen.824 
 
4.4. Keine Anwendbarkeit auf Unternehmen, die andere zur Teilnahme gezwungen 
haben 
Wie schon nach der Mitteilung aus 2002 darf das antragstellende Unternehmen ferner keine 
anderen Unternehmen zur Teilnahme an der rechtswidrigen Handlung gezwungen haben.825 
Die praktische Relevanz dieser Bestimmung dürfte auch künftig gering bleiben. Ein 
Geldbußenerlass wäre nach dieser Bestimmung wohl nur dann zu verwehren, wenn ein 
Unternehmen – aufgrund seiner Wirtschaftsstärke – andere Unternehmen diktieren kann und 
diese deshalb nicht in der Lage wären, über ihren Eintritt in das Kartell bzw ihren Verbleib 
darin selbst zu entscheiden.826 Wenngleich Unternehmen, die andere zur Teilnahme am 
Kartell gezwungen haben, nicht für einen endgültigen Erlass der Geldbuße in Betracht 
kommen, kann diesen gem Rn 13 zweiter Satz der Mitteilung aus 2006 immer noch eine 
Ermäßigung der Geldbuße gewährt werden. 
 
5. Das Verfahren bei Erlass der Geldbuße 
Unmittelbar im Anschluss an die materiellen Bestimmungen des Geldbußenerlasses sind in 
Abschnitt II B der Mitteilung aus 2006 die verfahrensrechtlichen Vorgaben für den Erlass 
normiert. Der verfahrensrechtliche Teil der aktuellen Kronzeugenregelung ist im Vergleich 
zur Vorgängermitteilung aus 2002 deutlich konkreter und umfassender formuliert. Darüber 
hinaus finden sich zudem bedeutsame Neuerungen, wie zB das sog „Markersystem“, mit 
denen die Kommission den praktischen Anwendungserfordernissen der Kronzeugenregelung 
Rechnung zu tragen versucht. Unbeschadet dieser Neuerungen hält die Mitteilung aus 2006 
auch in verfahrensrechtlicher Sicht weitgehend am Grundkonzept der Kronzeugenregelung 
aus 2002 fest.  
 
5.1. Antrag auf Geldbußenerlass 
Ein Erlass der Geldbuße setzt auch nach der aktuellen Mitteilung aus 2006 zunächst voraus, 
dass das kooperationswillige Unternehmen einen Antrag stellt. Wie schon bisher ist der 
Begriff „Antrag“ nicht als Antrag im formellen Sinn zu verstehen, vielmehr stellte die 
Kommission darauf ab, von der Existenz eines Kartells bzw dessen konkretem Umfang – 
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durch Übermittlung entsprechender Beweismittel – in Kenntnis gesetzt zu werden.827 Die 
aktuelle Kronzeugenregelung hält zudem weiterhin daran fest, dass maximal einem 
Unternehmen wegen ein und derselben Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV ein Erlass der 
Geldbuße zu Teil werden kann. Gehen bei der Kommission mehrerer Anträge auf 
Geldbußenerlass ein, wird der erste Antrag als Antrag auf Erlass, nachfolgende Anträge als 
Anträge auf Ermäßigung der Geldbuße angesehen, sofern der erste Antrag nicht 
zurückgewiesen wird.828  
 
5.2. Erste Anfrage 
Ein Unternehmen, das einen Antrag auf Erlass der Geldbuße zu stellen beabsichtigt, sollte 
gem Rn 14 erster Satz der Mitteilung aus 2006 zunächst mit der GD Wettbewerb in Kontakt 
treten. Bevor das Unternehmen nämlich einen Antrag stellt, wird es im Regelfall zunächst 
abklären wollen, ob ein vollständiger Erlass überhaupt noch möglich ist. Die Kommission 
eröffnete Unternehmen bereits vor Inkrafttreten der aktuellen Kronzeugenmitteilung die 
Möglichkeit, die Erfolgsaussichten einer Antragstellung auf anonymem Wege auszuloten. 
Dieses Vorgehen hat sich in der Praxis sehr gut bewährt und auch zu keiner missbräuchlichen 
Verwendung geführt829, weshalb davon auszugehen ist, dass die Kommission auch weiterhin 
daran festhalten wird. Ein solches Verständnis wird zudem auch durch den Wortlaut der 
Mitteilung aus 2006 nahe gelegt, indem Rn 14 nunmehr festlegt: „Ein Unternehmen, dass 
einen Antrag auf Erlass der Geldbuße stellen möchte, sollte sich mit der Generaldirektion 
Wettbewerb der Kommission in Verbindung setzen.“830  
 
Für eine anonyme Anfrage ist es jedenfalls erforderlich, dass das Unternehmen zumindest den 
weiteren Produktsektor nennt, auf den sich die Zuwiderhandlung bezieht.831 Andernfalls wäre 
die Kommission nämlich nicht in der Lage, eine seriöse Einschätzung über die generellen 
Erfolgsaussichten eines Kronzeugenantrages zu treffen. Gegebenenfalls müssen diese 
Angaben des Unternehmens näher konkretisiert werden, und zwar dann, wenn die 
Kommission schon über Informationen hinsichtlich dieses Produktsektors verfügt oder 
insoweit bereits ein Kronzeugenantrag eingegangen ist.832 Diese Anfragemöglichkeit soll dem 
Unternehmen lediglich darüber Aufschluss geben, ob eine maximale Begünstigung in Form 
eines vollständigen Erlasses überhaupt noch in Betracht kommt, eine Rang wahrende 
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Wirkung geht von dieser Anfrage jedoch nicht aus.833 Hierfür ist vielmehr erforderlich, dass 
das Unternehmen von einer der drei in den Rn 14 bis 16 der Mitteilung aus 2006 genannten 
Möglichkeiten der Antragstellung Gebrauch macht. 
 
5.3. Möglichkeiten der Antragstellung 
Dem kooperationswilligen Unternehmen steht es nunmehr frei, ob es sofort einen „förmlichen 
Antrag“ auf Erlass der Geldbuße stellt, welcher auch weiterhin zunächst in hypothetischer 
Form erfolgen kann, oder ob es seine Rechtsposition zunächst dadurch wahrt, dass es auf die 
neu geschaffene Option zurückgreift und einen sog „Marker“ beantragt. Unabhängig davon, 
auf welche Form der Antragstellung das Unternehmen im Einzellfall zurückgreift, kommt 
dem Zeitpunkt der Antragstellung eine entscheidende Bedeutung zu. Die Kommission kann 
nämlich Anträge auf Geldbußenerlass unberücksichtigt lassen, die gestellt worden sind, 
nachdem sie die Mitteilung der Beschwerdepunkte versendet hat.834 Diese Bestimmung ist im 
Schrifttum zum Teil auf Kritik gestoßen.835  
 
Zu Recht wird mE vorgebracht, dass es in der Praxis bereits Fälle gegeben hat, in denen die 
Kommission nach Mitteilung der Beschwerdepunkte feststellen musste, dass die von ihr 
verwendeten Beweismittel als Beleg für einen Kartellverstoß unzureichend waren.836 Legt 
nun ein Unternehmen nach Mitteilung der Beschwerdepunkte zwingende Beweise vor, 
welche es der Kommission erst ermöglichen, eine Zuwiderhandlung festzustellen, sollte 
diesem Unternehmen trotz der späten Vorlage ein bedingter Erlass der Geldbuße gem Rn 8 lit 
b der Mitteilung aus 2006 gewährt werden. Vorausgesetzt, dass sich nicht bereits ein anderes 
Unternehmen in diesem Verfahren für einen bedingten Erlass nach Rn 8 lit a qualifizieren 
konnte.  
 
5.3.1. Setzen eines sog „Markers“ 
Die neu geschaffene Option des „Markers“ sichert dem ersten kooperationswilligen 
Unternehmen vorzeitig seinen Platz im Wettlauf um Kronzeugenbehandlung,837 ohne bereits 
konkrete Beweismittel vorlegen zu müssen. Die Kommission trägt damit einer Kritik an ihrer 
bisherigen Vorgehensweise Rechnung, wonach die Vergabe des ersten Platzes ausschließlich 
vom Zeitpunkt der Beweisvorlage abhängig war, dem Zeitpunkt des tatsächlichen 
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Kooperationsentschlusses demgegenüber keine Bedeutung zukam.838 Ein 
kooperationswilliges Unternehmen kann nunmehr umgehend seinen Rang schützen, ohne sich 
zuvor mit umfassenden, internen Recherchen aufhalten zu müssen. Durch das Setzen eines 
Markers wird der Rang jedoch nicht auf unbegrenzte Dauer geschützt, sondern nur für einen 
bestimmten, im jeweiligen Einzelfall festzulegenden Zeitraum839. Diesen Zeitraum muss das 
Unternehmen darauf verwenden, relevante Informationen und Beweismittel zur 
Substantiierung seines Antrages zusammenzutragen.840  
 
Anders als etwa in den USA, die bereits seit einigen Jahren über ein Markersystem 
verfügen,841 genügt für die Gewährung eines Markers nach der europäischen 
Kronzeugenregelung keine anonyme Antragstellung. Vielmehr ist gem Rn 15 zweiter Satz der 
Mitteilung aus 2006 erforderlich, dass der Antragsteller der Kommission relativ umfangreiche 
Informationen bekannt gibt, welche nicht nur seinen Namen und seine Anschrift, sondern 
auch die Namen der mutmaßlichen Kartellanten umfassen müssen. Zudem müssen bereits 
Informationen über die betroffenen Produkte und Gebiete sowie über die geschätzte Dauer 
und die Art des mutmaßlichen Kartells übermittelt werden.842 Darüber hinaus legt die 
Kommission Unternehmen, die einen Marker beantragen, nahe, sie auch über bisherige und 
etwaige künftige Anträge auf „Kronzeugenbehandlung“, die bei anderen Behörden wegen des 
mutmaßlichen Kartells gestellt wurden oder zu stellen beabsichtigt sind, zu informieren.843 
Der Antrag auf Gewährung eines Markers ist zudem zu begründen.844 
 
Der Umstand, dass die Kommission für die Gewährung eines Markers durchaus umfangreiche 
Informationen verlangt, wurde bereits im Vorfeld der Veröffentlichung der aktuellen 
Mitteilung mitunter als kontraproduktiv angesehen. So wurde insb ins Treffen geführt, dass 
durch das Markersystem ein frühzeitiger Wettlauf der Kartellmitglieder bezweckt wird, der 
nicht dadurch hinausgezögert werden sollte, dass kooperationswillige Unternehmen 
regelmäßig Tage, wenn nicht Wochen, damit zubringen müssen, die geforderten 
Informationen für die Gewährung eines Marker zusammenzutragen.845 Unklar ist weiters, 
inwiefern der Antrag auf Gewährung eines Markers zu begründen ist. Die ausdrückliche 
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Anordnung einer Begründung legt den Schluss nahe, dass das Argument der Rangsicherung 
allein wohl nicht ausreichend sein kann.846  
 
Festzuhalten ist ferner, dass nach dem – insoweit eindeutigen – Wortlaut der Rn 15 erster Satz 
der aktuellen Mitteilung aus 2006 die Entscheidung über die Gewährung eines Markers 
ausschließlich im Ermessen der Kommission liegt (arg „die Kommissionsdienststellen können 
einen Marker vergeben“).847 Indem die Kommission die Gewährung des Markers in ihr 
Ermessen stellte, wollte sie den Wettlauf um Kronzeugenstellung bewusst weiter 
aufrechterhalten, um in der Folge tatsächlich Informationen bzw Beweise zu erhalten, die ihr 
die Aufdeckung und Bekämpfung von Kartellverstößen erleichtern.848 Um die Effektivität 
ihrer Kronzeugenregelung nicht zu gefährden, wäre die Kommission dennoch gut beraten, die 
Rechtssicherheit ihres Markersystems zu erhöhen, indem sie bei Vorliegen der ohnedies sehr 
umfangreichen Voraussetzungen automatisch einen Marker gewährt.  
 
Erhält ein Unternehmen antragsgemäß einen Marker, setzen die Kommissionsdienststellen 
zugleich eine Frist, innerhalb derer das Unternehmen seinen Antrag durch Vorlage konkreter 
Informationen und Beweismittel „vervollständigen“ muss.849 Wenngleich diese Frist im 
jeweiligen Einzelfall individuell zu bemessen ist, wird dennoch davon auszugehen sein, dass 
diese im Regelfall eher kurz ausfallen wird, schon allein deshalb, um andere Antragsteller 
nicht zu benachteiligen und um keine unbillige Verfahrensverzögerung – durch Hintanhalten 
der Ermittlungen – zu verursachen.850 Die Vervollständigung des Antrages setzt schließlich 
voraus, dass die vorgelegten Informationen und Beweismittel den Mindestanforderungen 
eines Geldbußenerlasses entsprechen. Hierfür reichen Beweismittel, die in hypothetischer 
Form vorgelegt werden, nicht aus.851 Vielmehr ist erforderlich, dass das Unternehmen seinen 
Antrag fristgerecht durch konkrete Fakten vervollständigt, so wie sie gefordert werden, wenn 
das Unternehmen – anstatt zunächst einen Marker zu beantragen – sogleich einen förmlichen 
Antrag gem Rn 16 lit a der Mitteilung aus 2006 stellt. Nur dann wird dem Unternehmen auch 
tatsächlich ein bedingter Erlass gewährt852 und gem Rn 15 letzter Satz davon ausgegangen, 
dass es die entsprechenden Informationen und Beweismittel bereits mit dem Tag vorgelegt 
hat, an dem der Marker gewährt wurde.  
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Wird der Antrag bis zum Ablauf der Frist nicht entsprechend vervollständigt, verliert das 
Unternehmen den Schutz seines ersten Platzes. Gelingt es ihm daraufhin die geforderten 
Informationen und Beweis vorzulegen, bevor ein anderes Unternehmen dazu in der Lage ist, 
wird ihm die Geldbuße wiederum bedingt erlassen und dabei sämtliche von ihm vorgelegten 
Informationen, unabhängig davon, ob sie für die Gewährung des Markers oder den förmlichen 
Antrag übermittelt wurden, für die Beurteilung ins Kalkül gezogen.853 Das Markersystem 
kommt explizit nur für Unternehmen in Betracht, die einen Antrag auf Erlass der Geldbuße 
gestellt haben. Das Rennen nachfolgender Unternehmen um Gewährung einer 
Geldbußenermäßigung soll demgegenüber nicht vorzeitig entschieden werden können.854 
Nach Ansicht der Kommission hätte die bisherige Praxis nämlich gezeigt, dass nach 
Durchführung von Nachforschungen oft mehrere Ermäßigungsanträge innerhalb kurzer Zeit 
eingetroffen sind, weshalb eine faire Verteilung der Marker kaum möglich sei.855 
 
5.3.2. Förmliche Antragstellung durch umgehende Beweisvorlage 
Unternehmen steht es weiterhin frei, bei der Kommission sogleich „förmliche Anträge“ auf 
Erlass der Geldbuße zu stellen, indem sie dieser bereits im Zuge der Antragstellung konkrete 
Informationen bzw Beweismittel vorlegen. Dem System der Mitteilung aus 2002 folgend, 
stellt Rn 16 der Mitteilung aus 2006 kooperationswilligen Unternehmen zwei Alternativen der 
förmlichen Antragstellung zur Verfügung.856  
 
Das antragstellende Unternehmen kann der Kommission sofort alle ihm zur Verfügung 
stehenden unter Rn 8 und 9 der Mitteilung aus 2006 angeführten Informationen bzw 
Beweismittel samt angeschlossener Unternehmenserklärung übermitteln.857 Diese Form der 
„förmlichen“ Antragstellung geht bereits auf die Mitteilung aus 1996 zurück. Der Nachteil 
dieser Antragstellung liegt darin, dass sie regelmäßig mit umfassenden internen Recherchen 
verbunden ist, um die geforderten Informationen bzw Beweise zusammenzutragen. Die 
tatsächliche Antragstellung kann somit regelmäßig erst einige Zeit nach dem eigentlichen 
Kooperationsentschluss erfolgen. Das kooperationswillige Unternehmen läuft damit jedoch 
Gefahr, dass ihm ein anderes Unternehmen, welches die geforderten Beweismittel schneller 
beschaffen kann, mit der Antragstellung zuvorkommt. Durch die Einführung des 
Markersystems wurde diesem Problem entgegengetreten. Der förmlichen Antragstellung gem 
Rn 16 lit a der Mitteilung aus 2006 wird wohl künftig regelmäßig die Beantragung eines 
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Markers vorangehen, weil damit der Rang des Antragstellers frühzeitig gesichert werden 
kann.  
 
5.3.3. Förmliche Antragstellung durch hypothetische Beweisvorlage 
Alternativ dazu kann das kooperationswillige Unternehmen einen förmlichen Antrag zunächst 
auch in hypothetischer Form einbringen. Die alternative Antragstellung durch hypothetische 
Beweisvorlage geht auf die Mitteilung aus 2002 zurück und wurde in der aktuellen Mitteilung 
inhaltsgleich übernommen.858 Bei dieser Form der Antragstellung muss das Unternehmen 
eine ausführliche Aufstellung der Beweismittel erstellen, die es zu einem späteren Zeitpunkt 
vorzulegen beabsichtigt. Bei der hypothetischen Beweisvorlage kommt es entscheidend 
darauf an, dass die Aufstellung zwar Art und Inhalt der Beweismittel genau erkennen lässt, 
um der Kommission eine Beurteilung über die Gewährung eines Geldbußenerlasses zu 
ermöglichen, aber dennoch in ihrer Aussage hypothetisch bleibt.859 Um diesen Effekt zu 
erreichen, rät die Kommission, Art und Inhalt der Beweismittel durch Vorlage von Kopien zu 
verdeutlichen, auf denen sensible Informationen zuvor unkenntlich gemacht worden sind.860  
 
Festzuhalten ist idZ, dass einer hypothetischen Beweisvorlage nicht das Setzen eines Markers 
vorangehen darf, weil diese Formen der Antragstellung verschiedene Zwecke verfolgen. So 
wird durch die Gewährung eines Markers der Rang des Antragstellers für einen bestimmten 
Zeitraum gewahrt, ohne bereits die für eine förmliche Antragstellung notwendigen Beweise 
vorlegen zu müssen. Hierfür muss das antragstellende Unternehmen der Kommission jedoch 
konkrete Auskünfte, etwa über die Identität der Kartellmitglieder und die Zuwiderhandlung, 
liefern, damit diese feststellen kann, ob ihr schon zuvor ein Kronzeugenantrag wegen 
derselben Zuwiderhandlung zugegangen ist und um sicherzustellen, dass es das 
antragstellende Unternehmen mit seiner Antragstellung auch wirklich ernst meint.861 Die 
zunächst hypothetische Beweisvorlage dient demgegenüber Antragstellern dazu, 
herauszufinden, ob die bereits in ihrem Besitz befindlichen Beweismittel grds die 
Anforderungen für einen Erlass der Geldbuße erfüllen, ehe sie ihre Identität oder die konkrete 
Zuwiderhandlung offenbaren müssen.862 
 
Der Antragsteller kann bei dieser Alternative zunächst anonym bleiben, dh er muss vorerst 
weder seinen Namen noch die Namen der anderen, mutmaßlichen Kartellmitglieder bekannt 
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geben. Die Offenlegung dieser Angaben hat erst dann zu erfolgen, wenn das Unternehmen die 
in seinem Antrag zunächst hypothetisch beschriebenen Beweismittel tatsächlich vorlegt, um 
sich für einen bedingten Geldbußenerlass qualifizieren zu können.863 Unbeschadet dessen 
muss der Antrag bereits sehr wohl klare Angaben zu den vom mutmaßlichen Kartell 
betroffenen Waren oder Dienstleistungen, der räumlichen Ausdehnung des mutmaßlichen 
Kartells und der geschätzten Dauer enthalten. Diese Alternative in Rn 16 lit b der Mitteilung 
aus 2006 bietet Unternehmen zwar den Vorteil, dass sie zunächst anonym bleiben können, 
dennoch wird davon auszugehen sein, dass von dieser Form der Antragstellung in Zukunft, 
wenn überhaupt, nur noch in Ausnahmefällen Gebrauch gemacht wird. Der Grund dafür liegt 
darin, dass das Unternehmen bei dieser alternativen Antragstellung seinen Rang nicht 
vorzeitig durch Setzen eines Markers schützen lassen kann, obwohl auch die hypothetische 
Beweisvorlage, ebenso wie eine förmliche Antragstellung nach Rn 16 lit a der Mitteilung aus 
2006, regelmäßig mit einem erheblichen Rechercheaufwand verbunden ist.864  
 
5.4. Schriftliche Bestätigung des Antrages 
Unternehmen, die einen Antrag auf Geldbußenerlass stellen, erhalten von der GD Wettbewerb 
gem Rn 17 der Mitteilung aus 2006 eine schriftliche Empfangsbestätigung, auf der das Datum 
und gegebenenfalls die Uhrzeit der Antragstellung vermerkt sind. Diese Bestimmung bezieht 
sich nicht nur auf Unternehmen, die sogleich einen förmlichen Antrag gestellt haben, sondern 
auch auf solche, deren förmlicher Antragstellung zunächst die Gewährung eines Markers 
vorangegangen ist. Die Empfangsbestätigung wird jedoch ausdrücklich nur „auf 
Verlangen“865 des kooperierenden Unternehmens ausgestellt, weil die Kommission das 
Unternehmen vor Rechtsnachteilen bewahren will, die mit dem Besitz dieser schriftlichen 
Bestätigung verbunden sein könnten. Besondere Bedeutung erlangt diese Bestimmung, wenn 
Unternehmen allfällige Schadenersatzverfahren nach amerikanischem Recht befürchten. Da 
diese im Zuge einer sog „Discovery“ zur Herausgabe sämtlicher Dokumente verpflichtet 
werden können, sind Unternehmen verständlicher Weise bestrebt, möglichst keine 
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5.5. Bedingter Erlass der Geldbuße 
Nach Erhalt der in Rn 16 lit a der Mitteilung aus 2006 geforderten Informationen und 
Beweismittel prüft die Kommission, ob diese Informationen bzw Beweismittel die 
Voraussetzungen für einen Erlass nach Rn 8 lit a bzw Rn 8 lit b der Mitteilung aus 2006 
erfüllen und gewährt dem Unternehmen bejahendenfalls schriftlich einen bedingten Erlass der 
Geldbuße.867 Diese Bestimmung findet sowohl in Fällen Anwendung, in denen der förmlichen 
Antragstellung zuvor das Setzen eines Markers vorangegangen ist, als auch in solchen, in 
denen das Unternehmen sogleich einen förmlichen Antrag nach Rn 16 lit a der Mitteilung aus 
2006 stellt. Anderes gilt jedoch dann, wenn das Unternehmen die geforderten Informationen 
und Beweise zunächst in hypothetischer Form vorgelegt hat. In diesem Fall prüft die 
Kommission nämlich zunächst, ob die in der Aufstellung gem Rn 16 lit b der Mitteilung aus 
2006 angeführten Beweismittel ihrer Art und ihrem Inhalt nach grds geeignet sind, die 
Bedingungen der Rn 8 lit a bzw der Rn 8 lit b zu erfüllen und setzt das Unternehmen über das 
Ergebnis dieser Prüfung in Kenntnis.868 Nach fristgerechter Vorlage der tatsächlichen 
Beweismittel und der Feststellung, dass diese Beweismittel den Angaben in der 
hypothetischen Aufstellung entsprechen, ist auch Unternehmen, die zunächst einen Antrag in 
hypothetischer Form vorgelegt haben, ein bedingter Erlass zu gewähren.869 
 
5.6. Abschlägige Entscheidung der Kommission 
Falls die Kommission bei der Prüfung eines Antrages feststellt, dass ein Geldbußenerlass 
nicht möglich ist oder dass das Unternehmen die Bedingungen der Rn 8 lit a bzw der Rn 8 lit 
b der Mitteilung aus 2006 nicht (vollständig) erfüllt (sog „rejection decision“870), muss sie das 
Unternehmen darüber schriftlich in Kenntnis setzen.871 Zu denken ist bspw an Fälle, in denen 
die vorgelegten Beweismittel nicht ausreichten, um der Kommission eine Nachprüfungen 
wegen eines mutmaßlichen Kartellverstoßes zu ermöglichen. Dem Unternehmen steht es 
diesfalls frei, die zur Begründung des Antrages auf Geldbußenerlass offen gelegten 
Beweismittel zurückzuziehen oder die Kommission zu ersuchen, diese Beweismittel im 
Hinblick auf eine allfällige Ermäßigung der Geldbuße zu berücksichtigen. Unbeschadet 
dessen, wie sich das Unternehmen entscheidet, kann die Kommission weiterhin von ihren 
Ermittlungsbefugnissen Gebrauch machen, um Informationen einzuholen. Diese Bestimmung 
führt – wie bei der Mitteilung aus 2002 – in der Praxis dazu, dass Unternehmen, die nicht in 
den Genuss eines Erlasses gelangen, im Regelfall die Beweismittel nicht zurückziehen 
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werden, um so zumindest in den Genuss einer Ermäßigung zu kommen.872 Vielfach wird 
deshalb der Antrag auf Erlass der Geldbuße als Hauptantrag mit einem – hilfsweise gestellten 
– Antrag auf Geldbußenermäßigung verbunden.873 Eine selbständige Anfechtung der 
ablehnenden Entscheidung über den bedingten Erlass ist nach überwiegender und mE 
zutreffender Ansicht nicht möglich, weil erst die endgültige Entscheidung über den Erlass der 
Geldbuße unmittelbare Rechtswirkungen entfaltet und zur Erhebung einer Anfechtungsklage 
vor dem EuG berechtigt.874  
 
5.7. Weitere Entscheidungsformen der Kommission 
Neben der Entscheidung über den (bedingten) Erlass der Geldbuße kamen in der 
Verwaltungspraxis der Kommission bislang zwei weitere Entscheidungsformen regelmäßig 
zur Anwendung. Hierbei handelt es sich um den sog „non-eligibility letter“ und den sog „no 
action letter“.875 Der „non-eligibility letter“ wird bei Sachverhalten verwendet, in denen die 
Kronzeugenmitteilung auf das im Antrag behauptete Verhalten schon von vornherein nicht 
anwendbar ist. Zu denken ist etwa an Zuwiderhandlungen, die nicht in den 
Anwendungsbereich der Kronzeugenregelung fallen, wie zB Zuwiderhandlungen gegen 
Art 82 EGV oder vertikale Wettbewerbsbeschränkungen. Bei einem „no action letter“ ist 
demgegenüber zweifelhaft, ob das antragstellende Unternehmen die Voraussetzungen für 
einen Geldbußenerlass erfüllt und sich dieser Fall für ein Verfahren der Kommission 
eignet.876 Mit dem „no action letter“ wird der Kronzeugenantrag zunächst auf Eis gelegt, kann 
jedoch von der Kommission zu einem späteren Zeitpunkt formell behandelt werden.877 Sofern 
das Unternehmen seinen Antrag nicht zwischenzeitig zurückzieht, verbleiben die 
eingereichten Beweismittel in der Akte der Kommission.878 Da derartige Sachlagen auch nach 
der aktuellen Kronzeugenregelung eintreten können, wird sich die Kommission wohl auch 
künftig dieser ungeschriebenen Entscheidungsformen bedienen. 
 
5.8. Sonstige Verfahrensbestimmungen 
Die Mitteilung aus 2006 hält weiterhin streng am Prioritätsprinzip fest. Spätere Anträge auf 
Geldbußenerlass werden gem Rn 21 der Mitteilung aus 2006 von der Kommission erst dann 
geprüft, wenn sie über einen bereits zu einem früheren Zeitpunkt gestellten Antrag 
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entschieden hat. Welcher Form der Antragstellung sich das Unternehmen bedient, hat auf 
diese Vorgehensweise keinen Einfluss. Es spielt somit insofern keine Rolle, ob das 
Unternehmen sogleich einen förmlichen Antrag gestellt oder zunächst einen Marker beantragt 
hat. Ein endgültiger Erlass der Geldbuße erfolgt – wie schon bisher – grds erst am Ende des 
Kartellverfahrens.879 Erst zu diesem Zeitpunkt steht fest, ob das Unternehmen sämtliche, der 
in Rn 12 der Mitteilung aus 2006 genannten, generellen Voraussetzungen tatsächlich erfüllt 
hat. Kann ein Unternehmen eine oder mehrere dieser Bedingungen nicht erfüllen, verstößt es 
gegen das Gebot zur umfassenden Kooperation und verwirkt zugleich sämtliche 
Rechtsvorteile, die ihm auf Grundlage dieser Mitteilung gewährt worden wären.880 Die 
umfassende Kooperationspflicht erstreckt sich also nun auch auf Unternehmen, die bloß für 
eine Ermäßigung der Geldbuße in Betracht gekommen sind. Selbst wenn einem Unternehmen 
die Geldbuße zunächst bedingt nachgesehen wurde, steht ihm gem Rn 13 iVm Rn 22 letzter 
Satz der Mitteilung aus 2006 kein endgültiger Erlass der Geldbuße zu, wenn sich in der Folge 
herausstellt, dass es andere Unternehmen zur Teilnahme an dem Kartell gezwungen hat („loss 
of leniency“881). In diesem Fall kommt jedoch weiterhin eine Ermäßigung der Geldbuße in 
Betracht. 
 
6. Ermäßigung der Geldbuße 
6.1. Voraussetzungen für eine Geldbußenreduktion 
In Abschnitt III A der Kronzeugenmitteilung aus 2006 legt die Kommission fest, unter 
welchen Voraussetzungen Unternehmen eine Geldbußenreduktion zu Teil werden kann.882 
Die materiellen Vorgaben für die Ermäßigung der Geldbuße orientieren sich dabei großteils 
an der Mitteilung aus 2002. So können sich – wie schon bisher – grds auch mehrere, an einem 
Kartell beteiligte Unternehmen für eine Ermäßigung qualifizieren. Erforderlich hiefür ist, dass 
das jeweilige Unternehmen seine Beteiligung an einem mutmaßlichen Kartell mit 
gemeinschaftsrelevantem Ausmaß offenlegt, ohne jedoch die Voraussetzungen für einen 
vollständigen Geldbußenerlass zu erfüllen.883 Dadurch wird in erster Linie Unternehmen ein 
Anreiz zur Kooperation geboten, denen ein anderes Unternehmen mit seiner Antragstellung 
auf Geldbußenerlass zuvorgekommen ist.  
 
Um in den Genuss einer ermäßigten Geldbuße zu kommen, muss das Unternehmen wiederum 
bestimmte Voraussetzungen erfüllen. Diese Vorgaben stimmen nur mehr bedingt mit denen 
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der Mitteilung aus 2002 überein. Während es für eine Ermäßigung der Geldbuße iSd 
Abschnitts B der Mitteilung aus 2002 ausreichte, wenn das Unternehmen Beweismittel mit 
erheblichen Mehrwert liefern konnte und zudem seine Kartellteilnahme mit dem Zeitpunkt 
der Beweisvorlage beendete,884 stellt die aktuelle Mitteilung aus 2006 demgegenüber deutlich 
höhere Anforderungen. Um sich für eine Geldbußenermäßigung nach Abschnitt III A der 
aktuellen Kronzeugenregelung qualifizieren zu können, muss das Unternehmen sämtliche der 
nachstehenden Voraussetzungen in Rn 24 der Mitteilung aus 2006 erfüllen:  
 
 Das Unternehmen muss der Kommission Beweismittel für die mutmaßliche 
Zuwiderhandlung vorlegen, die gegenüber den bereits im Besitz der Kommission 
befindlichen Beweismitteln einen „erheblichen Mehrwert“ aufweisen.885 
 Darüber hinaus ist nunmehr erforderlich, dass das Unternehmen nicht nur seine 
Kartellteilnahme einstellt, sondern während des gesamten Verwaltungsverfahrens 
umfassend mit der Kommission kooperiert, indem es sämtliche in Rn 12 lit a bis c 
genannten Bedingungen erfüllt. 
 
In den nachfolgenden Ausführungen werden diese materiellen Vorgaben für die Ermäßigung 
der Geldbuße näher behandelt. 
 
6.1.1. Vorlage von Beweismitteln mit „erheblichen Mehrwert“ 
In Anlehnung an die Mitteilung aus 2002 knüpft die Kommission eine Geldbußenermäßigung 
wiederum an den Erhalt von Beweismitteln, die gegenüber denen, bereits im Besitz der 
Kommission befindlichen, einen „erheblichen Mehrwert“ aufweisen.886 Die Schwelle, die mit 
den vorzulegenden Beweisen erreicht werden muss, wurde dabei vollumfänglich beibehalten. 
Der Begriff „Mehrwert“ bezieht sich nach Rn 25 der aktuellen Mitteilung aus 2006 weiterhin 
„auf das Ausmaß, in dem die vorgelegten Beweismittel aufgrund ihrer Eigenschaft und/oder 
Ausführlichkeit der Kommission dazu verhelfen, das mutmaßliche Kartell nachzuweisen.“ 
Dabei räumt die Kommission – wie schon bisher – insb schriftlichen Beweisen aus der Zeit 
des nachzuweisenden Sachverhalts einen besonderen Stellenwert ein, der zB höher ist, als bei 
solchen, die zeitlich später einzuordnen sind.887 Zudem werden belastende Beweismittel, die 
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den fraglichen Sachverhalt unmittelbar betreffen, höher eingestuft als solche, die bloß einen 
mittelbaren Bezug zum betreffenden Sachverhalt aufweisen.888  
 
Mit der aktuellen Mitteilung wurde darüber hinaus eine neue Kategorie eingeführt und zwar 
die der „zwingenden Beweise“. Der Wert der vorgelegten Beweismittel, die gegen andere 
Verfahrensbeteiligte verwendet werden sollen, hängt demnach auch davon ab, inwieweit 
andere Quellen zur Bestätigung der Zuwiderhandlung herangezogen werden müssen, sodass 
zwingende Beweise als wertvoller anzusehen sind als andere Beweise, wie etwa Erklärungen, 
die für den Fall ihrer Anfechtung einer Untermauerung bedürfen.889 Das heißt jedoch nicht, 
dass nicht auch Unternehmenserklärungen mitunter einen erheblichen Mehrwert aufweisen 
können, wenngleich diese in erster Linie dazu dienen, andere Unternehmenserklärungen, 
Zeugenaussagen sowie sonstige Beweismittel zu erhärten.890 Durch die nunmehr 
ausdrückliche Erwähnung „zwingender Beweise“ wurde die Schwelle des Mehrwerts 
gegenüber der Mitteilung aus 2002 nicht angehoben, vielmehr sollte damit lediglich eine 
weitergehende Klarstellung bewirkt werden, welche Faktoren konkret für die Beurteilung der 
Kommission maßgeblich sind. Festzuhalten ist idZ, dass die Aufzählung in Rn 25 der 
aktuellen Mitteilung keinesfalls taxativ zu verstehen ist, sondern lediglich eine Richtschnur 
für kooperationswillige Unternehmen bilden soll.891 
 
Nach dem Wortlaut der Rn 25 erster Satz der Mitteilung aus 2006 steht der Mehrwert 
lediglich in Relation zu dem Ausmaß, um dass die vorgelegten Beweismittel der Kommission 
dazu verhelfen, das mutmaßliche Kartell nachzuweisen. Legt man diese Formulierung eng 
aus, könnte nur solchen Beweismitteln ein Mehrwert zugestanden werden, die ausschließlich 
auf den Nachweis einer Zuwiderhandlung abstellen. Nach mE zutreffender Ansicht kommt 
aber auch Beweismitteln, die die Schwere und Dauer des mutmaßlichen Kartells unmittelbar 
beeinflussen, ein Mehrwert zu, sofern es der Kommission ohne diese Beweismittel nicht 
möglich gewesen wäre, den betreffenden Sachverhalt vollumfänglich nachzuweisen.892 Dieser 
Auffassung folgte auch die Kommission, indem sie bislang einen Mehrwert selbst dann als 
gegeben ansah, wenn sie zwar bereits eine Zuwiderhandlung nachweisen konnte, die 
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zusätzlichen Beweismittel ihr jedoch die Feststellung der tatsächlichen Schwere bzw Dauer 
ermöglichten.893 
 
Die Kommission gibt auch in der aktuellen Mitteilung aus 2006 keine Aufschlüsse darüber, 
wann Beweismittel – ihrer Ansicht nach – einen Mehrwert aufweisen, der als „erheblich“ 
anzusehen ist. Zur Konkretisierung dieses unbestimmten Rechtsbegriffes wurde in der 
Literatur bereits zur Vorgängermitteilung aus 2002 vorgeschlagen, die Erheblichkeit 
entsprechend der Schwere des Verstoßes – in Anlehnung an die mittlerweile überarbeiteten 
Leitlinien aus 1998 – zu ermitteln.894 Demnach müsse die Kommission die Schwere und 
Dauer einer Zuwiderhandlung, wie sie sich vor und nach der Vorlage der zusätzlichen 
Beweismittel darstellt, prüfen und anschließend beurteilen, ob der Unterschied erheblich 
ist.895 Diese Auffassung ist mE zu eng gefasst, weil dabei verkannt wird, dass Beweismitteln 
in erster Linie dann ein erheblicher Mehrwert zugestanden werden muss, wenn die 
Kommission ohne sie nicht einmal in der Lage gewesen wäre, überhaupt eine 
Zuwiderhandlung festzustellen.896 Die Kommission kündigte zwar bereits im Jahr 2005 an, im 
Zuge ihrer nachfolgenden Entscheidungspraxis einige Aspekte des Begriffs des „erheblichen 
Mehrwerts“ zu erhellen,897 eine abschließende Klärung dieses unbestimmten Rechtsbegriffes 
erfolgte jedoch bislang nicht. 
 
Festzuhalten ist insoweit, dass die Kommission mit dem Erfordernis des erheblichen 
Mehrwerts offensichtlich dem sog „testis unus“- Grundsatz Rechnung zu tragen versucht.898 
Nach stRsp des EuG sind nämlich Erklärungen eines mutmaßliches Kartellmitglieds, deren 
Richtigkeit von anderen beschuldigten Unternehmen bestritten wird, nicht als hinreichender 
Beweis für die Begehung einer Zuwiderhandlung durch diese anderen Unternehmen 
anzusehen, sofern diese Erklärungen nicht durch andere Beweismittel untermauert werden.899 
In Zeiten papierloser Kartelle ist es für Unternehmen mitunter äußerst schwierig, wenn nicht 
sogar unmöglich, Beweismittel vorzulegen, die den geforderten Mehrwert liefern, um damit 
tatsächlich den Nachweis eines Kartellverstoßes zu erbringen. Mit Blick auf den „testis-
unus“- Grundsatz kann sich die Kommission – ohne sog „smoking guns“ – regelmäßig nicht 
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mehr allein auf die Aussage des Erstantragstellers berufen. Ein Mehrwert ist deshalb auch 
darin zu sehen, wenn ein nachrangig kooperierendes Unternehmen zwar keine neuen 
Beweismittel vorlegen kann, aber bestimmte Beweismittel umfassend zu erläutern vermag 
und dadurch eine Erhärtung der Beweislage eintritt, die zum Nachweis der Zuwiderhandlung 
notwendig ist.900  
 
Die zum Zeitpunkt der Beweisvorlage bereits im Besitz der Kommission befindlichen 
Beweismittel bilden gem Rn 24 der aktuellen Mitteilung aus 2006 die Vergleichsbasis für die 
Beurteilung, ob die neu vorgelegten Beweismittel tatsächlich einen erheblichen Mehrwert 
aufweisen. Die Hürde, die es zu nehmen gilt, um in den Genuss einer Ermäßigung zu 
kommen, wird somit für nachrangig kooperierende Unternehmen stetig höher gelegt.901 Da es 
idZ lediglich auf den Zeitpunkt und die Qualität der Beweisvorlage ankommt,902 spielt der 
Zeitpunkt der Antragstellung auf Geldbußenermäßigung ebenso wenig eine Rolle, wie die 
Quantität der vorgelegten Beweismittel. 
 
Unternehmen, die grds eine Kooperation mit der Kommission erwägen, stehen bislang vor 
dem Problem, dass es für sie mangels notwendiger Konkretisierung kaum abschätzbar ist, ob 
die von ihnen im Rahmen des Verwaltungsverfahrens vorgelegten Beweismittel tatsächlich 
die Schwelle des erheblichen Mehrwerts erreichen. Die Kommission ist mE insoweit 
angehalten, im Zuge künftig ergehender Entscheidungen für eine Klarstellung und 
Erläuterung dieser äußerst unbestimmten Rechtsbegriffe zu sorgen. 
 
6.1.2. Umfassende Kooperationspflicht 
Um in den Genuss einer Ermäßigung zu gelangen, müssen nunmehr auch nachrangige 
Unternehmen umfassend mit der Kommission kooperieren. Im Gegensatz zur 
Vorgängermitteilung aus 2002 reicht hiefür die bloße Einstellung der Kartellteilnahme nicht 
mehr aus, erforderlich ist vielmehr, dass das Unternehmen die – unter Rn 12 lit a bis lit c der 
Mitteilung aus 2006 genannten – Bedingungen kumulativ erfüllt.903 Die Mitteilung aus 2006 
erstreckt somit die umfassende Kooperationspflicht über den Erstantragsteller hinaus auf 
sämtliche nachfolgende Unternehmen, die in den Genuss einer geminderten Geldbuße 
kommen möchten. Der EuGH erachtet nämlich neuerdings eine Reduktion der Geldbuße nur 
bei Unternehmen als gerechtfertigt, die in einem echten „spirit of cooperation“ mit der 
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Kommission zusammengearbeitet haben.904 Daraus folgt zugleich, dass eine umfassende 
Kooperation während des gesamten Verwaltungsverfahrens nicht mehr zusätzlich mindernd 
berücksichtigt wird, sondern nunmehr eine Grundvoraussetzung für eine allfällige 
Ermäßigung bildet. Anders als noch nach der Mitteilung aus 2002, kann sich das jeweilige 
Unternehmen folglich nicht mehr auf die einmalige Vorlage von Beweismittel beschränken.  
 
Ob die Zusammenarbeit einzig und allein auf Initiative des Unternehmens beruht oder zB in 
Beantwortung eines formellen Auskunftsersuchens erfolgt, ist demgegenüber nach hL nicht 
entscheidend, solange das Unternehmen freiwillig mehr Unterlagen vorlegt, als es vorzulegen 
verpflichtet ist.905 Da sich das Unternehmen während des gesamten Verfahrens insb auf sein 
Recht zu schweigen berufen hätte können, indiziert die Übermittlung von Informationen, mit 
denen sich das Unternehmen selbst belastet, ein freiwilliges und damit honorierungswürdiges 
Handeln. Zu denken ist dabei va an Fälle, in denen der im Auskunftsersuchen geforderten 
Mitwirkung Verteidigungsrechte des Unternehmens entgegenstehen, wie zB das 
Auskunftsverweigerungsrecht oder das sog „legal privilege“.906 Die Verteidigungsrechte 
bilden nach stRsp der Gemeinschaftsgerichte in allen Verfahren, die zu Sanktionen – etwa in 
Form von Geldbußen – führen können, einen fundamentalen Grundsatz des 
Gemeinschaftsrechts.907 Dementsprechend findet sich nunmehr auch in Art 27 Abs 2 erster 
Satz VO 1/2003 der ausdrückliche Hinweis, dass „die Verteidigungsrechte der Parteien […] 
während des Verfahrens in vollem Umfang gewahrt werden“ müssen. 
 
In der Lehre wird mitunter die Auffassung vertreten, dass die europäische 
Kronzeugenregelung va im Hinblick auf die umfangreichen Kooperationspflichten, die 
kooperationswillige Unternehmen treffen, gegen den Grundsatz „nemo tenetur se ipsum 
accusare“, sprich das Recht bei Gefahr der Selbstbezichtigung die Aussage zu verweigern, 
verstoße.908 Unternehmen gerieten durch die Kronzeugenregelung „unter faktischen 
finanziellen Druck“ mit der Kommission entsprechend zu kooperieren, um einen 
Geldbußenrabatt zu erhalten, dass sie quasi zur Selbstbezichtigung angeleitet würden, 
wodurch der Grundsatz „nemo tenetur ipse accusare“ verletzt sei.909  
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Dieser Argumentationen ist mE insb entgegenzuhalten, dass das europäische 
Kronzeugenprogramm ausschließlich auf freiwilliger Kooperation beruht, woran auch der 
Umstand nichts ändert, dass kooperativen Unternehmen Rechtsvorteile in Aussicht gestellt 
werden. So liegt es vielmehr einzig und allein beim jeweiligen Unternehmen, welche 
Strategie es verfolgt, sprich ob es kooperiert oder etwa darauf setzt, dass die Kommission die 
mutmaßliche Zuwiderhandlung nicht nachweisen kann oder diese gar nicht aufgreift. Darin 
einen „faktischen finanziellen Druck“ zu sehen, der Kartellmitglieder ihrer 
Entscheidungsfreiheit gänzlich beraubt, geht mE zu weit und steht ferner auch in Widerspruch 
zu den bisher ergangen Entscheidungen der Kommission. Demnach haben in Verfahren, 
denen die Kronzeugenregelung aus 2002 zugrunde lag, im Schnitt lediglich zwei bis drei 
Unternehmen eines Kartells ernsthafte Anstrengungen für einen Geldbußenrabatt 
unternommen, obgleich zT wesentlich mehr Unternehmen am Kartell beteiligt waren.910 
 
Um eine klare Abgrenzung zwischen honorierungswürdiger Kooperation und bloß 
geschuldeter Mitwirkung am Verwaltungsverfahren zu erreichen, normiert die Mitteilung aus 
2006 in Rn 27 nunmehr ausdrücklich das Erfordernis einer „förmlichen“ Antragstellung, die 
mit ausreichendem Beweismaterial zu versehen ist.911 Die bloß passive Mitarbeit eines 
Unternehmens im Verwaltungsverfahren, etwa durch bloßes Nichtbestreiten des festgestellten 
Sachverhaltes, stellt anders als noch in der Mitteilung aus 1996 keinen Wert an sich dar und 
führt folglich auch zu keiner Geldbußenreduktion.912  
 
Neben der Verpflichtung zur umfassenden Kooperation iSd Rn 12 lit a, treffen nachrangig 
kooperierende Unternehmen zusätzlich die Pflichten der Rn 12 lit b und c der Mitteilung aus 
2006.913 Die Einstellung der Kartellteilnahme hat somit unmittelbar nach Antragstellung zu 
erfolgen, mit Ausnahme jener notwendigen Kartellaktivitäten, die nach Auffassung der 
Kommission noch nicht beendet werden sollen. Darüber hinaus darf das kooperationswillige 
Unternehmen keine Beweise vernichtet, verfälscht oder unterdrückt haben. Schließlich ist es 
dem Unternehmen untersagt, seine Antragstellung und den Inhalt des Antrages gegenüber 
Dritten offenzulegen, sofern es sich dabei nicht um andere Wettbewerbsbehörden handelt. 
 
Setzt ein Unternehmen Verhaltensweisen, die einer der Bestimmungen der Rn 12 lit a bis c 
der Mitteilung aus 2006 zuwiderlaufen, droht ihm der Verlust einer begünstigenden 
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Behandlung. Festzuhalten ist idZ, dass durch den Verlust des bedingten Geldbußenerlasses 
(„loss of leniency“) sowie einer bereits in Aussicht gestellten Geldbußenermäßigung das 
Ranking der übrigen antragstellenden Unternehmen nicht verändert wird und es insb zu 
keinem „Aufrücken“ in besser dotierte „Ränge“, die eine höhere Reduktionsaussicht bieten, 
kommt.914  
 
6.2. Vorgaben für die konkrete Ermäßigung 
Im Einklang mit der Mitteilung aus 2002 richtet sich auch nach der aktuellen 
Kronzeugenregelung das Ausmaß der Geldbußenermäßigung zunächst danach, welche der 
drei Bandbreiten in Rn 26 der Mitteilung aus 2006 zur Anwendung kommt, weil diese jeweils 
unterschiedliche, prozentuelle Ermäßigungen vorsehen. Ausschlaggebend dafür, welche 
Bandbreite für das jeweilige Unternehmen herangezogen wird, ist dabei einzig und allein der 
Zeitpunkt, an dem Beweismittel mit erheblichem Mehrwert vorgelegt werden. Das 
Prioritätsprinzip schlägt somit auch bei der Geldbußenermäßigung voll durch. Den Umfang, 
um den die andernfalls zu verhängende Geldbuße reduziert wird, legt die Kommission gem 
Rn 26 erster bis dritter SpStr der Mitteilung aus 2006 wie folgt fest: 
 
 Dem ersten Unternehmen, dass der Kommission Beweismittel für die mutmaßliche 
Zuwiderhandlung vorlegt, die gegenüber den bereits im Besitz der Kommission 
befindlichen Beweismitteln einen erheblichen Mehrwert darstellen, wird eine 
Ermäßigung im Ausmaß von 30 % bis 50 % gewährt. 
 Das zweite Unternehmen, das Beweismittel mit einem erheblichem Mehrwert vorlegt, 
erhält eine Ermäßigung im Ausmaß von 20 % bis 30 %. 
 Jedem weiteren Unternehmen, das Beweismittel mit einem erheblichem Mehrwert 
vorlegt, wird die Geldbuße um bis zu 20 % ermäßigt. 
 
Zur Bestimmung der konkreten Ermäßigung innerhalb der vorgegebenen Bandbreiten, stellt 
die Kommission neben dem Zeitpunkt der Beweisvorlage auch auf den konkreten Umfang des 
mit dem Beweismittel verbundenen Mehrwerts ab.915 Eine kontinuierliche Zusammenarbeit 
mit der Kommission findet demgegenüber keine geldbußenmindernde Berücksichtigung 
mehr, diese wird vielmehr durch Rn 24 der aktuellen Mitteilung generell vorausgesetzt und ist 
somit „conditio sine qua non“.  
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Wie bereits in Kap C.V.6.1.1. näher ausgeführt, ist der Begriff des „erheblichen Mehrwerts“ 
sehr unbestimmt, weshalb Unternehmen geneigt sein könnten, übertriebene 
Sachverhaltsdarstellung zu machen, um dadurch überhaupt erst in den Genuss einer 
Ermäßigung zu gelangen bzw die maximale Ermäßigung innerhalb der anzuwendenden 
Bandbreite zu erreichen.916 Aus diesem Blickwinkel heraus wäre es durchaus geboten, wenn 
die Kommission auch nachrangig kooperierenden Unternehmen eine gewisse Hilfestellung 
bieten würde, so wie sie es bislang bei Unternehmen tat, die sich für einen Erlass der 
Geldbuße zu qualifizieren versuchten.917  
 
6.3. Nichtberücksichtigung der vorgelegten Beweismittel bei Festsetzung des 
Grundbetrages 
Die Kommission führt in der aktuellen Kronzeugenmitteilung einen Grundgedanken der 
Mitteilung aus 2002 fort, wonach sie bei der Festsetzung der Geldbuße Beweismittel über die 
Dauer oder Schwere eines Verstoßes, von denen sie zuvor keine Kenntnis hatte, gegenüber 
dem Unternehmen unberücksichtigt lässt, dass diese Beweismittel geliefert hat.918 IdZ wird 
mitunter auch von „Teilerlass“ („partial immunity“) gesprochen.919 Aufgrund der offenen 
Formulierung in Rn 21 letzter Satz der Mitteilung aus 2002, war es durchaus denkbar, dass 
mehrere Unternehmen derartige Beweismittel liefern konnten, sofern die Beweismittel 
nachrangiger Unternehmen wiederum einen erheblichen Mehrwert aufwiesen.  
 
Die aktuelle Mitteilung aus 2006 ist demgegenüber deutlich enger gefasst als ihre 
Vorgängerregelung. So spricht die Kommission in Rn 26 vierter Satz der Mitteilung aus 2006 
nunmehr ausdrücklich davon, dass sie bei der Festsetzung der Zuwiderhandlung zusätzliche, 
die Schwere und Dauer erhöhende, Tatsachen nur gegenüber dem Unternehmen 
unberücksichtigt lässt, dass „als erstes zwingende Beweise“ für diese zusätzlichen Tatsachen 
vorlegt. Nach dem eindeutigen Wortlaut dieser Bestimmung werden Beweismittel über die 
Schwere bzw Dauer eines Verstoßes somit nur mehr gegenüber dem ersten Unternehmen, das 
insoweit zwingende Beweise vorlegt, bei der Festsetzung des Grundbetrages nicht 
berücksichtigt. Der Teilerlass verschafft somit dem Unternehmen unbeschadet seiner 
Geldbußenreduktion einen zusätzlichen Vorteil. Die Kommission verfolgt damit zwei Ziele: 
So soll durch den Teilerlass zum einen sichergestellt werden, dass der Antragsteller nicht 
durch seine eigene maßgebliche Beweisvorlage einen finanziellen Nachteil erleidet. Zum 
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anderen bezweckt diese Bestimmung auch, Antragsteller dazu zu ermutigen, sämtliche 
aussagekräftigen Beweise so früh wie möglich vorzulegen, bevor ihnen andere damit 
zuvorkommen.920 
 
6.4. Geldbußenermäßigung auch für Unternehmen, die andere zur Teilnahme an der 
Zuwiderhandlung gezwungen haben 
Unternehmen, die andere zur Aufnahme oder Weiterführung einer Kartellteilnahme 
gezwungen haben, können sich – wie schon bisher – nicht für einen Geldbußenerlass 
qualifizieren.921 In Fortführung des Systems der Mitteilung aus 2002 kommt für diese 
Unternehmen sehr wohl aber eine Ermäßigung der Geldbuße in Betracht, wie in Rn 13 der 
aktuellen Mitteilung nunmehr ausdrücklich klargestellt wurde.922 Somit können sich auch 
solche Unternehmen für eine Geldbußenreduktion iHv bis zu 50 % qualifizieren. 
 
7. Verfahrensrechtliche Vorgaben für die Ermäßigung der Geldbuße 
7.1. Antrag auf Ermäßigung der Geldbuße 
Eine allfällige Ermäßigung der Geldbuße setzt voraus, dass das Unternehmen bei der 
Kommission einen förmlichen Antrag stellt und diesen mit „ausreichenden“ Beweisen für das 
mutmaßliche Kartell versieht.923 Rn 27 der Mitteilung aus 2006 legt außerdem fest, dass 
sämtliche Beweismittel, die der Kommission zwecks Ermäßigung der Geldbuße nach 
Abschnitt III freiwillig vorgelegt werden, bei ihrer Vorlage klar erkennen lassen müssen, dass 
sie einen Bestandteil des Antrages auf Ermäßigung der Geldbuße bilden und auch 
entsprechend gekennzeichnet sein. Etwaige Diskrepanzen darüber, ob bestimmte Beweise als 
eigenständiger Kooperationsbeitrag oder etwa in Beantwortung eines Auskunftsverlangens 
erbracht worden sind, sollen dadurch künftig hintan gehalten werden. Wenngleich der 
Wortlaut des ersten Satzes der Rn 27 den Schluss nahe legt, dass nachrangig kooperierende 
Unternehmen ihren Antrag lediglich „mit ausreichenden Beweisen für das mutmaßliche 
Kartell versehen“ müssen, spricht die umfassende Kooperationspflicht der Rn 24 iVm Rn 12 
lit a der Mitteilung aus 2006 mE eindeutig dafür, dass auch nachrangige Unternehmen, die 
sich nicht für einen Erlass qualifizieren können, sämtliche in ihrem Besitz befindlichen bzw 
ihnen anderweitig zugänglichen Beweismittel vorlegen müssen, um in den Genuss einer 
Ermäßigung zu kommen.924  
 
                                                     
920
 Suurnäkki/Tierno Centella, Competition Policy Newsletter, 1/2007, 12. 
921
 Zur vergleichbaren Rechtslage gem der Mitteilung aus 2002 siehe Kap C.IV.5.5. 
922
 Mitteilung aus 2006 Rn 26 dritter Satz, ABl 2006 C 298/17. 
923
 Mitteilung aus 2006 Rn 27 erster Satz, ABl 2006 C 298/17. 
924
 Klose in Hirsch/Montag/Säcker, MünchKomm, Leniency-Bekanntmachung Rn 55. 
 203 
Nach Ansicht der Kommission bedürfen Beweismittel, die für sich genommen nicht ohne 
weiteres verständlich sind, einer Erläuterung durch den Antragsteller. Werden derartige 
Erläuterungen erst zu einem späteren Zeitpunkt nachgereicht, ist dieser Zeitpunkt für die 
Kommission bei Beurteilung des Mehrwerts maßgeblich. Deckung findet diese Ansicht im 
Wortlaut der aktuellen Kronzeugenmitteilung aus 2006 allerdings nicht. Darin stellt die 
Kommission vielmehr darauf ab, zu welchem Zeitpunkt die entsprechenden Beweismittel 
vorgelegt wurden.925 Festzuhalten ist ferner, dass für nachrangig kooperierende Unternehmen 
eine vorerst hypothetische Beweisvorlage ebenso wenig in Betracht kommt, wie das Setzen 
eines Markers.926 Nach Ansicht der Kommission hätte nämlich die bisherige Praxis insb 
gezeigt, dass nach Durchführung von Nachforschungen oft mehrere Ermäßigungsanträge 
innerhalb kurzer Zeit eingetroffen sind, weshalb eine faire Verteilung der Marker kaum 
möglich sei.927 
 
7.2. Schriftliche Bestätigung des Antrages 
Auch nachrangig kooperierende Unternehmen, die einen Antrag auf Ermäßigung der 
Geldbuße gestellt haben, erhalten von der GD Wettbewerb gem Rn 28 der Mitteilung aus 
2006 ebenso wie der Kronzeuge – auf Verlangen – eine schriftliche Empfangsbestätigung, auf 
der das Datum und gegebenenfalls die Uhrzeit vermerkt sind. Die Uhrzeit wird va in Fällen 
relevant sein, in denen mehrere Anträge samt Beweisvorlage am selben Tag erfolgen. Dies 
deshalb, weil dem Zeitpunkt der Beweisvorlage auch im Hinblick auf eine allfällige 
Ermäßigung maßgebliche Bedeutung zukommt. Die Ausstellung einer Empfangsbestätigung 
erfolgt nicht nur für den Antrag auf Ermäßigung und diesem angeschlossener Beweismittel, 
sondern auch für alle zu einem späteren Zeitpunkt vorgelegten Beweismittel.928 Die 
Kommission hält in Rn 28 zweiter Satz der Mitteilung aus 2006 zudem fest, dass sie Anträge 
auf Geldbußenermäßigung erst dann prüfen wird, wenn sie über ihr zu diesem Zeitpunkt 
bereits vorliegende Anträge auf bedingten Erlass der Geldbuße iZm demselben mutmaßlichen 
Kartellverstoß entschieden hat.929  
 
7.3. Information durch Kommission 
Nachrangige Unternehmen, die eine ermäßigte Geldbuße beantragt haben, sind vom 
vorläufigen Ergebnis der Kommission in Bezug auf ihre Antragstellung schriftlich in 
Kenntnis zu setzen, sobald diese festgestellt hat, dass die vorgelegten Beweismittel einen 
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erheblichen Mehrwert aufweisen.930 Diese schriftliche Information hat gem Rn 29 erster Satz 
der Mitteilung aus 2006 spätestens mit Zustellung der Beschwerdepunkte zu erfolgen. Dabei 
muss die Kommission nachrangige Unternehmen nicht nur davon in Kenntnis setzen, ob die 
im Zuge der Antragstellung bzw zu einem späteren Zeitpunkt nachgereichten Beweismittel – 
nach vorläufiger Prüfung – einen erheblichen Mehrwert darstellen, sondern auch darüber, ob 
das Unternehmen seiner Kooperationspflicht bislang in ausreichendem Maße nachgekommen 
ist.931 Ferner ist in diesem Schreiben mitzuteilen, innerhalb welcher Bandbreite der Rn 26 der 
Mitteilung aus 2006 die Geldbuße voraussichtlich ermäßigt wird.932  
 
Auch in Fällen, in denen die Kommission zu dem vorläufigen Ergebnis gelangt, dass keine 
Ermäßigung in Betracht kommt, muss sie das jeweilige Unternehmen wiederum spätestens zu 
dem Zeitpunkt schriftlich davon in Kenntnis setzen, an dem sie dem Unternehmen die 
Mitteilung der Beschwerdepunkte zustellt.933 Diese Information bildet keinen Bestandteil der 
Mitteilung der Beschwerdepunkte, wenngleich darauf Bezug genommen wird.934 Eine 
selbständige Anfechtung dieser ablehnenden vorläufigen Beurteilung ist ebenso wie eine 
abschlägige Entscheidung über den bedingten Erlass nicht möglich, weil erst die endgültige 
Geldbußenentscheidung unmittelbare Rechtswirkungen entfaltet und zur Erhebung einer 
Anfechtungsklage vor dem EuG berechtigt.935 In dieser Anfechtungsklage kann das 
Unternehmen insb geltend machen, dass die Kommission seine „berechtigten Erwartungen“ 
gem Rn 39 der aktuellen Mitteilung aus 2006 nicht erfüllt hat.936  
 
Nachdem die Kommission die Mitteilung der Beschwerdepunkte an die betroffenen 
Unternehmen versendet hat, ist sie gem Rn 29 dritter Satz der Mitteilung aus 2006 nicht mehr 
dazu angehalten, Anträge auf Ermäßigung der Geldbuße zu berücksichtigen. Ob die 
Kommission nach Versendung der Beschwerdepunkte Anträge berücksichtigt, steht 
ausschließlich in ihrem Ermessen. Diese Bestimmung steht nicht nur in eklatantem 
Widerspruch zur bisherigen Verwaltungspraxis der Kommission, sondern ist zudem geeignet, 
die Effizienz des Kronzeugenprogramms in Frage zu stellen. Bislang wies die Kommission in 
der Mitteilung der Beschwerdepunkte sogar ausdrücklich darauf hin, dass Unternehmen für 
eine entsprechende Kooperation auch noch zu diesem Zeitpunkt einen Rabatt der Geldbuße 
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bekommen können.937 Festzuhalten ist zudem, dass weder der Mehrwert eines Beweismittels 
noch dessen Erheblichkeit vom Zeitpunkt der Versendung der Beschwerdepunkte abhängen 
und folglich Beweismittel, die nach Versendung der Beschwerdepunkte vorgelegt werden, 
nicht anders zu behandeln sind, als solche, die vor Versendung vorgelegt werden.938 Die 
Kommission ist offensichtlich darum bemüht, ihr Verfahren einfacher und rascher zu 
gestalten. Dabei nimmt sie jedoch in Kauf, dass die Qualität der Kooperation darunter leiden 
könnte. So wird in der Lehre mitunter betont, dass es Unternehmen in der Vergangenheit 
oftmals erst gelang die „Mauer des Schweigens“ gegenüber ihren eigenen Mitarbeitern zu 
durchbrechen, nachdem diese mit den Beschwerdepunkten konfrontiert waren.939 
 
IdZ ist nochmals daran zu erinnern, dass die Kommission gem Rn 24 der Mitteilung aus 2006 
dazu verpflichtet ist, die Beurteilung des erheblichen Mehrwerts vorgelegter Beweismittel 
ausschließlich anhand der bereits in ihrem Besitz befindlichen Beweismittel vorzunehmen. 
Daraus folgt, dass die Kommission mit ihrer vorläufigen Prüfung nicht zuwarten darf, bis sie 
über sämtliche Beweismittel kooperationswilliger Unternehmen verfügt, weil dies im 
Ergebnis – entgegen dem eindeutigen Wortlaut der Rn 24 der Mitteilung aus 2006 – auf eine 
Bewertung ex-post hinauslaufen würde.940 Wenngleich die Kommission spätestens mit dem 
Zeitpunkt, an dem sie die Mitteilung der Beschwerdepunkte zustellt, das vorläufige Ergebnis 
ihrer Beurteilung bekannt geben muss, ist daraus keinesfalls der Schluss zu ziehen, dass sie 
bis zu diesem Zeitpunkt mit ihrer vorläufigen Einschätzung zuwarten könne. Vielmehr sind 
auch nachrangige Unternehmen, stets dann von dem vorläufigen Ergebnis in Kenntnis zu 
setzten, sobald die Kommission einen erheblichen Mehrwert festgestellt hat.941 
 
7.4. Entscheidung über die Geldbußenermäßigung 
In ihrer abschließenden Entscheidung am Ende des Kartellverfahrens bewertet die 
Kommission die endgültige Stellung, die jedem antragstellenden Unternehmen im Kartell 
zugekommen ist, indem sie darlegt, 
 
 ob die von einem Unternehmen vorgelegten Beweismittel gegenüber anderen 
Beweismitteln, über die die Kommission bereits zu diesem Zeitpunkt verfügte, einen 
erheblichen Mehrwert aufweisen; 
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 ob die Voraussetzungen der Rn 12 lit a bis c vom Unternehmen tatsächlich erfüllt 
worden sind; 
 und in welchem konkreten Umfang, innerhalb der in Rn 26 angeführten Bandbreiten, 
die Ermäßigung gewährt wird.942 
 
Die Mitteilung aus 2006 hält zudem ausdrücklich fest, dass einem Unternehmen, das die unter 
Rn 12 der Mitteilung aus 2006 genannten Voraussetzungen nicht erfüllt hat, keine begünstigte 
Behandlung auf Grundlage dieser Mitteilung gewährt wird.943 Diesfalls kommt somit weder 
ein Erlass noch eine Ermäßigung der Geldbuße in Betracht. Ferner darf das Unternehmen 
auch die von ihm vorgelegten Beweismittel nicht mehr zurückziehen.944  
 
7.5. Unternehmenserklärungen im Rahmen von Kronzeugenanträgen 
In der Kronzeugenmitteilung aus 2002 fanden sich keine speziellen Bestimmungen für sog 
„Unternehmenserklärungen“ ebenso wenig wie für die Akteneinsicht bei der Kommission. 
Dieses Regelungsdefizit führte in der Praxis häufig dazu, dass Unternehmen vor einer 
Kooperation mit der Kommission zurückschreckten, weil sie eine „(pre-trial) Discovery“ in 
amerikanischen Schadenersatzverfahren fürchten mussten.945 Um diesem Problem 
entgegenzutreten, versucht die Kommission schon seit mehreren Jahren kooperierende 
Unternehmen vor derartigen Offenlegungspflichten zu schützen.946 In Abschnitt IV der 
Mitteilung aus 2006 legte die Kommission nunmehr ihre bisherige Verwaltungspraxis in 
Bezug auf Unternehmenserklärungen ausdrücklich fest.  
 
7.5.1. Zum Begriff „Unternehmenserklärung“ und deren Umfang 
Unter dem Begriff „Unternehmenserklärung“ ist definitionsgemäß „eine freiwillige 
Darlegung“ seitens oder im Namen des Unternehmens gegenüber der Kommission zu 
verstehen, in der das Unternehmen sein „Wissen über ein Kartell sowie seine Beteiligung 
daran“ offenbart, um in den Genuss eines Erlasses bzw einer Ermäßigung der Geldbuße zu 
kommen.947 Diese Darlegung kann gem Rn 31 der Mitteilung aus 2006 entweder vom 
Unternehmen selbst oder im Namen des Unternehmens, sprich von dessen Rechtsbeistand, 
abgegeben werden. Da der Unternehmenserklärung die Freiwilligkeit der 
Wissensbekanntgabe immanent ist, sind Darlegungen, zu denen das Unternehmen ohnedies 
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verpflichtet war, weil sie etwa in Beantwortung eines Auskunftsverlangens erfolgten, grds 
nicht als Unternehmenserklärungen anzusehen. Anderes gilt jedoch dann, wenn im Zuge der 
Beantwortung Informationen vorgelegt werden, mit denen es sich selbst belastet und die 
folglich nicht geschuldet sind.948  
 
Entscheidend ist zudem, dass die Informationen gerade im Hinblick auf die Vorteile der 
Kronzeugenmitteilung erbracht werden. Beiträge, die unabhängig von der 
Kronzeugenregelung erfolgten, unterliegen demgegenüber nicht dem Schutz der 
Unternehmenserklärung. Hiezu zählen insb Unterlagen, die vor Kooperation mit der 
Kommission erstellt wurden (sog „pre-existing documents“).949 Somit genießen insb 
Beweismittel, die unmittelbar aus dem Zeitraum des Kartells stammen und damit einen 
besonders hohen Stellenwert für die Kommission genießen, keinen erhöhten Schutz. Dieses 
Verständnis wird auch durch Rn 9 der Mitteilung aus 2006 untermalt, indem derartige 
Beweise nicht im Rahmen der Unternehmenserklärung vorzulegen sind, sondern als „weiteres 
Beweismittel“ gem Rn 9 lit b der Mitteilung aus 2006. Irrelevant ist demgegenüber, ob dem 
jeweiligen Unternehmen tatsächlich ein Erlass oder eine Ermäßigung der Geldbuße gewährt 
wird, weil die vorgelegten Dokumente, sofern sie als Unternehmenserklärungen anzusehen 
sind, ungeachtet dessen den entsprechenden Schutz genießen.950  
 
Festzuhalten ist ferner, dass diese Bestimmungen über die Abgabe von 
Unternehmenserklärungen auf sämtliche Antragsteller Anwendung finden, die in den Genuss 
einer Begünstigung iSd Kronzeugenregelung aus 2006 kommen möchten. Während 
Unternehmen, die sich für einen Geldbußenerlass zu qualifizieren versuchen, ausdrücklich zur 
Abgabe einer Unternehmenserklärung verpflichtet sind, die zudem einen gewissen 
Mindestinhalt aufweisen muss,951 finden sich für Unternehmen, die eine 
Geldbußenermäßigung anstreben, keine näheren Vorgaben. Nichtsdestotrotz sind sehr wohl 
auch freiwillige Darlegungen von Unternehmen, die einen Antrag auf Geldbußenermäßigung 
gestellt haben, als Unternehmenserklärung iSd Mitteilung aus 2006 anzusehen und genießen 
somit ebenfalls Schutz vor zivilrechtlichen Offenlegungsanordnungen.952 
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7.5.2. Aufnahme in die Kommissionsakte 
Sämtliche Erklärungen, die iZm der Mitteilung aus 2006 an die Kommission gerichtet 
werden, bilden einen Bestandteil der bei der Kommission geführten Akte und können folglich 
von der Kommission als Beweismittel herangezogen werden.953 Die Kommission stellt damit 
ausdrücklich klar, dass nunmehr ausschließlich sie allein über diese Erklärungen verfügen 
kann, und nicht mehr das kooperierende Unternehmen selbst. Damit trägt die Kommission 
wiederum dem Schutz von Unternehmenserklärungen Rechnung, weil eine „Discovery“ 
amerikanischer Prägung auf die Herausgabe sämtlicher Dokumente abzielt, über die das 
Unternehmen verfügen kann („possession, custody or control“).954 Ob dadurch allerdings 
auch Mitschriften von Unternehmen, die diese im Hinblick auf die von ihnen abgegebenen 
Erklärungen verfasst haben und sich weiterhin in deren Besitz befinden, vor einer Discovery 
geschützt sind, ist zu bezweifeln. Um einen möglichst umfassenden Schutz der eigenen 
Erklärungen zu gewährleisten, ist ein Unternehmen gut beraten, keinerlei schriftliche 
Aufzeichnungen zu führen, die ihre Unternehmenserklärung zum Gegenstand haben. 
 
7.5.3. Abgabe mündlicher Unternehmenserklärungen 
Die Kommission lässt – auf Wunsch des antragstellenden Unternehmens – auch mündliche 
Unternehmenserklärungen zu, vorausgesetzt der Antragsteller hat den Inhalt dieser 
Unternehmenserklärung nicht bereits gegenüber Dritten offen gelegt.955 Dadurch sollen 
mögliche Missbräuche dieses Systems hintan gehalten werden, in denen das antragstellende 
Unternehmen den Inhalt seiner Unternehmenserklärung in anderen Rechtsordnungen 
gegenüber Dritten offenlegt, gleichzeitig aber die Kommission um Schutz ersucht.956 
Unbeschadet dessen können Unternehmenserklärungen auch weiterhin schriftlich in Form 
von Dokumenten abgegeben werden.957 
 
Durch das Zulassen mündlicher Unternehmenserklärungen bedurfte es jedoch eines speziellen 
Verfahrens, das in Rn 32 der Mitteilung aus 2006 festgelegt ist. Demnach werden mündliche 
Unternehmenserklärungen in den Räumlichkeiten der Kommission zunächst aufgezeichnet 
und im Anschluss daran niedergeschrieben.958 Diese Niederschrift bildet gemeinsam mit der 
Tonbandaufzeichnung einen Bestandteil der Kommissionsakte.959 Um den Zweck der 
mündlichen Unternehmenserklärung nicht ad absurdum zu führen, darf dem Unternehmen 
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naturgemäß keine Kopie seiner Erklärung ausgehändigt werden. Deshalb wird ihm gem 
Art 19 VO 1/2003 sowie Art 3 und 17 VO 773/2004960 Gelegenheit geboten – innerhalb einer 
bestimmten Frist – die Tonbandaufzeichnung, die in den Räumlichkeiten der Kommission zur 
Verfügung gehalten wird, auf ihre technische Richtigkeit zu überprüfen und seine mündliche 
Erklärung inhaltlich zu berichtigen.961 Dem Unternehmen steht es jedoch frei, auf die 
Wahrnehmung dieser Rechte – innerhalb der genannten Frist – zu verzichten, mit der Folge, 
dass die Aufzeichnung mit dem Zeitpunkt des Verzichts als genehmigt gilt.962 
 
Nach ausdrücklicher oder stillschweigender Genehmigung der mündlichen Erklärung bzw 
ihrer allfälligen Berichtigung durch das Unternehmen, hat das Unternehmen jedoch gem Rn 
32 sechster Satz der Mitteilung aus 2006 die Pflicht – wiederum innerhalb einer bestimmten 
Frist – die Tonbandaufzeichnung in den Räumlichkeiten der Kommission anzuhören und die 
Richtigkeit der Niederschrift zu überprüfen. Wenn das Unternehmen die 
Tonbandaufzeichnung nicht anhört und/oder die Niederschrift nicht überprüft, kann dies sogar 
zum Verlust der begünstigten Behandlung nach dieser Mitteilung aus 2006 führen.963 Die 
Kommission könnte ein solches Verhalten nämlich als Verstoß gegen die umfassende 
Kooperationspflicht werten. Der Hintergrund dieser zwingenden Prüfpflicht besteht darin, 
dass Unternehmenserklärungen wichtige Beweismittel der Kommission bilden, deren 
Richtigkeit nicht später von involvierten Unternehmen, schon gar nicht vom jeweiligen 
Antragsteller selbst, in Frage gestellt werden sollen. In der Lehre wird gegen diese Prüfpflicht 
vereinzelt ins Treffen geführt, dass sich dadurch das Risiko einer Discovery erhöht, weil 
Kläger in Schadenersatzklagen bereits vorgebracht hätten, dass sich der Antragsteller die 
Niederschrift der Kommission durch seine Prüfung zu eigen machte.964  
 
In Hinblick auf allfällige Schadenersatzverfahren im angloamerikanischen Rechtsraum965 
werden mündliche Unternehmenserklärung weiterhin durch die schriftliche Mitteilung der 
Beschwerdepunkte konterkariert, va dann, wenn in den Beschwerdepunkten zT auf wörtliche 
Zitate aus den Anträgen kooperierender Unternehmen zurückgegriffen wird. Wenngleich die 
Kommission schon bislang nach hL966 zur schriftlichen Mitteilung ihrer Beschwerdepunkte 
verpflichtet war, findet sich nunmehr in Art 10 Abs 1 VO 733/2004 sogar eine ausdrückliche 
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Verpflichtung dazu, wodurch der Schutz mündlicher Unternehmenserklärungen vor einer 
Discovery jedenfalls nur für einen begrenzten Zeitraum besteht.967 
 
7.6. Modifiziertes Verfahren der Akteneinsicht 
Die nunmehr ausdrücklich eingeräumte Möglichkeit, Anträge anstatt schriftlich auch in 
mündlicher Form abzugeben, führt dazu, dass auch das Recht auf Akteneinsicht an diese 
Gegebenheiten angepasst werden musste. Es galt dabei einen Interessensausgleich zu erzielen 
zwischen dem Bedürfnis des Antragstellers auf Schutz seiner Erklärungen und dem 
widerstreitenden Bedürfnis anderer Unternehmen als weitere Adressaten der 
Beschwerdepunkte möglichst umfassende Einsichtsrechte in die Verfahrensakte der 
Kommission zu erhalten.968 Die Kommission versucht diesen Interessenausgleich in den 
Rn 33 und 34 der aktuellen Kronzeugenmitteilung aus 2006 zu bewerkstelligen. 
 
Dementsprechend legt die Kommission in Rn 33 erster Satz der Mitteilung aus 2006 zunächst 
ausdrücklich fest, dass ausschließlich Adressaten der Beschwerdepunkte Einsicht in 
Unternehmenserklärungen gewährt wird. Dritte, etwa Kunden von Kartellmitgliedern, können 
zwar auf deren Antrag hin von der Kommission am Verfahren beteiligt werden. Sie erhalten 
in diesem Fall aber nur eine nicht-vertrauliche Fassung der Beschwerdepunkte und das Recht 
an der mündlichen Anhörung teilzunehmen, jedoch keinen Zugang zu den für Kartellanten 
weitaus heikleren Unternehmenserklärungen.969 Darüber hinaus bleibt Dritten die Teilnahme 
an Anhörungen, in denen Unternehmenserklärungen zitiert bzw erörtert werden, verwehrt. 
Selbst für die Adressaten der Beschwerdepunkte ist der Zugang zu diesen Erklärungen, die 
einen Bestandteil der Kommissionsakte bilden, stark beschränkt.  
 
Um Akteneinsicht zu erhalten, müssen sich betroffene Unternehmen bzw deren 
Rechtsbeistand, verpflichten, Informationen aus der Unternehmenserklärung, in die sie 
Einsicht nehmen wollen, weder mit mechanischen noch mit elektronischen Mitteln zu 
kopieren und zudem sicherstellen, dass die Informationen aus der Unternehmenserklärung 
ausschließlich zu den in Rn 34 der Mitteilung aus 2006 genannten Zwecken verwendet 
werden.970 Zulässig sind somit nur das Anhören der Tonbandaufnahmen und das Lesen der 
Niederschriften ebenso wie das Anfertigen handschriftlicher Notizen bzw Mitschriften, weil 
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diese keiner allfälligen Discovery unterliegen.971 Ein derartiger Schutz der 
Unternehmenserklärung ist jedoch wiederum nur solange gerechtfertigt, solange der 
Antragsteller den Inhalt seiner Erklärung nicht gegenüber Dritten offen gelegt hat. 
 
In Rn 34 der Mitteilung aus 2006 verweist die Kommission auf ihre Mitteilung über die 
Regeln für die Einsicht in Kommissionsakte.972 Demnach wird lediglich Adressaten einer 
Mitteilung der Beschwerdepunkte Einsicht in die bei der Kommission geführten Akte gewährt 
und dies nur dann, wenn die dabei erhaltenen Informationen ausschließlich für Zwecke der 
Rechts- und Verwaltungsverfahren im Rahmen der Wettbewerbsregeln der EG verwendet 
werden.973 Diese Bestimmung ist hinsichtlich des Umfanges der Akteneinsicht nicht ganz 
eindeutig. Davon erfasst sein dürften jedenfalls das Anlassverfahren vor der Kommission 
sowie nachfolgende Klagen gegen die Geldbußenentscheidung vor dem EuG bzw EuGH.974  
 
Zu bedenken ist jedoch, dass auch für zivilrechtliche Schadenersatzklagen die allgemeinen 
Wettbewerbsregeln der Gemeinschaft – insb Art 81 EGV – als Anspruchsgrundlage dienen 
können. Legt man der Bestimmung in Rn 34 der Mitteilung aus 2006 ein weites Verständnis 
zu Grunde, dürften die im Rahmen der Akteneinsicht erhaltenen Informationen auch bei 
etwaigen Schadenersatzverfahren wegen des Kartellverstoßes herangezogen werden. Für 
diese Auffassung wird insb ins Treffen geführt, dass sich die Bindungswirkung der 
Kommissionsentscheidungen auch auf das Zivilverfahren erstrecke und damit die 
Verwendung dabei gewonnener Informationen durchaus sachgerecht sei.975 Demgegenüber 
wird von Teilen der Lehre vorgebracht, dass es zweckmäßiger gewesen wäre, die 
Verwendung von Informationen ausdrücklich auf das konkrete Verfahren vor der 
Kommission sowie allfälliger daran anschließender Rechtsmittelverfahren zu beschränken.976 
Unklar ist ferner, ob sich diese Bestimmung nur auf Informationen Dritter bezieht oder auch 
die Akteneinsicht selbst vorgelegter Informationen erfasst. 
 
7.7. Verstoß gegen die Akteneinsicht 
Werden die Informationen zu einem anderen Zweck verwendet als in Rn 34 erster Satz der 
Mitteilung aus 2006 normiert, kann die Kommission dies als einen Verstoß gegen die 
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Zusammenarbeitspflicht gem Rn 12 und 27 dieser Mitteilung werten und in der Folge eine 
Begünstigung verwehren.977 Dem ersten Kronzeugen könnte damit der bedingte Erlass, 
nachrangig kooperierenden Unternehmen eine Ermäßigung der Geldbuße verweigert werden. 
Wurden solche Informationen verwendet, nachdem die Kommission eine 
Verbotsentscheidung in dem betreffenden Verfahren erlassen hat, kann die Kommission 
daraufhin in etwaigen Verfahren vor den Gemeinschaftsgerichten eine Erhöhung der 
Geldbuße für das verantwortliche Unternehmen beantragen.978  
 
Fraglich ist dabei, inwiefern einem Unternehmen, dem die Geldbuße vollständig erlassen 
wurde, tatsächlich Sanktionen in Form von Geldbußenerhöhungen auferlegt werden können. 
Mangels Beschwer wird dieses Unternehmen im Regelfall nicht gegen die Entscheidung der 
Kommission vorgehen. Eine Sanktion könnte in diesen Fällen nur durch nachträglichen 
Entzug des gewährten Erlasses erreicht werden. Ob eine solche Vorgehensweise jedoch 
zulässig wäre, ist zweifelhaft. Das EuG hat diese Fragestellung bislang ausdrücklich offen 
gelassen.979 Werden die im Zuge der Akteneinsicht gewonnenen Informationen zu 
irgendeinem Zeitpunkt unter Beteiligung eines Rechtsbeistandes zweckwidrig verwendet, 
kann die Kommission jedenfalls den Vorfall der Kammer des jeweiligen Rechtsbeistandes 
melden, damit diese entsprechende Disziplinarmaßnahmen einleiten kann.980 
 
Die Kommission hält in Rn 35 der aktuellen Mitteilung aus 2006 abschließend fest, dass 
Unternehmenserklärungen, die auf Grundlage dieser Mitteilung abgegeben wurden, den 
Wettbewerbsbehörden der Mitgliedsstaaten nur dann gem Art 12 VO 1/2003 übermittelt 
werden, wenn die in der Netzwerkbekanntmachung981 festgelegten Bedingungen erfüllt sind 
und das von der empfangenden Wettbewerbsbehörde gewährte Schutzniveau vor Offenlegung 
jenem der Kommission entspricht. 
 
8. „Allgemeines“ 
Im letzten Abschnitt der aktuellen Mitteilung aus 2006 trifft die Kommission allgemeine 
Anordnungen zur Anwendbarkeit der Kronzeugenregelung, die für sämtliche 
kooperationswillige Unternehmen eines Kartells maßgeblich sind, und zwar unabhängig 
davon, ob Anträge auf Geldbußenerlass oder Ermäßigung gestellt worden sind. Die 
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Kommission hält darin insb fest, dass sie über Anträge auf bedingten Erlass der Geldbuße 
bzw sonstige Anträge nicht entscheiden wird, wenn sich herausstellt, dass sich der Antrag auf 
Zuwiderhandlungen bezieht, für die die in Art 25 Abs 1 lit b VO 1/2003 festgelegte 
Verfolgungsverjährungsfrist von fünf Jahren verstrichen ist. Da die Zuwiderhandlung in 
solchen Fällen bereits verjährt ist und somit ohnedies keine Geldbußenverhängung zur Folge 
haben kann, erachtet die Kommission Anträge, die derartige Zuwiderhandlung zum 
Gegenstand haben, als gegenstandslos.982 Die Kommission stellt damit klar, dass sie ihre 
Ressourcen durch die Bearbeitung bereits verjährter Kartellverstöße nicht zusätzlich belasten 
möchte.  
 
Ferner bringt die Kommission in der aktuellen Mitteilung aus 2006 erneut ihre Bemühung 
zum Ausdruck, in ihrem Verwaltungsverfahren die „berechtigten Erwartungen“ zu erfüllen, 
die die aktuelle Kronzeugenregelung für kooperationswillige Unternehmen hervorruft.983 
Wenngleich diese Vorschrift per se die Anwendung der Kronzeugenmitteilung anspricht, liegt 
der eigentliche Tenor dieser Bestimmung in der Klarstellung, dass sich kooperierende 
Unternehmen in einer allfälligen Anfechtungsklage gegen die Geldbußenentscheidung der 
Kommission darauf berufen können, dass diese ihre Kronzeugenmitteilung rechtsfehlerhaft 
angewandt hat.984 Damit läuft die Kommission mit der Rsp konform, die bereits zur 
Mitteilung aus 1996 aussprach, dass die Kommission angesichts des berechtigten Vertrauens, 
das kooperationswillige Unternehmen aus der Kronzeugenregelung ableiteten, dazu 
verpflichtet war, sich bei der Beurteilung der Voraussetzungen an ihre Mitteilung zu halten.985 
 
In ihrer endgültigen Entscheidung am Ende des Kartellverfahrens erwähnt die Kommission 
die Zusammenarbeit des Unternehmens während des Verwaltungsverfahrens, um damit den 
allfälligen Erlass bzw die Ermäßigung der Geldbuße zu begründen.986 Die Kommission hat in 
ihrer Entscheidung ferner darzulegen, weshalb sie die Voraussetzungen für einen 
Geldbußenerlass bzw einer Ermäßigung als gegeben erachtet. Im Falle einer Ermäßigung der 
Geldbuße muss sie zudem begründen, warum sie einen bestimmten prozentuellen Rabatt 
innerhalb der einzelnen vorgegebenen Bandbreiten festgesetzt hat. Im Hinblick auf die teils 
massiven Geldbußen, die von der Kommission in den letzten Jahren verhängt wurden, ziehen 
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nämlich bereits geringfügige prozentuelle Abweichungen gravierende finanzielle 
Unterschiede nach sich.987 
 
Die Kommission stellt zudem klar, dass die Gewährung eines Geldbußenerlasses bzw einer 
Geldbußenermäßigung keinerlei Einfluss auf die zivilrechtlichen Folgen hat, die auf ein 
Unternehmen wegen seiner Beteiligung an einer Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV 
zukommen können.988 Wenngleich Schadenersatzverfahren der Marktgegenseite in Europa 
bislang kaum von Erfolg gekrönt waren, müssen sich kooperierende Unternehmen dennoch 
bewusst sein, dass sie durch Inanspruchnahme der Kronzeugenregelung nachfolgende 
Zivilprozesse vom Zaun treten können. Erste Erfahrungen mit follow on-Klagen in Europa 
zeigen, dass vorrangig der Kronzeuge, dem ein Erlass gewährt wurde, zum „Handkuss“ 
gekommen ist und als solidarisch Haftender in Anspruch genommen wurde.989 Die Gründe 
dafür liegen auf der Hand: Zum einen ergeben sie sich aus der erleichterten Beweisführung, 
weil der Kronzeuge seine Kartellteilnahme bereits im Verwaltungsverfahren vor der 
Kommission nicht bestritten hat und sich deren Bindungswirkung nach hL auch auf spätere 
Schadenersatzverfahren erstreckt.990 Zum anderen ist es für Kronzeugen – mangels Beschwer 
– deutlich schwieriger das Zivilverfahren durch Ergreifen von Rechtsmitteln hinauszuzögern. 
Darüber hinaus spricht auch der Umstand der Liquidität dafür, sich bei dem Unternehmen 
schad und klaglos zu halten, das mit keiner Geldbuße sanktioniert wurde.  
 
Im Interesse einer effektiven Anwendung der Kronzeugenregelung ist die Kommission darum 
bemüht, kooperierenden Unternehmen größtmöglichen Vertraulichkeitsschutz zu bieten. Aus 
diesem Grund werden die mit ihr kooperierenden Unternehmen erst in der Mitteilung der 
Beschwerdepunkte namentlich genannt und die abschlägige Entscheidung des Antrages auf 
bedingten Geldbußenerlass lediglich damit begründet, dass bereits einem anderen 
Unternehmen, dessen Identität zu diesem Zeitpunkt nicht preisgegeben wird, ein bedingter 
Erlass gewährt wurde.991 In diese Kerbe schlägt auch die Bestimmung der Rn 40 der 
Mitteilung aus 2006, wonach für Dritte gem Art 4 VO 1049/2001992 der Zugang zu 
Dokumenten der Kommission, die ihr im Zuge einer Antragstellung auf begünstigte 
Behandlung nach der Mitteilung aus 2006 übergeben worden sind, selbst nach Fällung der 
Entscheidung, beschränkt wird. Dieses Postulat des Vertraulichkeitsschutzes wurde neu in die 
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Mitteilung aus 2006 aufgenommen, die Mitteilung aus 2002 weist demgegenüber noch kein 
derartiges Bekenntnis zur Vertraulichkeit auf.  
 
9. Praktische Anwendung der Kronzeugenregelung aus 2006 
Soweit ersichtlich hat die Kommission bislang noch keine Geldbußenentscheidung wegen 
einer Zuwiderhandlung gegen Art 81 EGV erlassen, in der Unternehmen von der 
Kronzeugenmitteilung aus 2006 profitieren konnten. Unbeschadet dessen wird wohl auch 
diese Kronzeugenregelung künftig zu zahlreichen Anwendungsfällen führen. Dies wird schon 
allein dadurch belegt, dass seit Verabschiedung der Mitteilung aus 2006 bis Ende 2007 bereits 
20 Anträge auf Erlass und 11 Anträge auf Ermäßigung der Geldbuße bei der Kommission 
eingegangen sind.993 
 
10. Beurteilung der aktuellen Kronzeugenregelung 
Die aktuelle Kronzeugenmitteilung der Kommission beruht überwiegend auf dem 
Regelungssystem der Mitteilung aus 2002. Soweit sich die konkreten Vorgaben in der Praxis 
bewähren konnten, wurden sie – zT wortgleich – auch in der Mitteilung aus 2006 
übernommen. So stimmen etwa die konkreten, materiellen Vorgaben für den Erlass bzw die 
Ermäßigung der Geldbuße weitgehend mit jenen überein, die die Kommission in der 
Mitteilung aus 2002 aufstellte. Darüber hinaus versuchte die Kommission gewisse 
Schwachpunkte der Vorgängerreglung auszumerzen, indem sie insb die Transparenz ihres 
Kronzeugenprogramms weiter erhöht hat. So legt die Kommission nunmehr zB ausdrücklich 
fest, welchen genauen Umfang sie an die Zusammenarbeit knüpft, um als Unternehmen 
überhaupt erst in den Genuss einer Begünstigung iSd aktuellen Kronzeugenregelung kommen 
zu können.  
 
Die Mitteilung aus 2006 weist zudem weitreichende Neuerungen auf, mit denen die 
Kommission den Anreiz zur Kooperation weiter steigern will. Einen wichtigen Aspekt bildet 
dabei va der Schutz von Unternehmenserklärungen. Dieser Schutz von 
Unternehmenserklärungen vor einer allfälligen Verwertung in nachfolgenden 
Schadenersatzverfahren ist nunmehr umfassend festgeschrieben und durch 
Begleitmaßnahmen wie zB der Beschränkung der Akteneinsicht flankiert, um dadurch die 
Gefahr von Kronzeugen abzuschwächen, „Zielscheibe“ nachfolgender Schadenersatzprozesse 
zu werden. Wenngleich freilich erst die Verwaltungspraxis zeigen wird, ob dieser Schutz als 
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ausreichend anzusehen ist, so ist jedenfalls das Bemühen der Kommission deutlich erkennbar, 
einen zweckmäßigen Ausgleich zwischen den schützenswerten Interessen der Kronzeugen 
einerseits und denen der Geschädigten andererseits zu erreichen.  
 
Eine weitere wichtige Neuerung, die grds sehr positiv zu bewerten ist, stellt die Einführung 
des „Markers“ dar, mit dem sich das erste kooperationswillige Unternehmen nunmehr seinen 
ersten „Platz“ frühzeitig sichern kann, ohne bereits konkrete Beweismittel vorlegen zu 
müssen. Während bislang dem raschestmöglichen Zusammentragen der Beweismittel eine 
zentrale Bedeutung zukam, wird nunmehr durch diese neu geschaffene Option des „Markers“ 
der Zeitpunkt des tatsächlichen Kooperationsentschlusses in den Vordergrund gerückt.  
 
In der Literatur sind die Neuerungen bzw Erweiterungen der aktuellen Kronzeugenmitteilung 
auf breiten Anklang gestoßen.994 Zweifellos ist es der Kommmission mE mit Einführung der 
aktuellen Mitteilung aus 2006 gelungen, ihr Kronzeugenprogramm nachhaltig zu verbessern, 
wodurch sich künftig wohl auch die Effektivität der Kartellbekämpfung auf europäischer 
Ebene noch weiter erhöhen dürfte. Trotz dieses durchwegs positiven Fazits weist auch die 
aktuelle Kronzeugenmitteilung aus 2006 sehr wohl noch gewisse Optimierungsmöglichkeiten 
auf. So wurde bereits zuvor – im Zuge einer eingehenden Analyse – auf punktuelle Defizite 
bzw Ungereimtheiten hingewiesen, deren Beseitigung zu einer zusätzlichen Anreizwirkung 
für potentielle Kronzeugen führen könnte. Die nachstehenden Ausführungen beschränken sich 
deshalb auf Kritikpunkte, die von besonderer praktischer Bedeutung sind, weil sie unmittelbar 
auf die Durchschlagskraft der Mitteilung aus 2006 abzielen. 
 
10.1. Kritikpunkte 
Obwohl sich die europäische Kronzeugenregelung seit Anbeginn an stark an dem 
amerikanischen Kronzeugenprogramm orientiert, konnte sich die Kommission bislang nicht 
dazu durchringen, eine besondere Errungenschaft der Corporate Leniency Policy995 auch für 
das Gemeinschaftsrecht zu adaptieren. So verfügt die Antitrust Division des US Department 
of Justice bereits seit 1999 über ein sog „Amnesty Plus Program“, durch das 
kooperationswilligen Unternehmen, die sich im Ausgangsverfahren nicht für eine gänzliche 
Straffreiheit qualifizieren können, dennoch erhebliche Begünstigungen in Aussicht gestellt 
werden, wenn sie im Zuge der laufenden Ermittlungen von weiteren Kartellaktivitäten in 
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anderen Märkten berichten.996 Diesen Unternehmen wird nicht nur eine vollständige 
Strafnachsicht für alle weiteren – über den Ausgangsfall hinausgehenden – Kartellverstöße 
gewährt, sondern zudem auch die im Ausgangsfall zu verhängende Geldbuße als 
Gegenleistung für die Anzeige weiterer Kartellverstöße deutlich reduziert.997 Dieses 
„Amnesty Plus Program“ ermöglicht der Antitrust Division bei Feststellung einer 
Zuwiderhandlung zugleich die Aufdeckung und Feststellung weiterer Kartellverstöße, ohne 
dabei die eigenen Ressourcen über Gebühr beanspruchen zu müssen. Konsequenterweise 
müsste dieses in den USA äußerst erfolgreiche Programm zugleich um ein sog „Penalty Plus 
Program“ ergänzt werden, mit dem unternehmerisches Handeln, dass dem Amnesty Plus 
Program zuwider läuft, zusätzlich sanktioniert wird.998 
 
Ein weiterer Kritikpunkt an der aktuellen Mitteilung richtet sich an die konkreten 
verfahrensrechtlichen Vorgaben bei der Gewährung eines „Markers“. Antragstellende 
Unternehmen, die von der Markeroption Gebrauch machen wollen, sind durch Rn 15 zweiter 
bzw dritter Satz der Mitteilung aus 2006 dazu angehalten, bereits relativ umfangreiche 
Informationen hinsichtlich des Kartellverstoßes bekannt zu geben und den Antrag auf 
Gewährung eines Markers zudem zu begründen. Indem die Kommission für die Gewährung 
eines Markers auf Informationen abstellt, denen mitunter zeitaufwendige Recherchen 
vorangehen werden,999 wird das Grundprinzip des Markers, der eine frühzeitige 
Antragstellung ermöglichen soll, konterkariert. Dieser Formalismus geht jedoch zulasten der 
Anreizwirkung und ist somit ebenso wie das Gebot, den Antrag entsprechend zu begründen, 
für das Funktionieren des Markersystems abkömmlich, wie etwa das amerikanische 
Markersystem eindrucksvoll belegt.1000 Negativ zu bewerten ist ferner der Umstand, dass die 
Kommission die Gewährung eines Markers in ihr Ermessen stellt. Aus Gründen der 
Rechtssicherheit wäre es vielmehr geboten, diesen automatisch zu gewähren, falls das 
Unternehmen die entsprechenden Vorgaben erfüllt. 
 
Wünschenswert wäre zudem gewesen, wenn die Kommission den Begriff des „erheblichen 
Mehrwerts“, dem iZm der Geldbußenermäßigung eine maßgebliche Bedeutung zukommt, 
näher konkretisiert hätte, um die Transparenz ihres Handelns bei Ermäßigung der Geldbuße 
zu erhöhen. Unverständlich ist weiters, weshalb die Kommission von ihrer bisherigen 
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Verwaltungspraxis abgegangen ist und Anträge auf Ermäßigung der Geldbuße, die nach 
Versendung der Mitteilung der Beschwerdepunkte eingehen, nunmehr unberücksichtigt lassen 
kann. Wenngleich das Bestreben der Kommission ihr Verfahren rascher und einfacher zu 
gestalten durchaus nachvollziehbar ist, sollte dennoch die Qualität der Zusammenarbeit nicht 
beeinträchtigt werden. 
 
10.2. Abschließende Bemerkungen 
Die europäische Kronzeugenregelung erwies sich bislang als ein sehr erfolgreiches Mittel zur 
Kartellbekämpfung.1001 Mitverantwortlich für den Erfolg war wohl insb auch die nachhaltige 
Verschärfung der Sanktionspolitik, wodurch eine entsprechende Abschreckungswirkung 
eintrat, die kartellbeteiligte Unternehmen in zunehmendem Maße zur Kooperation bewog. 
Defizite der Mitteilung aus 1996, die etwa in puncto Transparenz und Rechtssicherheit 
bestanden, wurden bereits durch die Mitteilung aus 2002 weitestgehend behoben. Diesen 
Umstand machte sich die Kommission bei Einführung der aktuellen Kronzeugenregelung zu 
Nutze, indem sie grds an den bewährten Vorgaben der Mitteilung aus 2002 festhielt und 
lediglich dort, wo ein dringender Handlungsbedarf gesehen worden war, entsprechende 
Modifikationen bzw Erweiterungen in die Mitteilung aus 2006 einfließen ließ.  
 
Wenngleich auch die aktuelle Kronzeugenregelung an der einen oder anderen Stelle 
verbesserungswürdig erscheint, ist dennoch davon auszugehen, dass die Kommission die 
Durchschlagskraft ihres Kronzeugenprogramms mit der Mitteilung aus 2006 weiter erhöhen 
kann. Im Zusammenhalt mit einer neuerlichen Verschärfung der Sanktionspolitik durch die 
Leitlinien aus 2006, verfügt die Kommission mE nunmehr über ein Kronzeugenprogramm, 
das geeignet ist, noch mehr Kartellmitglieder als bisher zu einer umfassenden Kooperation zu 
bewegen und eine stärkere Destabilisierung innerhalb bestehender Kartelle zu bewirken. 
 
Somit stellt sich weiters die Frage, ob die Kommission auch über ausreichende Ressourcen 
verfügt, um den vermutlich steigenden Arbeitsaufwand abdecken zu können. Aus dem 
Haushaltsplan der GD Wettbewerb für das Jahr 2008 geht hervor, dass diese zurzeit ca 860 
Mitarbeiter beschäftigt, wobei lediglich ein Drittel davon im Bereich des Kartellrechts tätig 
ist.1002 Vergleicht man diese personellen Ressourcen etwa mit denen der Antitrust Division 
des US Department of Justice1003 wird schnell sichtbar, dass es einer raschen Aufstockung 
                                                     
1001
 Vgl hiezu etwa die Ausführungen oben in Kap C.IV.8. 
1002
 Komm, Haushaltsplan der GD Wettbewerb für 2008, 9f.  
1003
 Näher hiezu in Kap B.IV.4. 
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bedarf, um den Arbeitsanfall tatsächlich bewältigen zu können. So weist auch die GD 
Wettbewerb darauf hin, dass sie mit den ihr zur Verfügung stehenden personellen Ressourcen 
lediglich ein Level an Effektivität und Effizienz erreicht, das dem des Jahres 2006 entspricht 
und dass sie im Vergleich mit anderen Wettbewerbsbehörden massiv unterbesetzt sei.1004 
Ähnlich verhält es sich auch mit den finanziellen Ressourcen. Während etwa die Antitrust 
Division für das Jahr 2008 Finanzierungsmittel iHv über $ 155 Mio erhielt,1005 standen der 
GD Wettbewerb demgegenüber lediglich knapp EUR 8,4 Mio zur Verfügung.1006 Da eine 
effektive Kartellbekämpfung insb voraussetzt, dass angezeigte Kartellverstöße auch 
tatsächlich verfolgt werden, wäre es dringend geboten, die personellen und finanziellen 
Ressourcen der GD Wettbewerb deutlich zu erhöhen, um insb den Erfolg der europäischen 
Kronzeugenregelung nicht zu gefährden. 
                                                     
1004
 Komm, Haushaltsplan der GD für 2008, 9. 
1005
 US Department of Justice, FY 2008 Budget and Performance Summary. 
1006
 Vgl Komm, Haushaltsplan der GD für 2008, 9. 
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D. Die nationale Kronzeugenregelung im Kartellverfahren 
Im Zuge der Kartellrechtsreform 2005 wurde mit § 11 Abs 3 WettbG1007 erstmals eine 
Kronzeugenregelung in das österreichische Kartellrecht eingeführt und damit auch auf 
nationaler Ebene ein sog „Windhundrennen“1008 zwischen Kartellmitgliedern initiiert. Der 
österreichische Gesetzgeber folgt damit dem Beispiel der Europäischen Kommission und 
zahlreicher Mitgliedsstaaten, die bereits zuvor ein derartiges System in die jeweilige 
Rechtsordnung implementierten. § 11 Abs 3 WettbG legt die gesetzlichen 
Rahmenbedingungen fest, unter denen die BWB gegenüber Unternehmen bzw 
Unternehmensvereinigungen,1009 die eine Zuwiderhandlung gegen § 1 KartG bzw Art 81 
EGV begangen haben, von einem Antrag auf Geldbußenverhängung absehen oder eine 
geminderte Geldbuße beantragen kann. Derartige Zuwiderhandlungen zählen zu den 
schwerwiegendsten Verstößen gegen das Wettbewerbsrecht1010 und werden deshalb auch im 
nationalen Recht mit hohen Sanktionen bedacht.  
 
Um System und Wirkungsweise der Kronzeugenregelung umfassend erläutern zu können, ist 
es zunächst geboten, das Sanktionsverfahren im innerstaatlichen Recht näher zu beleuchten. 
Von Interesse ist dabei insb auch das Zusammenspiel der zuständigen Behörden, denen die 
Verfolgung solcher Verstöße gegen § 1 KartG bzw Art 81 EGV obliegt. Im Gegensatz zum 
Gemeinschaftsrecht sind diese Kompetenzen nämlich nicht bei einer Behörde konzentriert. 
Vielmehr sind im österreichischen Kartellverfahren insoweit die beiden Amtsparteien, sprich 
die BWB und der BKartA, zur Vornahme der Ermittlungen und allfälliger 
Verfahreneinsleitung berufen, während die Feststellung einer Zuwiderhandlung sowie deren 
Ahndung nunmehr ausschließlich dem Kartellgericht obliegt.  
 
I. Ahndung von Kartellverstößen 
1. Hintergründe der jüngeren Kartellrechtsentwicklung 
Das österreichische Kartellrecht wurde in den letzten Jahren mehrfach grundlegend 
überarbeitet. Vorrangiges Ziel war dabei, eine weitgehende Angleichung des innerstaatlichen 
Rechts an das Gemeinschaftsrecht zu erreichen.1011 Daher wurde das KartG 1988 durch die 
                                                     
1007
 BGBl I 62/2005. Das WettbG trat mit 1. Jänner 2006 in Kraft. 
1008
 Vgl zB Polley/Seeliger, EuZW 2002, 400; Kapp, Kartellrecht in der Unternehmenspraxis 223. 
1009
 Das WettbG und das KartG stellen zwar auf „Unternehmer“ bzw „Unternehmervereinigung“ ab, da diese Begriffe jedoch mit den, im 
Gemeinschaftsrecht gebräuchlichen, Bezeichnungen „Unternehmen“ bzw „Unternehmensvereinigung“ gleichzusetzen sind, werden – zwecks 
Vereinheitlichung – diese Bezeichnungen den weiteren Ausführungen zugrunde gelegt; vgl auch die Formulierung im Handbuch der BWB. 
1010
 Vgl Mitteilung aus 2006 Rn 1, ABl 2006 C 298/17; ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 4. 
1011
 Vgl ErlRV 926 BlgNR XXII. GP 1; ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 1; ErlRV 1005 BlgNR XXI. GP 19f. 
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Kartellrechtsnovelle 20021012 nahezu ausnahmslos entkriminalisiert und die teils gerichtlichen 
Straftatbestände durch ein einheitliches Geldbußensystem ersetzt. Im Zuge dieser 
Novellierung wurde auch das WettbG 2002 über die Errichtung einer BWB erlassen und die 
Position des BKartA in das Kartellgesetz eingeführt. Wenige Jahre später wurde das 
österreichische Kartellrecht im Rahmen der Kartellrechtsreform 20051013 erneut überarbeitet. 
Einen Eckpfeiler dieser Reform bildete dabei die Einführung der österreichischen 
Kronzeugenregelung. Zudem wurden insb die einzelnen Kartellarten und die darauf 
aufbauende differenzierte Regelung über das Verbot ihrer Durchführung – nach dem Vorbild 
des Art 81 EGV – durch ein allgemeines Verbot wettbewerbsbeschränkender Maßnahmen 
ersetzt.1014  
 
2. Entkriminalisierung des österreichischen Kartellrechts 
Vor Inkrafttreten der Kartellrechtsnovelle 20021015 am 1. Juli 2002 sah das Kartellgesetz 
verschiedene Sanktionsformen vor, deren Adressaten zT natürliche Personen, zT 
Unternehmen waren. Die Bestrafung von Kartellverstößen oblag dabei in erster Linie den 
Strafgerichten, die entsprechende Strafen bzw Nebenstrafen verhängen konnten. Daneben 
verfügte auch das Kartellgericht über gewisse, wenn auch sehr eng begrenzte Kompetenzen, 
die sich ausschließlich auf die Verhängung sog „Bußgelder“ beschränkten. Diese Bußgelder 
waren im Gegensatz zu den Sanktionen des Strafgerichtes nicht als Strafen konzipiert, 
vielmehr handelte es sich dabei um Zwangs- und Beugemittel, mit denen die Einhaltung von 
Verfahrens- und Ordnungsvorschriften erzwungen werden sollte. Durch die 
Kartellrechtsnovelle 2002 wurde dieses Sanktionensystem durch Einführung einer 
einheitlichen – ausschließlich vom Kartellgericht aufzuerlegenden – Geldbuße, völlig neu 
gestaltet1016 und zugleich das Kartellgesetz weitgehend entkriminalisiert.  
 
Die Straftatbestände der §§ 129 ff KartG 1988, mit denen das Strafgericht natürlichen 
Personen für ihre Mitwirkung an Verstößen gegen das Kartellgesetz Geldstrafen oder im Falle 
des § 129 KartG 1988 sogar Freiheitsstrafen von bis zu drei Jahren auferlegen konnte, wurden 
aufgehoben. Natürliche Personen wurden damit von ihrer Verantwortlichkeit für 
kartellrechtswidriges Verhalten gänzlich entbunden und fortan ausschließlich Unternehmen 
bzw Unternehmensvereinigungen haftbar gemacht. Aufgehoben wurde ferner die 
Sanktionsanordnung des § 137 KartG 1988, mit der das Strafgericht Unternehmen, zu deren 
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 BGBl I 62/2002. 
1013
 Vgl BGBl I 61/2005 und BGBl I 62/2005. 
1014
 Vgl § 142 KartG 1988 idF BGBl I 62/2002; ErlRV 926 BlgNR XXII. GP 3. 
1015
 BGBl I 62/2002. 
1016
 OGH als KOG 27.2.2006, 16 Ok 52/05. 
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Vorteil die strafbare Handlung gereichte oder gereichen sollte, Geldbußen auferlegen konnte. 
Bei dieser Geldbuße handelte es sich um eine Nebenstrafe mit pönalem Charakter, die neben 
eine allfällige Abschöpfung der Bereicherung trat.1017 Über die Beweggründe, die den 
Gesetzgeber zur Entkriminalisierung des Kartellgesetzes veranlasst haben, geben die 
Gesetzesmaterialien zur Kartellrechtsnovelle 2002 Aufschluss. Demnach hätte sich „das 
System strafrechtlicher Sanktionen auf dem Gebiet des Kartellrechts als nicht ausreichend 
wirksam erwiesen“ und wäre deshalb dem Wirtschaftsstandort Österreich abträglich 
gewesen.1018  
 
Offensichtlich als Reaktion auf den sog „Bauskandal“ wurde jedoch im Gegenzug für 
wettbewerbsbeschränkende Absprachen bei Vergabeverfahren der Straftatbestand des § 168b 
StGB in das Strafgesetzbuch eingefügt.1019 Diese sog „Submissionskartelle“ sind von der 
Entkriminalisierung ausdrücklich ausgenommen. Dies wirft jedoch insb die Frage auf, wie 
mit den an einem Submissionskartell Beteiligten zu verfahren ist, wenn sich ein Unternehmen 
zu einer Kooperation iSd Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 WettbG entschließen sollte. 
Ausführlicher hiezu unten in Kap D.II.6.3.  
 
3. Die Amtsparteien im Kartellverfahren 
3.1. Generelle Aufgabenverteilung zwischen der BWB und dem BKartA 
Im Zuge der Kartellrechtsnovelle 2002 wurde die institutionelle Durchsetzung des 
innerstaatlichen Kartellrechts grundlegend reformiert. So wurden mit der BWB und dem 
BKartA zwei neue Amtsparteien geschaffen, die anstelle der vormals Antragsberechtigten 
traten. Dabei wurde die Befugnis zum amtswegigen Einschreiten1020 im öffentlichen Interesse 
– durch die dem Kartellgericht eine rechtstaatlich äußerst bedenkliche Doppelrolle als 
„Ankläger“ und „Richter“ in einem zukam – zugunsten des neu geschaffenen BKartA 
aufgegeben, um damit eine klare Funktionstrennung zwischen antragstellender 
Verfahrenspartei und rechtsprechendem Organ zu schaffen. Zugleich wurden die ineffizienten 
Antragsbefugnisse der Sozialpartner beseitigt und durch die Antragsbefugnis der BWB 
ersetzt.  
 
Der BKartA und die BWB sind seither die einzigen Amtsparteien im Kartellverfahren und 
genießen als solche Ex-Lege-Parteistellung beim Kartellgericht und Kartellobergericht, auch 
                                                     
1017
 Vgl zB Rosbaud, JBl 2003, 907. 
1018
 ErlRV 1005 BlgNR XXI. GP 15. 
1019
 Vgl Zehetner, Ges 2002, 20. 
1020
 Vgl § 44a KartG 1988 idF BGBl 126/1999; ErlRV 1005 BlgNR XXI. GP 17. 
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in Fällen, in denen sie selbst nicht Antragsteller waren.1021 Während der BKartA als 
weisungsgebundes Organ konzipiert und unmittelbar dem BMJ unterstellt ist, wurde die BWB 
demgegenüber beim BMWA eingerichtet und deren Generaldirektor für Wettbewerb bzw 
dessen Stellvertreter weisungsfrei gestellt.1022 Die Aufgabenverteilung zwischen den beiden 
Amtsparteien ist generell nach dem Vieraugenprinzip festgelegt, wobei der BKartA und die 
BWB weder parallel noch in Konkurrenz zueinander agieren, sondern vielmehr eng 
zusammenarbeiten und sich in ihrer Aufgabenerfüllung ergänzen sollen.1023  
 
3.2. Verhältnis zwischen den Amtsparteien bei Anwendung der Kronzeugenregelung 
Dem Grundsystem des KartG zu Folge kann der BKartA – unabhängig von einem 
Tätigwerden der BWB – von seiner Antragsbefugnis Gebrauch machen, um etwa die 
Verhängung einer Geldbuße durch das Kartellgericht anzuregen. Dieses System konnte 
jedoch für Fälle, in denen die BWB beabsichtigt, die Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 
WettbG anzuwenden, nicht aufrechterhalten werden. Da die Anwendung des § 11 Abs 3 
WettbG ausschließlich der BWB obliegt, mussten gesetzliche Vorkehrungen getroffen 
werden, um die Kronzeugenregelung nicht durch die Antragsbefugnis des BKartA zu 
konterkarieren. Deshalb wurde im Zuge der Kartellrechtsreform 2005 in § 36 Abs 3 KartG 
eine Bestimmung aufgenommen, durch die eine Antragstellung des BKartA wegen eines 
Verstoßes gegen das Kartellverbot verhindert wird, falls die Kronzeugenregelung zur 
Anwendung kommt. § 36 Abs 3 KartG sieht nunmehr vor, dass die Berechtigung des BKartA 
wegen der gegenständlichen Zuwiderhandlung einen Antrag auf Verhängung einer Geldbuße 
zu stellen, entfällt, wenn die BWB den BKartA davon benachrichtigt hat, gegen ein 
Unternehmen bzw eine Unternehmensvereinigung iSd § 11 Abs 3 WettbG vorzugehen. Somit 
wird ein „Zwei-Fronten-Krieg“1024 für das kooperierende Kartellmitglied vermieden. 
 
3.3. Konzentration der Ermittlungsbefugnisse bei der BWB 
Die primäre Verfahrensinitiative und -betreibung1025 bei Zuwiderhandlungen gegen § 1 KartG 
bzw Art 81 EGV ist nahezu ausschließlich bei der BWB konzentriert. So ist die BWB gem 
§ 10 Abs 1 zweiter Satz WettbG berechtigt, andere Behörden, etwa den BKartA, die 
Europäische Kommission oder die Wettbewerbsbehörden anderer Mitgliedsstaaten um 
Auskünfte und Stellungnahmen zu ersuchen. Diesem Ersuchen dürfen jedoch keine 
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 Vgl § 40 KartG idF BGBl I 61/2005 und § 44 KartG 1988 idF BGBl I 62/2002; ferner Zehetner, Ges 2002, 20. 
1022
 § 112 Abs 2 KartG 1988 idF BGBl I 62/2002 sowie § 1 Abs 1 und 3 WettbG 2002 idF BGBl I 62/2002. 
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 ErlRV 1005 BlgNR XXI. GP 18. 
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 Reidlinger/Hartung, Das neue österreichische Kartellrecht 242. 
1025
 Vgl Hartung, Die Presse 2007/09/02. 
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gemeinschaftsrechtlichen Verpflichtungen oder schutzwürdige Geheimhaltungsinteressen iSd 
DSG1026 entgegenstehen.1027  
 
Die BWB ist zudem mit umfassenden Ermittlungsbefugnissen ausgestattet, mit denen sie ihre 
Aufgaben, zu denen insb die Sicherstellung eines funktionierenden Wettbewerbs innerhalb 
Österreichs aber auch innerhalb der EG zählen, wahrnehmen kann.1028 Diese 
Ermittlungsbefugnisse sind in §§ 11 bis 12 WettbG normiert. Eines der wichtigsten 
Ermittlungsinstrumente bildet dabei die Bestimmung des § 11a WettbG, aufgrund derer die 
BWB von Unternehmen die Erteilung von Auskünften und die Vorlage von Urkunden 
verlangen kann. Der BWB steht es dabei frei, ob sie zunächst von sich aus ein 
Auskunftsersuchen stellt oder sogleich beim Kartellgericht ein gerichtliches 
Auskunftsersuchen per Beschluss beantragt.1029 Diese Auskunftspflicht trifft nicht nur 
Unternehmen bzw Unternehmensvereinigungen, die im Verdacht stehen an einem Kartell 
beteiligt zu sein, sondern vielmehr jedes Unternehmen, soweit diese Ermittlungsmaßnahmen 
für die BWB zur Wahrung ihrer Aufgaben erforderlich sind.1030 Besteht der begründete 
Verdacht einer Zuwiderhandlung gegen § 1 KartG bzw Art 81 EGV kann die BWB zudem 
beim Kartellgericht die Anordnung einer Hausdurchsuchung beantragen.1031  
 
Der BKartA ist demgegenüber lediglich nach § 87 Abs 3 KartG befugt, in die Akten der 
BWB Einsicht zu nehmen bzw diese um Auskünfte oder die Durchführung von Ermittlungen 
zu ersuchen, um die öffentlichen Interessen in Angelegenheiten des Wettbewerbsrechts 
wahrnehmen zu können.  
 
4. Sanktionsbefugnisse des Kartellgerichtes 
4.1. Das Antragsprinzip des § 36 KartG 
Seit Inkrafttreten der Kartellrechtsnovelle 2002 ist – mit Ausnahme des § 168b StGB – 
nunmehr ausschließlich das Kartellgericht dazu berufen Verstöße gegen das KartG zu ahnden, 
wobei dieses gem § 36 Abs 1 KartG grds nur auf Antrag entscheiden darf. So setzt die 
Verhängung von Geldbußen – etwa wegen einer Zuwiderhandlung gegen § 1 KartG oder 
Art 81 EGV – voraus, dass entweder die BWB oder der BKartA einen entsprechenden Antrag 
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 BGBl I 165/1999. 
1027
 Vgl § 10 Abs 1 WettbG. 
1028
 Vgl § 2 Abs 1 und § 11 WettbG. 
1029
 Näher hiezu Lukaschek/Matousek, ecolex 2007, 117. 
1030
 Vgl § 11a Abs 1 WettbG. 
1031
 § 12 WettbG idF BGBl 106/2006; ausführlicher hiezu Stempkowski/Hesse, ecolex 2008, 342; Roniger/Spallinger, ecolex 2002, 407. 
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gestellt hat.1032 Um das nationale Kronzeugensystem nicht in Frage zu stellen, musste bei 
dessen Einführung zudem sichergestellt werden, dass das Kartellgericht keine über den 
Antrag der BWB hinausgehenden Sanktionen treffen kann. Diese Klarstellung erfolgte mit 
§ 36 Abs 2 zweiter Satz KartG, der nunmehr generell vorschreibt, dass das Kartellgericht 
keine höhere Geldbuße und kein höheres Zwangsgeld verhängen darf, als beantragt wurde. 
Daraus folgt jedoch, dass das Kartellgericht nicht nur bei Antragstellungen der BWB, die auf 
Grundlage der Kronzeugenregelung erfolgen, keine höhere Sanktion festsetzen kann, sondern 
das Kartellgericht vielmehr in sämtlichen Verfahren, in denen die Verhängung von 
Geldbußen oder Zwangsgelder von einer Amtspartei beantragt werden, der Höhe nach an den 
Antrag gebunden ist.  
 
Darüber hinaus findet auf das Verfahren vor dem OLG Wien als Kartellgericht bzw dem 
OGH als Kartellobergericht das AußStrG Anwendung,1033 wodurch insb auch der 
Untersuchungsgrundsatz zu tragen kommt. Demnach hat das Gericht grds von Amts wegen 
dafür zu sorgen, dass alle für eine Entscheidung maßgebenden Tatsachen aufgeklärt und 
sämtliche Hinweise auf solche Tatsachen entsprechend berücksichtigt werden.1034 Ein 
Vergleichsverfahren, wie es nunmehr auf europäischer Ebene eingeführt wurde, scheint für 
das kartellgerichtliche Verfahren bei Verhängung von Geldbußen kaum umsetzbar zu sein. So 
wird in der Literatur darauf hingewiesen, dass Vergleiche vor dem Kartellgericht aufgrund 
des anzuwendenden AußStrG nur zulässig seien, wenn die Parteien berechtigt sind, über die 
verfahrensgegenständlichen Rechte zu verfügen.1035 Dies wird jedoch von der Rsp grds 
verneint, „wenn das öffentliche Interesse eine amtswegige Verfahrenseinleitung oder die 
amtswegige Beteiligung eines Vertreters dieses öffentlichen Interesses“ fordert.1036 Mit Blick 
auf § 36 Abs 2 KartG ist mE daraus abzuleiten, dass die Amtsparteien, sprich die BWB bzw 
der BKartA, aus ihrer Pflicht zum amtswegigen Tätigwerden heraus nicht befugt sind über 
einen Geldbußenanspruch mittels Vergleich zu verfügen.1037 Abschließend ist hiezu 
festzuhalten, dass mit der Einführung eines Vergleichsverfahrens zwar eine gewisse 
Ressourcenschonung der Amtsparteien bzw des Kartellgerichts bewirkt werden könnte, das 
Vergleichsverfahren gemeinschaftsrechtlicher Prägung jedoch deutlich aufzeigt, dass die 
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 § 36 Abs 2 KartG. 
1033
 Vgl §§ 38 und 58 KartG. 
1034
 § 16 Abs 1 AußStrG; vgl ferner Solé in Petsche/Urlesberger/Vartian, KartG 2005 § 38 Rz 5. 
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 Steinbach/Kühnert, ecolex 2008, 443. 
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 Grundlegend OGH 6.9.1984, 6 Ob 16/84. 
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 Steinbach/Kühnert, ecolex 2008, 443. 
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Verfahrensbeschleunigung, so überhaupt eine solche zu erwarten ist, regelmäßig durch 
Verkürzung von Verfahrensrechten erreicht werden würde und deshalb mE abzulehnen ist.1038 
 
4.2. Das Kartellverbot des § 1 KartG 
Durch die Kartellrechtsreform 2005 wurde das Kartellverbot des § 1 KartG an das 
Gemeinschaftsrecht angeglichen. § 1 Abs 1 KartG ist nunmehr mit Art 81 erster Satz EGV 
nahezu wortgleich, mit Ausnahme des in der gemeinschaftsrechtlichen Norm genannten 
Tatbestandsmerkmals der Beeinträchtigung des Handels zwischen den Mitgliedsstaaten (sog 
„Zwischenstaatlichkeitsklausel“), das zur Abgrenzung des Anwendungsbereichs des 
gemeinschaftsrechtlichen Kartellrechts von jenem der nationalen Kartellrechte dient.1039 Nach 
§ 1 Abs 1 KartG verboten sind demnach „alle Vereinbarungen zwischen Unternehmern, 
Beschlüsse von Unternehmervereinigungen und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, 
die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder 
bewirken.“ Da auch der Bespielkatalog verbotener Verhaltensweisen in § 1 Abs 2 KartG mit 
dem des Art 81 Abs 1 EGV ident ist und zudem mit § 2 Abs 1 KartG das 
Legalausnahmensystem des Art 81 Abs 3 EGV wortgleich übernommen wurde, „ist es 
angezeigt, zur Auslegung der §§ 1 Abs 1 und Abs 2, § 2 Abs 1 KartG 2005 die 
Entscheidungspraxis der Gemeinschaftsorgane zu Art 81 EG-V heranzuziehen.“1040 
 
4.3. Rechtsnatur der Geldbuße nach der Kartellrechtsnovelle 2002 
Die Geldbuße nach der Kartellrechtsnovelle 2002 stellt ein absolutes Novum der 
österreichischen Rechtsordnung dar, das schon allein aufgrund seiner Wirkung und dem 
verfolgten Zweck nicht mit anderen Sanktionen gleicher oder ähnlicher Bezeichnung 
vergleichbar ist.1041 Vielmehr wurde die Geldbuße im österreichischen Kartellrecht der 
gemeinschaftsrechtlichen Geldbuße nachempfunden, weshalb diese beiden Sanktionen starke 
Ähnlichkeiten aufweisen. Adressaten dieser Geldbußenentscheidungen sind sowohl auf 
nationaler, wie auch auf gemeinschaftsrechtlicher Ebene ausschließlich Unternehmen bzw 
Unternehmensvereinigungen. Natürliche Personen sind demgegenüber von den 
Geldbußensanktionen nicht erfasst und gehen somit seit Inkrafttreten der Kartellrechtsnovelle 
2002 wegen ihrer Mitwirkung an Zuwiderhandlungen gegen § 1 KartG bzw Art 81 EGV 
„straffrei“ aus.  
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 Vgl hiezu die Ausführungen oben in Kap C.I.3.7. 
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 Vgl OGH als KOG 26.6.2006, 16 Ok 51/05; Petsche/Tautscher in Petsche/Urlesberger/Vartian, KartG 2005 § 1 Rz 4. 
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 So ausdrücklich auch OGH als KOG 26.6.2006, 16 Ok 51/05; Ausführlicher zum Kartellverbot des Art 81 EGV in Kap C.I.2. 
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 Ausführlich hiezu Rosbaud, JBl 2003, 907; vgl ferner Zeder, JBl 2007, 479. 
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Während sich die Gemeinschaftsgerichte zur Rechtsnatur der gemeinschaftsrechtlichen 
Geldbuße bislang noch nicht dezidiert geäußert haben,1042 nahm der OGH zum 
innerstaatlichen Geldbußensystem bereits Stellung. Nach höchstgerichtlicher Rsp dient die 
Geldbuße nach der Kartellrechtsnovelle 2002 nicht nur als Beugemittel der Erzwingung 
gebotener Handlungen, sondern verfolgt darüber hinaus den Zweck, begangenes Unrecht zu 
ahnden (Repression) und der Begehung weiterer Zuwiderhandlungen vorzubeugen 
(Prävention).1043 Da die Geldbuße somit die typischen Merkmale einer Strafe aufweist, wird 
sie vom OGH im Einklang mit der hL als „Sanktion mit strafrechtsähnlichem Charakter“ 
angesehen1044 und in der Literatur mitunter auch als „Strafe im weiteren Sinne“ 
bezeichnet.1045 Die hL leitet daraus ab, dass auch für strafähnliche Sanktionen strafrechtliche 
Garantien anzuwenden sind.1046 
 
4.4. Vorgaben für die Geldbußenberechnung 
4.4.1. Die gesetzliche Höchstgrenze des § 29 KartG  
Mit Inkrafttreten des KartG kam es zu einer weitgehenden Angleichung der materiellen 
Bestimmungen des österreichischen Kartellrechts an die in den Art 81 und 82 EGV 
enthaltenen Wettbewerbsregeln und an die zur Durchführung dieser Regeln erlassene 
VO 1/2003.1047 Das Geldbußensystem der §§ 142 ff KartG 19881048 wurde dabei im 
Wesentlichen beibehalten, jedoch punktuelle Änderungen – etwa im Bereich der 
Geldbußensätze – vorgenommen. Die einzelnen „Geldbußentatbestände“, deren 
Verwirklichung für Unternehmen bzw Unternehmensvereinigungen Geldbußen durch das 
Kartellgericht nach sich ziehen, sind nunmehr in § 29 KartG normiert. Dabei richtet sich die 
gesetzliche Höchstgrenze der Geldbuße – im Einklang mit Art 23 VO 1/2003 – danach, 
welche Zuwiderhandlung dem Unternehmen bzw der Unternehmensvereinigung konkret zur 
Last gelegt wird. § 29 KartG unterscheidet dabei zwischen zwei „Kategorien“,1049 wobei sich 
die gesetzliche Höchstgrenze in der jeweiligen Kategorie ausschließlich nach einem 
bestimmten Prozentsatz des Vorjahresumsatzes richtet.1050 Wenngleich § 29 KartG nunmehr 
von „Gesamtumsatz“ spricht, so ist damit – wie schon bisher – nicht der Umsatz, der in 
                                                     
1042
 Vgl hiezu die Ausführungen in Kap C.I.3.2. 
1043
 Erstmals OGH als KOG 27.2.2006, 16 Ok 52/05; vgl ferner OGH als KOG 26.6.2006, 16 Ok 3/06; OGH als KOG 12.9.2007, 16 Ok 
4/07.  
1044
 Vgl OGH als KOG 27.2.2006, 16 Ok 52/05. 
1045
 Vgl zB Schwarze, EuZW 2003, 261f; Dannecker/Biermann in Immenga/Mestmäcker, EG-Wettbewerbsrecht4, Art 23 VO 1/2003 Rn 295; 
Zeder, JBl 2007, 479, Reisner, Das kartellrechtliche Geldbußensystem 89f; Konopatsch, NetV 2007, 37. 
1046
 Schwarze, Schwarze, EuZW 2003, 261f; Dannecker/Biermann in Immenga/Mestmäcker, EG-Wettbewerbsrecht4, Art 23 VO 1/2003 Rn 
295; Solltèsz/Steinle/Bielesz, EuZW 2003, 206; Rosbaud, JBl 2003, 907; Reisner, Das kartellrechtliche Geldbußensystem 85. 
1047
 ErlRV 926 BlgNR XXII. GP 1. 
1048
 BGBl I 62/2002. 
1049
 ErlRV 926 BlgNR XXII. GP 9. 
1050
 Vgl demgegenüber § 142 KartG 1998 idF BGBl I 62/2002.  
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Österreich erzielt wurde, sondern der weltweite Umsatz des Unternehmens bzw der 
Unternehmensvereinigung gemeint.1051  
 
Dementsprechend normiert § 9 Z 1 KartG für die erste Kategorie der Zuwiderhandlungen 
einen Geldbußenhöchstbetrag von 10 % des im vorausgegangenen Geschäftsjahres erzielten 
(weltweiten) Gesamtumsatzes. Davon erfasst sind in erster Linie Verstöße gegen das 
materielle Kartellrecht, insb auch vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen das 
Kartellverbot des § 1 KartG bzw Art 81 EGV.1052 Daneben fallen etwa auch 
Zuwiderhandlungen gegen das Missbrauchsverbot des § 5 KartG bzw gegen Art 82 EGV in 
diese erste Kategorie und können ebenfalls mit Geldbußen im Ausmaß von bis zu 10 % des 
im vorausgegangenen Geschäftsjahres erzielten Gesamtumsatzes sanktioniert werden. Die 
gesetzliche Höchstgrenze des § 29 Z 1 KartG ist, so wie dessen gemeinschaftsrechtliches 
Pendant in Art 23 Abs 2 VO 1/2003, nicht als Geldbußenrahmen im klassischen Sinn zu 
verstehen, vielmehr wird dadurch eine Kappungsgrenze eingezogen.1053 Nach der Rsp kann 
die 10 %-Grenze bei Ermittlung der konkreten Geldbußen auch überschritten werden, sollte 
jedoch der Endbetrag über diese gesetzliche Höchstgrenze hinausgehen, muss er gekappt 
werden.1054 
 
Demgegenüber legt § 29 Z 2 KartG als zweite Kategorie jene Tatbestände fest, bei deren 
Verwirklichung das Kartellgericht Geldbußen bis zu einem Höchstbetrag von 1 % des im 
vorausgegangen Geschäftsjahres erzielten Gesamtumsatzes verhängen kann. Diese Sanktion 
trifft Unternehmen bzw Unternehmensvereinigungen, die gegen bestimmte 
Verfahrensvorschriften verstoßen haben. § 142 KartG 19881055 sah für derartige 
Zuwiderhandlungen lediglich einen Geldbußenrahmen von EUR 3.500 bis EUR 35.000 vor. 
Die Festsetzung der Geldbuße mit maximal 1 % des Gesamtumsatzes wird regelmäßig zu 
einer deutlichen Sanktionsverschärfung führen.  
 
Im Zuge der Angleichung der nationalen Geldbußensätze an die VO 1/2003 sind mit 1. Jänner 
2006 die im KartG 1988 normierten Geldbußenuntergrenzen sowohl in der ersten wie auch in 
der zweiten Kategorie weggefallen, sodass das Kartellgericht trotz Feststellung einer 
Zuwiderhandlung von der Verhängung einer Geldbuße im Einzellfall gänzlich absehen 
                                                     
1051
 Die Diktion „Gesamtumsatz“ wurde aus Art 23 VO 1/2003 wortgleich übernommen; vgl ferner § 142 Z 1 KartG 1988 idF BGBl I 
62/2002; OGH 21.1.2008, 16 Ok 8/07. 
1052
 Siehe ferner Kap C.I.3.3. 
1053
 Vgl hiezu die Ausführungen in Kap C.I.3.4. 
1054
 IdS auch OGH als KOG 8.10.2008, 16 Ok 5/08. 
1055
 BGBl I 62/2002. 
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kann.1056 Damit wurde ein Defizit des KartG 1988 beseitigt, das vom OGH bereits vor 
Inkrafttreten der Kartellrechtsreform 2005 im Wege einer Analogie zum Straf- und 
Verwaltungsstrafrecht geschlossen worden war. So vertrat der OGH schon zur alten 
Rechtslage die Ansicht, dass bei geringer Schuld und unbedeutenden Folgen von der 
Verhängung einer Geldbuße abzusehen war, indem er dabei auf die Rechtsnatur der 
kartellrechtlichen Geldbuße als Sanktion mit strafrechtsähnlichem Charakter verwies.1057  
 
4.4.2. Grundsätze für die konkrete Geldbußenbemessung 
4.4.2.1. Die Bemessungsfaktoren des § 30 KartG 
Bei der Bemessung der Geldbuße ist das Kartellgericht gem § 30 KartG verpflichtet, insb auf 
die Schwere und die Dauer der Rechtsverletzung, auf die durch die Rechtsverletzung erzielte 
Bereicherung, auf den Grad des Verschuldens und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
Bedacht zu nehmen. Diese demonstrative Aufzählung (arg „insbesondere“) 
berücksichtigungswürdiger Umstände weist nur bedingt Parallelen zum Gemeinschaftsrecht 
auf. Gleichlaufend mit Art 23 Abs 3 VO 1/2003 wird auch im innerstaatlichen Recht der 
Schwere und Dauer einer Zuwiderhandlung für die Ermittlung der Geldbußenhöhe eine 
maßgebliche Rolle zugemessen.1058 Da das Gemeinschaftsrecht keine weitergehenden 
Ausführungen zur Geldbußenbemessung trifft, war die Kommission zur Steigerung der 
Transparenz ihres Handelns dazu aufgerufen, konkrete Vorgaben für ihre Berechnung 
aufzustellen. Diesem Appell der Gemeinschaftsgerichte ist die Kommission nachgekommen 
und hat ihre Vorgehensweise bei der Geldbußenbemessung in den Leitlinien aus 1998 
festgelegt, die mittlerweile durch die Leitlinien aus 2006 ersetzt wurden.1059 Diese Leitlinien 
der Kommission sind für das österreichische Kartellgericht jedoch nicht bindend, vielmehr 
begrenzte die Kommission damit lediglich ihr eigenes Ermessen bei der Verhängung 
gemeinschaftsrechtlicher Geldbußen.  
 
Neben der Schwere und Dauer der Rechtsverletzung stellt § 30 KartG zudem auf Faktoren ab, 
die zwar in der VO 1/2003 nicht genannt sind, aber zT mit den Leitlinien der Kommission 
konform laufen, wie zB die Berücksichtigung der eingetretenen Bereicherung.1060 
Demgegenüber wird die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit von der Kommission nur in 
außergewöhnlichen Umständen berücksichtigt, ohne dass den Unternehmen daraus ein 
                                                     
1056
 Vgl Grunike/Fellner, RdW 2005, 529. 
1057
 OGH als KOG 27.2.2006, 16 Ok 52/05. 
1058
 Vgl hiezu die Ausführungen oben in Kap C.I.3.4. 
1059
 Näheres zu den Leitlinien der Kommission in Kap C.I.3.5. 
1060
 Vgl Leitlinien aus 2006 Rn 31, ABl 2006 C 210/2. 
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Anspruch erwachsen würde.1061 Gem § 30 KartG ist demgegenüber ausdrücklich auf die 
Leistungsfähigkeit Bedacht zu nehmen, die nach Auffassung des OGH ein „gleichrangiges“ 
Strafbemessungskriterium bildet.1062 Ferner stellt die Kommission nicht dezidiert auf den 
Grad des Verschuldens ab, sondern auf die Schwere des Verstoßes an sich.1063 
 
4.4.2.2. Sinngemäße Anwendung der Leitlinien der Kommission 
Wie soeben in Kap D.I.4.4.2.1. ausgeführt, ist das Kartellgericht an die Leitlinien der 
Kommission nicht gebunden. Die Vorgaben des § 30 KartG 2005 bzw dessen 
Vorgängerbestimmung § 143 KartG 1988 sind jedoch selbst nach Auffassung des 
Kartellgerichts va aus Sicht der Rechtstaatlichkeit „bedenklich dürftig“, weshalb insoweit 
„ein ungewöhnlich gering determinierter Ermessenspielraum“ besteht.1064 Das Kartellgericht 
folgt daher bei der Geldbußenbemessung regelmäßig dem von der Kommission in ihren 
Leitlinien festgelegten mehrstufigen Verfahren, indem es zunächst nach Maßgabe der 
Schwere des Verschuldens und des Verstoßes sowie der Dauer des Verstoßes einen 
Grundbetrag ermittelt, der gegebenenfalls bei erschwerenden Umständen zu erhöhen und bei 
mildernden Umständen entsprechend zu reduzieren ist.1065 Liegt eine Zuwiderhandlung gegen 
das Kartellverbot vor, ist ferner auch die allfällige Mitwirkung an der Aufklärung der 
Rechtsverletzung als mildernder Umstand zu berücksichtigen1066 und zwar auch in Fällen, in 
denen das Unternehmen bzw die Unternehmensvereinigung zudem aufgrund seiner 
Kooperation eine reduzierte Geldbuße iSd Kronzeugenregelung erhält.1067 Der OGH billigt in 
mittlerweile stRsp eine sinngemäße Anwendung dieser Leitlinien in Verfahren, in denen das 
Kartellgericht Geldbußen nach nationalem Recht verhängt, sofern die entsprechenden 
Normen und die ihnen zugrunde liegenden Wertungen mit dem Gemeinschaftsrecht 
vergleichbar sind.1068 Zudem wird betont, dass es sich dabei nicht um eine schlichte 
Rechenoperation, sondern um eine „rechtliche und wirtschaftliche Gesamtwürdigung aller 
relevanten Umstände“ handelt, bei der neben den ausdrücklich im KartG genannten 
Bemessungsfaktoren auch die „Umstände des Einzelfalls und der Kontext der 
Zuwiderhandlung zu berücksichtigen sind.“1069  
 
                                                     
1061
 Vgl Kap C.I.3.5.2. 
1062
 So etwa OGH als KOG 26.6.2006, 16 Ok 3/06. 
1063
 Vgl hiezu insb die Ausführungen oben in Kap C.I.3.5.2. 
1064
 OLG Wien als KG 7.6.2005, 27 Kt 245/04. 
1065
 Vgl die Leitlinien der Kommission aus 1998, ABl 1998 C 9/3 und die Leitlinien aus 2006, ABl 2006 C 210/2; OGH als KOG 8.10.2008, 
16 Ok 5/08; OGH als KOG 12.9.2007, 16 Ok 4/07; ferner zB Sharaf, wbl 2007, 12. 
1066
 § 30 zweiter Satz KartG 2005. 
1067
 So ausdrücklich OGH als KOG 8.10.2008, 16 Ok 5/08. 
1068
 Vgl zB OGH als KOG 8.10.2008, 16 Ok 5/08; OGH als KOG 12.9.2007, 16 Ok 4/07; OGH als KOG 26.6.2006, 16 Ok 3/06. 
1069
 OGH als KOG 8.10.2008, 16 Ok 5/08; OGH als KOG 12.9.2007, 16 Ok 4/07. 
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Unzutreffend ist jedoch mE die Auffassung, wonach die ermittelte Geldbuße, erst nach einer 
allfälligen Reduktion durch Anwendung der Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 WettbG „in 
einer Art Plausibilitätskontrolle“ der gesetzlichen Höchstgrenze des § 29 Z 1 KartG 
gegenüberzustellen sei.1070 Vielmehr muss diese gesetzliche Kappungsgrenze von 10 % des 
Gesamtumsatzes – gleichlaufend mit dem Gemeinschaftsrecht – bei der Ermittlung der 
Geldbuße einer allfälligen Ermäßigung iSd Kronzeugenregelung vorgelagert sein. Andernfalls 
könnte der Fall eintreten, dass ein Unternehmen trotz der auf Grundlage der 
Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 WettbG gewährten Geldbußenreduktion im Ergebnis mit 
anderen, kooperationsunwilligen Unternehmen gleichgestellt wäre. Nämlich dann, wenn die 
Zuwiderhandlung etwa aufgrund ihrer Schwere und Dauer zur Ermittlung eines 
Grundbetrages führt, der selbst nach Abschlag der reduzierten Geldbuße iSd 
Kronzeugenregelung über der 10 % Höchstgrenze liegt. Im Interesse eines effektiven 
Kronzeugenprogramms wäre es deshalb geboten, im Einklang mit der Europäischen 
Kommission eine Ermäßigung der Geldbuße zu gewähren, „die andernfalls verhängt worden 
wäre“,1071 was insb auch voraussetzt, dass die Geldbuße bei Überschreiten der 10 %-Grenze 
bereits zuvor gekappt worden ist. Die zu verhängenden Geldbuße wird im nationalen 
Kartellverfahren bei Anwendung der Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 WettbG der Höhe 
nach durch den Geldbußenantrag der BWB reglementiert.1072 Zur Berechnung orientiert sich 
die BWB nach eigenen Angaben an der Methodik der Geldbußenleitlinien der 
Kommission.1073 Im Interesse einer effizienten Kronzeugenregelung sollte die BWB deshalb 
künftig bei der Festsetzung des Geldbußenantrages den Kooperationsbeitrag kartellbeteiligter 
Unternehmen – im Einklang mit der Europäischen Kommission – erst nach Einzug der 
gesetzlichen Kappungsgrenze in Abzug bringen. 
 
4.5. Sonstige Bestimmungen zur Geldbußenverhängung 
Bei der Geldbußenbemessung von Unternehmensvereinigungen folgt § 31 KartG dem Vorbild 
der VO 1/2003,1074 wonach bei diesen die Geldbußen nach der Summe der 
Gesamtjahresumsätze derjenigen Mitglieder bemessen wird, die auf dem durch die 
Zuwiderhandlung beeinträchtigten Markt tätig waren.1075 Im Gegensatz zur VO 1/2003 trägt 
der Gesetzgeber aber in § 31 zweiter Satz KartG dem Sonderfall von 
                                                     
1070
 Vgl demgegenüber OGH als KOG 8.10.2008, 16 Ok 5/08. 
1071
 Mitteilung aus 2006 Rn 23, ABl 2006 C 289, 17; vgl ferner zB Komm 5.12.2007, ABl 2008 C 251/11 Rn 21ff (Chloropren-Kautschuk); 
Komm 29.11.2006, ABl 2008 C 7/11 Rn 20ff (BR/ESBR); Komm 10.12.2003, ABl 2005 L 110/44 Rn 25ff (Organische Peroxide); Komm 
20.12.2001, ABl 2004 L 115/1 Rn 434f (Selbstdurchschreibepapier); Buntschek, EuZW 2007, 427. 
1072
 Vgl hiezu die Ausführungen oben in Kap D.I.4.1. 
1073
 BWB, Pressemitteilung 14.12.2007, Vorgehen der BWB gegen Hard-Core Kartelle. 
1074
 Vgl Art 23 Abs 2 dritter Unterabsatz VO 1/2003, ABl 2003 L 1/1. 
1075
 ErlRV 926 BlgNR XXII. GP 9. 
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Unternehmensvereinigungen mit gesetzlicher Mitgliedschaft Rechnung, indem er diese von 
der Zusammenzählung bei Ermittlung des Gesamtjahresumsätze ausnimmt.  
 
Im Zuge der Kartellrechtsreform 2005 wurde zudem die Verjährungsfrist auf fünf Jahre 
verlängert, sodass das Kartellgericht nunmehr gem § 33 KartG eine Geldbuße wegen eines 
Verstoßes gegen das KartG verhängen darf, solange der Antrag auf Verhängung binnen fünf 
Jahren ab Beendigung der Rechtsverletzung gestellt wurde.1076 Ergänzend ist ferner auf die 
Option des Kartellgerichts zur Verhängung von Zwangsgeldern hinzuweisen, die mit § 35 
KartG eingeführt wurde und der Durchsetzung kartellgerichtlicher Entscheidungen dient. 
Diese Zwangsgelder wurden inhaltsgleich aus Art 24 VO 1/2003 übernommen und können 
bis zu 5 % des Tagesumsatzes für jeden Tag des Verzuges betragen. Der Anwendungsbereich 
der Kronzeugenregelung erstreckt sich jedoch ausschließlich auf Zuwiderhandlungen gegen 
das Kartellverbot des § 1 KartG bzw Art 81 EGV, die bereits in der Vergangenheit gesetzt 
wurden. Zwangsgelder liegen demgegenüber auf einer anderen zeitlichen Ebene und werden 
schon allein deshalb von der Kronzeugenregelung nicht umfasst.1077 
 
II. Die Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 WettbG 
Den Gegenstand der weiteren Untersuchung bildet die nationale Kronzeugenregelung im 
Kartellverfahren. Während die europäische Kronzeugenregelung ebenso wie das 
amerikanische Kronzeugenprogramm ausschließlich auf Vorgaben der Europäischen 
Kommission bzw der Antitrust Division beruht, wurde das Ermessen der BWB bei 
Anwendung der nationalen Kronzeugenregelung zT vom österreichischen Gesetzgeber näher 
determiniert.1078 Diese gesetzlichen Vorgaben sind jedoch nicht abschließend, vielmehr wurde 
der BWB bewusst ein relativ weiter Ermessensspielraum belassen, den diese – durch 
Veröffentlichung eines Handbuchs – näher konkretisieren musste.  
 
Vor Inkrafttreten der Kartellrechtsreform 2005 enthielt lediglich § 143 zweiter Satz KartG 
1988 (nunmehr § 30 KartG) den Ansatz einer Kronzeugenregelung, wonach bei der 
Bemessung der Geldbuße auch auf die Mitwirkung an der Aufklärung einer Rechtsverletzung 
Bedacht zu nehmen war.1079 Diese Bestimmung war jedoch nicht hinreichend konkretisiert, 
um kartellbeteiligten Unternehmen in der Praxis tatsächlich einen Anreiz zur Selbstanzeige 
                                                     
1076
 Vgl hiezu die ErlRV 926 BlgNR XXII. GP 9. 
1077
 Näher hiezu oben in Kap C.I.3.1. 
1078
 Vgl ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 4. 
1079
 § 143 zweiter Satz KartG 1988 idF BGBl 600/1988; ErlRV 1005 BlgNR XXI. GP 33; ferner Zehetner, Ges 2002, 20. 
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bieten zu können.1080 Von einer Effektivitätssteigerung der Kartellbekämpfung konnte somit 
keine Rede sein. Ob nun die Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 WettbG in Zusammenhalt 
mit den daran anknüpfenden Bestimmungen dazu in der Lage ist, soll im Folgenden näher 
erörtert werden. Zunächst werden jedoch die grundlegenden Vorgaben bei Anwendung der 
nationalen Kronzeugenregelung besprochen. Daran anschließend wird im Rahmen von 
verfassungsrechtlichen Erwägungen das System der nationalen Kronzeugenregelung am 
Maßstab des Legalitätsprinzips und des Gleichheitssatzes gemessen. 
 
1. Grundlegende Bemerkungen zu den gesetzlichen Vorgaben 
Die zentrale Bestimmung der nationalen Kronzeugenregelung im Kartellverfahren bildet  
§ 11 Abs 3 WettbG. Darin sind die generellen Rahmenbedingungen festgelegt, unter denen 
die BWB von einem Antrag auf Geldbußenverhängung gegenüber Unternehmen bzw 
Unternehmensvereinigungen, die an einer Zuwiderhandlung gegen § 1 KartG bzw Art 81 
EGV beteiligt waren, absehen oder eine geminderte Geldbuße beantragen kann. Macht die 
BWB von der Kronzeugenregelung Gebrauch, hat sie zudem gem § 11 Abs 3 letzter Satz 
WettbG den BKartA davon zu benachrichtigen, wodurch dessen Antragslegitimation, wegen 
der gegenständlichen Zuwiderhandlung vorzugehen, entfällt.1081 Während die gesetzlichen 
Voraussetzungen, unter denen die BWB gem § 11 Abs 3 erster Satz WettbG davon absehen 
kann, einen Geldbußenantrag zu stellen, sehr konkret gefasst sind, fielen demgegenüber die 
gesetzlichen Vorgaben für die Minderung des Geldbußenantrages nach § 11 Abs 3 zweiter 
Satz WettbG äußert knapp aus.1082 So wurden insb das Ausmaß und die Kriterien einer 
allfälligen Minderung des Geldbußenantrages gesetzlich nicht näher determiniert. Dieser 
Umstand war bereits im Vorfeld der Kartellreform 2005 auf Kritik gestoßen,1083 dennoch 
wurde die Bestimmung des § 11 Abs 3 zweiter Satz WettbG – inhaltlich unverändert – in das 
WettbG 2005 übernommen.  
 
Der Gesetzgeber nahm diese Kritik jedoch zum Anlass, die BWB in § 11 Abs 4 WettbG dazu 
zu verpflichten, ihre Praxis bei Durchführung des § 11 Abs 3 WettbG in einem „Handbuch“ 
darzulegen. Die Veröffentlichung dieses Handbuchs auf der Website der BWB ist nach dem 
Willen des Gesetzgebers als eine Art „Serviceleistung“ der BWB zu verstehen, welche für 
Bewerber um Kronzeugenstatus Transparenz bei der praktischen Anwendung bzw 
                                                     
1080
 Vgl Öhlberger, ÖBl 2006, 103; BWB, Pressemitteilung 10.8.2007. 
1081
 Vgl § 36 Abs 3 KartG. 
1082
 Zu den konkreten Vorgaben für ein Absehen bzw Mindern des Geldbußenantrages näher in Kap D.II.7.2. bzw 7.4. 
1083
 Vgl Ablasser-Neuhuber/Flener, WuW 2004, 263. 
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Durchführung der Kronzeugenregelung schaffen soll.1084 Die inhaltlichen Ausführungen, die 
in diesem Handbuch zu treffen waren, standen zwar weitgehend im Ermessen der BWB, der 
Gesetzgeber stellte dabei jedoch gewisse Mindestanforderungen (arg „jedenfalls zu 
erläutern“) auf.1085 Die BWB war demnach gem § 11 Abs 4 zweiter Satz WettbG dazu 
angehalten, in ihrem Handbuch darzulegen, „in welchen Fällen des § 1 KartG 2005 und  
Art. 81 Abs. 1 EGV“ sie eine Anwendung der Kronzeugenregelung als „besonders 
förderlich“ erachtet, „wann sie bei Kenntnis des Sachverhaltes eine geminderte Geldbuße 
beantragt und in welchem Ausmaß diese Reduktion erfolgt.“ Der Gesetzgeber traf zudem 
konkrete Vorgaben für die Reduktion der Geldbuße, indem er festlegte, dass dabei generell 
auf den „Zeitpunkt der Abgabe“ zusätzlicher Informationen und auf den „Mehrwert“ dieser 
Informationen gegenüber solchen, die der Behörde bereits bekannt waren, abzustellen ist.1086 
 
Neben den gesetzlichen Vorgaben in § 11 Abs 3 WettbG, die zT durch § 11 Abs 4 WettbG 
näher konkretisiert wurden, legte der Gesetzgeber in § 11 Abs 5 WettbG zudem fest, dass die 
BWB Unternehmen bzw Unternehmensvereinigungen, die die Kronzeugenregelung in 
Anspruch nehmen möchten, auf deren Verlangen hin in einer „rechtsunverbindlichen 
Mitteilung“ bekannt zu geben hat, ob sie im jeweiligen Einzelfall von § 11 Abs 3 WettbG 
Gebrauch machen wird. Schließlich stellt § 11 Abs 6 WettbG – in Anlehnung an die 
Netzwerkbekanntmachung der Kommission1087 – nunmehr ausdrücklich klar, dass 
Informationen aus dem ECN infolge eines Ersuchens um Kronzeugenbehandlung von der 
BWB nicht als Grundlage für einen Antrag auf Geldbußenverhängung herangezogen werden 
dürfen.1088  
 
2. Grundlegende Bemerkungen zum Handbuch der BWB 
In Entsprechung ihres gesetzlichen „Auftrages“1089 veröffentlichte die BWB bereits im 
November 2005 ein Handbuch zur Anwendung des § 11 Abs 3 WettbG („leniency program“) 
auf ihrer Website, dass jedoch kurz darauf – noch vor Inkrafttreten der Wettbewerbsnovelle 
2005 – nochmals geringfügig überarbeitet wurde.1090 Die aktuelle Fassung stammt vom 
14. Dezember 2005 und hat die in Aussicht genommene Vorgangsweise der BWB bei 
Anwendung der Kronzeugenregelung zum Gegenstand.1091 Der Gesetzgeber räumt selbst ein, 
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 Vgl § 11 Abs 4 letzter Satz WettbG; ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 5. 
1085
 § 11 Abs 4 WettbG. 
1086
 § 11 Abs 4 dritter Satz WettbG. 
1087
 Netzwerkbekanntmachung Rn 39, ABl 2004 C 101/43. 
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 Vgl ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 5. 
1089
 § 11 Abs 4 erster Satz WettbG. 
1090
 Vgl BWB, Pressemitteilung 14.12.2005.  
1091
 Vgl BWB, Pressemitteilung 14.12.2005.  
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dass sich eine Praxis bei der Durchführung naturgemäß erst mit der tatsächlichen Anwendung 
herausbilden und weiterentwickeln kann.1092 IdS hält auch die BWB in ihrem Handbuch fest, 
dass sie die praktischen Erfahrungen gegebenenfalls zum Anlass nehmen wird, das Handbuch 
entsprechend zu überarbeiten.1093  
 
Das Handbuch der BWB gliedert sich in sechs Abschnitte, zudem ist ihm ein Formblatt 
angefügt, welches ebenfalls einen Bestandteil des Handbuchs bildet.1094 Die maßgeblichen 
Vorgaben für die Anwendung der Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 WettbG sind in den 
Abschnitten 2 bis 5 festgelegt. In Abschnitt 2 erläutert die BWB die gesetzlichen Vorgaben, 
unter denen sie von einem Geldbußenantrag gänzlich absehen kann und gibt zudem Auskunft 
darüber, welche Zuwiderhandlungen gegen § 1 KartG bzw Art 81 Abs 1 EGV in den 
Anwendungsbereich der nationalen Kronzeugenregelung fallen. Abschnitt 3 des Handbuchs 
widmet sich demgegenüber den Vorgaben für die Minderung des Geldbußenantrages und 
trifft dabei konkrete Angaben zum Ausmaß und den Kriterien einer allfälligen 
Geldbußenreduktion. Die Vorgaben zum Ablauf des Verfahrens sind in Abschnitt 4 
festgelegt. In Abschnitt 5 erläutert die BWB, wie sie in Fällen verfährt, in denen die 
Voraussetzungen nach § 11 Abs 3 WettbG nicht bzw nicht vollständig erfüllt sind.  
 
3. Beweggründe des Gesetzgebers für den Erlass einer Kronzeugenregelung 
Die Beweggründe, die den österreichischen Gesetzgeber dazu veranlasst haben, eine 
Kronzeugenregelung in das nationale Kartellverfahren einzuführen, entsprechen denen der 
Europäischen Kommission.1095 So führt auch der österreichische Gesetzgeber die 
volkswirtschaftliche Schädlichkeit von Kartellabsprachen ins Treffen und weist darauf hin, 
dass derart schwerwiegende Verstöße gegen das Wettbewerbsrecht wegen der damit 
verbundenen gravierenden Sanktionen sowohl im Gemeinschaftsrecht wie auch im nationalen 
Recht „in der Regel im Geheimen und äußerst konspirativ getroffen“ werden.1096 Für die 
Aufklärung, Beendigung und Sanktionierung solcher Rechtsverletzungen sind die Behörden 
daher maßgeblich auf Hinweise aus dem Kreis bzw aus dem Umfeld der Kartellmitglieder 
angewiesen,1097 weshalb weltweit in zunehmendem Maße von Kronzeugenregelungen 
Gebrauch gemacht wird. Der österreichische Gesetzgeber konnte sich in den letzten Jahren 
ausreichend von der Effektivität derartiger Regelungen – insb auch im europäischen 
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 ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 4. 
1093
 Vgl Handbuch 1. 
1094
 Vgl Handbuch 5, 8. 
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 Vgl zB ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 4; Mitteilung der Kommission aus 1996, Abschnitt A Rn 1ff, ABl 1996 C 207/4. 
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 Vgl ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 4. 
1097
 ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 4. 
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Rechtsraum – überzeugen und sieht es nunmehr als unbestritten an, dass 
Kronzeugenprogramme die Aufdeckung von Kartellen erleichtern und daneben auch als 
zusätzliche Abschreckung gegen die Beteiligten an unrechtmäßigen Kartellen wirken.1098 Im 
Zuge der Kartellrechtsreform 2005 wurde deshalb auch auf nationaler Ebene eine 
Kronzeugenregelung eingeführt. 
 
4. Kronzeugenregelung versus Legalitätsprinzip 
4.1. Ausreichende gesetzliche Determinierung? 
Nach hL1099 und stRsp1100 enthält Art 18 Abs 1 B-VG ein die staatliche Verwaltung 
betreffendes, an die Gesetzgebung gerichtetes Determinierungsgebot. Daraus wird in der 
Lehre geschlossen, dass der Gesetzgeber ausreichend bestimmte Regelungen zu schaffen hat, 
damit der Rechtsunterworfene das verwaltungsbehördliche Vorgehen, soweit es seine 
Rechtsposition berührt, solcherart vorhersehen kann, dass sich die Prognoseunsicherheit in 
sachlich gerechtfertigten Grenzen hält.1101 Angesichts der unterschiedlichen Lebensgebiete, 
Sachverhalte und Rechtsfolgen, die Gegenstand und Inhalt gesetzlicher Regelungen sein 
können, ist jedoch ganz allgemein davon auszugehen, dass Art 18 B-VG einen, dem 
jeweiligen Regelungsgegenstand adäquaten, Determinierungsgrad verlangt, was vom VfGH 
auch als „differenziertes Verständnis des Legalitätsprinzips“ bezeichnet wird.1102 
 
Der Gesetzgeber räumte der BWB bei Anwendung der Kronzeugenregelung bewusst einen 
sehr großen Ermessensspielraum ein, der jedoch in einem gewissen Spannungsverhältnis zum 
Legalitätsprinzip steht. Während die gesetzlichen Vorgaben, unter denen die BWB gem § 11 
Abs 3 erster Satz WettbG von einem Antrag auf Geldbußenverhängung absehen kann, 
durchaus konkret gefasst sind, stellt sich bei einem Vorgehen der BWB nach § 11 Abs 3 
zweiter Satz WettbG sehr wohl die Frage, ob die gesetzlichen Vorgaben, unter denen die 
BWB einen geminderten Geldbußenantrag stellen kann, als ausreichend bestimmt anzusehen 
sind. So legte der Gesetzgeber in § 11 Abs 3 zweiter Satz WettbG lediglich fest, dass die 
BWB bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen des § 11 Abs 3 erster Satz WettbG eine 
geminderte Geldbuße beantragen kann, wenn ihr der Sachverhalt bereits bekannt war.  
 
Konkrete Vorgaben dazu, wann und in welchem Ausmaß der Geldbußenantrag der BWB bei 
entsprechender Kooperation zu mindern ist, traf der Gesetzgeber nicht. Vielmehr verpflichtete 
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 ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 4. 
1099
 Vgl zB Rill in Rill/Schäffer, BVR-Kommentar, Art 18 B-VG Rz 5; Mayer, B-VG-Kommentar, Art 18 B-VG Anm II.1. 
1100
 So zB VfGH G 96/05 =VfSlg 17.951; VfGH G 347/97 ua =VfSlg 15.059. 
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 Mayer, B-VG Kommentar, Art 18 B-VG Anm II.1; Rill in Rill/Schäffer, BVR-Kommentar, Art 18 B-VG Rz 52ff. 
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 Vgl VfGH G 45/00 ua =VfSlg 15.888; VfGH B 2410/94 =VfSlg 15.177. 
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er die BWB in § 11 Abs 4 WettbG, ihre Praxis bei Durchführung der Kronzeugenregelung in 
einem auf ihrer Website zu veröffentlichenden Handbuch darzulegen und darin insb zu 
erläutern, „wann sie bei Kenntnis des Sachverhaltes eine geminderte Geldbuße beantragt und 
in welchem Ausmaß diese Reduktion erfolgt.“1103 Das Ermessen der BWB bei Minderung des 
Geldbußenantrages wird lediglich durch § 11 Abs 4 dritter Satz dahingehend konkretisiert, 
dass bei der Geldbußenreduktion „auf den Zeitpunkt der Abgabe der zusätzlichen Information 
und deren Mehrwert gegenüber der bereits bekannten Information abzustellen“ ist.1104  
 
Im Hinblick auf das Legalitätsprinzip stellt sich somit die Frage, ob diese gesetzlichen 
Vorgaben des § 11 Abs 3 und 4 WettbG als ausreichend determiniert anzusehen sind oder 
vielmehr Art 18 Abs 1 B-VG zuwiderlaufen. Käme man zu dem Ergebnis, dass eine 
Verletzung des Legalitätsprinzips vorliegt, so hätte dies zur Folge, dass die BWB zwar 
dennoch an das Gesetz, konkret § 11 Abs 3 und 4 WettbG, gebunden wäre und dieses zu 
vollziehen hätte, die nationale Kronzeugenregelung jedoch mit einer Verfassungswidrigkeit 
belastet wäre und durch den VfGH aufgehoben werden könnte.1105 Aufschluss darüber, 
welches Maß an gesetzlicher Determination erforderlich ist, gibt dabei insb die Jud des 
VfGH. Dabei zeigt sich, dass die Lösung der Ausgangsfrage dem differenzierten Verständnis 
des Legalitätsprinzips entsprechend, maßgeblich davon abhängt, welche Rechtsmaterie 
konkret betroffen ist. Der VfGH sieht dabei für Regelungen im Bereich des Wirtschaftsrechts 
generell keine so weit gehende gesetzliche Vorherbestimmungen als erforderlich an, wie etwa 
im Bereich des Straf- und Steuerrechts, in denen das Rechtsschutzbedürfnis eine besonders 
genaue Determinierung verlangt.1106  
 
Diese Jud des VfGH legt den Schluss nahe, dass der Grundsatz der Vorausbestimmung 
verwaltungsbehördlichen Handelns iZm der nationalen Kronzeugenregelung im 
Kartellverfahren nicht überspannt werden darf. Nach meinem Dafürhalten ist daraus zu 
folgern, dass die nationale Kronzeugenregelung – trotz ihrer zT sehr vagen gesetzlichen 
Vorgaben – dem Legalitätsprinzip des Art 18 Abs 1 B-VG entspricht. Für diese Einschätzung 
kann insb ins Treffen geführt werden, dass der Gesetzgeber dem Gebot der Bestimmtheit 
bereits dadurch in ausreichendem Maße nachkommt, indem er ausdrücklich normiert, dass 
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 Vgl § 11 Abs 4 erster und zweiter Satz WettbG. 
1104
 § 11 Abs 4 dritter Satz WettbG. 
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 Rill in Rill/Schäffer, BVR-Kommentar, Art 18 B-VG Rz 7f. 
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 So ausdrücklich VfGH G 45/00 ua =VfSlg 15.888; VfGH B 473/92 =VfSlg 13.785. 
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und inwieweit die Festlegung ihres Verhaltens der Behörde selbst überlassen wird,1107 was bei 
der nationalen Kronzeugenregelung zweifellos zu bejahen ist. 
 
4.2. Ausreichende Festlegung des Verwaltungshandelns? 
In der Literatur wird mitunter angezweifelt, ob die Veröffentlichung des Handbuchs auf der 
Homepage der BWB als ausreichende Festlegung des Verwaltungshandelns nach Art 18 B-
VG anzusehen ist.1108 Um diese Frage beantworten zu können, bedarf es zunächst einer 
rechtlichen Einordnung des Handbuchs bzw der BWB an sich. Vereinzelt wird die BWB in 
der Literatur offensichtlich als Verwaltungsbehörde qualifiziert und daraus abgeleitet, dass 
das Handbuch der BWB einer der im B-VG vorgesehenen Rechtsformen zu entsprechen 
habe.1109 Da das Handbuch generell-abstrakte Normen enthalte, welche sich an den 
Rechtsunterworfenen richten würden, führe nach Auffassung von Zeder kein Weg daran 
vorbei, das Handbuch als Rechtsverordnung iSd Art 18 Abs 2 B-VG anzusehen.1110  
 
Dem hält jedoch Raschauer entgegen, dass eine derartige Deutung nicht nur zu erheblichen 
rechtlichen Problemen führen würde, sondern auch die Rechtsdogmatik, seit dem Beitritt 
Österreichs zur EU, vorsichtiger geworden sei, weil man sich immer wieder mit Phänomenen 
konfrontiert sehe, die nicht in die traditionellen Lehrbuchkategorien passen würden.1111 
Raschauer zieht dabei Parallelen zu den Transparenzanforderungen, die mit der „Basel-II-
Novelle“1112 für die Finanzmarktaufsicht in das Bankwesengesetz aufgenommen worden sind 
und kommt zu dem Schluss, dass eine der Behördentransparenz entsprechende, Information 
der Öffentlichkeit – durch Kundmachung im Internet – diese nicht zu einer Verordnung 
mache, sondern dem Handbuch der BWB vielmehr „selbstbindende“ Wirkung zukomme.1113 
 
Nach stRsp des VfGH ist für die Qualifikation eines Rechtsaktes als Verordnung weder seine 
Bezeichnung, noch der formelle Adressatenkreis, noch die Art seiner Veröffentlichung 
bestimmend, vielmehr kommt es auf den normativen Gehalt des Verwaltungsaktes an.1114 
Daraus folgt, dass die Veröffentlichung des Handbuchs auf der Website der BWB grds einer 
Qualifikation als Verordnung iSd Art 18 Abs 2 B-VG nicht entgegensteht. Für eine derartige 
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 Vgl zB VfGH 6.3.2008, B 225/07; VfGH 5.12.1998, G 94/98 ua; Rill in Rill/Schäffer BVR-Kommentar, Art 18 B-VG Rz 64. 
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Kommissionsmitteilungen auf, die überwiegend nicht als Rechtsnorm im engeren Sinn qualifiziert, sondern zu den Wettbewerbsregeln im 
weiteren Sinn gezählt werden; so zB Schneider, Kronzeugenregelung im EG-Kartellverfahren 50. 
1109
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 Raschauer, ÖZW 2008, 37f. 
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 Vgl zB VfGH 21.6.2008, V 332/08; VfGH 13.12.2007, V 56/07 ua; VfGH V 104/01 ua =VfSlg 16.767; VfGH V 59/93 =VfSlg 13.632; 
VfGH V 20/86 =VfSlg 11.472. 
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Qualifikation ist jedoch zudem erforderlich, dass das Handbuch der BWB – als generelle 
Rechtsvorschrift – von einer Verwaltungsbehörde erlassen wurde und sich nach ihrem Inhalt 
an die Rechtsunterworfenen richtet.1115 
 
Es gilt somit in weiterer Folge insb zu prüfen, ob die BWB eine Verwaltungsbehörde ist, 
sprich, ob ihr hoheitliche Befugnisse eingeräumt wurden. Nach den Gesetzesmaterialien zur 
Kartellrechtsnovelle 2002 wurde mit der BWB die Schaffung einer unabhängigen, 
monokratisch organisierten Aufgriffs- und Ermittlungsbehörde in 
Wettbewerbsangelegenheiten bezweckt.1116 Diese Charakterisierung gibt jedoch keine 
Aufschlüsse darüber, ob die BWB auch eine Verwaltungsbehörde iSd Art 18 Abs 2 B-VG ist. 
Ausschlaggebend hierfür ist vielmehr, ob die BWB über hoheitliche Befugnisse verfügt. Eine 
Qualifikation als Verwaltungsbehörde setzt nämlich voraus, dass in der Rechtsordnung 
zumindest eine auf dieses Verwaltungsorgan bezogene Ermächtigung zu hoheitlichem 
Handeln gegeben ist.1117  
 
Die Regierungsvorlage zur Kartellreform 2005 sah ursprünglich vor, dass die BWB die 
Erteilung von Auskünften und die Vorlage von Unterlagen auch mittels vollstreckbaren 
Bescheid anordnen hätte können,1118 wodurch die BWB mit Befehlsgewalt ausgestattet und 
somit zu einer hoheitlich tätigen Behörde geworden wäre.1119 Wäre dies beschlossen worden, 
könnte an der Stellung der BWB als Verwaltungsbehörde nicht gezweifelt werden.1120 
Aufgrund zahlreich geäußerter Bedenken wurde dieser Vorschlag jedoch fallen gelassen und 
insoweit das ursprüngliche System nach der Kartellrechtsnovelle 2002 beibehalten.1121 In der 
Lehre wird daraus zT abgeleitet, dass die BWB nach dem Willen des historischen 
Gesetzgebers nicht als Verwaltungsbehörde, sondern ausschließlich als Aufgriffs- und 
Ermittlungsbehörde ohne Befehlsgewalt agieren soll.1122 Auch eine nähere Betrachtung der 
weiteren Befugnisse der BWB legt den Schluss nahe, dass die BWB, mit Ausnahme der im 
Gemeinschaftsrecht verankerten Pflicht zur aktiven Unterstützung der Kommission bei deren 
Nachprüfungen, keine Verwaltungsbehörde ist.1123 
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 So zuletzt VfGH 17.6.2008, V 312/08 ua; VfGH 13.12.2007, V 56/07 ua. 
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 ErlRV 1005 BlgNR XXI. GP 17; vgl ferner Matousek in Petsche/Urlesberger/Vartian, KartG § 1 WettbG Rz 13; ähnlich auch 
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 Raschauer, Allgemeines Verwaltungsrecht Rz 764. 
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 Ausführlich hiezu Grunicke/Fellner, RdW 2005, 529. 
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 Vgl Grunicke/Fellner, RdW 2005, 529; Raschauer, ÖZW 2008, 30. 
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 So ausdrücklich Grunicke/Fellner, RdW 2005, 529. 
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 Raschauer, ÖZW 2008, 31. 
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Ein möglicher Anknüpfungspunkt für die Annahme hoheitlicher Befugnisse der BWB könnte 
jedoch unmittelbar in der Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 WettbG gesehen werden. 
Durch das gesetzlich vorgegebene Zusammenspiel zwischen BWB, BKartA und 
Kartellgericht verdichtet sich das Kartellverfahren bei Anträgen auf Kronzeugenstellung zu 
einem „genuinen administrativen Vorverfahren“, indem ausschließlich der BWB, und zwar 
nur dieser, die Entscheidung darüber zukommt, ob und wenn ja, in welcher Maximalhöhe das 
Kartellgericht gegen die an einem Kartell beteiligten Unternehmen Geldbußen festsetzen 
kann.1124 Ob man daraus jedoch hoheitliche Befugnisse ableiten kann, ist mE zweifelhaft, insb 
wenn man bedenkt, dass Unternehmen bzw Unternehmensvereinigungen, die die 
Kronzeugenregelung in Anspruch nehmen möchten, über das konkrete Vorgehen der BWB 
lediglich in Form einer „rechtsunverbindlichen Mitteilung“ in Kenntnis gesetzt werden, der – 
nach dem Willen des Gesetzgebers – explizit keine „Bescheidqualität“ zukommt.1125 Nach 
meinem Dafürhalten wird darin – Raschauer folgend – wohl eher ein Akt der Selbstbindung 
zu sehen sein.1126 Eine Qualifikation dieser Mitteilung als Bescheid würde nämlich 
voraussetzen, dass die Erledigung nach ihrem deutlich erkennbaren, objektiven Gehalt eine 
Verwaltungsangelegenheit normativ regelt, also für den Einzelfall Rechte oder 
Rechtsverhältnisse bindend gestaltet oder festlegt1127 und nicht bloß „unverbindlich“ ergeht.  
 
Schließlich könnte eine Qualifikation als Verwaltungsbehörde aus § 11 Abs 4 WettbG 
abgeleitet werden, der die BWB nicht nur dazu verpflichtet, ihre Praxis bei Durchführung der 
Kronzeugenregelung in einem Handbuch darzulegen, sondern insb auch dazu, zu erläutern, 
bei welchen Kartellverstößen eine Aufdeckung durch ein Kronzeugenprogramm besonders 
förderlich ist, wann sie bei Kenntnis des Sachverhaltes eine geminderte Geldbuße beantragt 
und in welchem Ausmaß diese Reduktion erfolgt. Diesem gesetzlichen Auftrag ist die BWB 
mit ihrem Handbuch nachgekommen und hat darin entsprechende Vorgaben getroffen. 
Wenngleich dieses Handbuch durchaus Parallelen zu Durchführungsverordnungen iSd Art 18 
Abs 2 B-VG aufweist, ist fraglich, ob § 11 Abs 4 WettbG tatsächlich als Ermächtigung zum 
Erlass einer Verordnung anzusehen ist oder auch darin ein reiner Akt der Selbstbindung liegt. 
Stellt man sich die Frage, welche Rechtsfolgen eintreten sollen, wenn die BWB Anträge auf 
Geldbußenverhängung stellt, die im Widerspruch zu den selbst auferlegten Vorgaben des 
Handbuchs stehen, so wird man mE mit Raschauer zu dem Schluss kommen müssen, dass 
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 Raschauer, ÖZW 2008, 37. 
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 Raschauer, ÖZW 2008, 37. 
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diese Anträge nicht erga omnes rechtswidrig oder überhaupt unwirksam sind.1128 Vielmehr ist 
vom Gesetzgeber wohl eine relative Rechtswidrigkeit im Verhältnis zwischen BWB und 
Unternehmen intendiert, die somit Schadenersatzansprüche begründet, aber keine 
Unwirksamkeit zur Folge haben soll.1129  
 
Abschließend ist somit festzuhalten, dass sich nach meinem Dafürhalten aus dem nationalen 
Recht keine hoheitlichen Befugnisse der BWB ableiten lassen, aufgrund derer die BWB als 
Verwaltungsbehörde zu qualifizieren wäre. Folgerichtig kann auch das Handbuch der BWB 
nicht als Rechtsverordnung iSd Art 18 Abs 2 B-VG angesehen werden, sondern bildet mE 
vielmehr – gleichlaufend mit dem Gemeinschaftsrecht1130 – einen Akt der Selbstbindung, der 
nicht am Maßstab des Legalitätsprinzips gemessen werden kann. Die BWB stellt jedoch mit 
dem Handbuch generelle Normen auf, die sich an die Rechtsunterworfenen richten und von 
denen sie deshalb im Einzelfall nicht ohne Angabe sachlicher Gründe abweichen darf. Im 
Folgenden wird deshalb untersucht, ob die nationale Kronzeugenregelung den Anforderungen 
des Gleichheitssatzes standhält. 
 
5. Kronzeugenregelung versus Gleichheitssatz 
Der in Art 7 B-VG normierte Gleichheitssatz ist nicht nur vom Gesetzgeber, sondern auch im 
Bereich der gesamten Verwaltung unmittelbar anwendbar1131 und somit mE auch von der 
BWB – bei Anwendung der Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 WettbG – zu beachten. Für 
den Gesetzgeber resultiert daraus die Pflicht, Gleiches gleich, Ungleiches entsprechend seinen 
Eigenarten differenzierend zu behandeln, wobei tatbestandliche Unterscheidungen aus dem 
Tatsächlichen gerechtfertigt sein müssen.1132 Für die Verwaltung stellt sich der 
Gleichheitssatz primär als Willkürverbot dar, soweit sie jedoch zur Erlassung genereller 
Normen befugt ist, kommen grds auch dieselben Regeln zur Anwendung, wie sie der 
Gleichheitssatz für die Gesetzgebung vorsieht.1133  
 
Es stellt sich somit die Frage, ob eine der Kronzeugenregelung immanente Besserstellung 
eines oder mehrerer Unternehmen möglicherweise gegen den Gleichheitssatz verstößt. Der 
Gleichheitssatz könnte dabei in mehreren Konstellationen schlagend werden. Die 
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Ausgangsbasis der nachfolgenden Gleichheitsprüfung knüpft daran an, ob die rechtliche 
Differenzierung zwischen kooperativen und nicht kooperativen Kartellmitgliedern mit 
tatsächlichen Unterschieden in einer Weise korrespondiert, die sachlich gerechtfertigt werden 
kann. Daran anschließend soll geprüft werden, ob eine Ungleichbehandlung mehrerer 
Unternehmen, die an demselben Kartell beteiligt waren und sich allesamt kooperativ gezeigt 
haben, mit dem Gleichheitssatz in Einklang zu bringen ist.  
 
Unternehmen bzw Unternehmensvereinigungen, die gegen das Kartellverbot des § 1 KartG 
bzw Art 81 Abs 1 EGV verstoßen haben, sind grds mit Geldbußen zu sanktionieren, die bis zu 
10 % des im vorausgegangenen Geschäftsjahr erzielten (weltweiten) Gesamtumsatzes 
betragen können.1134 Die BWB kann jedoch gem § 11 Abs 3 WettbG gegenüber 
Unternehmen1135, die mit ihr kooperieren – unter bestimmten Voraussetzungen1136 – von 
einem Geldbußenantrag absehen oder eine geminderte Geldbuße beantragen, wodurch die 
Sanktionsmöglichkeit des Kartellgerichtes der Höhe nach begrenzt wird bzw bei Absehen von 
einem Geldbußenantrag überhaupt entfällt.1137  
 
Mit Blick auf den Gleichheitssatz gilt es abzuwägen, inwiefern diese unterschiedlichen 
Rechtsfolgen für Kartell beteiligte Unternehmen durch „Unterschiede im Tatsächlichen“, die 
nach der Jud zudem wesentlich sein müssen, gerechtfertigt sind.1138 Da Unternehmen, die in 
den Genuss der Kronzeugenregelung kommen möchten, einen erheblichen Beitrag zur 
Aufdeckung bzw Feststellung der Zuwiderhandlung leisten müssen, liegen mE wesentliche 
Unterschiede im Tatsächlichen vor. Dadurch erfährt die Ungleichbehandlung zwischen 
kooperativen und nicht kooperativen Unternehmen bei der Geldbußenfestsetzung grds eine 
sachliche Rechtfertigung.  
 
Für diese Auffassung können, jedenfalls was den Bereich des geminderten 
Geldbußenantrages betrifft, zudem strafverfahrensrechtliche Erwägungen ins Treffen geführt 
werden, die Parallelen zur Kronzeugenregelung im Kartellverfahren aufweisen und – soweit 
ersichtlich – bislang auf keine verfassungsrechtlichen Bedenken in puncto 
Gleichheitswidrigkeit gestoßen sind. So wird etwa auch im Strafverfahren Tätern eine 
geringere Geldbuße in Aussicht gestellt, wenn sie sich selbst stellen, obwohl sie 
                                                     
1134
 Vgl § 29 Abs 1 lit a und d KartG. 
1135
 Wird in den nachstehenden Ausführungen von „Unternehmen“ gesprochen, so sind damit generell auch Unternehmensvereinigungen 
gemeint, sofern keine ausdrückliche anders lautende Klarstellung erfolgt. 
1136
 Näher hiezu unten in Kap D.II.7.2. bzw 7.4. 
1137
 Vgl § 36 Abs 2 KartG. 
1138
 Vgl zuletzt VfGH G 96/05 =VfSlg 17.951; Öhlinger, Verfassungsrecht Rz 762; Bezemek in Heissl, Handbuch Menschenrechte 239. 
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wahrscheinlich unentdeckt geblieben wären, wenn sie ein reumütiges Geständnis ablegen 
oder durch ihre Aussage wesentlich zur Wahrheitsfindung beitragen.1139 Ähnlich verhält es 
sich auch mit der „kleinen Kronzeugenregelung“ des § 41a StGB, die unter bestimmten 
Voraussetzungen ein Unterschreiten der gesetzlichen Mindeststrafe ermöglicht.  
 
Es kann somit festgehalten werden, dass eine Minderung des Geldbußenantrages bzw ein 
gänzliches Absehen davon – als Gegenleistung für eine umfassende Kooperation – als 
sachlich gerechtfertigt anzusehen ist. Ob diese Einschätzung auch dann aufrechterhalten 
werden kann, wenn gegenüber einem Kartellmitglied von einem Geldbußenantrag zur Gänze 
abgesehen wird, während gegenüber anderen kooperativen Unternehmen desselben Kartells 
der Geldbußenantrag lediglich gemindert wird, soll im Nachfolgenden analysiert werden. So 
werden etwa gegen die Einführung einer „große Kronzeugenregelung“ in das Strafverfahren, 
welche völlige Straffreistellung in Aussicht stellen würde, insb verfassungsrechtliche 
Bedenken vorgebracht. Die Kritiker argumentieren, dass eine solche Regelung im Ergebnis 
auf eine Instrumentalisierung des materiellen Strafrechts zugunsten der 
Strafverfolgung(sintensität) hinauslaufe und die Straffreistellung einzelner aus einer 
konspirativen Gruppe – aus rein opportunistischem Zweckmäßigkeitskalkül heraus – 
unvermeidlich zu gleichheits- und rechtsstaatswidrigen Ergebnissen führen würde.1140 
Demgegenüber wird etwa in der deutschen Strafrechtslehre unter dem Gesichtspunkt des 
verfassungsrechtlichen Verhältnismäßigkeits- und Bestimmtheitsgrundsatzes die 
Ungleichbehandlung von Kronzeugen gegenüber anderen Straftätern dann als sachlich 
gerechtfertigt angesehen, wenn mit diesem Instrumentarium ein Ermittlungsnotstand 
abgewendet werden kann, der eine ernsthafte Bedrohung für die Rechtsordnung als Ganzes 
darstellt.1141  
 
Diese Grundsätze lassen sich mE auch auf die nationale Kronzeugenregelung im 
Kartellverfahren übertragen. Die faktische Besserstellung von Unternehmen, deren 
Selbstanzeige zu einem Zeitpunkt erfolgt, an dem die Ermittlungsbehörden noch keine 
Kenntnis von der mutmaßlichen Zuwiderhandlung haben, rechtfertigt mE ein gänzliches 
Absehen von einem Geldbußenantrag. Im Gegensatz zu nachfolgenden Unternehmen, die sich 
in weiterer Folge ebenfalls kooperativ zeigen, leistet der erste Kronzeuge seinen 
Kooperationsbeitrag bereits zu einem Zeitpunkt, an dem er nicht damit rechnen musste, dass 
                                                     
1139
 Vgl die besonderen Milderungsgründe des § 34 Abs 1 Z 16 und 17 StGB. 
1140
 Vgl BMJ, III-165 der BlgNr XXIII. GP 27. 
1141
 Vgl zB Mühlhoff/Pfeiffer, ZPR 2000, 121; BMJ, III-165 der BlgNr XXIII. GP 27. 
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in Kürze Ermittlungen wegen der Zuwiderhandlung aufgenommen werden oder bereits 
laufen. Diese absolut freiwillige und spontane Selbstbelastung, mit der zugleich ein 
offenkundiger Ermittlungsnotstand der Behörden abgewendet wird, unterscheidet sich 
wesentlich von nachfolgenden Kooperationsbeiträgen anderer Unternehmen, weshalb selbst 
eine Ungleichbehandlung zwischen diesem Unternehmen und anderen kooperativen 
Unternehmen sachlich gerechtfertigt erscheint. 
 
Schließlich könnte eine Gleichheitswidrigkeit auch darin erblickt werden, dass sich das 
Ausmaß der Geldbußenminderung für Unternehmen, die sich nicht für einen Erlass der 
Geldbuße qualifizieren können – nach dem Handbuch der BWB – insb nach dem Zeitpunkt 
richtet, an dem die Voraussetzungen für die Geldbußenminderung iSd § 11 Abs 3 zweiter 
Satz WettbG erfüllt wurden.1142 Während dem ersten Unternehmen, dass diese 
Voraussetzungen erfüllt, grds eine Minderung des Geldbußenantrages um bis zu 50 % in 
Aussicht gestellt wird, kommt für das zweite Unternehmen grds nur mehr eine Ermäßigung 
um bis 30 % und für sämtliche nachfolgende Unternehmen jeweils eine Minderung um bis zu 
20 % in Betracht.1143 Es stellt sich somit auch insoweit die Frage, ob diese Differenzierung 
auf wesentlichen Unterschieden im Tatsächlichen beruht.  
 
Nach meinem Dafürhalten wäre eine solche Differenzierung, die va auf dem Zeitpunkt der 
Kooperation beruht, sachlich gerechtfertigt, sofern die Abschläge als verhältnismäßig 
angesehen werden können. Nach dem derzeitigen System stellt sich dieses Problem auf 
nationaler Ebene jedoch gar nicht in dieser Form.1144 Die BWB hält nämlich in ihrem 
Handbuch ausdrücklich fest, dass sie in Einzelfällen, in denen der Mehrwert der vorgelegten 
Beweismittel außergewöhnlich groß bzw außergewöhnlich gering ist, eine Reduktion 
vornehmen wird, die auch über bzw unter den festgelegten Bandbreiten liegen kann,1145 
wodurch mE dem Gleichheitssatz vollumfänglich Rechnung getragen wird. Abschließend ist 
darauf hinzuweisen, dass die BWB bei Anwendung der Kronzeugenregelung nicht willkürlich 
vorgehen darf. Hält sie es aus Gründen der Opportunität für angezeigt, wegen eines 
mutmaßlichen Kartellverstoßes Anträge auf Geldbußenverhängung zu stellen, muss sie sich 
bei Anwendung der Kronzeugenregelung an ihr selbstbindendes Handbuch halten und kann 
davon im Einzellfall nicht ohne sachliche Rechtfertigung abgehen.1146 
 
                                                     
1142
 Handbuch 4f. 
1143
 Weitergehende Ausführungen hiezu unten in Kap D.II.7.4.1.1. 
1144
 Vgl demgegenüber Mitteilung aus 2006 Rn 26 erster bis dritter SpStr, ABl 2006 C 298/17. 
1145
 Handbuch 5. 
1146
 Vgl hiezu die Ausführungen oben in Kap D.II.4.2. 
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6. Anwendungsbereich der nationalen Kronzeugenregelung 
6.1. Zeitlicher Anwendungsbereich 
Die Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 WettbG wurde im Zuge der Kartellrechtsreform 
2005 eingeführt und ist gem § 21 WettbG mit 1. Jänner 2006 in Kraft getreten. Anders als im 
Gemeinschaftsrecht, stellt § 11 Abs 3 WettbG hinsichtlich seiner zeitlichen Anwendbarkeit 
nicht auf die erstmalige Antragstellung auf Kronzeugenbehandlung ab. Vielmehr muss diese 
Bestimmung nach dem eindeutigen Wortlaut so verstanden werden, dass die BWB grds ab 
1. Jänner 2006 von einem Antrag auf Geldbußenverhängung absehen oder eine geminderte 
Geldbuße beantragen konnte, unabhängig davon, ob die erstmalige Antragstellung vor oder 
nach diesem Stichtag erfolgte. 
 
6.2. Sachlicher Anwendungsbereich 
Der sachliche Anwendungsbereich der nationalen Kronzeugenregelung erstreckt sich gem 
§ 11 Abs 3 Z 1 WettbG auf sämtliche „Zuwiderhandlungen gegen § 1 KartG 2005 oder 
Art. 81 Abs. 1 EGV“. Den Gegenstand der österreichischen Kronzeugenregelung bilden 
demnach alle Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von 
Unternehmensvereinigungen und aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen, die eine 
Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs innerhalb Österreichs oder 
– bei Vorliegen der Zwischenstaatlichkeitsklausel des Art 81 EGV – innerhalb des 
Gemeinsamen Marktes bezwecken oder bewirken.1147 Während die Kommission den 
Anwendungsbereich der europäischen Kronzeugenregelung bewusst auf geheime, horizontale 
Wettbewerbsbeschränkungen, etwa in Form von Preisfestsetzungen oder Marktaufteilungen, 
beschränkt,1148 geht der Anwendungsbereich der österreichischen Kronzeugenregelung 
deutlich darüber hinaus und erfasst grds alle verbotenen, horizontalen aber auch vertikalen 
Wettbewerbsbeschränkungen1149 und zwar unabhängig davon, ob diese im Geheimen 
erfolgten oder nicht.  
 
Dem Vernehmen nach wurde der sachliche Anwendungsbereich der nationalen 
Kronzeugenregelung bewusst auch auf vertikale Wettbewerbsbeschränkungen erstreckt, um 
potentielle Antragsteller, die an einem Hardcore-Kartell beteiligt sind und darüber hinaus 
auch noch vertikale Kartellverstöße begangen haben, nicht von einer Selbstanzeige 
abzuschrecken. Wenngleich diese Motivlage grds nachvollziehbar ist, so ist dennoch der 
                                                     
1147
 Vgl § 1 Abs 1 KartG sowie die Ausführungen zum Kartellverbot des Art 81 EGV oben in Kap C.I.2. 
1148
 Vgl zB Mitteilung aus 2006 Rn 3, ABl 2006 C 289, 17. 
1149
 Vgl Handbuch 3.  
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Anwendungsbereich des § 11 Abs 3 WettbG mE zT überschießend. Dem Vorbild der 
Kommission folgend, sollte sich die Anwendung der Kronzeugenregelung im 
Kartellverfahren vielmehr ausschließlich auf geheime, horizontale 
Wettbewerbsbeschränkungen erstrecken, weil sich bei derartigen Hardcore-Verstößen die 
Aufdeckung und Ahndung ohne entsprechende Insiderinformationen besonders schwierig 
gestalten.  
 
Es ist mE kein Grund ersichtlich, auch vertikale Wettbewerbsbeschränkungen bzw solche, die 
nicht im Geheimen erfolgen, pauschal miteinzubeziehen. Denn die Grundintention klassischer 
Kronzeugenmodelle liegt – wie der österreichische Gesetzgeber selbst andeutet1150 – gerade 
darin, eine „Mauer des Schweigens“ überhaupt erst zu durchbrechen und das gemeinsame 
Interesse der Kartellmitglieder an der Geheimhaltung der Zuwiderhandlung zu untergraben. 
Diese „Mauer des Schweigens“ besteht jedoch typischerweise nur bei geheimen, horizontalen 
Wettbewerbsbeschränkungen, weil insoweit die Interessen der beteiligten Unternehmen 
gleich gerichtet sind. Demgegenüber sind die Interessen der Beteiligten an vertikalen 
Beschränkungen meist stark gegenläufig und somit tendenziell schwerer geheim zu halten,1151 
wodurch schon allein dadurch eine gewisse Selbstkontrolle des Marktes eintritt, die eine 
Anwendung der Kronzeugenregelung als überflüssig erscheinen lässt.  
 
6.3. Exkurs: Defizite im Bereich der Submissionsabsprachen 
Während der Anwendungsbereich der österreichischen Kronzeugenregelung mE zT über das 
Ziel hinausschießt, stellt sich bei sog „Submissionsabsprachen“ demgegenüber die Frage, ob 
die Anreize der Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 WettbG tatsächlich ausreichen können, 
um Unternehmen – im Hinblick auf die massiven strafrechtlichen Sanktionen, die den 
beteiligten Unternehmen und deren Mitarbeitern drohen – zu einer Kooperation mit der BWB 
zu bewegen. Während das Kartellrecht weitestgehend entkriminalisiert wurde, wurde für 
Submissionsabsprachen mit § 168b StGB ein zusätzlicher gerichtlicher Auffangtatbestand 
geschaffen.1152 Bei einer geheim gehaltenen „Submissionsabsprache“ wird vorgetäuscht, dass 
der – in Wahrheit aus wettbewerbswidrigen Abreden präsumtiver Bieter entstandene – 
Angebotspreis durch eine auf freiem und lauteren Wettbewerb beruhende Kalkulation 
ermittelt worden sei, wodurch ein entsprechender Irrtum auf Seiten der – meist öffentlichen – 
                                                     
1150
 Vgl ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 4. 
1151
 Vgl Häberle, Kronzeugenmitteilung 24. 
1152
 Vgl ErlRV 1005 BlgNR XXI. GP 33. 
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ausschreibenden Stelle hervorgerufen wird, der zur Erteilung des Zuschlags führt.1153 Die 
jüngere Rsp und Teile der Lehre qualifizieren derartige Absprachen regelmäßig als Betrug 
nach § 146 StGB, sofern es zu einem nachweisbaren Schaden des Auftraggebers kommt.1154 
Für den Fall, dass ein solcher Schaden nicht eingetreten ist oder bewiesen werden kann, greift 
nunmehr die Bestimmung des § 168b StGB.  
 
Derartige Wettbewerbsbeschränkung fallen, sofern es sich nicht um bloße Bagatellkartelle 
handelt, im Regelfall auch unter das Kartellverbot des § 1 Abs 1 KartG, konkret unter § 1 Abs 
2 Z 1 KartG, und sind damit grds vom Anwendungsbereich der Kronzeugenregelung des § 11 
Abs 3 WettbG erfasst. Die Anreize dieser Kronzeugenregelung richten sich jedoch 
ausschließlich auf das Geldbußenverfahren vor dem Kartellgericht. Unbeschadet einer 
allfälligen Anwendung der Kronzeugenregelung im Kartellverfahren drohen natürlichen 
Personen empfindliche Geld- bzw Freiheitsstrafen und Unternehmen – seit Inkrafttreten des 
Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes – (weitere) Sanktionen in Form von Geldbußen des 
Strafgerichtes. Diese Straftatbestände der §§ 146 ff bzw 168b StGB stehen nämlich in 
Idealkonkurrenz zu § 1 Abs 2 Z 1 KartG, was insb damit begründet wird, dass diese 
Bestimmungen den Schutz unterschiedlicher Rechtsgüter bezwecken.1155  
 
In Anbetracht dieser – auch aus Unternehmenssicht – äußerst prekären Rechtslage wird 
Unternehmen, die an Submissionsabsprachen mitgewirkt haben, kein wirklicher Anreiz zur 
Kooperation mit der BWB geboten. Da die nationale Kronzeugenregelung im 
Kartellverfahren ausschließlich Zuwiderhandlungen gegen § 1 KartG bzw Art 81 Abs 1 EGV 
erfasst und deren Anwendung zudem der BWB obliegt, könnte – wenn überhaupt – lediglich 
eine sinngemäße Anwendung dieser Kronzeugenregelung für das Strafverfahren in Erwägung 
gezogen werden. Nach hL ist jedoch eine analoge Anwendung aus dogmatischen Gründen 
nicht möglich. Dabei wird insb ins Treffen geführt, dass das österreichische Strafgesetzbuch 
bereits in § 41a StGB eine spezielle „Kronzeugenregelung“ für bestimmte Straftaten,1156 
enthalte und dass eine „große Kronzeugenregelung“ im Strafverfahren zudem auf 
verfassungsrechtliche Bedenken stieße.1157  
 
                                                     
1153
 OGH 6.10.2004, 13 Os 135/03; OGH 26.9.2001, 13 Os 34/01; vgl ferner Kirchbacher/Presslauer in Wiener Komm zum StGB (2006)25 
zu § 168b Rn 5. 
1154
 Kirchbacher/Presslauer in Höpfel/Ratz, StGB § 168b Rz 6. 
1155
 Zur alten Rechtslage ausdrücklich OGH 28.6.2000 14 Os 107/99; vgl ferner Köck, wbl 1999, 529. 
1156
 Von § 41a StGB erfasst sind die §§ 277, 278, 278a und 278b StGB. 
1157
 Vgl zB Öhlberger, ÖBl 2006, 107; Hummer, ecolex 2006, 11; Grimm, Die Presse 2007/41/06; BMJ, III-165 der BlgNr XXIII. GP 27. 
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Wenngleich auch das Strafrecht selbst – unter bestimmten Voraussetzungen – Strafnachsicht 
bzw (außerordentliche) Strafmilderung in Aussicht stellt, wird damit wohl nicht das 
Auslangen zu finden sein. Vielmehr ist der Gesetzgeber insoweit gefordert, gezielte 
Maßnahmen zu setzen, um diese augenscheinliche Diskrepanz zwischen 
Submissionsabsprachen und anderen Verstößen gegen das Kartellverbot zu beseitigen. 
Unternehmen, die an einer Submissionsabsprache beteiligt sind und – unbeschadet der 
vorangegangenen Ausführungen – eine Kooperation iSd Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 
WettbG ins Auge fassen, sollten jedenfalls darauf bedacht sein, nicht nur mit der BWB in 
Kontakt zu treten, sondern gleichzeitig auch die Kriminalpolizei bzw die Staatsanwaltschaft 
zu informieren. Die BWB ist nämlich nach § 78 Abs 1 StPO verpflichtet, 
Submissionsabsprachen – als mutmaßliche Straftaten – zur Anzeige zu bringen, wodurch dem 
Unternehmen und natürlichen Personen, die an der Submissionsabsprache beteiligt waren, 
entsprechende Begünstigungen im Strafverfahren großteils verwehrt blieben.  
 
7. Zu den konkreten Vorgaben bei Anwendung der nationalen Kronzeugenregelung 
Wenngleich § 11 Abs 3 WettbG die Kernbestimmung der österreichischen 
Kronzeugenregelung bildet, indem sie die gesetzlichen Rahmenbedingungen festlegt, unter 
denen die BWB von einem Geldbußenantrag gänzlich absehen oder eine geminderte 
Geldbuße beantragen kann, so wird die Durchführung dieses Kronzeugenmodells – neben 
flankierenden Bestimmungen in WettBG bzw KartG – zudem maßgeblich von der BWB 
mitbestimmt. Der BWB wurde vom Gesetzgeber ein relativ weiter Ermessensspielraum 
belassen, den diese in ihrem Handbuch näher konkretisieren musste.1158 Im Zuge der 
nachstehenden Analyse werden deshalb die konkreten gesetzlichen Vorgaben für die 
Anwendung und Durchführung der nationalen Kronzeugenregelung im Zusammenhalt mit 
den Vorgaben des Handbuchs der BWB eingehend erörtert. Aus den Gesetzesmaterialien zur 
Kartellrechtsreform 2005 geht zudem hervor, dass sich das nationale Kronzeugenmodell insb 
an der Mitteilung der Kommission aus 2002 orientiert,1159 weshalb diese mitunter als 
Auslegungshilfe herangezogen werden kann. 
 
7.1. Rechtsanspruch auf Kronzeugenbehandlung 
§ 11 Abs 3 WettbG legt fest, dass die BWB gegenüber Unternehmen bzw 
Unternehmensvereinigungen unter bestimmten Voraussetzungen – von einem Antrag auf 
Geldbußenverhängung absehen oder diesen mindern „kann“. Nach dem Wortlaut dieser 
                                                     
1158
 Vgl § 11 Abs 4 WettbG. 
1159
 ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 4. 
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Bestimmungen würde Unternehmen – trotz Vorliegen der erforderlichen Voraussetzungen – 
daraus jedoch kein Rechtsanspruch auf Kronzeugenbehandlung erwachsen (arg „kann“1160), 
vielmehr läge es im Ermessen der BWB, ob sie im jeweiligen Einzelfall von einem 
Geldbußenantrag absieht bzw diesen mindert.  
 
Wie aus den Gesetzesmaterialien zum WettbG 2002 bzw zur Wettbewerbsnovelle 2005 zu 
entnehmen ist, bezweckte der Gesetzgeber mit dieser Formulierung in erster Linie eine 
Konkretisierung des schon in § 2 Abs 3 WettbG normierten Prinzips des ausschließlich 
amtswegigen Tätigwerdens der BWB.1161 Damit sollte offensichtlich klargestellt werden, dass 
die BWB zwar ihre Befugnisse von Amts wegen wahrzunehmen hat, jedoch keine Pflicht zum 
Tätigwerden besteht, sondern es vielmehr im Ermessen der BWB liegt, ob sie im Einzelfall 
wegen einer mutmaßlichen Zuwiderhandlung Ermittlungen aufnimmt und einen 
entsprechenden Antrag auf Geldbußenverhängung beim Kartellgericht stellt. 
 
Diese Kann-Bestimmung in § 11 Abs 3 WettbG weist jedoch starke Parallelen zur Urfassung 
des amerikanischen Kronzeugenprogramms, dem „amnesty program“, auf, dessen 
Erfolglosigkeit insb darauf zurückgeführt wurde, dass die Entscheidung über die Gewährung 
von Straffreiheit im Ermessen der Antitrust Division lag.1162 Ähnliche Bedenken wurden 
deshalb auch gegen die Formulierung in der österreichischen Kronzeugenregelung erhoben. 
Unter Berufung auf die mangelnde Rechtssicherheit für kooperationswillige Unternehmen 
wurde die Kann-Bestimmung des § 11 Abs 3 WettbG vielfach als kontraproduktiv angesehen 
und zT heftig kritisiert.1163  
 
Die BWB reagierte umgehend auf diese Kritik und legte bereits vor Veröffentlichung ihres 
Handbuchs in einer Presseaussendung dar, welches Verständnis sie dieser 
Gesetzesbestimmung beimisst.1164 Darin hielt die BWB fest, dass ihr bei Vorliegen der 
gesetzlichen Voraussetzungen für den „Kronzeugenstatus“ – entgegen dem Anschein des 
Gesetzes – kein Ermessen zukommt.1165 Mit ihrer Presseaussendung erklärt die BWB ferner 
die gegen das Wörtchen „kann“ geäußerten Bedenken für gegenstandslos und führt hiezu 
ergänzend aus: „Selbstverständlich gibt es Rechtssicherheit – nicht mehr (und schon gar) 
nicht weniger als bei der Europäischen Kommission bzw beim Europäischen 
                                                     
1160
 Diese sog „Kann-Bestimmung“ ist sowohl im ersten als auch zweiten Satz des § 11 Abs 3 WettbG normiert. 
1161
 Vgl ErlRV 1005 BlgNR XXI. GP 18; ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 4. 
1162
 Umfassend hiezu oben in Kap B.III.1. 
1163
 Vgl zB Gruber, RdW 2005, 536; Tremmel, ÖBl 2005/28. 
1164
 Vgl BWB, Pressemitteilung 27.7.2005.  
1165
 Vgl BWB, Pressemitteilung 27.7.2005. 
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Gerichtshof.“1166 Wenngleich die BWB damit bereits vor Inkrafttreten der 
Kronzeugenregelung klargestellt haben dürfte, dass sie – bei Vorliegen der jeweiligen 
Voraussetzungen – jedenfalls von einem Antrag Abstand nehmen bzw eine geminderte 
Geldbuße beantragen wird, wäre mE schon allein aus Gründen der Rechtssicherheit und 
Transparenz eine ausdrückliche Klarstellung des Gesetzgebers angezeigt. 
 
7.2. Vollständiger Erlass des Geldbußenantrages 
Die BWB ist nunmehr durch § 11 Abs 3 erster Satz WettbG ausdrücklich dazu ermächtigt, 
unter bestimmten Voraussetzungen, gegenüber Unternehmen, die an einem Kartell beteiligt 
waren, von einem Antrag auf Geldbußenverhängung abzusehen. Diese Voraussetzungen des 
§ 11 Abs 3 erster Satz WettbG werden zunächst überblicksartig dargestellt und im Anschluss 
daran eingehend untersucht. Vorauszuschicken ist dabei, dass die BWB – entgegen dem 
Anschein des Gesetzes – in sämtlichen Fällen, in denen sie einen Antrag auf 
Geldbußenverhängung grds für angezeigt hält, von diesem jedenfalls abzusehen hat, wenn die 
nachstehenden Voraussetzungen des § 11 Abs 3 Z 1 bis 4 WettbG kumulativ1167 vorliegen.1168 
Ein gänzliches Absehen von einem Geldbußenantrag setzt demnach voraus, dass 
Unternehmen bzw Unternehmensvereinigungen  
 
 ihre Mitwirkung an einer Zuwiderhandlung gegen § 1 KartG oder Art 81 Abs 1 EGV 
eingestellt haben, 
 die BWB über die Zuwiderhandlung informieren, bevor diese von dem Sachverhalt 
erfährt, 
 in der Folge uneingeschränkt und zügig mit der BWB zwecks vollständiger 
Aufklärung des Sachverhaltes zusammenarbeiten und 
 keine anderen Unternehmen oder Unternehmensvereinigungen zur Teilnahme an der 
Zuwiderhandlung gezwungen haben.1169 
 
7.2.1. Einstellung der Kartellteilnahme 
Um in den Genuss eines vollständigen Geldbußenerlasses zu kommen, muss das 
Unternehmen zunächst seine Teilnahme an einer Zuwiderhandlung gegen § 1 Abs 1 KartG 
bzw Art 81 Abs 1 EGV „eingestellt haben“. Unter Zuwiderhandlung iSd § 11 Abs 3 Z 1 
WettbG versteht die BWB jegliche tatbestandsmäßige Zuwiderhandlung, insb die Beteiligung 
                                                     
1166
 Vgl BWB, Pressemitteilung 27.7.2005. 
1167
 ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 4; ferner Handbuch 3. 
1168
 Zum Rechtsanspruch auf Kronzeugenbehandlung siehe Kap D.II.7.1. 
1169
 § 11 Abs 3 Z 1 bis Z 4 WettbG 2005. 
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an verbotenen, horizontalen oder vertikalen Absprachen oder abgestimmten 
Verhaltensweisen.1170 Aus dem Gesetzeswortlaut geht nicht hervor, wann die 
Kartellteilnahme konkret einzustellen ist. Auch die Gesetzesmaterialien geben darüber keine 
näheren Aufschlüsse, sondern weisen lediglich darauf hin, dass die Teilnahme „zeitgerecht“ 
einzustellen ist.1171 Diese erste Voraussetzung für ein Absehen des Geldbußenantrages wird 
von der BWB in Abschnitt 2 ihres Handbuchs dahingehend konkretisiert, dass die Einstellung 
„ausnahmslos im Einvernehmen“ mit ihr erfolgen sollte, wobei sie zudem auch den Zeitpunkt 
und die Modalitäten der Einstellung festlegt, um den Erfolg der Ermittlungen 
sicherzustellen.1172  
 
Die Mitteilung aus 2002, welche der nationalen Kronzeugenregelung als Vorlage diente, sah 
demgegenüber lediglich vor, dass das Unternehmen seine Teilnahme an der mutmaßlichen 
rechtswidrigen Handlung spätestens zu dem Zeitpunkt einstellen musste, an dem es die 
Beweismittel vorlegte; eine einvernehmliche Einstellung war demgegenüber nicht 
erforderlich.1173 Die ausnahmslos in Absprache mit der BWB zu erfolgende Einstellung der 
Kartellteilnahme wirft auf nationaler Ebene die Frage auf, ob ein eigenständiger Ausstieg 
eines kooperationswilligen Unternehmens dieses möglicherweise um einen Geldbußenerlass 
bringen kann. In der Literatur wird vereinzelt – ohne nähere Begründung – gefordert, dass ein 
eigenständiger Ausstieg bei Vorliegen ausreichender Beweise nicht zum Verlust eines 
allfälligen Geldbußenerlasses führen soll.1174 Für diese Auffassung könnte insb ins Treffen 
geführt werden, dass es nicht sachgerecht und mit dem Grundziel der „Kartellbekämpfung“ 
wohl kaum vereinbar wäre, einem Unternehmen die Möglichkeit eines Geldbußenerlasses mit 
der Begründung zu verwehren, seine Teilnahme an einer mutmaßlichen rechtswidrigen 
Handlung – früher als von der BWB gewünscht – eingestellt zu haben.  
 
Erfolgt der Ausstieg aus dem Kartell bereits zu einem Zeitpunkt, an dem das 
kooperationswillige Unternehmen noch gar keinen Kronzeugenantrag bei der BWB gestellt 
hat, besteht noch keine Verpflichtung im Einvernehmen mit der BWB zu agieren. Ein 
frühzeitiger Kartellausstieg, der vor Stellung eines Kronzeugenantrages erfolgt, kann somit 
mE nicht zum Verlust der Begünstigungen des § 11 Abs 3 erster Satz WettbG führen. 
Andernfalls käme nämlich eine Anwendung der Kronzeugenregelung grds nicht mehr in 
                                                     
1170
 Vgl Handbuch 3; Weitergehende Ausführungen zum sachlichen Anwendungsbereich in Kap D.II.6.2. 
1171
 ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 4. 
1172
 Handbuch 3. 
1173
 Mitteilung aus 2002 Rn 11 lit b, ABl 2002 C 45/3. 
1174
 IdS etwa Öhlberger, ÖBl 2006, 104; ähnliche Auslegungsfragen stellen sich seit Erlass der neuen Mitteilung der Kommission aus 2006 
nunmehr auch auf EG-Ebene, vgl Mitteilung aus 2006 Rn 12 lit b; näher hiezu in Kap C.V.4.2. 
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Betracht, wenn das Kartell bereits zuvor von seinen Mitgliedern beendet wurde. Diese 
Auffassung wird zudem durch das Verfahren zum sog Aufzugskartell belegt, indem sich 
weder die BWB, noch das Kartell(ober)gericht an dem Umstand stießen, dass die letzte 
Zuwiderhandlung Mitte 2004 stattfand, das erste Ersuchen um Kronzeugenbehandlung jedoch 
ca zwei Jahre darauf, im September 2006, bei der BWB einlangte.1175 
 
Anders gelagert sind demgegenüber Fälle, in denen ein Unternehmen seine Kartellteilnahme 
einstellt, nachdem es bei der BWB um Kronzeugenbehandlung ersucht hat. In derartigen 
Fällen könnte die BWB eine Anwendung des § 11 Abs 3 erster Satz WettbG etwa mit der 
Begründung verwehren, dass das Unternehmen seiner umfassenden Kooperationspflicht nicht 
in gehörigem Maße nachgekommen ist. Diese Kooperationspflicht setzt nämlich bereits im 
Zeitpunkt der Antragstellung auf Kronzeugenbehandlung ein und erstreckt sich über das 
gesamte Ermittlungsverfahren.1176 Legt man der Kooperationspflicht des § 11 Abs 3 Z 3 
WettbG ein weites Verständnis zugrunde, wäre wohl auch eine eigenmächtige 
Kartelleinstellung des Unternehmens als Verstoß gegen die Zusammenarbeit anzusehen, der 
grds zum Verlust der Kronzeugenbehandlung führen würde. Selbiges müsste auch dann 
gelten, wenn die Kartellteilnahme über den von der BWB festgelegten Zeitpunkt hinausreicht 
oder die Modalitäten der Beendigung nicht eingehalten wurden. Nach meinem Dafürhalten 
sollte sich die BWB auch in solchen Fällen künftig darauf beschränken, eine eigenmächtige 
Kartellbeendigung nur dann als Verstoß gegen § 11 Abs 3 Z 1 WettbG bzw als Verletzung der 
Kooperationspflicht anzusehen, wenn davon ausgegangen werden muss, dass die Einstellung 
in der Absicht erfolgte, andere Kartellmitglieder vorzuwarnen und dadurch die Ermittlungen 
der BWB gefährdet wurden. Soweit sich die BWB im Einzelfall für eine weitere 
Kartellteilnahme ausspricht, sollte sie dabei jedoch bedenken, dass sich eine fortgesetzte 
Kartellbeteiligung – im Hinblick auf ein allfälliges, anschließendes Schadenersatzverfahren – 
für das Unternehmen als sehr nachteilig erweisen kann. Schon aus diesem Aspekt heraus 
scheint es geboten, den Zeitraum der weiteren Kartellteilnahme möglichst kurz zu halten. 
 
7.2.2. Selbstanzeige vor Kenntnisnahme des „Sachverhaltes“ durch die BWB 
Das Absehen von einem Geldbußenantrag setzt zudem voraus, dass das Unternehmen die 
BWB von der Zuwiderhandlung informiert, bevor diese vom betreffenden Sachverhalt 
Kenntnis erlangt.1177 Die BWB hält ergänzend fest, dass das Unternehmen die mutmaßliche 
                                                     
1175
 Vgl zB OGH 8.10.2008, 16 Ok 5/08; BWB, Pressemitteilung 5.10.2007; BWB, Pressemitteilung 5.2.2007.  
1176
 Vgl § 11 Abs 3 Z 2 und Z 3 WettbG. 
1177
 Vgl § 11 Abs 3 Z 2 WettbG; ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 4. 
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Zuwiderhandlung anzeigen muss, „bevor die Behörde“ aus anderen Quellen von dem 
Sachverhalt erfahren hat.1178 Daraus folgt, dass das Absehen von einem Geldbußenantrag 
jeweils nur für ein einziges der kartellbeteiligten Unternehmen in Betracht kommt. Sobald die 
erste Selbstanzeige bei der BWB eingeht, hat diese jedenfalls Kenntnis vom Sachverhalt 
erlangt, weshalb ein Erlass der Geldbuße für nachfolgende Antragsteller ausscheidet. Durch 
diese Formulierung hat das Prioritätsprinzip1179 auch Einzug in die nationale 
Kronzeugenregelung gefunden.  
 
Entgegen der Mitteilung aus 2002 stellt die nationale Kronzeugenregelung zwar nicht 
ausdrücklich auf die Vorlage von Beweismitteln ab,1180 sondern lediglich darauf, von der 
Zuwiderhandlung informiert zu werden. In der Praxis wird dies allerdings keine Änderungen 
nach sich ziehen, weil das Unternehmen ohnedies im Rahmen der Kooperationspflicht des 
§ 11 Abs 3 Z 3 WettbG alle vorhandenen Beweismittel vorzulegen hat.1181 Öhlberger weist 
idZ mE zutreffend darauf hin, dass sich die insofern unpräzise Formulierung „Sachverhalt“ 
eindeutig auf die in § 1 KartG bzw Art 81 Abs 1 EGV angesprochene Zuwiderhandlung 
bezieht und somit das Wissen der BWB über das Vorliegen einer konkreten Absprache 
voraussetzt.1182 Die bloße Kenntnis der BWB bspw über dieselben Preise verschiedener 
Wettbewerber als nach außen tretender Sachverhalt, ohne von der dahinter stehenden 
Preisabsprache zu wissen, könnte zwar nach dem isoliert betrachteten Wortlaut § 11 Abs 3 Z 
2 WettbG einen Erlass der Geldbuße ausschließen, ein derartiges Verständnis würde jedoch 
die praktische Anwendbarkeit der Kronzeugenregelung in Frage stellen.1183 Diese 
Voraussetzung ist im Vergleich zur Mitteilung aus 2002 erheblich enger gefasst. Durch 
Abstellen auf das Erfahren von einer konkreten Zuwiderhandlung, die der BWB zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht bekannt war, kommt wohl selbst dann nur mehr eine Minderung der 
Geldbuße in Betracht, wenn die BWB bereits Kenntnis von einer konkreten Zuwiderhandlung 
hat, jedoch nicht über genug Beweise verfügt, um tatsächlich ein Verfahren einleiten zu 
können.1184 
 
7.2.3. Umfassende Kooperationspflicht 
Um für einen Geldbußenerlass in Betracht zu kommen, muss das Unternehmen gem § 11 Abs 
3 Z 3 WettbG – zwecks Aufklärung des Sachverhaltes – zudem „uneingeschränkt und zügig“ 
                                                     
1178
 Handbuch 3. 
1179
 Näheres zum Prioritätsprinzip insb oben in Kap C.III.3.2. 
1180
 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 8 lit b, ABl 2002 C 45/3. 
1181
 Öhlberger, ÖBl 2006, 104. 
1182
 Öhlberger, ÖBl 2006, 104. 
1183
 Vgl Öhlberger, ÖBl 2006, 104. 
1184
 Vgl demgegenüber Mitteilung aus 2002 Rn 10 lit b, ABl 2002 C 45/32002; aA offenbar Gruber, RdW 2005, 536,  
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mit der BWB zusammenarbeiten1185. Diese Bestimmung wird von der BWB dahingehend 
konkretisiert, dass das Unternehmen „während der Ermittlungen […] in vollem Umfang, 
kontinuierlich und zügig“ mit der BWB zusammenarbeiten muss und „alle in seinem Besitz 
befindlichen oder anderweitig verfügbaren Beweismittel über den mutmaßlichen Verstoß“ 
vorlegt.1186 Die BWB fordert darüber hinaus, dass das Unternehmen jede, der vollständigen 
Aufklärung des Sachverhaltes dienende Anfrage zügig, wahrheitsgemäß und vollständig 
beantwortet und die Tatsache seiner Zusammenarbeit vor den anderen Kartellteilnehmern 
geheim hält.1187 Diese konkreten Vorgaben an die Kooperationspflicht sind jenen der 
Europäischen Kommission nachempfunden. Das Gebot, die Antragstellung nicht gegenüber 
anderen offenzulegen, kommt zwar in der Mitteilung der Kommission aus 2002 noch nicht in 
der Form zum Ausdruck, wurde jedoch von der BWB – offensichtlich als Reaktion auf die 
Spruchpraxis der Kommission – ausdrücklich als Bestandteil einer umfassenden Kooperation 
festgelegt.1188 
 
7.2.4. Keine Anwendbarkeit auf Unternehmen, die andere zur Teilnahme gezwungen 
 haben 
§ 11 Abs 3 Z 4 WettbG setzt schließlich voraus, dass das Unternehmen, um für ein Absehen 
des Geldbußenantrages in Betracht zu kommen, keine anderen Unternehmen zur Teilnahme 
an der Zuwiderhandlung gezwungen haben darf. Positiv zu bewerten ist dabei, dass der 
Gesetzgeber letztlich die Formulierung der Mitteilung aus 2002 übernommen hat.1189 
Demgegenüber stellte der Ministerialentwurf noch auf die „nicht führende Mitwirkung an 
einer Zuwiderhandlung gegen § 1 KartG oder Art 81 Abs 1 EG“ ab.1190 Fraglich ist jedoch, 
ob mit „Zwang“ ausschließlich Gewalt und gefährliche Drohung iSd § 105 StGB gemeint ist 
oder auch Formen rein wirtschaftlicher Druckausübung davon erfasst sind.1191 Nach meinem 
Dafürhalten wird dieser Voraussetzung in § 11 Abs 3 Z 4 WettbG – im Einklang mit der 
Mitteilung aus 2002 – ein weites Verständnis zugrunde zu legen sein. Ein Geldbußenerlass 
wäre demnach wohl auch dann zu verwehren, wenn ein Unternehmen aufgrund seiner 
Wirtschaftsstärke andere Unternehmen diktieren kann und diese deshalb nicht selbst über 
ihren Eintritt in das Kartell bzw ihren Verbleib darin entscheiden können.1192 Soweit gegen 
diese Auslegung Bedenken erhoben werden, wonach bei Kartellen oftmals wirtschaftlicher 
                                                     
1185
 Vgl ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 5. 
1186
 Handbuch 3; Mitteilung aus 2002 Rn 11 lit a, ABl 2002 C 45/3. 
1187
 Handbuch 3. 
1188
 Vgl Komm 20.10.2005, ABl 2006 L 353/45 Punkt 9.3.1. (Rohtabak-Italien); Mitteilung aus 2006 Rn 12 lit a fünfter SpStr, ABl 2006 C 
298/17. 
1189
 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 11 lit c, ABl 2002 C 45/3. 
1190
 § 11 Abs 3 und 4 WettbG idF Art I Z 13 ME Wettbewerbsgesetznovelle 2005 241/ME XXII. GP 11f. 
1191
 Vgl Zeder, JBl 2007, 482. 
1192
 Vgl Klose in Hirsch/Montag/Säcker, MünchKomm, Leniency-Bekanntmachung Rn 25. 
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Druck auf Mitbewerber ausgeübt werde,1193 so ist dem insb entgegenzuhalten, dass die 
Ausübung von Druck als Ausschließungsgrund trotz der beachtlichen Zahl an 
Kronzeugenfällen bislang auf Gemeinschaftsebene kaum schlagend geworden ist. 
 
7.3. Absehen von einem Geldbußenantrag 
Gem § 11 Abs 3 erster Satz WettbG kann die BWB davon Abstand nehmen, die Verhängung 
einer Geldbuße zu beantragen. Unklar war bislang, ob die BWB diesfalls überhaupt keinen 
Antrag stellen oder die Feststellung bzw Abstellung des wettbewerbswidrigen Verhaltens 
beantragen wird, dabei jedoch auf die Beantragung einer Geldbuße verzichtet.1194 Hierbei 
wäre mE grds der zweiten Variante der Vorzug zu geben, schon allein deshalb, weil diese 
Vorgehensweise – mittels Verzicht – nicht nur die Transparenz des behördlichen Handelns 
erhöht, sondern darüber hinaus mit dem Verfahren der Kommission konform laufen 
würde.1195 In einer Presseaussendung zum ersten nationalen Kronzeugenfall hielt die BWB 
demgegenüber ausdrücklich fest, dass gegen „den (ersten) Kronzeugen kein Antrag auf 
Verhängung einer Geldbuße gestellt“ wurde.1196  
 
Dieses Vorgehen der BWB könnte für den ersten Kronzeugen des Kartells, der sich für einen 
vollständigen Erlass der Geldbuße qualifizieren kann, gravierende Folgen haben. Da dieser 
nicht Partei des Verfahrens wird, kann er sich etwa auch nicht gegen eine allfällige 
Verbindung des Verfahrens mit einem anderen Verfahren vor dem Kartellgericht aussprechen, 
um damit seinen Kronzeugenantrag und diesem angeschlossene Informationen vor 
Konkurrenten zu schützen. Konkurrierende Unternehmen könnten nämlich ihr Recht zur 
Antragstellung vor dem Kartellgericht dazu benützen, Kenntnis von den 
Geschäftsgeheimnissen zu erlangen.1197 Die BWB sollte deshalb ihre Vorgehensweise 
insoweit dringend überdenken, um Kronzeugen im Hinblick auf Geschäftsgeheimnisse einen 
entsprechenden Schutz zu bieten. 
 
7.4. Minderung des Geldbußenantrages 
Im Einklang mit der Kronzeugenmitteilungen der Kommission sieht auch die nationale 
Kronzeugenregelung in § 11 Abs 3 zweiter Satz WettbG die Möglichkeit einer 
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 So etwa Zeder, JBl 2007, 482. 
1194
 Gruber, RdW 2005, 536. 
1195
 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 11 lit c, ABl 2002 C 45/3; so auch Gruber, RdW 2005, 536; Gruber, RdW 2006, 263. 
1196
 BWB, Pressemitteilung 5.10.2007; Matousek, ecolex 2005, 503f; vgl demgegenüber Handbuch 6, indem ausdrücklich von „Verzicht“ 
einerseits und „gemindertem Geldbußenantrag“ andererseits die Rede ist;  
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 Vgl ErlRV 926 BlgNR XXII. GP 9; Näher hiezu ferner in Kap D.II.10.2.2. 
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Geldbußenreduktion vor. Für den Fall, dass der BWB der Sachverhalt bereits bekannt war,1198 
„kann sie bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen eine geminderte Geldbuße 
beantragen“.1199 § 11 Abs 3 zweiter Satz WettbG zielt somit auf Unternehmen ab, die der 
BWB eine Zuwiderhandlung anzeigen, von der diese bereits aus anderen Quellen, etwa durch 
ein anderes kooperationswilliges Unternehmen, Kenntnis erlangt hat. Eine Minderung des 
Geldbußenantrages kommt jedoch nur dann in Betracht, wenn das Unternehmen die weiteren 
Voraussetzungen des § 11 Abs 3 Z 1, 3 und 4 WettbG erfüllt. Die BWB verweist 
diesbezüglich auf ihre Erläuterungen zum Absehen eines Geldbußenantrages nach Abschnitt 2 
des Handbuchs.1200 Erforderlich ist somit, dass das Unternehmen seine Kartellteilnahme im 
Einvernehmen mit der BWB einstellt, während des gesamten Ermittlungsverfahrens seiner 
Kooperationspflicht nachkommt und darüber hinaus keine anderen Unternehmen zur 
Kartellteilnahme gezwungen haben darf. Da es für eine Minderung der Geldbuße nach § 11 
Abs 3 zweiter Satz WettbG – im Gegensatz zu § 11 Abs 3 erster Satz WettbG – unerheblich 
ist, ob und inwieweit die BWB bereits Kenntnis von der Zuwiderhandlung hat, können sich 
durchaus auch mehrere Unternehmen desselben Kartells für einen geminderten 
Geldbußenantrag qualifizieren. Nichtsdestotrotz kommt dem Prioritätsprinzip auch bei der 
Minderung des Geldbußenantrages eine maßgebliche Rolle zu.1201 
 
Während auf europäischer Ebene Unternehmen, die andere zur Kartellteilnahme gezwungen 
haben, sehr wohl für eine Geldbußenermäßigung in Betracht kommen,1202 ist die 
österreichische Kronzeugenregelung insoweit enger gefasst. Unternehmen, die andere zur 
Kartellteilnahme gezwungen haben, sind von der Anwendung der nationalen 
Kronzeugenregelung per se ausgeschlossen.1203 Für derartige Unternehmen kommt jedoch 
unbeschadet dessen ein Vorgehen der BWB gem Abschnitt 5 ihres Handbuchs – außerhalb 
der Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 WettbG – in Betracht, wodurch auch diesen ein 
Erlass bzw eine Minderung des Geldbußenantrages zu Teil werden kann.1204  
 
7.4.1. Vorgaben für die konkrete Ermäßigung 
In den nachstehenden Ausführungen werden die konkreten Vorgaben für die Ermäßigung des 
Geldbußenantrages iSd § 11 Abs 3 zweiter Satz WettbG näher erörtert. Wie bereits in 
Kap D.II.1. ausgeführt, trifft § 11 Abs 3 WettbG keine konkreten Angaben dazu, anhand 
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 Zu den Vorgaben der Geldbußenermäßigung auf europäischer Ebene siehe insb Kap C.V.6.1. 
1199
 § 11 Abs 3 zweiter Satz WettbG 2005. 
1200
 Handbuch 4. 
1201
 Vgl Kap D.II.7.4.1. 
1202
 Vgl die Ausführungen zur Mitteilung aus 2002 bzw 2006 in den Kap C.IV.5.5. bzw Kap C.V.6.4. 
1203
 § 11 Abs 3 erster Satz Z 4 und zweiter Satz WettbG; ausdrücklich ferner Handbuch 4. 
1204
 Ausführlicher hiezu unten in Kap D.II.8. 
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welcher Kriterien die BWB ihren Geldbußenantrag entsprechend zu mindern hat und welches 
Ausmaß diese Minderung haben soll. Der Gesetzgeber legte jedoch in § 11 Abs 4 dritter Satz 
WettbG fest, dass die BWB – bei der Reduktion der Geldbuße – auf den „Zeitpunkt der 
Abgabe“ zusätzlicher Informationen und auf den „Mehrwert“ dieser Informationen 
gegenüber solchen, die der BWB bereits bekannt waren, abzustellen hat. Ferner verpflichtete 
er die BWB in ihrem Handbuch zu erläutern, „wann sie bei Kenntnis des Sachverhaltes eine 
geminderte Geldbuße beantragt und in welchem Ausmaß diese Reduktion erfolgt.“1205  
 
Die BWB ist dieser gesetzlichen Aufforderung nachgekommen und legte in ihrem Handbuch 
die Kriterien und das Ausmaß für die Reduktion des Geldbußenantrages fest. Die 
Reduktionshöhe richtet sich dabei grds danach, für welche Bandbreite der Ermäßigung sich 
das jeweilige Unternehmen qualifizieren kann. Für die Bestimmung der konkreten 
Ermäßigung innerhalb der einzelnen Bandbreiten sind allein der Zeitpunkt der Beweisvorlage 
sowie der mit den Informationen bzw Beweismitteln verbundene Mehrwert 
ausschlaggebend.1206 Auf den ersten Blick scheinen diese Vorgaben der BWB für die 
Minderung des Geldbußenantrages nahezu deckungsgleich mit denen zu sein, die die 
Europäische Kommission in ihrer Mitteilung auf 2002 aufstellte. Bei näherer Betrachtung 
zeigt sich jedoch, dass die Kriterien und das Ausmaß der Geldbußenreduktion nach 
Abschnitt 3 lit b des Handbuchs der BWB nur bedingt mit der Mitteilung aus 2002 
übereinstimmen. 
 
7.4.1.1. Bandbreiten der Ermäßigung 
In Abschnitt 3 lit b ihres Handbuchs legt die BWB zunächst fest, in welcher Höhe sie „in der 
Regel“ eine Reduktion beabsichtigt.1207 Eine Ermäßigung kommt demnach für 
Unternehmen1208 in nachstehender Höhe in Betracht: 
 
 Für das erste Unternehmen, das die Voraussetzungen des § 11 Abs 3 zweiter Satz 
WettbG erfüllt, eine Ermäßigung zwischen 30 % und 50 %; 
 Für das zweite Unternehmen, das diese Voraussetzungen erfüllt, eine Ermäßigung 
zwischen 20 % und 30 %; 
 Für jedes weitere Unternehmen, das diese Voraussetzungen erfüllt, bis zu 20 %.1209 
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 Vgl § 11 Abs 4 zweiter Satz WettbG. 
1206
 Vgl Handbuch 5. 
1207
 Vgl Handbuch 5. 
1208
 Selbiges gilt selbstverständlich auch für Unternehmensvereinigungen, vgl Handbuch 3, Fn 3. 
1209
 Handbuch 5. 
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Die von der BWB normierten Bandbreiten einer allfälligen Ermäßigung entsprechen 
inhaltlich jenen der Mitteilung der Kommission aus 2002, welche auch in der Mitteilung aus 
2006 unverändert übernommen wurden.1210 Somit kommt dem Prioritätsprinzip auch auf 
nationaler Ebene für die Reduktion des Geldbußenantrages maßgebliche Bedeutung zu. 
Während jedoch die Europäische Kommission in der Mitteilung aus 2002, ebenso wie in der 
Mitteilung aus 2006, für die Ermittlung der jeweiligen Bandbreite auf den Zeitpunkt abstellt, 
an dem das Unternehmen Beweismittel mit erheblichem Mehrwert vorlegt, ist nach dem 
Handbuch der BWB demgegenüber der Zeitpunkt ausschlaggebend, an dem die 
Voraussetzungen des § 11 Abs 3 zweiter Satz WettbG erfüllt werden.1211  
 
Dieses Kriterium, das von der BWB für die Ermittlung der jeweiligen Bandbreite 
herangezogen wird, ist sehr unbestimmt und schon allein deshalb nicht geeignet, den 
maßgeblichen Zeitpunkt näher festzulegen. Nach dem Wortlaut des Handbuchs der BWB 
käme zB für das erste Unternehmen, das die gesetzlich normierten Voraussetzungen für einen 
geminderten Geldbußenantrag erfüllt, eine Ermäßigung zwischen 30 % und 50 % in Betracht. 
Dabei drängt sich jedoch die Frage auf, wie ein Unternehmen als erstes seine Kartellteilnahme 
einstellen können soll, wenn die Beendigung ausnahmslos im Einvernehmen mit der BWB zu 
erfolgen hat. Ähnliche Probleme stellen sich ebenso in Bezug auf den Ausschließungsgrund 
des § 11 Abs 3 erster Satz Z 4 WettbG. Die einzige Voraussetzung des § 11 Abs 3 zweiter 
Satz WettbG, die – wenn überhaupt – zur näheren Konkretisierung des maßgeblichen 
Zeitpunktes herangezogen werden könnte, wäre die Kooperationspflicht des § 11 Abs 3 erster 
Satz Z 3 WettbG. Diese Kooperationspflicht stellt jedoch auf eine vollumfängliche, 
kontinuierliche und zügige Zusammenarbeitet mit der BWB während des gesamten 
Ermittlungsverfahrens ab1212 und ist somit ebenfalls nicht geeignet, einen für die Ermittlung 
der jeweiligen Bandbreite maßgeblichen Zeitpunkt auszumachen.  
 
Daraus folgt, dass die Anknüpfung der BWB an den Zeitpunkt, an dem die Voraussetzungen 
des § 11 Abs 3 zweiter Satz WettbG erfüllt werden, keinerlei Rückschlüsse darauf zulässt, für 
welches der kooperationswilligen Unternehmen welche der vorgegebenen Bandbreiten 
tatsächlich maßgeblich ist. Die BWB weist jedoch in Abschnitt 4 ihres Handbuchs darauf hin, 
dass „das Einlangen des richtig und vollständig ausgefüllten Formblattes […] den für die 
Frage, ob […] ein geminderter Geldbußenantrag in Betracht kommt und welches Ausmaß 
                                                     
1210
 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 23 lit b erster bis dritter SpStr, ABl 2002 C 45/3;  
1211
 Vgl Handbuch 5; demgegenüber Mitteilung aus 2002 Rn 23 lit b erster bis dritter SpStr, ABl 2002 C 45/3; Mitteilung aus 2006 Rn 26 
erster bis dritter SpStr, ABl 2006 C 298/17; aA offenbar Gruber, RdW 2006, 262. 
1212
 Vgl Handbuch 3f. 
 259 
eine Minderung haben kann, relevanten Zeitpunkt“ bestimmt.1213 Daraus könnte nun der 
Schluss gezogen werden, dass sich die Ermittlung der jeweiligen Bandbreite ausschließlich 
nach dem Zeitpunkt bestimmt, an dem das Unternehmen einen Antrag auf 
Kronzeugenbehandlung gestellt hat. Eine derartige Auslegung steht jedoch mE nicht nur in 
Widerspruch zu den Vorgaben der BWB in Abschnitt 3 lit b ihres Handbuchs, sondern ist 
zudem mit den gesetzlichen Vorgaben für die Geldbußenreduktion nach § 11 Abs 4 dritter 
Satz WettbG unvereinbar.  
 
Der Gesetzgeber legte in § 11 Abs 4 dritter Satz WettbG ausdrücklich fest, dass bei der 
Reduktion der Geldbuße „auf den Zeitpunkt der Abgabe der zusätzlichen Informationen und 
deren Mehrwert gegenüber bereits bekannten Informationen abzustellen“ ist. Diese 
gesetzlichen Vorgaben finden jedoch bei der Festlegung der jeweiligen Bandbreite durch die 
BWB keine Entsprechung, vielmehr zieht die BWB diese Kriterien lediglich für die 
Bemessung der Geldbuße innerhalb der, von ihr vorgegebenen, Bandbreiten heran.1214 Ob die 
BWB damit ihrer gesetzlichen Verpflichtung in ausreichendem Maße nachgekommen ist, 
erscheint mehr als zweifelhaft. Die BWB wäre deshalb gut beraten – konform laufend mit den 
Kronzeugenmitteilungen der Kommission aus 2002 bzw 2006 – bei der Ermittlung der 
maßgeblichen Bandbreite auf den Zeitpunkt abzustellen, an dem das jeweilige Unternehmen 
Beweismittel mit erheblichem Mehrwert vorgelegt hat.1215 Eine derartige Ermittlung der 
Bandbreiten stünde nicht nur im Einklang mit den gesetzlichen Vorgaben in § 11 Abs 4 dritter 
Satz WettbG, sondern würde zudem auch die Transparenz erhöhen.  
 
7.4.1.2. Kriterien für die Reduktion des Geldbußenantrages innerhalb der 
jeweiligen Bandbreite 
Die Reduktion des Geldbußenantrages innerhalb der vorgegebenen Bandbreiten richtet sich 
gem Abschnitt 3 lit b des Handbuchs der BWB nach dem mit den Informationen bzw 
Beweismitteln verbundenen „Mehrwert“ und nach dem „Zeitpunkt“, an dem diese 
Informationen vorgelegt wurden.1216 Unter dem Begriff „Mehrwert“ versteht die BWB idZ 
„das Ausmaß, in dem die vorgelegten Informationen oder Beweismittel aufgrund ihrer 
Eigenschaft und/oder ihrer Ausführlichkeit der Bundeswettbewerbsbehörde dazu verhelfen, 
den betreffenden Sachverhalt schlüssiger oder vollständiger, als es vorher möglich war, 
                                                     
1213
 Handbuch 6. 
1214
 Näher zu den konkreten Vorgaben für die Ermäßigung sogleich in Kap D.II.7.4.1.2. 
1215
 Zu den Vorgaben auf europäischer Ebene vgl insb die Ausführungen in Kap C.V.6.2. 
1216
 Vgl Handbuch 5. 
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nachzuweisen.“1217 Diese Bemessungsfaktoren für die Reduktion des Geldbußenantrages 
innerhalb der jeweiligen Bandbreite sind den Kronzeugenmitteilungen der Kommission aus 
2002 bzw 2006 nachgebildet1218 und stehen darüber hinaus im Einklang mit den Vorgaben 
des § 11 Abs 4 dritter Satz WettbG. 
 
Im Gegensatz zur Europäischen Kommission stellt sowohl der österreichische Gesetzgeber als 
auch die BWB ausschließlich auf den Mehrwert der Informationen bzw Beweismittel ab, das 
Kriterium der „Erheblichkeit“ des Mehrwerts wurde demgegenüber von der 
Kommissionsmitteilung aus 2002 nicht übernommen.1219 Dies ist freilich zu begrüßen, weil 
dieser Begriff sehr unbestimmt ist und sich Unternehmen deshalb zu übertriebenen 
Sachverhaltsdarstellungen hinreißen lassen könnten, um dadurch eine größtmögliche 
Ermäßigung innerhalb der anzuwendenden Bandbreite zu erreichen. 
 
7.4.2. Vorgehen im Einzelfall 
Ergänzend hält die BWB in Abschnitt 3 lit b ihres Handbuchs fest, dass sie in Einzelfällen, in 
denen der Mehrwert der vorgelegten Informationen oder Beweismittel außergewöhnlich groß 
bzw außergewöhnlich gering ist, eine Reduktion vornehmen wird, die über die jeweilige 
Bandbreite hinausgehen bzw die jeweilige Bandbreite unterschreiten kann.1220 Wenngleich 
ein derartiges Vorgehen im Einzellfall zu einer Minderung des Geldbußenantrages führen 
kann, die über den vorgegebenen Bandbreiten liegt, sollte dabei auch bedacht werden, dass 
dies im Einzelfall auch in die entgegengesetzte Richtung ausschlagen kann. 
Kooperationswillige Unternehmen könnten dadurch Gefahr laufen, trotz Vorlage von 
Beweismitteln mit Mehrwert, eine geringere Reduktion zu erhalten, als eigentlich im 
Handbuch vorgesehen. Diese Beurteilung im Einzelfall mag zwar mit Blick auf den 
Gleichheitssatz durchaus ihre Berechtigung haben,1221 dennoch wäre es mE geboten, generelle 
Vorgaben aufzustellen, von denen die BWB auch im Einzellfall nicht abweichen sollte. So 
wäre es nach meinem Dafürhalten schon allein aus Gründen der Transparenz und 
Rechtssicherheit angezeigt, den Zeitpunkt der Vorlage von Informationen bzw Beweismitteln, 
denen ein Mehrwert zukommt, als Kriterium für die Ermittlung der jeweiligen Bandbreite zu 
statuieren und dafür im Gegenzug auf die einzellfallbezogene Berücksichtigung des 
Mehrwerts zu verzichten.  
 
                                                     
1217
 Handbuch 5; vgl ferner die Definition des „Mehrwerts“ nach der Mitteilung aus 2002, Mitteilung aus 2002 Rn 22, ABl 2002 C 45/3. 
1218
 Vgl Mitteilung aus 2002 Rn 23 lit b zweiter Satz, ABl 2002 C 45/3; Mitteilung aus 2006 Rn 26 zweiter Satz, ABl 2006 C 298/17. 
1219
 Siehe hiezu Kap C.IV.5.1. 
1220
 Handbuch 5. 
1221
 Weitergehende Ausführungen zum Gleichheitssatz in Kap D.II.5. 
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Die BWB trifft in ihrem Handbuch zudem generelle Aussagen dazu, welchen Informationen 
bzw Beweismittel ihrer Ansicht nach ein besonderer Stellenwert zukommt. Demnach misst 
sie im Allgemeinen schriftlichen Informationen oder Beweisen aus der Zeit des 
nachzuweisenden Sachverhaltes mehr Bedeutung bei, als solchen, die zeitlich später 
einzuordnen sind.1222 Ebenso stuft die BWB Beweismittel, die den fraglichen Sachverhalt 
unmittelbar beweisen, höher ein als jene, die nur einen mittelbaren Bezug aufweisen.1223 
 
7.5. Verfahren der BWB bei Ersuchen um Kronzeugenbehandlung 
In den Folgenden Ausführungen wird das Verfahren der BWB bei Ersuchen um 
Kronzeugenbehandlung näher untersucht. Dieses beruht größtenteils auf den Vorgaben der 
BWB in Abschnitt 4 ihres Handbuchs. Dabei werden zunächst die konkreten Vorgaben der 
Antragstellung beleuchtet und daran anschließend das weitere Verfahren vor der BWB 
erörtert. 
 
7.5.1. Antrag auf Kronzeugenbehandlung 
Wie bereits in Kap D.I.3.2. ausgeführt, obliegt die Anwendung der nationalen 
Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 WettbG ausschließlich der BWB. Dementsprechend hält 
diese in Abschnitt 4 ihres Handbuchs fest, dass sich Unternehmen, die § 11 Abs 3 WettbG in 
Anspruch nehmen möchten, unter Verwendung eines entsprechenden Formblattes1224 an die 
BWB wenden müssen. Die BWB hat daraufhin den BKartA zu benachrichtigen, wenn sie 
wegen einer Zuwiderhandlung gegen das Kartellverbot des § 1 KartG bzw Art 81 EGV keine 
oder nur eine geminderte Geldbuße zu beantragen gedenkt.1225 Damit ist jedenfalls 
klargestellt, dass die Benachrichtigung des BKartA nicht im Ermessen der BWB liegt, 
sondern die BWB vielmehr durch § 11 Abs 3 dritter Satz WettbG hiezu verpflichtet ist. Nicht 
geregelt ist jedoch, wann diese Benachrichtigung, mit der gem § 36 Abs 3 KartG die 
Antragslegitimation des BKartA entfällt, zu erfolgen hat. Um die Effektivität der nationalen 
Kronzeugenregelung nicht durch gegenläufige Anträge des BKartA zu konterkarieren, sollte 
die BWB den BKartA unverzüglich über ihre Vorgehensweise informieren, sobald ihr eine 
Einschätzung möglich ist. Nach meinem Dafürhalten sollte die Benachrichtigung des BKartA 
deshalb mit dem Zeitpunkt zusammenfallen, an dem die BWB dem Antragsteller – 
unverbindlich – mitzuteilen hat, dass dieser grds für eine Anwendung der 
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 Handbuch 5. 
1223
 Handbuch 5. 
1224
 Näheres zu diesem Formblatt unten in Kap D.II.7.5.2. 
1225
 § 11 Abs 3 letzter Satz WettbG; Handbuch 6. 
 262 
Kronzeugenregelung in Betracht kommt. Näheres zum Zeitpunkt dieser unverbindlichen 
Mitteilung in Kap D.II.7.6. 
 
Da sich das Ersuchen um Kronzeugenbehandlung nicht auf den BKartA erstreckt, stellt sich 
die Frage, wie zu verfahren ist, wenn das kooperationswillige Unternehmen zwar bereits 
einen entsprechenden Kronzeugenantrag bei der BWB gestellt hat, der BKartA jedoch von der 
BWB noch nicht benachrichtigt wurde und deshalb die Verhängung einer Geldbuße beim 
Kartellgericht beantragt. In der Literatur wird idZ mitunter ins Treffen geführt, dass der 
BKartA in einem solchen Fall den Antrag – nach Benachrichtigung durch die BWB – wieder 
zurückziehen müsse, um den Schutz der Kronzeugenregelung nicht zu konterkarieren.1226 
Dieser Ansicht ist mE nach zutreffend und kann zudem darauf gestützt werden, dass der 
BKartA nach § 75 Abs 1 KartG dazu berufen ist, die öffentlichen Interessen zu vertreten. Da 
der Gesetzgeber diese öffentlichen Interessen jedoch in Fällen, in denen die BWB die 
Anwendung der Kronzeugenregelung für angezeigt hält, ohnedies durch diese – wie aus § 36 
Abs 3 KartG hervorgeht – ausreichend gewahrt sieht, bedarf es keines zusätzlichen Antrages 
des BKartA mehr. Der Antrag des BKartA könnte somit gem § 36 Abs 5 erster Satz KartG bis 
zur Entscheidung des Kartellgerichts zurückgenommen werden. Um diesem Problem in der 
Praxis entgegenzuwirken, ist Unternehmen jedenfalls anzuraten, das Ersuchen um 
Kronzeugenbehandlung auch dem BKartA – zumindest in Kopie – zu übermitteln.1227 
Wenngleich der BKartA dadurch grds nicht an einer Antragstellung auf 
Geldbußenverhängung gehindert wird, so ist dennoch davon auszugehen, dass dieser die 
weitere Vorgehensweise mit der BWB akkordiert. Die beiden Amtsparteien sind nämlich 
nach dem Willen des Gesetzgebers dazu angehalten, eng miteinander zusammenzuarbeiten 
und sich bei ihrer Aufgabenerfüllung zu ergänzen.1228 
 
Unklar ist ferner, ob die Antragslegitimation des BKartA wiederauflebt, wenn die BWB 
zunächst iSd Kronzeugenregelung vorgeht und den BKartA auch davon benachrichtigt, in 
weiterer Folge jedoch davon Abstand nimmt, weil zB keines der antragstellenden 
Unternehmen seiner umfassenden Kooperationsverpflichtung (gehörig) nachgekommen ist. 
Für die Annahme, dass diesfalls die Antragsberechtigung des BKartA wiederauflebt, spricht 
jedenfalls, dass es in derartigen Fällen keiner Beschränkung der Antragslegitimation mehr 
                                                     
1226
 Vgl zB Öhlberger, ÖBl 2006, 106. 
1227
 Vgl Hoffer/Barbist, Das neue Kartellrecht 108; Reidlinger/Hartung, Das neue österreichische Kartellrecht 243. 
1228
 ErlRV 1005 BlgNR XXI. GP 18; Vgl ferner § 81 Abs 1 erster Satz KartG, wonach der BKartA Eingaben, in denen der Antrag auf 
Einleitung eines Verfahrens vor dem Kartellgericht angeregt wird, zur weiteren Veranlassung an die BWB weiterleiten kann. 
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bedarf. Der Zweck des § 36 Abs 3 KartG liegt nämlich ausschließlich darin, das 
Funktionieren der Kronzeugenregelung zu gewährleisten.1229 
 
7.5.2. Verwendung des Formblattes 
Während die Antragstellung auf gemeinschaftsrechtlicher Ebene weder bei der aktuellen 
Mitteilung aus 2006, noch bei einer ihrer Vorgängerregelungen an spezielle Formvorschriften 
gebunden war,1230 stellt die BWB demgegenüber ausdrücklich auf die Verwendung eines 
entsprechenden Formblattes ab, das ihrem Handbuch angeschlossen ist und einen Bestandteil 
selbigen bildet.1231 Unternehmen, die in den Genuss der Rechtsvorteile des § 11 Abs 3 
WettbG gelangen möchten, sind nach dem Handbuch dazu angehalten, dieses Formblatt zu 
verwenden, wobei die Übermittlung des ausgefüllten Antrages grds via Fax oder Email zu 
erfolgen hat.1232 Auf begründeten Wunsch eines ersuchenden Unternehmens kann dieses 
Formblatt auch im Rahmen einer Niederschrift bei der BWB ausgefüllt werden.1233 In der 
Lehre wird vereinzelt kritisiert, dass eine derartige – leicht formalistisch anmutende – 
Antragstellung mittels Formblatt die Effizienz des Kronzeugenprogramms beeinträchtigen 
könnte, weil mündliche und formlose Anträge einfacher seien und zudem schriftliche Anträge 
der Gefahr ausgesetzt wären, bei einer allfälligen Schadenersatzklage in den USA als 
Beweismittel zu dienen.1234  
 
Dem hält Gruber mE zutreffend entgegen, dass § 13 AVG auf das Verfahren der BWB 
ausdrücklich Anwendung findet.1235 Demnach können Anträge, Gesuche, Anzeigen, 
Beschwerden und sonstige Mitteilungen grds bei der Behörde schriftlich, mündlich oder sogar 
telefonisch eingebracht werden.1236 Daraus ist wohl abzuleiten, dass es im gegebenen 
Zusammenhang weniger auf die Verwendung des Formblattes an sich, sondern vielmehr auf 
den Inhalt des Antrages ankommen muss, der durch das Formblatt der BWB konkretisiert 
wird. 
 
7.5.3. Inhalt der Antragstellung 
Unternehmen, die bei der BWB um ein Vorgehen nach § 11 Abs 3 WettbG ersuchen, müssen 
sogleich ihre Identität preisgeben und Kontaktpersonen im Unternehmen sowie einen 
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 ErlRV 926 BlgNR XXII. GP 9. 
1230
 Vgl etwa die Ausführungen in Kap C.V.7.1. 
1231
 Vgl Handbuch 5. 
1232
 Handbuch 5f. 
1233
 Handbuch 5f. 
1234
 Vgl Hummer, ecolex 2006, 11. 
1235
 § 11 Abs 2 zweiter Satz WettbG; Gruber, RdW 2006, 262. 
1236
 § 13 Abs 1 AVG. 
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Rechtsvertreter namhaft machen.1237 Erforderlich ist zudem, dass das ersuchende 
Unternehmen die Art der Zuwiderhandlung beschreibt, Angaben zu den betroffen Märkten 
macht, aber auch die weiteren an der Zuwiderhandlung beteiligten Unternehmen nennt.1238 Im 
Zuge der Antragsstellung sind nach Punkt 5 des Formblatts der BWB ferner sämtliche 
weiteren Wettbewerbsbehörden zu nennen, bei denen das ersuchende Unternehmen bereits 
Kronzeugenanträge eingebracht hat. Im Gegensatz zur Europäischen Kommission sieht die 
BWB somit selbst für Kronzeugen, die für ein gänzliches Absehen des Geldbußenantrages in 
Betracht kommen weder eine vorerst hypothetische Beweisvorlage, noch die Möglichkeit 
einen sog „Marker“ zu setzen, vor.1239 Kooperationswillige Unternehmen sind somit dazu 
angehalten, sofort konkrete Angaben zum Kartellverstoß und ihrer Beteilung daran zu 
machen, ohne jedoch zu wissen, ob überhaupt noch ein Absehen des Geldbußenantrages in 
Betracht kommt.  
 
Meiner Ansicht nach wäre es wünschenswert, wenn sich die BWB hinsichtlich der Vorgaben 
für die Antragstellung stärker an den Kronzeugenmitteilungen der Kommission aus 2002 bzw 
2006 orientieren würde. So könnten die Anreize für Unternehmen deutlich erhöht werden, 
wenn diesen auch auf nationaler Ebene die Möglichkeit zukäme, zunächst auf anonymer 
Basis bei der BWB anfragen zu können, ob bereits ein Unternehmen wegen des 
Kartellverstoßes um Kronzeugenbehandlung angesucht hat. Positive Impulse könnte die BWB 
insb auch durch Einführung eines Markersystems setzen, um damit Unternehmen – für einen 
bestimmten Zeitraum – zu ermöglichen, ihren Rang frühzeitig zu schützen, ohne bereits 
konkrete Beweismittel vorlegen zu müssen. Nicht vorgesehen ist zudem die Möglichkeit einer 
vorerst hypothetischen Antragstellung, bei der das ersuchende Unternehmen zunächst anonym 
bleiben kann, bis eine Beurteilung vorliegt, ob die vorgelegten Beweismittel für die 
Anwendung der Kronzeugenregelung ausreichen. Wenngleich die BWB in der Praxis von 
diesen Möglichkeiten sehr wohl Gebrauch zu machen scheint, wäre eine ausdrückliche 
Klarstellung in ihrem Handbuch – schon allein aus Gründen der Transparenz und 
Rechtssicherheit – mehr als angezeigt. 
 
7.5.4. Rechtswirkungen der Antragstellung 
Im Folgenden soll erörtert werden, welche Rechtswirkungen eintreten, wenn ein ersuchendes 
Unternehmen im Rahmen seiner Antragstellung die von der BWB geforderten Angaben 
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 Vgl Handbuch 8. 
1238
 Vgl Handbuch 8. 
1239
 Vgl demgegenüber insb Mitteilung aus 2006 Rn 15, ABl 2006 C 298/17. 
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macht. Die BWB hält hiezu in Abschnitt 4 ihres Handbuchs fest, dass der Zeitpunkt, an dem 
das „richtig und vollständig“ ausgefüllte Formblatt bei ihr einlangt, ausschlaggebend dafür 
ist, ob ein gänzliches Absehen vom Geldbußenantrag bzw ein geminderter Geldbußenantrag 
in Betracht kommt und welches Ausmaß eine Minderung haben kann.1240 Diese Bestimmung 
wirft jedoch insb im Zusammenhang mit den Vorgaben für einen geminderten 
Geldbußenantrag einige Fragen auf. Sieht man davon ab, dass kooperationswillige 
Unternehmen – mit Verweis auf § 13 AVG – wohl nicht dazu verpflichtet sind, das Formblatt 
der BWB tatsächlich zu verwenden, stellt sich zudem die Frage, ob und inwieweit eine 
Antragstellung, die den inhaltlichen Vorgaben des Formblattes entspricht, tatsächlich 
Rechtswirkungen auslöst.  
 
ME steht diese Bestimmung in Abschnitt 4 des Handbuchs in Widerspruch zu den 
gesetzlichen Vorgaben des § 11 Abs 3 WettbG. Nach § 11 Abs 3 erster Satz Z 2 WettbG 
kommt es für ein Absehen des Geldbußenantrages ausschließlich darauf an, dass das 
Unternehmen die BWB über eine mutmaßliche Zuwiderhandlung informiert, ehe diese aus 
anderen Quellen von dem Sachverhalt erfährt. Die geforderten Angaben über die 
mutmaßliche Zuwiderhandlung werden im Regelfall mit den Vorgaben des Formblattes 
übereinstimmen. Fraglich ist jedoch, wie die BWB verfährt, wenn ein Unternehmen als erstes 
konkrete Angaben über eine Zuwiderhandlung macht, dabei jedoch nicht alle inhaltlichen 
Vorgaben des Formblattes erfüllt, indem es bspw keine Angaben zu weiteren Anträgen bei 
anderen Wettbewerbsbehörden macht, und daraufhin ein anderes Unternehmen als erstes das 
richtig und vollständig ausgefüllte Formblatt der BWB übermittelt. Die Konsequenz daraus 
wäre, dass sich wohl keines der beiden Unternehmen für ein Absehen des Geldbußenantrages 
qualifizieren könnte. Dem Unternehmen, das als erstes konkrete Angaben zum Kartellverstoß 
macht, wäre ein Erlass deshalb zu verwehren, weil es das Formblatt der BWB nicht als erstes 
Unternehmen richtig und vollständig übermittelte. Da die BWB bereits durch dieses 
Unternehmen Kenntnis von der konkreten Zuwiderhandlung erlangt hat, käme jedoch auch 
für das Unternehmen, das als erstes das Formblatt der BWB richtig und vollständig ausfüllte, 
in weiterer Folge kein Vorgehen nach § 11 Abs 3 erster Satz WettbG mehr in Betracht. 
 
Ähnliche Probleme stellen sich auch in Bezug auf eine allfällige Minderung des 
Geldbußenantrages. So ist nach § 11 Abs 4 dritter Satz WettbG bei der Reduktion der 
Geldbuße ausdrücklich auf den Zeitpunkt der Abgabe der zusätzlichen Informationen und 
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 Handbuch 5f. 
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deren Mehrwert gegenüber der bereits bekannten Informationen abzustellen. Unerheblich ist 
demgegenüber das Einlangen des richtig und vollständig ausgefüllten Formblattes bei der 
BWB. Zu bedenken ist dabei, dass die im Formblatt geforderten Informationen zwar eine 
gewisse Konkretisierung des Kartellverstoßes ermöglichen, diesen Informationen jedoch 
regelmäßig kein wirklicher Mehrwert zukommen wird. Um das Kriterium des Mehrwerts 
jedenfalls zu erfüllen, wären vielmehr Informationen und va Beweismittel erforderlich, die 
nicht bloß eine Grundinformation bieten, sondern als „smoking gun“ anzusehen sind. 
 
Im Hinblick auf diese unklare Rechtslage ist Unternehmen jedenfalls anzuraten, sich im Zuge 
der Antragstellung tunlichst an die konkreten Vorgaben der BWB zu halten. Um für eine 
Begünstigung iSd Kronzeugenregelung in Betracht zu kommen, muss das ersuchende 
Unternehmen jedenfalls in der im Gesetz vorgesehenen und im Handbuch näher dargelegten 
Weise mit der BWB kooperieren.1241  
 
7.6. Bekanntgabe der BWB während des Verfahrens 
Gem § 11 Abs 5 WettbG hat die BWB kooperierenden Unternehmen „auf Verlangen“ in 
Form einer „rechtsunverbindlichen Mitteilung“ bekannt zu geben, ob sie von der Möglichkeit 
eines Absehens bzw einer Minderung des Geldbußensantrages Gebrauch machen wird. Diese 
Mitteilung ist nach den Gesetzesmaterialien lediglich als „Orientierungshilfe“ zu verstehen, 
der jedoch keine Bescheidqualität zukommt.1242 Gegen diese Festlegung als unverbindliche 
Mitteilung werden in der Lehre vereinzelt verfassungsrechtliche Bedenken erhoben, die 
darauf gestützt werden, dass die österreichische Bundesverfassung für Verwaltungshandeln 
nur zwei Arten vorsehe, nämlich den Bescheid und den Akt unmittelbarer Befehls- und 
Zwangsgewalt.1243 Diese Annahme geht jedoch davon aus, dass die BWB eine 
Verwaltungsbehörde iSd Art 18 Abs 2 B-VG ist, was mE nicht zutrifft.1244 Die 
Mitteilungsverpflichtung wird von der BWB dahingehend präzisiert, dass diese nach 
eingehender Prüfung der vorgelegten Informationen bzw Beweismittel sowie des relevanten 
Sachverhaltes „ehestmöglich“ und „rechtsunverbindlich“ erfolgt.1245  
 
Die BWB stellt dabei – entgegen dem Wortlaut des § 11 Abs 5 WettbG – nicht auf ein 
Verlangen des jeweiligen Unternehmens ab, vielmehr erfolgt die Mitteilung nach eingehender 
Prüfung offenbar automatisch. Ein derartiges Vorgehen der BWB wäre jedoch im Hinblick 
                                                     
1241
 Handbuch 6. 
1242
 Vgl ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 5; Matousek, ecolex 2005, 504. 
1243
 Gruber, RdW 2005, 536 Fn 31. 
1244
 Vgl hiezu die Ausführungen oben in Kap D.II.4.2. 
1245
 Handbuch 6. 
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auf allfällige Schadenersatzprozesse amerikanischer Prägung für kooperierende Unternehmen 
nicht unproblematisch. In Fällen, in denen die BWB eine Minderung des Geldbußenantrages 
beabsichtigt, gibt sie gem Abschnitt 4 des Handbuchs zudem bekannt, welches Ausmaß die in 
Aussicht genommene Minderung hat. Diese Mitteilung der BWB – während des Verfahrens – 
steht jedoch ausdrücklich unter dem Vorbehalt, dass das Unternehmen in weiterer Folge bei 
der Aufklärung des Sachverhaltes in vollem Umfang mit der BWB kooperiert.1246 
 
7.7. Bekanntgabe nach Abschluss der Ermittlungen 
Nach Abschluss der Ermittlungen seitens der BWB kann das kooperierende Unternehmen 
eine Bekanntgabe – ohne den Vorbehalt des § 11 Abs 3 Z 3 WettbG – verlangen,1247 wenn es 
seiner Kooperationspflicht während des gesamten Verfahrens ausreichend nachgekommen ist. 
Diese Mitteilung setzt somit jedenfalls eine Initiative des Unternehmens voraus und erfolgt 
nicht automatisch. Ebenso wie die Bekanntgabe während des Verfahrens, kommt auch dieser 
Mitteilung der BWB kein verbindlicher Charakter zu (arg „solche Bekanntgabe“). Diese 
Diskrepanz zum Gemeinschaftsrecht bildet für kooperierende Unternehmen einen massiven 
Einschnitt in puncto Rechtssicherheit und kann wohl nur darauf zurückgeführt werden, dass 
der BWB bewusst keine hoheitlichen Befugnisse übertragen wurden.  
 
8. Kronzeugenbehandlung außerhalb des § 11 Abs 3 WettbG 
In Abschnitt 5 ihres Handbuchs hält die BWB schließlich fest, dass dieses Handbuch 
ausschließlich die in Aussicht genommene Vorgehensweise der BWB bei der Anwendung des 
§ 11 Abs 3 ff WettbG zum Gegenstand hat, sie jedoch „nicht“ daran „hindert, auch in 
anderen Fällen“ – in Ausübung ihres pflichtgemäßen Ermessens – „von der Stellung eines 
Geldbußenantrages Abstand zu nehmen oder eine geminderte Geldbuße zu beantragen.“1248 
Diese Ankündigung hat die BWB bereits zuvor in einer Presseaussendung angedeutet und 
darin ausgeführt, dass sie schon „in der Vergangenheit de facto und ohne ausdrückliche 
gesetzliche Regelung von Geldbußenanträgen dann Abstand genommen“ hat, „wenn sie im 
Einzelfall einen solchen Antrag für zumindest unfair (und damit wettbewerbspolitisch 
kontraproduktiv), wenn nicht in Wahrheit gesagt gegen den Gesetzeszweck verstoßend“ 
ansah.1249 
 
                                                     
1246
 Die Mitteilung aus 2006 sieht demgegenüber keine rechtsunverbindliche Bekanntgabe vor, Mitteilung aus 2006 Rn 29, ABl 2006 C 
298/17. 
1247
 Handbuch 6. 
1248
 Handbuch 6f. 
1249
 BWB, Pressemitteilung 27.7.2005. 
 268 
Die BWB stellt damit auf Fälle ab, die sich wegen Nichterfüllung einer oder mehrerer der in 
§ 11 Abs 3 WettbG genannten Voraussetzungen nicht für ein Vorgehen iSd 
Kronzeugenregelung eignen.1250 So könnte etwa auch kooperierenden Unternehmen, die 
andere zur Teilnahme an der Zuwiderhandlung gezwungen haben, eine Begünstigung zu Teil 
werden. Hält es die BWB in derartigen Fällen, die von der Kronzeugenregelung des § 11 Abs 
3 WettbG nicht umfasst sind, für angezeigt von einem Geldbußenantrag abzusehen oder 
diesen zu mindern, wird dadurch jedoch die Antragsbefugnis des BKartA nicht berührt.1251 
Dessen Antragslegitimation entfällt gem § 36 Abs 3 KartG nur dann, wenn er von der BWB 
von einem Vorgehen nach § 11 Abs 3 WettbG benachrichtigt wird. Dem BKartA steht es 
somit als zweiter Amtspartei in derartigen Verfahren frei, unbeschadet des Vorgehens der 
BWB einen Antrag auf Geldbußenverhängung zu stellen, um eine Entscheidung des 
Kartellgerichts zu erwirken.1252 Dies gilt jedoch nur dann, wenn sich keines der am Kartell 
beteiligten Unternehmen für ein Vorgehen nach § 11 Abs 3 WettbG qualifizieren kann. 
Andernfalls würde nämlich ohnedies die Antragsbefugnis des BKartA „wegen der 
gegenständlichen Zuwiderhandlung einen Antrag auf Verhängung einer Geldbuße zu stellen“ 
hinsichtlich sämtlicher Unternehmen entfallen. Die BWB legt zudem in Abschnitt 5 ihres 
Handbuchs dar, auch in Fällen, in denen kein Unternehmen für ein Vorgehen nach § 11 Abs 3 
WettbG in Betracht kommt, den BKartA über die Gründe zu informieren, die sie zu ihrem 
Vorgehen außerhalb der eigentlichen Kronzeugenregelung veranlasst haben und auf ein 
einvernehmliches Handeln mit dem BKartA hinzuwirken.1253  
 
Während somit Unternehmen bzw Unternehmensvereinigungen nach § 11 Abs 3 WettbG – 
bei Vorliegen der Voraussetzungen – aufgrund der ausdrücklichen Klarstellung durch die 
BWB ein „Anspruch“ auf Erlass des Geldbußenantrages bzw Minderung desselbigen 
erwächst,1254 liegt es in Fällen, in denen die Voraussetzungen nach § 11 Abs 3 WettbG nicht 
bzw nicht in dem geforderten Maß erfüllt werden, ausschließlich im Ermessen der BWB von 
einem Antrag abzusehen bzw diesen zu reduzieren. Dieses Ermessen wird lediglich durch ein 
pflichtgemäßes Vorgehen seitens der BWB determiniert, woraus mE abzuleiten ist, dass die 
BWB auch in solchen Fällen keinesfalls willkürlich agieren darf, sondern vielmehr dazu 
verpflichtet ist, Unternehmen bzw Unternehmensvereinigungen – bei nahezu identer 
Ausgangslage – gleich zu behandeln.  
 
                                                     
1250
 Handbuch 7. 
1251
 Vgl Handbuch 7. 
1252
 Vgl § 36 Abs 1 und 2 KartG. 
1253
 Handbuch 7. 
1254
 BWB, Pressemitteilung 27.7.2005. 
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9. Schutz von Informationen aus dem ECN 
In Anlehnung an die Netzwerkbekanntmachung der Kommission1255 stellt § 11 Abs 6 WettbG 
ausdrücklich klar, dass Informationen aus dem ECN – infolge eines Ersuchens um 
Kronzeugenbehandlung – von der BWB nicht als Grundlage für einen Antrag auf 
Geldbußenverhängung herangezogen werden dürfen.1256 Die Einhaltung der Regeln über die 
Netzwerkbekanntmachung wurden damit – mangels unmittelbarer normativer Wirkung für 
die Mitgliedsstaaten1257 – ausdrücklich im Gesetz verankert. Unbeschadet des § 11 Abs 6 
erster Satz WettbG, bleibt die Befugnis der BWB weiterhin aufrecht, Ermittlungen aufgrund 
anderer Quellen als dem ECN einzuleiten und aufgrund der Ermittlungsergebnisse insb 
Anträge auf Verhängung einer Geldbuße zu stellen.1258 Aus den Gesetzesmaterialen geht 
hervor, dass die BWB auch in Fällen ermitteln und ein gerichtliches Verfahren einleiten kann, 
in denen ein Unternehmen bei einer anderen Wettbewerbsbehörde um Kronzeugenstatus 
ersucht hat und die BWB davon aus dem Behördennetzwerk erfahren hat.1259 Voraussetzung 
hiefür ist, dass die Ermittlungen auf Informationen beruhen, die nicht aus dem Netzwerk 
stammen. Ein derart weites Verständnis mag zwar mit der Netzwerkbekanntmachung der 
Kommission konform laufen,1260 ist jedoch mE überschießend und darüber hinaus geeignet, 
die für die Wirksamkeit der Kronzeugenregelungen notwendige Vertraulichkeit im 
behördlichen Umgang mit antragstellenden Unternehmen auszuhöhlen. 
 
10. Exkurs: Ausreichender Schutz von Kronzeugenanträgen vor Follow-on-Klagen? 
10.1. Schadenersatzpflicht bei Verstößen gegen das Kartellverbot 
Das kartellrechtliche Verbot wettbewerbsbeschränkender Verhaltensweisen kann nicht nur 
auf dem öffentlich-rechtlichen Weg, sprich durch (Geldbußen-)Sanktionen des 
Kartellgerichts, durchgesetzt werden, sondern auch auf zivilrechtlichem Wege. Hiefür 
kommen insb Schadenersatzklagen von Unternehmern und sonstigen nichtstaatlichen, also 
privaten Personen, die sich durch den Kartellverstoß eines (anderen) Wirtschaftsakteurs 
beeinträchtigt fühlen, in Betracht.1261 Wie die meisten Rechtsordnungen der EU-
Mitgliedstaaten enthält auch das österreichische Recht zurzeit keine ausdrückliche 
                                                     
1255
 Netzwerkbekanntmachung Rn 39, ABl 2004 C 101/43. 
1256
 Vgl ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 5. 
1257
 Vgl Öhlberger, ÖBl 2006, 106. 
1258
 § 11 Abs 6 zweiter Satz WettbG; umfassend zu den konkreten Verwertungsregeln im ECN, Schneider in Langen/Bunte, Kommentar zum 
deutschen und europäischen Wettbewerbsrecht, § 50a Rn 6ff. 
1259
 Vgl ErlRV 942 BlgNR XXII. GP 5. 
1260
 Vgl Netzwerkbekanntmachung Rn 39ff, ABl 2004 C 101/43. 
1261
 Vgl Mäsch, EuR 2003, 827. 
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Rechtsgrundlage für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen wegen Verletzung 
des nationalen bzw EG-Wettbewerbsrechts.1262  
 
Unbeschadet dessen können sowohl Zuwiderhandlungen gegen Art 81 EGV wie auch gegen 
das nationale Kartellverbot des § 1 KartG Schadenersatzansprüche der durch derartige 
Zuwiderhandlungen Geschädigten begründen. So sind die gemeinschaftsrechtlichen 
Wettbewerbsregeln nach stRsp des EuGH unmittelbar anwendbar, wobei die Beurteilung 
allfälliger Schadenersatzansprüche, etwa bei Verstößen gegen Art 81 EGV den nationalen 
Gerichten der einzelnen Mitgliedsstaaten vorbehalten ist.1263 Nicht dezidiert geäußert hat sich 
der EuGH bislang dazu, ob Art 81 EGV selbst eine unmittelbare und abschließende 
Haftungsgrundlage für einen Schadenersatzanspruch bildet oder vielmehr die Mitgliedsstaaten 
verpflichtet sind, nach ihrem nationalen Recht eine Grundlage für derartige 
Schadenersatzansprüche zu schaffen. In der Lehre wird zT argumentiert, dass sich 
Schadenersatzansprüche unmittelbar aus dem Gemeinschaftsrecht ableiten lassen.1264 Selbst 
wenn Art 81 EGV nicht als unmittelbare Haftungsgrundlage herangezogen werden kann, 
finden sich in der österreichischen Rechtsordnung sehr wohl Rechtsgrundlagen, auf die 
allfällige Schadenersatzansprüche wegen derartiger Wettbewerbsverstöße gestützt werden 
können. Festzuhalten ist dabei, dass die private Kartellrechtsdurchsetzung nicht in den 
Kompetenzbereich des Kartellgerichts fällt, sondern hiefür die Zivilgerichte zuständig 
sind.1265  
 
Nach hL sind nämlich sowohl Art 81 EGV wie auch § 1 KartG als Schutzgesetze iSd 
§§ 1311, 1323 und 1324 ABGB zu qualifizieren, deren Verletzung Schadenersatzansprüche, 
insb auch der Marktgegenseite, begründen.1266 Die Qualifizierung der einschlägigen 
Verbotsnormen des KartG als Schutzgesetze wurde nunmehr auch in einem Musterprozess, 
das Grazer-Fahrschulen-Kartell betreffend, von den Zivilgerichten erster und zweiter Instanz 
bestätigt.1267 Alternativ zu § 1311 ABGB können Schadenersatzansprüche wegen eines 
Kartellverstoßes auch auf das UWG gestützt werden. So hat der OGH bereits zur alten 
Rechtslage vor Inkrafttreten der UWG-Novelle 20071268 mehrfach ausgesprochen, dass ein 
Verstoß gegen das KartG bzw das gemeinschaftsrechtliche Wettbewerbsrecht zugleich als 
                                                     
1262
 Vgl zB Jäger, JBl 2007, 351; Petsche/Tautscher in in Petsche/Urlesberger/Vartian, KartG 2005 § 1 Rz 99. 
1263
 Vgl zB EuGH 13.7.2006 verb Rs C-295/04 bis C-298/04 Rn 58 (Manfredi); EuGH 20.9.2001 Rs C-453/99 Rn 23 (Courage) Slg 2001 I-
06297; EuGH 30.1.1974 Rs 127/73 Rn 15ff (BRT I); nähere Ausführungen hiezu oben in Kap C.I.5. 
1264
 So ausdrücklich Stockenhuber/Wittmann, wobl 2007, 333. 
1265
 OGH als KOG 16.12.2002, 16 Ok 10/02. 
1266
 Vgl ua Stillfried/Stockenhuber, wbl 1995, 301; Thyri, ecolex 2006, 800; Jäger, JBl 2007, 351; Wessely, MR 2006, 404. 
1267
 LG Graz 17.8.2007, 17 R 91/07p; BG Graz-Ost 16.3.2007, 4 C 463/06h. 
1268
 Vgl BGBl I 79/2007. 
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Verstoß gegen § 1 iVm §16 UWG aF zu qualifizieren ist, sofern sich der Unternehmer 
schuldhaft über eine Vorschrift des KartG bzw der gemeinschaftsrechtlichen 
Wettbewerbsregeln hinwegsetzt, um im Wettbewerb einen Vorsprung vor gesetzestreuen 
Mitbewerbern zu erlangen.1269 Aus den Gesetzesmaterialien zur UWG-Novelle 2007 geht 
hervor, dass diese höchstgerichtliche Rsp zu § 1 UWG aF durch die Novellierung nicht 
berührt wird1270 und somit weiterhin Gültigkeit hat.  
 
10.2. Verwertung von Kronzeugenanträgen in nachfolgenden Schadenersatzverfahren 
Unternehmen, die die Begünstigungen der nationalen Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 
WettbG in Anspruch nehmen möchten, müssen ihren Kronzeugenantrag mit ausführlichen 
Informationen versehen, in dem sie nicht nur ihre eigene Beteiligung und die der anderen 
Beteiligten am Kartell offenlegen, sondern auch die Art der Zuwiderhandlung beschreiben 
und konkrete Angaben zu den betroffenen Märkten machen.1271 Neben der Abgabe dieser sog 
„Unternehmenserklärung“, muss jedes kooperationswillige Unternehmen der BWB zudem 
„alle in seinem Besitz befindlichen oder anderweitig verfügbaren Beweismittel über den 
mutmaßlichen Verstoß“ vorlegen.1272 Diese Informationen und Beweismittel sind jedoch nicht 
nur für die BWB, sondern insb auch für Dritte, die durch den Kartellverstoß mittelbar oder 
unmittelbar zu Schaden gekommen sind, im Hinblick auf ein nachfolgendes 
Schadenersatzverfahren von großem Interesse. Bei sog „Follow-on-Klagen“ stehen nämlich 
insb Private, die Schadenersatzansprüche wegen eines Kartellverstoßes geltend machen 
wollen, trotz der Erleichterungen die § 273 ZPO bei der Feststellung der Schadenshöhe bietet, 
regelmäßig vor erheblichen Schwierigkeiten, den erlittenen Schaden zu beweisen.1273 Dadurch 
tritt ein Spannungsverhältnis zwischen der privaten Kartellrechtsdurchsetzung und der 
Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 WettbG zu Tage, das sich nachteilig auf die 
Kooperationsbereitschaft kartellbeteiligter Unternehmen auswirken könnte. In den 
nachstehenden Ausführungen soll deshalb der Frage nachgegangen werden, ob und inwieweit 
Zivilkläger nach österreichischem Recht Akteneinsicht in diese Unterlagen erhalten können 
oder anders gefragt, ob und inwieweit Kronzeugenanträge von Unternehmen vor einer 
allfälligen Verwertung im Zivilverfahren geschützt sind.  
 
 
                                                     
1269
 Vgl zB OGH 15.1.2002, 4 Ob 201/02s; OGH 17.3.1998, 4 Ob 62/98s. 
1270
 ErlRV 144 BlgNR XXIII. GP 3. 
1271
 Vgl Handbuch 5, 8. 
1272
 Handbuch 3f; ferner Bauer/Kitzberger, ecolex 2008, 547f. 
1273
 Vgl zB Gehmacher/Hauck/Madl, ecolex 2002, 566; Hack, ecolex 2003, 311; Wilhelm spricht plakativ sogar vom Kassandraruf der 
Schwierigkeit des Schadensnachweises, Wilhelm, ecolex 2002, 557. 
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10.2.1. Schutz von Kronzeugenanträgen im Verfahren vor der BWB 
Den Ausgangspunkt dieser Analyse bildet dabei das Verfahren vor der BWB, weil diese 
Adressat der Kronzeugenanträge ist und darüber entscheidet, ob und in welcher Höhe sie 
gegenüber kooperationswilligen Unternehmen beim Kartellgericht die Verhängung einer 
Geldbuße wegen einer mutmaßlichen Zuwiderhandlung gegen § 1 KartG bzw Art 81 EGV 
beantragt. Festzuhalten ist hierbei, dass nach hL Dritten, einschließlich Wettbewerbern und 
Abnehmern, die Einsicht in die Akten der BWB und damit der Zugriff auf Informationen, die 
die BWB insb durch Kronzeugenanträge erhält, verwehrt ist.1274 So wird insb ins Treffen 
geführt, dass der Verweis in § 11 Abs 2 WettbG auf die Anwendung einzelner Bestimmungen 
des AVG nicht auch die Regelung über die Akteneinsicht umfasse und die BWB zudem 
aufgrund der Verschwiegenheitspflicht – mit Ausnahme des BKartA – keine Auskünfte über 
Akteninhalte erteilen dürfe.1275 Darüber hinaus wird auch ein allgemeines aus Art 6 EMRK 
abgeleitetes Recht auf Akteneinsicht mE zutreffend verneint.1276 Demnach dürften 
Kronzeugenanträge vor dem Zugriff Dritter im Verfahren vor der BWB geschützt sein und 
daraus eine Rechtslage resultieren, die weitestgehend der im Verfahren vor der Europäischen 
Kommission entspricht.1277  
 
10.2.2. Schutz von Kronzeugenanträgen im kartellgerichtlichen Verfahren 
Weiters stellt sich jedoch die Frage, ob sich der Schutz von Kronzeugenanträgen auch auf das 
Verfahren vor dem Kartellgericht erstreckt, dem neben der Feststellung bzw Abstellung einer 
Zuwiderhandlung gegen § 1 KartG bzw Art 81 EGV insb auch die Ahndung durch 
Verhängung von Geldbußen obliegt.1278 Um ihrer Begründungspflicht nachzukommen, muss 
die BWB im Verfahren vor dem Kartellgericht Beweismittel, auf die sie sich – zur Stützung 
ihres Geldbußenantrages – berufen will, selbst dann vorlegen, wenn diese 
Geschäftsgeheimnisse enthalten, wodurch diese Beweismittel zugleich Bestandteil des 
kartellgerichtlichen Akts werden.1279 Somit kommt im gegebenen Zusammenhang der Frage 
maßgebliche Bedeutung zu, inwieweit Dritten Zugang zu den Akten des Kartellgerichts 
gewährt wird.  
 
Im Verfahren vor dem Kartellgericht kommt das AußStrG zur Anwendung, durch dessen 
Verweis in § 22 AußStrG auf die allgemeinen, zivilprozessualen Regeln zur Akteneinsicht 
                                                     
1274
 Vgl zB Bauer/Kitzberger, ecolex 2008, 548; Raschauer, ÖZW 2008, 38 
1275
 Bauer/Kitzberger, ecolex 2008, 548; ferner Matousek in Petsche/Urlesberger/Vartian, KartG § 13 WettbG Rz 3. 
1276
 Raschauer, ÖZW 2008, 35f. 
1277
 Bauer/Kitzberger, ecolex 2008, 548; vlg hiezu die Ausführungen in Kap C.V.7.5. 
1278
 Vgl §§ 27ff KartG. 
1279
 Vgl zB ErlRV 926 BlgNR XXII. GP 9; OGH 6.11.2007, 5 Ob 154/07v; Solé in Petsche/Urlesberger/Vartian, KartG 2005 § 39 Rz 1. 
 273 
selbst materiell betroffenen Dritten, die ein rechtliches Interesse am Verfahren glaubhaft 
machen können, grds durch § 219 Abs 2 ZPO ein Recht auf Akteneinsicht eingeräumt 
wird.1280 Dem schiebt jedoch § 39 Abs 2 KartG insoweit einen Riegel vor, als nicht am 
Kartellverfahren beteiligte Dritte – nach dem Willen des Gesetzgebers – ohne Zustimmung 
der Parteien keine Akteneinsicht erhalten.1281 Daraus darf jedoch nicht voreilig der Schluss 
gezogen werden, dass Kronzeugenanträge im Verfahren vor dem Kartellgericht generell 
geschützt sind.  
 
Vielmehr wurde im Schrifttum bereits mE zutreffend darauf hingewiesen, dass § 39 Abs 2 
KartG – nach geltender Rechtslage – weder die Übermittlung des kartellgerichtlichen Akts an 
andere Behörden und Gerichte im Wege der Amtshilfe noch die Aktenbeischaffung durch 
andere Senate des Kartellgerichts ausschließt.1282 Kooperierende Unternehmen laufen damit 
Gefahr, dass ihr Kronzeugenantrag samt angeschlossener Beweismittel im Wege der 
Amtshilfe an das Zivilgericht übermittelt wird, welches nach § 183 Abs 1 Z 3 ZPO durch den 
Vorsitzenden insb die Herbeischaffung von Urkunden, die bei einer öffentlichen Behörde 
verwahrt werden, veranlassen kann. Nicht am Kartellverfahren beteiligten Dritten könnte 
dadurch eine Möglichkeit eröffnet werden, im Zuge eines Schadenersatzverfahrens Zugang zu 
Kronzeugenanträgen und damit zusammenhängenden Informationen zu erhalten.  
 
Die Amtshilfe wird lediglich durch das Amtsgeheimnis, den Datenschutz und sonstige 
Geheimhaltungspflichten beschränkt. Da das Amtsgeheimnis nur eingeschränkt, nicht aber 
ausgedehnt werden darf, kommt es als Begründung für die Beschränkung der 
Aktenübermittlung jedenfalls nicht in Betracht.1283 Soweit der kartellgerichtliche Akt 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse enthält, ist aufgrund des DSG die Zustimmung des 
betroffenen verfahrensbeteiligten Unternehmens bzw der Amtspartei einzuholen,1284 ein 
genereller Schutz von Kronzeugenanträgen kann auch daraus nicht abgeleitet werden. 
Darüber hinaus kann die Amtshilfe durch Geheimhaltungspflichten, wie zB dem 
Bankgeheimnis, beschränkt werden. Eine solche spezifische behördliche 
Geheimhaltungspflicht findet jedoch im Wortlaut des § 39 Abs 2 KartG keine Deckung. In 
der Literatur wird aber vereinzelt ins Treffen geführt, dass der Wertung des Gesetzgebers zu 
§ 39 KartG zu entnehmen sei, Kronzeugenanträge und damit zusammenhängende 
                                                     
1280
 Vgl § 22 AußStrG idF BGBl I 2003/111 iVm § 219 Abs 2 ZPO; OGH 30.5.2007, 9 Ob 15/07g; Bauer/Kitzberger, ecolex 2008, 548. 
1281
 Vgl ErlRV 926 BlgNR XXII. GP 9; OGH 6.11.2007, 5 Ob 154/07v; OGH als KOG 11.10.2006, 16 Ok 7/06 (16 Ok 8/06). 
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 Vgl Bauer/Kitzberger, ecolex 2008, 548; Solé in Petsche/Urlesberger/Vartian, KartG 2005 § 39 Rz 9ff. 
1283
 Solé in Petsche/Urlesberger/Vartian, KartG 2005 § 39 Rz 13. 
1284
 Vgl Solé in Petsche/Urlesberger/Vartian, KartG 2005 § 39 Rz 13. 
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Informationen von der Übermittlung im Rahmen der Amtshilfe auszunehmen.1285 Demnach 
wäre der Kronzeugenantrag samt angeschlossener Beweismittel vor einer Verwertung in 
nachfolgenden Zivilprozessen geschützt, wobei fraglich ist, ob die Rsp diese Einschätzung 
ebenfalls teilen wird.  
 
Ähnliche Probleme stellen sich dann, wenn andere Senate des Kartellgerichtes in einem 
Parallelverfahren die Beischaffung des Aktes veranlassen und die Parteien der beiden 
Kartellverfahren nicht identisch sind, sondern das Parallelverfahren, etwa durch 
Individualantrag eines (geschädigten) Unternehmens, eingeleitet wurde.1286 So kann im 
kartellgerichtlichen Verfahren – zur Feststellung des Sachverhaltes – grds jedes dafür 
geeignete Beweismittel herangezogen werden.1287 Kronzeugen müssen damit befürchten, dass 
ihr Kronzeugenantrag und diesem angeschlossene Beweismittel im Parallelverfahren 
verwertet werden und dadurch anderen Unternehmen zugänglich werden, die zB einen 
Feststellungsantrag wegen des mutmaßlichen Kartellverstoßes eingebracht haben. Dies setzt 
jedoch voraus, dass dem Antragsteller, der etwa die Feststellung der Zuwiderhandlung 
begehrt, gem § 28 Abs 1 KartG ein berechtigtes Interesse zukommt und zudem der 
Beischaffung der Akten nicht § 39 Abs 2 KartG entgegengehalten werden kann. In der Lehre 
wird auch idZ vereinzelt auf die Wertung des Gesetzgebers abgestellt und daraus 
offensichtlich der Schluss gezogen, dass § 39 Abs 2 KartG auch in derartigen Fällen einer 
Aktenübermittlung entgegenstehe und der Kronzeugenantrag damit geschützt sei.1288 
Deckung findet diese Auffassung im Wortlaut des Gesetzes wiederum nicht. Auch § 39 Abs 1 
KartG kann insoweit nicht ins Treffen geführt werden, weil diese Bestimmung ausschließlich 
auf die Verbindung von Verfahren vor dem Kartellgericht abzielt und verhindern soll, dass 
Konkurrenten der betroffenen Unternehmen ihr Recht zur Antragstellung vor dem 
Kartellgericht dazu benutzen, um Kenntnis von den Geschäftsgeheimnissen zu erlangen.1289 
Soweit der Kronzeuge Partei des Verfahrens ist, kann er seinen Kronzeugenantrag dadurch 
schützen, indem er einer Verbindung der Verfahren nicht zustimmt.1290 
 
Eine abschließende Klärung darüber, inwieweit Kronzeugenanträge in der Praxis tatsächlich 
vor einer Verwertung geschützt sind, wird wohl letztlich erst die Rsp bringen. Unternehmen, 
die die Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 WettbG in Anspruch nehmen möchten, sollten 
                                                     
1285
 Bauer/Kitzberger, ecolex 2008, 549; vgl demgegenüber Solé in in Petsche/Urlesberger/Vartian, KartG 2005 § 39 Rz 13; Wessely, MR 
2006, 404ff. 
1286
 Bauer/Kitzberger, ecolex 2008, 548f. 
1287
 Vgl § 31 Abs 1 AußStrG. 
1288
 Bauer/Kitzberger, ecolex 2008, 549; aA Solé in in Petsche/Urlesberger/Vartian, KartG 2005 § 39 Rz 12.  
1289
 Vgl ErlRV 926 BlgNR XXII. GP 9. 
1290
 Vgl § 39 Abs 1 KartG; Bauer/Kitzberger, ecolex 2008, 549. 
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sich jedenfalls darüber im Klaren sein, dass der Inhalt ihres Kronzeugenantrages samt damit 
zusammenhängender Informationen auch in nachfolgenden Verfahren – nach geltender 
Rechtslage – möglicherweise gegen sie verwendet werden kann. Wenngleich idZ ein 
nachvollziehbares Interesse durch Kartellverstöße Geschädigter besteht, einen möglichst 
umfassenden Zugang zu Kronzeugenanträgen samt angeschlossener Beweismittel zu erhalten, 
darf dieses jedoch mE nicht zulasten der öffentlichen Interessen an einer effektiven 
Kartellbekämpfung gehen. Zu bedenken ist dabei, dass die Aufdeckung von Kartellen – wie 
etwa die Kartellrechtspraxis in den USA bzw der EG verdeutlichen1291 – in den meisten 
Fällen überhaupt erst durch kooperationswillige Unternehmen ermöglicht wird, die für sich 
die Vorteile der jeweiligen Kronzeugenregelung in Anspruch nehmen wollen. Nach meinem 
Dafürhalten ist somit der Gesetzgeber dringend aufgerufen, potentiellen Kronzeugen 
ausreichenden Schutz zu bieten, indem entsprechende Maßnahmen gesetzt werden, die eine 
allfällige Verwertung von Kronzeugenanträgen in nachfolgenden Zivilverfahren unterbinden.  
 
11. Praktische Anwendung der österreichischen Kronzeugenregelung 
Seit Einführung der österreichischen Kronzeugenregelung wurden bis Juni 2008 elf Ersuchen 
um Vorgehen nach § 11 Abs 3 WettbG gestellt, wobei es zumindest in vier dieser Fälle zu 
einer Benachrichtigung des BKartA durch die BWB gekommen ist.1292 Dem Vernehmen nach 
ist zwischenzeitlich ein weiteres Ersuchen auf Kronzeugenbehandlung bei der BWB 
eingegangen, das sich ebenfalls noch im Ermittlungsstadium befindet. Da die BWB – zum 
Schutz ihrer Kronzeugenregelung – aus mE nachvollziehbaren Gründen darum bemüht ist, 
möglichst wenige Informationen darüber nach außen durchdringen zu lassen, können an 
dieser Stelle keine näheren Angaben zu den konkreten Verstößen gemacht werden. 
 
Soweit ersichtlich kam die nationale Kronzeugenregelung bislang in zwei 
Geldbußenverfahren vor dem Kartellgericht tatsächlich zur Anwendung.1293 Erstmalig machte 
die BWB im sog Aufzugskartell von der Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 WettbG 
Gebrauch, indem sie gegenüber einem der kartellbeteiligten Unternehmen von einem 
Geldbußenantrag zur Gänze absah und gegenüber einem weiteren Unternehmen einen, um 
50 % geminderten, Geldbußenantrag stellte.1294 In einem weiteren Verfahren, das 
Kartellabsprachen im Chemikaliengroßhandel zum Gegenstand hatte, wurde einem 
                                                     
1291
 Vgl hiezu die Ausführungen oben in Kap B.IV.4. bzw Kap C.IV.8. 
1292
 Vgl BMWA, Wirtschaftsbericht 2008, 110; BMJ, III-165 der BlgNR XXIII. GP 6. 
1293
 Vgl BWB, Pressemitteilung 5.10.2007; BWB, Pressemitteilung 5.11.2008.  
1294
 BWB, Pressemitteilung 5.10.2007. 
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Unternehmen wegen seiner Offenlegung der Zuwiderhandlung und anschließenden 
Kooperation gänzliche „Straffreiheit“ gewährt.1295  
 
12. Beurteilung der nationalen Kronzeugenregelung 
Die nationale Kronzeugenregelung wurde erst vor wenigen Jahren in das Kartellrecht 
eingeführt. Aus den bisherigen Anwendungsfällen können daher nur bedingt aussagekräftige 
Rückschlüsse auf die Effektivität des österreichischen Kronzeugenmodells gezogen werden. 
Festgehalten werden kann jedoch, dass die Begünstigungen des § 11 Abs 3 WettbG zweifellos 
auch der österreichischen Wirtschaftswelt nicht verborgen blieben und durchaus damit 
gerechnet werden kann, dass dieser Trend auch in Zukunft anhalten wird. Maßgebliche 
Akzente hin zu einer stärkeren Anwendungsbereitschaft dieser Kronzeugenregelung wurden 
insb auch durch die Kartellgerichte gesetzt, indem bei Kartellverstößen in letzter Zeit rigide 
durchgegriffen wurde1296 und dadurch die wirtschaftlichen Vorteile einer Kooperation mit der 
BWB stärker in den Vordergrund getreten sind.  
 
12.1. Kritikpunkte 
Nichtsdestotrotz weist die nationale Kronzeugenregelung in Zusammenhalt mit den 
konkretisierenden Vorgaben im Handbuch der BWB Defizite auf, die der Effektivität des 
Kronzeugenmodells abträglich sind. Ein wesentlicher Kritikpunkt der nationalen 
Kronzeugenregelung des § 11 Abs 3 WettbG liegt darin, dass die Anwendung dieser 
Bestimmung – nach dem Wortlaut des Gesetzes – ausschließlich im Ermessen der BWB steht. 
Die BWB reagierte zwar umgehend darauf, indem sie ausdrücklich erklärte, bei Vorliegen der 
jeweiligen Voraussetzungen auf jeden Fall von einem Geldbußenantrag Abstand zu nehmen 
bzw eine geminderte Geldbuße zu beantragen, dennoch scheint es aus Gründen der 
Transparenz und Rechtssicherheit angezeigt, wenn sich auch der Gesetzgeber zu einer 
ausdrücklichen Klarstellung dahingehend entschließt, dass kooperativen Unternehmen ein 
Rechtsanspruch auf Kronzeugenbehandlung erwächst. 
 
Weiters könnte die Effektivität der nationalen Kronzeugenregelung dadurch verbessert 
werden, indem ein Absehen des Geldbußenantrages auch in Fällen ermöglicht wird, in denen 
die BWB zwar bereits Kenntnis von einer konkreten Zuwiderhandlung hat, jedoch noch nicht 
über genug Beweise verfügt, um tatsächlich ein Verfahren beim Kartellgericht einleiten zu 
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 BWB, Pressemitteilung 5.11.2008; BWB, Pressemitteilung 17.12.2007. 
1296
 Vgl BWB, Pressemitteilung 7.11.2008; BWB, Pressemitteilung 14.12.2007, 75,40 Mio EUR Geldbuße über fünf Aufzugs- und 
Fahrtreppenhersteller. 
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können. Die Bestimmung des § 11 Abs 3 erster Satz Z 2 WettbG ist mE zu restriktiv gefasst 
und könnte deshalb Unternehmen von einer umfassenden Kooperation abschrecken, weil 
diese befürchten müssen, dass die BWB bereits über konkrete Kenntnisse wegen des 
Kartellverstoßes verfügt. 
 
Anpassungsbedarf gibt es auch hinsichtlich des Umstands, dass Unternehmen, die andere zur 
Kartellteilnahme gezwungen haben per se für kein Vorgehen iSd § 11 Abs 3 WettbG in 
Betracht kommen. Zu bedenken ist dabei, dass Unternehmen, denen eine besonders 
dominante Stellung im Kartell zukommt, regelmäßig über die weitreichendsten Informationen 
hinsichtlich der Zuwiderhandlung verfügen, weshalb diesen zumindest ein Anreiz in Form 
eines geminderten Geldbußenantrages in Aussicht gestellt werden sollte.  
 
Ein weiterer Kritikpunkt betrifft das Vorgehen der BWB gegenüber Kronzeugen, die sich für 
ein Absehen des Geldbußenantrages qualifizieren konnten. Bislang ist unklar, ob die BWB 
diesfalls überhaupt keinen Antrag stellen oder die Feststellung bzw Abstellung des 
wettbewerbswidrigen Verhaltens beantragen wird, dabei jedoch auf die Beantragung einer 
Geldbuße verzichtet. Eine entsprechende Klarstellung wäre wünschenswert, wobei der BWB 
nachdrücklich anzuraten ist, sich generell für ein Vorgehen mittels Verzicht zu entscheiden, 
weil den Kronzeugen dadurch Parteistellung zukommen würde, was insb für den Schutz des 
Kronzeugenantrages von Bedeutung sein könnte.1297 Wenngleich nach geltender Rechtslage 
Kronzeugenanträge und diesen angeschlossene Informationen im Verfahren vor der BWB 
wohl als ausreichend geschützt anzusehen sind, sollte zudem auch auf das bestehende 
Schutzbedürfnis im Verfahren vor dem Kartellgericht Bedacht genommen werden. Nach 
meinem Dafürhalten bewirkt die geltende Rechtslage insofern eine erhebliche 
Rechtsunsicherheit, die dazu führen könnte, dass kartellbeteiligte Unternehmen vor einer 
Kooperation mit der BWB zurückschrecken, weil sie befürchten müssen, dass sie durch ihre 
Antragstellung auf Kronzeugenbehandlung Geschädigten zugleich den Weg für 
Schadenersatzklagen ebenen. 
 
Sehr problematisch gestalten sich zudem die konkreten Vorgaben der BWB iZm der 
Antragstellung kooperationswilliger Unternehmen sowie die Vorgaben für die Ermittlung der 
jeweiligen Bandbreite einer allfälligen Geldbußenreduktion. Nach meinem Dafürhalten stehen 
diese Vorgaben des Handbuchs der BWB zT im Widerspruch zu den gesetzlichen Vorgaben 
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 Ausführlicher hiezu in Kap D.II.10.2.2. 
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des §§ 11 Abs 3 bzw 4 WettbG. Um die Transparenz und Rechtssicherheit für kooperierende 
Unternehmen zu erhöhen, sollte sich die BWB insoweit stärker an den Vorgaben der 
Kommissionsmitteilungen aus 2002 bzw 2006 orientieren. 
 
Negativ zu bewerten ist ferner der Umstand, dass kooperierende Unternehmen lediglich in 
Form einer rechtsunverbindlichen Mitteilung davon in Kenntnis gesetzt werden, ob die BWB 
ein Vorgehen nach § 11 Abs 3 WettbG beabsichtigt bzw von der Kronzeugenregelung 
Gebrauch macht. Auch diese Vorgaben sind alles andere als geeignet, die Rechtssicherheit für 
kooperierende Unternehmen zu erhöhen. 
 
Defizite bestehen auch insoweit, als bestimmte Regelungen, die bei anderen 
Wettbewerbsbehörden maßgeblich zum Erfolg ihres Kronzeugenmodells beitragen, nicht 
auch in die österreichische Kronzeugenregelung eingeflossen sind. Zu denken ist etwa an die 
unterschiedlichen Möglichkeiten der Antragstellung, die die Kommissionsmitteilung aus 2006 
nunmehr bietet, wobei zB die Beweisvorlage in vorerst hypothetischer Form bereits in der 
Mitteilung der Kommission aus 2002 ausdrücklich genannt ist.1298 Eine weitere positive 
Errungenschaft, die bedauerlicherweise ebenfalls nicht übernommen wurde, obwohl dadurch 
die Effektivität der Kartellbekämpfung in den Vereinigten Staaten deutlich gesteigert werden 
konnte, besteht in der Einführung eines sog „Amnesty Plus Programs“ und dessen Pendant in 
Form des „Penalty Plus Programs“.1299  
 
12.2. Abschließende Bemerkungen 
Abschließend kann festgehalten werden, dass die nationale Kronzeugenregelung über weite 
Strecken der Mitteilung aus 2002 nachempfunden ist, die sich in der Praxis als durchaus 
erfolgreich erwiesen hat. Dennoch hat die nationale Kronzeugenregelung noch nicht die 
praktische Bedeutung erlangt,1300 die sich manche von ihr erhofft hatten. Die Gründe dafür 
mögen vielseitig sein, doch können sie wohl nicht nur auf das kurze Bestehen der nationalen 
Regelung zurückgeführt werden. Vielmehr zeigt sich bei näherer Betrachtung, dass die 
nationale Kronzeugenregelung zwar in vielen Bereichen durchaus positive Impulse für eine 
Kooperation mit der BWB setzt, diese jedoch zT durch gewisse Defizite, etwa im Bereich der 
Transparenz und Rechtssicherheit, entwertet werden. Nicht zuletzt im Hinblick auf die 
nachhaltigen Harmonisierungstendenzen im Rahmen des ECN, ist es mE notwendig, die 
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1300
 Konopatsch, NetV 2007, 37. 
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nationale Kronzeugenregelung in bestimmten Bereichen grundlegend zu überarbeiten, um 
eine Konformität mit den Vorgaben des ECN-Kronzeugenregelungsmodells zu erreichen. 
Wertvolle Impulse hierfür könnte zweifellos die Mitteilung der Kommission aus 2006 liefern.  
 
Da die Effektivität eines Kronzeugenprogramms in der Praxis – unbeschadet ihrer konkreten 
Ausgestaltung – auch maßgeblich davon abhängt, über welche personellen bzw finanziellen 
Ressourcen die jeweilige Wettbewerbsbehörde verfügt, sollte auch dieser Aspekt in Zukunft 
auf nationaler Ebene stärkere Berücksichtigung finden, als er es bislang tat. So geht aus einer 
aktuellen Pressemitteilung hervor, dass die BWB zurzeit gerade einmal 27 Mitarbeiter 
beschäftigt1301 und im Jahr 2008 über ein Budget von EUR 2 Mio verfügte.1302 Dass mit 
diesen begrenzten Ressourcen,1303 die der BWB – zur Bewältigung ihres erheblichen 
Arbeitsanfalls – bislang zur Verfügung stehen, künftig nicht das Auslangen gefunden werden 
kann, liegt wohl auf der Hand. Im Interesse einer effektiven Kartellbekämpfung wäre es 
dringend geboten, diese Kapazitäten deutlich aufzustocken. 
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Dass Kartelle in hohem Maße schädlich für die Volkswirtschaft sind, ist keine neue 
Erkenntnis, sondern vielmehr schon seit Jahrhunderten bekannt. Dennoch gibt es weltweit erst 
in jüngster Zeit nachhaltige Bestrebungen, Kartellverstöße aufzudecken und zu bekämpfen. 
Schwierigkeiten bereitet dabei der Umstand, dass Kartelle typischerweise im Geheimen 
erfolgen und die beteiligten Unternehmen darum bemüht sind, keine Informationen über das 
Kartell nach außen durchdringen zu lassen. Um diese „Mauer des Schweigens“ zu 
durchbrechen, setzen Kartellbehörden weltweit nunmehr verstärkt auf die Kooperation mit 
sog „Kartellinsidern“. Durch entsprechende Anreize in Form von Strafnachsicht bzw 
Strafminderung sollen diese dazu bewogen werden, ihre Kartellteilnahme zu beenden und mit 
den Behörden zu kooperieren. Dieses Zusammenspiel von Leistung und Gegenleistung erfolgt 
auf Grundlage sog „Kronzeugenprogramme“.  
 
Allen voran implementierten die USA als erstes Land weltweit ein derartiges 
Kronzeugenprogramm in das amerikanische Kartellverfahren und legten damit den 
Grundstein für nachfolgende Kronzeugenregelungen. In den nunmehr dreißig Jahren seiner 
Anwendung entwickelte sich das amerikanische Kronzeugenmodell, dessen Effektivität 
zunächst durch diverse Unzulänglichkeiten etwa in puncto Transparenz und Rechtssicherheit 
äußerst gering ausfiel, zum erfolgreichsten Mittel der Kartellbekämpfung in den USA. 
Zahlreiche sinnvolle Weiterentwicklungen und eine stetige Verschärfung der Sanktionspolitik 
waren mitverantwortlich dafür, dass das amerikanische Kronzeugenprogramm zunehmend in 
das Blickfeld unternehmenspolitischer Überlegungen rückte. Auch in jüngster Zeit ist das 
Bestreben der Antitrust Division die Kartellbekämpfung weiter zu forcieren deutlich 
erkennbar, wenngleich sie jedoch mit dem „Affirmative Amnesty Program“ mE deutlich über 
das Ziel hinausgeschoßen ist.  
 
Auf europäischer Ebene war es die Europäische Kommission, die sich im Jahre 1996 
erstmalig diesen innovativen Grundgedanken zu Nutze machte und eine entsprechende 
Kronzeugenregelung erließ. Mit der aktuellen Kronzeugenmitteilung aus 2006 versucht die 
Kommission – unter weitgehendem Festhalten am bewährten Regelungssystem der 
Kronzeugenregelung aus 2002 – gewisse Defizite und Schwachpunkte der 
Vorgängerbestimmung auszumerzen, um dadurch die Effektivität der Kartellbekämpfung 
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weiter voranzutreiben. Besonderes Augenmerk legt die Kommission dabei auf den Schutz von 
Unternehmenserklärungen vor einer allfälligen Verwertung in nachfolgenden 
Schadenersatzverfahren. Ferner wurde mit Einführung des „Markersystems“ ein probates 
Mittel geschaffen, die Anreizwirkung der europäischen Kronzeugenregelung weiter zu 
erhöhen. Trotz dieser und zahlreicher weiterer positiver Errungenschaften weist auch die 
aktuelle Kronzeugenregelung der Kommission an der einen oder anderen Stelle einen 
gewissen Optimierungsbedarf auf. So konnte sich etwa die Europäische Kommission auch in 
der Kronzeugenmitteilung aus 2006 bedauerlicher Weise nicht dazu durchringen, ein 
„Amnesty Plus Program“ amerikanischer Prägung einzuführen, mit dem die Effektivität der 
Kartellbekämpfung gesteigert werden könnte, ohne die vorhandenen Ressourcen über Gebühr 
zu beanspruchen. Kritisch zu bewerten ist insb auch, dass die Gewährung eines „Markers“ im 
Ermessen der Kommission liegt und dessen Anreizwirkung zudem durch übertriebenen 
Formalismus konterkariert wird.  
 
Mit 1. Jänner 2006 wurde mit § 11 Abs 3 WettbG nunmehr auch auf nationaler Ebene eine 
Kronzeugenregelung in das Kartellverfahrensrecht eingeführt. Während die Antitrust Division 
und die Europäische Kommission bereits über langjährige Erfahrungswerte im Umgang mit 
ihren Kronzeugenprogrammen verfügen und diese im Zuge der Weiterentwicklung 
entsprechend einfließen lassen konnten, befindet sich die österreichische Kronzeugenregelung 
demgegenüber noch im Entwicklungsstadium. Dennoch legt die durchaus beachtliche Zahl 
der bislang bei der BWB eingeganenen Anträge auf Kronzeugenbehandlung den Schluss 
nahe, dass die Begünstigungen des § 11 Abs 3 WettbG der österreichischen Wirtschaftswelt 
nicht verborgen blieben. Nichtsdestotrotz weist die nationale Kronzeugenregelung in 
Zusammenhalt mit den konkretisierenden Vorgaben im Handbuch der BWB mehrere 
Schachpunkte auf, die der Effektivität dieses Kronzeugenmodells abträglich sind. Diese 
Defizite rühren insb daraus, dass sich die nationale Kronzeugenregelung großteils an der 
mittlerweile überarbeiteten Mitteilung der Kommission aus 2002 orientiert, aber auch deren 
Regelungsgehalt punktuell nicht übernommen wurde, sondern an dessen Stelle 
Bestimmungen traten, denen es mitunter an der notwendigen Transparenz und Bestimmtheit 
mangelt. Aufgrund der daraus resultierenden Rechtssicherheit für kooperartionswillige 
Unternehmen, aber auch im Hinblick auf die nachhaltigen Harmonisierungstendenzen im 
Rahmen des ECN, ist es mE dringend angezeigt, die nationale Kronzeugenregelung in 
bestimmten Bereichen grundlegend zu überarbeiten. Wertvolle Impulse hierfür könnte 
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EuGH 22.6.2006 verb Rs C-182/03, C-217/03 (Belgien/Kommission) 
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Ingredients/Kommission) 
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EuGH 15.10.2002 verb Rs C-238/99 P, C-244/99 P,C-245/99 P, C-247/99 P, C-250/99 P, C-
252/99 P, C-254/99 P (Limburgse Vinyl Maatschappij [LVM]/Kommission) 
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EuGH 30.1.1974 Rs 127/73 (BRT I) 
 294 
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EuGH 5.5.1966 verb Rs 18/65, 35/65 (Max Gutmann) Slg 1966, 00154 
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EuG 24.9.2008 Rs T-20/03 (Kahla/Thüringen Porzellan/Kommission)  
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Komm 9.12.2004, IP/04/1454 v. 9.12.2004 (Tiervitamine) – unveröffentlicht 
Komm 26.10.2004, COMP/38.338, IP/04/1313 v. 26.10.2004 (Hartkurzwaren/Nadeln) – 
unveröffentlicht 
Komm 20.10.2004, ABl 2007 L 102/14 (Rohtabak-Spanien) 
Komm 29.9.2004, COMP/36.756, Bulletin EU 9/2004 Wettbewerb (5/9) (Natriumglukonat II) – 
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Komm 3.9.2004, ABl 2006 L 192/21 (Kupferinstallationsrohre) 
Komm 16.12.2003, ABl 2004 L 125/50 (Industrierohre) 
Komm 10.12.2003, ABl 2005 L 110/44 (Organische Peroxide) 
Komm 3.12.2003, ABl 2004 L 125/45 (Elektrotechnische und mechanische Kohlenstoff- und 
Graphitprodukte) 
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Komm 27.11.2002, ABl 2004 L 38/18 (Methylglukamin) 
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Komm 2.10.2001, COMP/36.756; IP/01/1355 v. 19.2.2002 (Natriumglukonat) – unveröffentlicht 
Komm 20.12.2001, ABl 2004 L 115/1 (Selbstdurchschreibepapier) 
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Komm 5.6.1991, ABl 1991 L 287/39 (Viho/Toshiba) 
Komm 21.12.1988, ABl 1989 L 074/21 (LPDE) 
Komm 11.7.1988, ABl 1988 L 233/15 (British Dental Trade) 
Komm 23.4.1986, ABl 1986 L 230/1 (Polypropylen) 
Komm 16.12.1985, ABl 1985 L 376/21 (Sperry New Holland) 
Komm 19.12.1984, ABl 1985 L 85/1 (Zellstoff) 
Komm 6.8.1984, ABl 1984 L 220/27 (Zinc Producer Group) 
Komm 23.7.1984, ABl L 212/13 (Flachglas-Benelux) 
Komm 16.5.1984, ABl 1984 L 136/9 (Polistil/Arbois) 
Komm 7.12.1982, ABl 1982 L 354/28 (National Panasonic) 
Komm 14.12.1979, ABl 1980 L 60/21 (Pioneer Hi Fi-Geräte) 
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Entscheidungen nationaler Gerichte 
VfGH 15.12.2008, B 1671/08 
VfGH 27.6.2008, B 172/08 
VfGH 21.6.2008, V 332/08 
VfGH 17.6.2008, V 312/08 ua 
VfGH 6.3.2008, B 225/07 
VfGH 13.12.2007, V 56/07 ua 
VfGH G 96/05 =VfSlg 17.951 
VfGH V 104/01 ua =VfSlg 16.767 
VfGH G 45/00 ua =VfSlg 15.888 
VfGH 5.12.1998, G 94/98 ua 
VfGH B 2410/94 =VfSlg 15.177 
VfGH G 347/97 ua =VfSlg 15.059 
VfGH B 473/92 =VfSlg 13.785 
VfGH V 59/93 =VfSlg 13.632 
VfGH V 20/86 =VfSlg 11.472 
OGH 21.1.2008, 16 Ok 8/07 
OGH 6.11.2007, 5 Ob 154/07v 
OGH 30.5.2007, 9 Ob 15/07g 
OGH 24.6.2005, 1 Ob 108/04w  
OGH 6.10.2004, 13 Os 135/03 
OGH 15.1.2002, 4 Ob 201/02s 
OGH 26.9.2001, 13 Os 34/01 
OGH 26.6.2001, 1 Ob 16/01 
OGH 28.6.2000, 14 Os 107/99 
OGH 17.3.1998, 4 Ob 62/98s 
OGH 24.2.1998, 4 Ob 53/98t 
OGH 6.9.1984, 6 Ob 16/84 
OGH als KOG 8.10.2008, 16 Ok 5/08 
OGH als KOG 12.9.2007, 16 Ok 4/07 
OGH als KOG 11.10.2006, 16 Ok 7/06 (16 Ok 8/06) 
OGH als KOG 26.6.2006, 16 Ok 3/06 
OGH als KOG 26.6.2006, 16 Ok 51/05 
OGH als KOG 27.2.2006, 16 Ok 52/05 
OGH als KOG 16.12.2002, 16 Ok 10/02 
OLG Wien als KG 7.6.2005, 27 Kt 245/04 
LG Graz 17.8.2007, 17 R 91/07p 
BG Graz-Ost 16.3.2007, 4 C 463/06h 
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